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1. Übersicht über die Verhandlungen · Résumé des délibérations 
 
12.076 Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern 

arbeiten 

dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB 

und 

JStG 
Botschaft vom 10. Oktober 2012 zur Volksinitiative 
"Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten 
dürfen" sowie zum Bundesgesetz über das 
Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und 
Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des 
Militärstrafgesetzes 
und des Jugendstrafgesetzes) als indirektem 
Gegenvorschlag (BBl 2012 8819) 
 
NR/SR Kommission für Rechtsfragen 
 
1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das 
Kontaktund 
Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des 
Militärstrafgesetzes 
und des Jugendstrafgesetzes) 
10.06.2013 Nationalrat. Beginn der Diskussion 
11.06.2013 Nationalrat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf 
des Bundesrates. 
11.09.2013 Ständerat. Abweichend. 
26.11.2013 Nationalrat. Abweichend. 
02.12.2013 Ständerat. Zustimmung. 
13.12.2013 Nationalrat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung 
angenommen. 
13.12.2013 Ständerat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung 
angenommen. 
Bundesblatt 2013 9683; Ablauf der Referendumsfrist: 
6. April 
2014 
 
2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative 
«Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten 
dürfen» 
21.03.2013 Nationalrat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf des Bundesrates. 
18.06.2013 Ständerat. Rückweisung an die 
Kommission mit 
dem Auftrag, einen direkten Gegenentwurf 
auszuarbeiten. 
11.09.2013 Ständerat. Abweichend. 
18.09.2013 Nationalrat. Abweichend. 
19.09.2013 Ständerat. Zustimmung. 
27.09.2013 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in 
der 
Schlussabstimmung abgelehnt. 
27.09.2013 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in 
der 
Schlussabstimmung angenommen. 
 
3. Bundesbeschluss über das Tätigkeitsverbot nach 
einer Straftat gegen die sexuelle Integrität 
(Gegenentwurf zur Volksinitiative «Pädophile sollen 
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen») 
(Entwurf der RK-N vom 14. Februar 2013) 
21.03.2013 Nationalrat. In der Gesamtabstimmung 
abgelehnt 
(=nichteintreten) (=erledigt). 
 

12.076 Pour que les pédophiles ne travaillent plus 

avec des enfants. Initiative populaire. Modification 

du CP, CPM et du DPMin 
Message du 10 octobre 2012 relatif à l'initiative 
populaire "Pour 
que les pédophiles ne travaillent plus avec des 
enfants" et à la 
loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité, 
l'interdiction 
de contact et l'interdiction géographique (modification 
du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des 
mineurs) en 
tant que contre-projet indirect (FF 2012 8151) 
 
CN/CE Commission des affaires juridiques 
 
1. Loi fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, 
l’interdiction 
de contact et l’interdiction géographique (Modification 
du 
code pénal, du code pénal militaire et du droit pénal 
des mineurs) 
10.06.2013 Conseil national. Début du traitement 
11.06.2013 Conseil national. Décision modifiant le 
projet du 
Conseil fédéral. 
11.09.2013 Conseil des Etats. Divergences. 
26.11.2013 Conseil national. Divergences. 
02.12.2013 Conseil des Etats. Adhésion. 
13.12.2013 Conseil national. La loi est adoptée au 
vote final. 
13.12.2013 Conseil des Etats. La loi est adoptée au 
vote final. 
Feuille fédérale 2013 8701; délai référendaire: 6 avril 
2014 
 
2. Arrêté fédéral sur l’initiative populaire «Pour que les 
pédophiles ne travaillent plus avec des enfants» 
21.03.2013 Conseil national. Décision modifiant le 
projet du 
Conseil fédéral. 
18.06.2013 Conseil des Etats. Renvoi à la 
commission avec le 
mandat d'élaborer un contre-projet direct. 
11.09.2013 Conseil des Etats. Divergences. 
18.09.2013 Conseil national. Divergences. 
19.09.2013 Conseil des Etats. Adhésion. 
27.09.2013 Conseil national. L'arrêté est rejeté au 
vote final. 
27.09.2013 Conseil des Etats. L'arrêté est adopté au 
vote final. 
 
3. Arrêté fédéral concernant l‘interdiction d’exercer une 
activité 
après une infraction contre l’intégrité sexuelle (contre-
projet à 
l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne 
travaillent plus 
avec des enfants ») (Projet de la CAJ-N du 14 février 
2013) 
21.03.2013 Conseil national. Rejeté lors du vote sur 
l'ensemble (=ne pas enter en matière) (=liquidé). 
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4. Bundesgesetz über das zwingende Tätigkeitsverbot 
(Änderung des Strafgesetzbuchs, des 
Militärstrafgesetzes und des  
Jugendstrafgesetzes) (Entwurf der RK-N vom 23. Mai 
2013) 
10.06.2013 Nationalrat. Eintreten und Rückweisung 
an die 
Kommission. 
26.11.2013 Nationalrat. Abschreibung (= erledigt). 
 
5. Bundesbeschluss über das Tätigkeits- und 
Kontaktverbot nach einer Straftat gegen die sexuelle 
Integrität (Gegenentwurf zur Volksinitiative „Pädophile 
sollen nicht mehr mit Kindern 
arbeiten dürfen“) (Entwurf der RK-S vom 26. August 
2013) 
11.09.2013 Ständerat. Beschluss nach Entwurf der 
Kommission. 
18.09.2013 Nationalrat. Nichteintreten. 
19.09.2013 Ständerat. Zustimmung (= Nichteintreten) 
(= erledigt). 

4. Loi fédérale sur l'interdiction systèmatique d'exercer 
une activité 
(Modification du code pénal, du code pénal militaire et 
du droit pénal des mineurs) (Projet de la CAJ-N du 23 
mai 2013) 
10.06.2013 Conseil national. Entrée en matière et 
renvoi à la commission. 
26.11.2013 Conseil national. Classement (= liquidé). 
 
5. Arrêté fédéral concernant l’interdiction d’exercer une 
activité et l’interdiction de contact après une infraction 
contre l’intégrité sexuelle (contre-projet à l’initiative 
populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus 
avec des enfants») (Projet de la 
CAJ-E du 26 août 2013) 
11.09.2013 Conseil des Etats. Décision conforme au 
projet de la commission. 
18.09.2013 Conseil national. Ne pas entrer en 
matière. 
19.09.2013 Conseil des Etats. Adéhsion (= ne pas 
entrer en matière) (= liquidé). 
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3. Zusammenfassung der Verhandlungen 
 

12.076 Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. 
Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG 

Botschaft vom 10. Oktober 2012 zur Volksinitiative "Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten 
dürfen" sowie zum Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot 
(Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes) als 
indirektem Gegenvorschlag (BBl 2012 8819). 
 
Das Initiativanliegen der Vereinigung «Marche blanche» stiess zwar in beiden Räten auf 
grosses Verständnis, die vorgeschlagene Art ihrer Umsetzung hingegen fand nur im rechten 
Lager Zuspruch. Die Linke und ein Teil der Bürgerlichen bemängelten an der Initiative das 
zwingende und endgültige Tätigkeitsverbot, bei dem nicht unterschieden wird zwischen Fällen 
von Minderjährigen – beispielsweise der Beziehung eines 18- mit einer 15-Jährigen – und 
echter Pädophilie. Als Schwachpunkt der Initiative gilt auch, dass – beispielsweise häusliche – 
Gewalttäter nicht betroffen sind. Das Parlament verzichtete auf eine Abstimmungsempfehlung, 
verabschiedete aber eine Änderung des Strafgesetzbuches als indirekten Gegenvorschlag. 
Dieser behebt die Mängel des Initiativtextes und hat den Vorteil, rasch in Kraft treten zu 
können. 

Ausgangslage 

Die Volksinitiative "Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen" ist am 20. April 2011 von 
der Vereinigung "Marche Blanche" mit 111 681 gültigen Unterschriften bei der Bundeskanzlei 
eingereicht worden. Sie will in der Bundesverfassung einen neuen Artikel 123c mit folgendem 
Wortlaut verankern: „Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines 
Kindes oder einer abhängigen Person beeinträchtigt haben, verlieren endgültig das Recht, eine 
berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen oder Abhängigen auszuüben." Der 
Bundesrat teilt das Anliegen der Volksinitiative; er will mit seinem indirekten Gegenvorschlag aber 
weiter gehen und rascher handeln. 
 
Nachteile der Volksinitiative 
Der Bundesrat ist der Meinung, dass die Volksinitiative verschiedene Mängel aufweist: Sie enthält 
unbestimmte Begriffe und ist daher interpretationsbedürftig. Zudem müsste auf Gesetzesstufe erst 
festgelegt werden, wie das Tätigkeitsverbot konkretisiert und in der Praxis umgesetzt werden soll. Die 
Volksinitiative ist ferner unvollständig, da sie ein Tätigkeitsverbot nur bei Sexualstraftaten, nicht aber 
bei Gewaltdelikten verlangt. Sie lässt schliesslich den Gerichten keinen Ermessensspielraum, da sie 
bei jeder Verurteilung - unabhängig vom Strafmass - zwingend ein lebenslanges Tätigkeitsverbot 
anordnen müssten. Dieser Automatismus steht im Widerspruch zu dem in der Bundesverfassung und 
im Völkerrecht verankerten Grundsatz der Verhältnismässigkeit, der bei der Einschränkung von 
Grundrechten beachtet werden muss. Auch für den Bundesrat ist es inakzeptabel, dass vorbestrafte 
und möglicherweise noch gefährliche Täter wieder mit Kindern oder sehr kranken und alten 
Menschen beruflich oder ausserberuflich arbeiten können. Die Volksinitiative hat ihn in seiner Absicht 
bestärkt, die geltenden Bestimmungen zum Berufsverbot zu verbessern. Heute kann ein Berufsverbot 
nämlich nur dann verhängt werden, wenn die Tat bei der Ausübung eines Berufs begangen wurde. 
Weitere Mängel der heutigen Regelung bestehen darin, dass das Berufsverbot auf höchstens fünf 
Jahre befristet ist und dass keine ausserberuflichen Tätigkeiten verboten werden können. 
 
Vom Berufsverbot zum Tätigkeitsverbot 
Im Mittelpunkt der Gesetzesrevision steht die Ausweitung des geltenden Berufsverbots zu einem 
umfassenden Tätigkeitsverbot. Neu können auch ausserberufliche Tätigkeiten, die eine Person in 
Vereinen oder anderen Organisationen ausübt, verboten werden. Das zukünftige Tätigkeitsverbot wird 
zudem in verschiedenen Punkten strenger als das heutige Berufsverbot sein. Zum einen kann ein 
Verbot auch dann verhängt werden, wenn der Täter das Delikt nicht in Ausübung seiner beruflichen 
Tätigkeit begangen hat. Zum anderen werden bestimmte Sexualstraftaten gegen Minderjährige und 
besonders schutzbedürftige Menschen zwingend zur Verhängung eines – wenn nötig lebenslangen – 
Tätigkeitsverbots führen. Schliesslich wird das Tätigkeitsverbot durch ein Kontakt- und Rayonverbot 
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ergänzt. Dieses Verbot unterbindet Kontakte, die der Täter zur Begehung von Straftaten nutzen 
könnte, und schützt das mögliche Opfer vor häuslicher Gewalt oder Nachstellungen. 
Durchsetzung der neuen Verbote 
Die neuen Verbote werden mit dem ordentlichen Strafregisterauszug durchgesetzt, der von den 
Arbeitgebern und den Verantwortlichen eines Vereins oder einer anderen Organisation verlangt 
werden kann. Zudem wird ein spezieller Strafregisterauszug geschaffen, der nur Urteile enthält, in 
denen ein Tätigkeits- oder ein Kontakt- und Rayonverbot ausgesprochen worden ist. Diese Urteile 
bleiben – anders als im ordentlichen Strafregisterauszug - während der ganzen Dauer des Verbots 
sichtbar. Dieser spezielle Auszug hat zudem den Vorteil, dass Bewerber für ausserberufliche 
Tätigkeiten nicht ihr ganzes strafrechtliches Vorleben offenlegen müssen (z.B. Vorstrafen wegen 
Verkehrsdelikten). Die Einholung eines Strafregisterauszugs wird in die Verantwortung der 
Arbeitgeber sowie der Verantwortlichen der Vereine und Organisationen gestellt. Aufgrund der in der 
Vernehmlassung geäusserten Kritik verzichtet der Bundesrat auf das ursprünglich vorgeschlagene 
Obligatorium. Bei Tätigkeitsverboten, die aufgrund von Sexualstraftaten zwingend verhängt werden 
müssen, wird zudem eine Bewährungshilfe für die Überwachung und Betreuung angeordnet. Für die 
technische Überwachung eines Kontakt- und Rayonverbots kann die zuständige Behörde schliesslich 
elektronische Mittel (z.B. GPS-Geräte) einsetzen. 
 
Prävention bleibt wichtig 
Der Bundesrat ist sich bewusst, dass die strafrechtlichen Verbote erst zum Zug kommen, wenn alle 
anderen Massnahmen versagt haben und der Täter bereits eine Straftat begangen hat. Ersttäter, die 
noch nie einschlägig verurteilt worden sind, werden nicht erfasst. Es muss daher nach wie vor ein 
grosses Gewicht auf präventive Massnahmen gelegt werden. Dazu zählen die Sensibilisierung der 
Kinder, die Ausbildung der Betreuungspersonen von Kindern oder anderen schutzbedürftigen 
Personen und die Schaffung geeigneter Strukturen und Kontrollmechanismen in Schulen, Heimen und 
anderen Institutionen. (Quelle : Medienmitteilung des Bundesrates) 

Verhandlungen 

Entwurf 1 
Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des 
Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes) 
10.06.2013 NR Beginn der Diskussion 
11.06.2013 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
11.09.2013 SR Abweichend. 
26.11.2013 NR Abweichend. 
02.12.2013 SR Zustimmung. 
13.12.2013 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
13.12.2013 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
 
Entwurf 2 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» 
21.03.2013 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
18.06.2013 SR Rückweisung an die Kommission mit dem Auftrag, einen direkten 

Gegenentwurf auszuarbeiten. 
11.09.2013 SR Abweichend. 
18.09.2013 NR Abweichend. 
19.09.2013 SR Zustimmung. 
27.09.2013 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung abgelehnt. 
27.09.2013 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
 
Entwurf 3 
Bundesbeschluss über das Tätigkeitsverbot nach einer Straftat gegen die sexuelle Integrität 
(Gegenentwurf zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen») (Entwurf 
der RK-N vom 14. Februar 2013) 
21.03.2013 NR In der Gesamtabstimmung abgelehnt (=Nichteintreten) (=erledigt). 
 
Entwurf 4 
Bundesgesetz über das zwingende Tätigkeitsverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des 
Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes) (Entwurf der RK-N vom 23. Mai 2013) 
10.06.2013 NR Eintreten und Rückweisung an die Kommission. 
26.11.2013 NR Abschreibung (= erledigt). 
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Entwurf 5 
Bundesbeschluss über das Tätigkeits- und Kontaktverbot nach einer Straftat gegen die sexuelle 
Integrität (Gegenentwurf zur Volksinitiative „Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen“) 
(Entwurf der RK-S vom 26. August 2013) 
11.09.2013 SR Beschluss nach Entwurf der Kommission. 
18.09.2013 NR Nichteintreten. 
19.09.2013 SR Zustimmung (= Nichteintreten) (= erledigt). 
 
Entwurf 2 
Die Debatte im Nationalrat verlief sehr emotional. Während für sämtliche Rednerinnen und Redner 
klar war, dass Kinder vor pädophilen Straftätern geschützt werden müssen, waren sie sich nicht einig 
über den Weg, der zu diesem Ziel führen soll. 
Der Berichterstatter der Kommission, Carlo Sommaruga (S, GE), hielt fest, dass die heutigen 
Regelungen im Strafgesetz geändert werden müssen, da diesen zufolge ein Berufsverbot nur 
verhängt wird, wenn die Straftat in Ausübung des entsprechenden Berufes begangen worden ist. Die 
Mehrheit der Kommission – überzeugt, dass die Initianten ihr Begehren nicht zurückziehen würden – 
war der Meinung, dass ein direkter Gegenentwurf (Entwurf 3) in der Volksabstimmung 
mehrheitsfähiger wäre als der indirekte Gegenvorschlag des Bundesrates (Entwurf 1). Laut 
Kommissionsmehrheit ist der Initiativtext unpräzis, unterscheidet er doch nicht zwischen volljährigen 
und minderjährigen Personen. Zudem würde ihrer Meinung nach ein automatisches und unbefristetes 
Berufsausübungsverbot das Verhältnismässigkeitsprinzip infrage stellen und den Gerichten jeglichen 
Ermessensspielraum nehmen. Eine von den Freisinnigen angeführte Minderheit der Kommission war 
der Meinung, dass ein direkter Gegenentwurf oder ein indirekter Gegenvorschlag, der kein 
obligatorisches Verbot enthält, in der Volksabstimmung keine Chance hätte. 
Nach über vierstündiger Debatte verwarf die Grosse Kammer sämtliche Minderheitsanträge, welche 
Alternativen zur Initiative einbringen wollten und beschloss mit 82 zu 79 Stimmen bei 14 
Enthaltungen, Volk und Ständen die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Der direkte Gegenentwurf 
(Entwurf 3) der Kommissionsmehrheit wurde mit 87 zu 60 Stimmen bei 29 Enthaltungen abgelehnt.  
Im Ständerat wurden in der Sommersession 2013 die gleichen Argumente vorgebracht. Vorerst 
befasste sich der Rat mit einem Minderheitsantrag auf Rückweisung der Vorlage an die Kommission 
mit dem Auftrag, einen direkten Gegenentwurf (Entwurf 5) auszuarbeiten. Ziel dabei sollte es sein, die 
Mängel der Initiative – insbesondere die Missachtung des Verhältnismässigkeitsprinzips – zu beheben 
und eine glaubwürdige, in der Volksabstimmung mehrheitsfähige Vorlage zu unterbreiten. Dieser 
Antrag wurde mit 23 zu 21 Stimmen angenommen. 
In der Herbstsession 2013 beschloss die Kleine Kammer mit 27 zu 14 Stimmen bei 1 Enthaltung, Volk 
und Ständen die Ablehnung der Volksinitiative und die Annahme eines direkten Gegenentwurfs als 
gemässigte Fassung der Initiative zu empfehlen (Entwurf 5).  
Ebenfalls in der Herbstsession 2013 lehnte der Nationalrat – entgegen seinem früheren Beschluss – 
die Initiative der «Marche blanche» mit 88 zu 88 Stimmen bei 14 Enthaltungen und Stichentscheid 
seiner Präsidentin Maya Graf (G, BL) ab. Mit 119 zu 62 Stimmen ebenfalls verworfen wurde der 
direkte Gegenentwurf des Ständerates. Die ablehnenden Stimmen kamen aus den Reihen der SVP, 
welche für die Initiative votierte, sowie der Sozialdemokraten, welche befürchteten, dass ein direkter 
Gegenentwurf der Initiative zum Durchbruch verhälfe. 
Der Ständerat verzichtete schliesslich auf die Vorlage eines direkten Gegenentwurfs  und empfahl 
Volk und Ständen mit 21 zu 14 Stimmen bei 2 Enthaltungen, die Initiative abzulehnen. 
 
In der Schlussabstimmung wurde der Entwurf 2 im Nationalrat mit 97 zu 91 Stimmen bei 7 
Enthaltungen abgelehnt. Der Ständerat nahm ihn mit 23 zu 15 Stimmen bei 3 Enthaltungen an. 
Demzufolge gibt das Parlament Volk und Ständen keine Abstimmungsempfehlung ab. 
 
Entwurf 1 
Der Nationalrat folgte seiner Kommission und trat ohne Gegenstimme auf dem nuancierten indirekten 
Gegenvorschlage des Bundesrates ein. Die Grosse Kammer strich allerdings die Bestimmungen 
betreffend die Dauer des Berufsausübungsverbots und dessen zwingende  Verhängung. Diese 
Punkte bildeten Gegenstand einer eigenen Vorlage (Entwurf 4), die mit 117 zu 58 Stimmen an die 
Kommission zurückgewiesen wurde. Alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP erachteten es als 
notwendig, das Gesetz unabhängig vom Ausgang der Abstimmung über die Volksabstimmung 
(Entwurf 2) zu revidieren. In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf 1 mit 176 Stimmen ohne 
Gegenstimme und ohne Enthaltung angenommen. 
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Der Ständerat folgte seiner Kommission und trat ohne Gegenstimme auf die Bundesratsvorlage 
einschliesslich der vom Nationalrat gestrichenen Bestimmungen ein und nahm sie in der 
Gesamtabstimmung mit 39 Stimmen ohne Gegenstimme und ohne Enthaltung an. 
In der Differenzbereinigung lehnte der Nationalrat mit 127 zu 55 Stimmen einen Ordnungsantrag der 
SVP ab, welcher verlangte, dass die Entwürfe 1 und 4 des Geschäfts 12.076 aus der Tagesordnung 
gestrichen und als eigenes Geschäft behandelt werden. Der Nationalrat schloss sich bei allen 
Differenzen mit Ausnahme derjenigen betreffend Strafregisterauszug dem Ständerat an. Der Entwurf 
4 wurde schliesslich diskussionslos abgeschrieben. 
Der Ständerat bereinigte die letzte Differenz, indem er sich diskussionslos dem Nationalrat 
anschloss. 
 
In der Schlussabstimmung wurde der Entwurf 1 im Nationalrat mit 115 Stimmen ohne 
Gegenstimme bei 79 Enthaltungen und im Ständerat mit 32 Stimmen ohne Gegenstimme bei 9 
Enthaltungen angenommen. 
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3. Résumé des délibérations 
 

12.076 Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative 
populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin 

Message du 10 octobre 2012 relatif à l'initiative populaire "Pour que les pédophiles ne travaillent plus 
avec des enfants" et à la loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité, l'interdiction de contact et 
l'interdiction géographique (modification du code pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des 
mineurs) en tant que contre-projet indirect (FF 2012 8151) 

Si l’initiative de la Marche blanche a suscité une grande compréhension parmi les députés, les 
moyens proposés n’ont pas convaincu sauf à droite de l’échiquier politique. La gauche et une 
partie de la droite reprochent à l’initiative le caractère obligatoire et définitif de l’interdiction 
qui ne distingue pas les cas concernant les mineurs, comme un jeune homme de 18 ans et une 
jeune fille de 15 ans, et les actes de pédophilie avérés. Les auteurs d’actes de violence, par 
exemple au sein de la famille, ne sont pas concernés et c’est aussi une faiblesse de l’initiative. 
Le Parlement, s’il a renoncé à faire une recommandation de vote, a adopté un contre-projet 
indirect par la modification du Code pénal qui a l’avantage de pouvoir entrer en vigueur 
rapidement et qui corrige les défauts relevés dans le texte de l’initiative. 

Situation initiale 

L'initiative populaire « pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants » a été déposée le 
20 avril 2011 par l’association Marche Blanche à la Chancellerie fédérale avec 111 681 signatures 
valables. Cette initiative demande l’inscription dans la Constitution d’un nouvel art. 123c dont la teneur 
est la suivante: « Quiconque est condamné pour avoir porté atteinte à l'intégrité sexuelle d'un enfant 
ou d'une personne dépendante est définitivement privé du droit d'exercer une activité professionnelle 
ou bénévole en contact avec des mineurs ou des personnes dépendantes ». Le Conseil fédéral 
partage l'avis de ses auteurs; avec son contre-projet indirect, il veut cependant aller plus loin et 
permettre une mise en œuvre plus rapide. 
 
Désavantages de l'initiative 
Le Conseil fédéral estime que l’initiative présente un certain nombre de défauts: elle utilise des termes 
vagues et est par conséquent sujette à interprétation. De plus, il faudrait définir dans la loi la manière 
de concrétiser, puis de mettre en œuvre l'interdiction d'exercer une activité. L'initiative est également 
incomplète, car elle vise les délinquants sexuels, mais pas les auteurs d'actes de violence. Enfin, elle 
ne laisse aucune marge de manœuvre aux tribunaux, puisqu'elle prévoit une interdiction obligatoire et 
illimitée, sans que l'ampleur de la peine puisse être prise en compte. 
Cette rigidité enfreint le principe de proportionnalité énoncé dans la Constitution fédérale et le droit 
international, lequel doit être respecté lors de toute restriction des droits fondamentaux. Tout comme 
les auteurs de l'initiative, le Conseil fédéral estime inadmissible que des délinquants sexuels déjà 
condamnés pour une infraction similaire et peut-être encore dangereux puissent à nouveau exercer 
une activité, professionnelle ou non, au contact d'enfants et de personnes malades ou âgées. 
L'initiative l'a conforté dans son intention d'améliorer les dispositions existantes en matière 
d'interdiction d'exercer une profession. Actuellement, une telle interdiction ne peut être ordonnée que 
si l'acte incriminé a été commis dans le cadre de l'exercice professionnel. La loi actuelle a également 
le désavantage de limiter la durée de l'interdiction à un maximum de cinq ans et de ne prévoir aucune 
interdiction d'exercer une activité non professionnelle. 
 
De l'interdiction d'exercer une profession à l'interdiction d'exercer une activité 
Le point essentiel de l’avant-projet du Conseil fédéral est l'extension de l’interdiction aux activités non 
professionnelles telles que celles qu’on peut poursuivre dans une association ou autre organisation. 
Plusieurs aspects de l'interdiction actuelle seront également durcis. Premièrement, un délinquant 
sexuel pourra faire l'objet d'une interdiction même lorsque l'infraction n'a pas été commise dans 
l'exercice de sa profession. Deuxièmement, certains actes d'ordre sexuel contre les mineurs et les 
personnes particulièrement vulnérables entraîneront automatiquement une interdiction d'exercer une 
activité (si nécessaire à vie). Enfin, l'interdiction d'exercer une activité sera complétée par une 
interdiction de contact et une interdiction géographique. Il sera donc possible d’empêcher tout contact 
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que le délinquant sexuel pourrait mettre à profit pour commettre des actes répréhensibles. On 
protègera ainsi les potentielles victimes de violences conjugales et de persécutions obsessionnelles. 
 
Mise en œuvre des nouvelles interdictions 
Les nouvelles interdictions seront appliquées grâce à l'extrait ordinaire du casier judiciaire, que les 
employeurs ou les responsables d'associations et autres organisations peuvent consulter. De plus, un 
extrait spécial du casier judiciaire est instauré, dans lequel ne figurent que les jugements énonçant 
une interdiction d'exercer une activité, une interdiction de contact et une interdiction géographique. 
Contrairement à l'extrait ordinaire, l'extrait spécial mentionne les jugements pendant toute la durée de 
l'interdiction d'exercer. Il a l’avantage, concernant les activités bénévoles, que le candidat ne sera pas 
obligé de divulguer tous ses antécédents pénaux (p. ex. peines pour infraction routière). Il 
appartiendra aux employeurs et aux responsables d’associations ou d’organisations de décider s’ils 
entendent demander un extrait du casier judiciaire. Eu égard aux critiques formulées durant la 
consultation, le Conseil fédéral a finalement renoncé à obliger ceux-ci à demander dans tous les cas 
la production d’un extrait du casier judiciaire. Lorsqu'une interdiction d'exercer une activité est 
prononcée d'office pour motif d'infraction d'ordre sexuel, elle est associée à un service de probation 
pour la surveillance et l'assistance. Dans le cadre d'une l'interdiction de contact et d'une interdiction 
géographique, l'autorité compétente peut recourir à des moyens de surveillance électroniques (p. ex. 
appareils GPS). 
 
La prévention reste importante 
Le Conseil fédéral a conscience du fait que ces interdictions pénales ne doivent être appliquées que 
lorsque toutes les autres mesures ont échoué et qu'une infraction a déjà été commise. Les 
délinquants primaires qui n'ont encore jamais été condamnés pour un acte similaire ne sont pas 
concernés. Il est donc essentiel de continuer d'accorder une grande importance aux mesures 
préventives telles la sensibilisation des enfants, la formation des personnes s'occupant d'enfants ou 
de personnes vulnérables et la création de structures appropriées et de mécanismes de contrôle dans 
les écoles, les foyers et autres institutions. (Source : communiqué de presse du Conseil fédéral) 

Délibérations 

Projet 1 
Loi fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction 
géographique (Modification du code pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs) 
10.06.2013 CN Début du traitement 
11.06.2013 CN Décision modifiant le projet du Conseil fédéral. 
11.09.2013 CE Divergences. 
26.11.2013 CN Divergences. 
02.12.2013 CE Adhésion. 
13.12.2013 CN La loi est adoptée au vote final. 
13.12.2013 CE La loi est adoptée au vote final. 
 
Projet 2 
Arrêté fédéral sur l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants» 
21.03.2013 CN Décision modifiant le projet du Conseil fédéral. 
18.06.2013 CE Renvoi à la commission avec le mandat d'élaborer un contre-projet direct. 
11.09.2013 CE Divergences. 
18.09.2013 CN Divergences. 
19.09.2013 CE Adhésion. 
27.09.2013 CN L'arrêté est rejeté au vote final. 
27.09.2013 CE L'arrêté est adopté au vote final. 
 
Projet 3 
Arrêté fédéral concernant l‘interdiction d’exercer une activité après une infraction contre l’intégrité 
sexuelle (contre-projet à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des 
enfants ») (Projet de la CAJ-N du 14 février 2013) 
21.03.2013 CN Rejeté lors du vote sur l'ensemble (=ne pas entrer en matière) (=liquidé). 
 
Projet 4 
Loi fédérale sur l'interdiction systématique d'exercer une activité (Modification du code pénal, du code 
pénal militaire et du droit pénal des mineurs) (Projet de la CAJ-N du 23 mai 2013) 
10.06.2013 CN Entrée en matière et renvoi à la commission. 
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26.11.2013 CN Classement (= liquidé). 
 
Projet 5 
Arrêté fédéral concernant l’interdiction d’exercer une activité et l’interdiction de contact après une 
infraction contre l’intégrité sexuelle (contre-projet à l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne 
travaillent plus avec des enfants»)  (Projet de la CAJ-E du 26 août 2013) 
11.09.2013 CE Décision conforme au projet de la commission. 
18.09.2013 CN Ne pas entrer en matière. 
19.09.2013 CE Adhésion (= ne pas entrer en matière) (= liquidé). 
 
Projet 2 
Le débat au Conseil national a été très émotionnel. Si tous les orateurs ont défendu l’idée de 
protéger les enfants contre les pédophiles, les moyens pour y parvenir n’ont pas fait l’unanimité. 
Au nom de la commission, le rapporteur de langue française, Carlo Sommaruga (S, GE) a reconnu la 
nécessité de modifier la règle actuelle du Code pénal qui limite l’interdiction de profession uniquement 
aux cas de délits dans le cadre professionnel. La majorité de la commission, convaincue que les 
initiants n’allaient pas retirer leur initiative, a estimé qu’un contre-projet direct (projet 3) aurait plus de 
chance de rallier une majorité du peuple que le contre-projet indirect proposé par le Conseil fédéral 
(projet 1). Pour la majorité de la commission, le texte de l’initiative est imprécis. Il ne fait pas de 
différence entre majeur et mineur. De plus, le caractère automatique et définitif d’une interdiction 
professionnelle remet en cause le principe de proportionnalité et le pouvoir d’appréciation du juge. 
Une minorité de la commission, emmenée par les libéraux-radicaux, a estimé qu’un contre-projet 
direct ou indirect, supprimant l’obligation d’interdiction, n’avait aucune chance devant le peuple. 
Après plus de 4 heures de débat, la Chambre basse a rejeté toutes les propositions de minorités 
proposant une alternative à l’initiative et a recommandé au peuple et aux cantons d’accepter l’initiative 
populaire par 82 voix contre 79 et 14 abstentions. Le contre-projet direct (projet 3) proposé par la 
majorité de la commission a, lui, été rejeté par 87 voix contre 60 et 29 abstentions.  
Lors de la session d’été 2013, les mêmes arguments ont été avancé par les sénateurs. Le Conseil 
des Etats a d’abord traité d’une proposition de minorité demandant le renvoi du projet à la 
commission avec le mandat d’élaborer un contre-projet direct (projet 5). Son but étant de corriger les 
défauts de l’initiative, notamment le fait qu’elle ne respecte pas le principe de la proportionnalité et de 
proposer un contre-projet direct crédible, susceptible d’obtenir une majorité face à l’initiative populaire. 
Cette proposition a été acceptée par 23 voix contre 21. 
Lors de la session d’automne 2013, la Chambre haute a recommandé au peuple et aux cantons de 
rejeter l’initiative populaire et a adopté un contre-projet direct qui se veut plus modéré que l’initiative 
par 27 voix contre 14 et une abstention (projet 5).  
Lors de la session d’automne 2013, le Conseil national a changé d’avis en rejetant l’initiative de la 
Marche blanche par 88 voix contre 88 et 14 abstentions et la voix prépondérante de la présidente du 
Conseil national, Maya Graf (G, BL). Le contre-projet direct issu du Conseil des Etats a également été 
balayé par 119 voix contre 62. L’opposition venant des rangs de l’UDC favorable à l’initiative et des 
socialistes craignant qu’un contre-projet direct ne fasse que la renforcer  
Le Conseil des Etats a finalement renoncé à présenter un contre-projet direct et recommande au 
peuple et aux cantons de rejeter l’initiative par 21 voix contre 14 et deux abstentions. 
 
Au vote final, le Conseil national a rejeté l’arrêté fédéral par 97 voix contre 91 et 7 abstentions. 
Le Conseil des Etats l’a adopté par 23 voix contre 15 et 3 abstentions. Par conséquent, aucune 
recommandation de vote ne sera proposée au peuple et aux cantons. 
 
Projet 1 
Suivant sa commission, le Conseil national est entré en matière sans opposition sur le contre-projet 
indirect, plus nuancé, du Conseil fédéral. La Chambre basse a toutefois biffé les dispositions qui 
touchent à la durée de l’interdiction d’exercer une activité professionnelle et à l’obligation de 
prononcer une telle interdiction. Ces points font l’objet d’un projet distinct (projet 4), renvoyé en 
commission par 117 voix contre 58. L’ensemble des groupes, à l’exception de celui de l’UDC, ont jugé 
nécessaire de réviser la loi indépendamment du choix populaire sur l’initiative (projet 2). Au vote sur 
l’ensemble, le projet 1 a été adopté par 176 voix sans opposition, ni abstention.  
Suivant sa commission, le Conseil des Etats est entré en matière sans opposition sur le projet du 
Conseil fédéral, y compris les dispositions biffées par le Conseil national, et l’a adopté au vote sur 
l’ensemble par 39 voix à l’unanimité et sans abstention. 
Lors de l’élimination des divergences, le Conseil national a rejeté, par 127 voix contre 55, une 
motion d'ordre du groupe de l'Union démocratique du Centre qui demandait que les projets 1 et 4 de 
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l'objet 12.076 soient retirés de l'ordre du jour et saisis sous un nouveau numéro d'objet. Il s’est rallié 
au Conseil des Etats sur l’ensemble des divergences sauf celle concernant le droit du casier 
judiciaire. Le projet 4 a finalement été classé sans discussion. 
La dernière divergence a été éliminée par le Conseil des Etats qui s’est rallié au Conseil national 
sans discussion. 
 
Au vote final, le projet 1 a été adopté par 115 voix sans opposition et 79 abstentions par le 
Conseil national et par 32 voix sans opposition et 9 abstentions par le Conseil des Etats.  
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Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Wir führen eine ge-
meinsame Debatte über die Volksinitiative und den direkten
Gegenentwurf. 
Ich gebe Ihnen jetzt schon bekannt, dass im Entwurf 3 der
Antrag der Minderheit II (Freysinger) und der Antrag der Min-
derheit III (Rickli Natalie) zurückgezogen worden sind.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Une fois n'est
pas coutume, permettez-moi d'abord de remercier la Com-
mission des affaires juridiques de m'avoir désigné comme
rapporteur sur cet objet. En effet, comme père de famille de
quatre enfants, je suis particulièrement sensible aux risques
d'abus sexuels auxquels les mineurs sont exposés. Si je suis
persuadé que la prévention commence dans la famille, je
sais aussi qu'il est indispensable mettre en oeuvre des poli-
tiques publiques de prévention, d'accorder une reconnais-
sance à la parole de l'enfant en justice et de disposer d'une
justice efficace qui sanctionne les coupables. Cette justice
d'ailleurs, je l'ai pratiquée à l'occasion de divers procès dans
ma carrière d'avocat où j'ai eu l'occasion de défendre plu-
sieurs victimes mineures abusées de manière sordide et
d'obtenir la reconnaissance de leur souffrance par la
condamnation de l'auteur d'actes délictueux.
Il me semble aussi important, à titre préliminaire, au moment
de présenter le rapport sur la thématique très émotionnelle
contenue dans cette initiative populaire, de souligner que
l'ensemble des membres de la commission, chacun avec sa
propre sensibilité et sa propre approche, puisse-t-elle même
être critique vis-à-vis de l'initiative traitée aujourd'hui, sont
profondément convaincus de la nécessité de combattre pé-
nalement et efficacement le fléau de la pédophilie et de
prendre des mesures sur le plan professionnel.
La Commission des affaires juridiques, lors de ses séances
des 11 et 14 février 2013, a examiné le projet relatif à l'initia-
tive populaire «pour que des pédophiles ne travaillent plus
avec des enfants» et le projet de loi fédérale sur l'interdiction
d'exercer une activité, l'interdiction de contact et l'interdiction
géographique, qui propose une modification du Code pénal,
du Code pénal militaire et du Droit pénal des mineurs, fon-
dée sur la motion 08.3373, «Prévention pénale accrue en
matière de pédocriminalité et autres infractions».

A ce stade, il est opportun aussi de rappeler que le projet de
loi du Conseil fédéral, qui a été présenté comme contre-pro-
jet indirect, est un processus législatif né bien avant le lance-
ment et le dépôt de l'initiative populaire. En effet, la motion
08.3373, qui chargeait le Conseil fédéral de légiférer sur l'in-
terdiction professionnelle même en cas de commission d'in-
fraction en dehors du cadre professionnel, sur l'interdiction
d'entrer en contact et sur l'interdiction géographique, avait
été acceptée par le Conseil fédéral et les deux chambres
bien avant l'aboutissement de l'initiative populaire.
L'initiative populaire fut lancée le 9 octobre 2009. Elle fut dé-
posée le 20 avril 2011 munie de plus de 110 000 signatures,
alors même que la procédure de consultation sur le projet de
loi proposé par le Conseil fédéral était en cours. Ceci ex-
plique pourquoi le contre-projet indirect du Conseil fédéral
embrasse la problématique de la protection des victimes de
manière nettement plus complète, avec des propositions sur
des mesures de natures diverses alors que l'initiative popu-
laire aborde uniquement la question de l'interdiction profes-
sionnelle.
Dans le cadre de ses travaux, la commission a entendu les
initiants, qui ont confirmé leur farouche détermination que
soit inscrit dans la Constitution le principe de l'automaticité
de la mesure d'interdiction professionnelle en écartant toute
possibilité d'une appréciation par le juge au cas par cas,
comme le prévoit l'un des principes structurants de notre
droit pénal.
Pour les initiants, comme le prévoit leur initiative, toute per-
sonne condamnée «pour avoir porté atteinte à l'intégrité
sexuelle d'un mineur ou d'une personne dépendante doit dé-
finitivement être privée du droit d'exercer une activité profes-
sionnelle ou bénévole en contact avec des mineurs ou des
personnes dépendantes.» La position des initiants a été ré-
sumée par l'un d'eux de manière limpide: «Si l'on interdit de
façon définitive et systématique, on retirera notre initiative.»
Quoi qu'il en soit, dans le cadre des discussions, lorsque les
initiants ont été confrontés à la critique selon laquelle l'appli-
cation absolue du principe d'interdiction professionnelle à
toute personne imposait également une interdiction profes-
sionnelle définitive à un mineur qui aurait eu des rapports
sexuels avec d'autres mineurs, ou un jeune adulte avec un
mineur, comme par exemple un jeune homme de 18 ans
avec une jeune fille juste avant qu'elle ait atteint ses 16 ans,
ils ont concédé: «On pourrait reprendre de bons éléments
du contre-projet indirect. Exceptionnellement jusqu'à l'âge
de 21 ou 23 ans, on pourrait admettre que le juge aurait
peut-être une marge de manoeuvre.» Mais cela n'était envi-
sagé que dans le cadre d'une mise en oeuvre de la disposi-
tion constitutionnelle, à savoir dans le cadre d'un débat lé-
gislatif consécutif.
Sur ces considérations, la commission a acquis l'intime
conviction que les initiants n'allaient pas retirer l'initiative.
Comme le Conseil fédéral, la commission a reconnu unani-
mement la nécessité de modifier la règle actuelle du Code
pénal qui limite l'interdiction de profession uniquement aux
cas de la commission de délits ou de crimes dans le cadre
professionnel. D'ailleurs, cette volonté du Parlement de mo-
difier le Code pénal sur ce point résultait déjà de l'adoption
de la motion 08.3373. Toutefois, la commission, par 18 voix
contre 7, a estimé qu'il y avait lieu de proposer au souverain,
non pas un contre-projet indirect, mais un contre-projet di-
rect et le rejet de l'initiative.
Les raisons motivant ce rejet de l'initiative populaire coïn-
cident avec celles exposées par le Conseil fédéral dans son
message. Premièrement, le texte de l'initiative est imprécis.
Deuxièmement, le texte ne fait aucune différence entre au-
teur majeur et mineur. Troisièmement des situations de peu
de gravité, comme celle évoquée tout à l'heure entre un
jeune homme de 18 ans et une mineure de 15 ou 16 ans,
aboutissent à une interdiction professionnelle définitive,
alors que la situation délictuelle est totalement différente.
Quatrièmement, le caractère automatique et définitif d'une
interdiction professionnelle ne s'inscrit pas dans les prin-
cipes régissant notre Code pénal tout particulièrement, car il
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remet en cause le principe de proportionnalité et le pouvoir
d'appréciation du juge au cas par cas. 
La commission s'est ensuite interrogée sur l'opportunité
d'opposer à l'initiative un contre-projet direct ou un contre-
projet indirect. Il est apparu rapidement que la voie du
contre-projet direct était politiquement plus judicieuse. En ef-
fet, à la lumière des expériences passées, la commission a
estimé que dans les votes émotionnels, comme celui sur
l'imprescriptibilité de l'action pénale et de la peine pour les
auteurs d'actes d'ordre sexuel ou pornographique sur des
enfants impubères ou celui sur l'initiative Minder sur les ré-
munérations abusives, ce qui sera certainement le cas sur
cette question de l'interdiction professionnelle pour les pédo-
criminels, l'existence d'un contre-projet indirect entré en vi-
gueur ou non préalablement était insuffisant pour rallier une
majorité du peuple.
Dans la perspective d'un contre-projet direct limité à la ques-
tion de l'interdiction professionnelle en lieu et place d'un
contre-projet indirect plus complet abordant l'interdiction pro-
fessionnelle, l'interdiction de contact et l'interdiction géogra-
phique, il a été décidé finalement de se limiter uniquement à
la question de l'interdiction professionnelle. 
Pour être très au clair sur les possibilités à disposition, la
commission a donné un mandat à l'administration d'élaborer
diverses variantes de textes d'un contre-projet direct pour fi-
nalement pouvoir discuter sereinement de l'une ou l'autre de
ces versions alternatives. Celles-ci, qui ont été présentées à
la demande expresse de la commission, ont finalement été
discutées lors de la séance du 14 février 2013. La commis-
sion, après avoir écarté les propositions défendues par les
minorités Rickli Natalie et Freysinger figurant dans le dé-
pliant sous forme de propositions de minorité II (Freysinger)
et III (Rickli Natalie) car elles reprenaient quasiment le texte
de l'initiative avec l'automaticité et le caractère définitif de la
mesure d'interdiction professionnelle – propositions qui,
comme vous l'avez entendu, ont été retirées –, a débattu de
deux propositions constituant aujourd'hui la proposition de la
majorité et celle de la minorité I (Caroni).
La proposition de la majorité, comme celle de la minorité Ca-
roni, se différencient toutes deux de l'initiative dès lors
qu'elles ne visent que les personnes majeures condamnées
pour des actes contre l'intégrité sexuelle d'un mineur ou
d'une personne dépendante, excluant de l'interdiction pro-
fessionnelle les délinquants mineurs. Toutes deux éliminent
l'un des éléments les plus problématiques de l'initiative, à
savoir la possibilité pour un mineur d'être exclu à vie d'une
profession alors qu'il n'est pas établi, malgré l'infraction com-
mise, qu'il est réellement un pédophile. Les deux proposi-
tions définissent mieux que l'initiative les activités qui
peuvent être interdites sans qu'il puisse exister de lacunes,
puisqu'elles parlent toutes deux d'activités professionnelles
et non professionnelles sans qu'il soit encore nécessaire de
définir si une activité est bénévole ou pas.
Toutefois, la proposition de la majorité et la proposition de la
minorité I (Caroni) se différencient considérablement. La
majorité a retenu un contre-projet direct qui, tout en introdui-
sant le principe de l'interdiction professionnelle indépendam-
ment du fait que l'acte réprimé ait été commis dans le cadre
professionnel ou pas, reprend l'esprit du Code pénal actuel
et correspond plus à l'esprit du contre-projet indirect du
Conseil fédéral. L'interdiction professionnelle est donc, d'une
part, facultative, dépendant de l'appréciation au cas par cas
du juge; d'autre part, elle est limitée dans le temps pour ne
pas contrevenir au principe de la proportionnalité. Enfin, elle
n'est applicable que si l'infraction est d'une certaine gravité,
permettant ainsi, contrairement à l'initiative populaire, d'ex-
clure les cas bagatelles qui ne justifient pas une mesure
aussi sévère. Les possibilités de prolonger la suspension de
la mesure pourront être dans ce cas examinées dans le
cadre de la mise en oeuvre de la loi d'application. La majo-
rité fait donc confiance à la justice et a confiance dans la ca-
pacité des juges d'user judicieusement de leur pouvoir d'ap-
préciation dans la perspective de la protection des mineurs
et des personnes vulnérables.

La minorité I (Caroni) propose, non pas pour des raisons ju-
ridiques ou d'efficacité, mais pour des raisons politiques, afin
de venir à la rencontre des initiants, de s'écarter de la philo-
sophie actuelle fondée sur l'appréciation complète du juge
au cas par cas pour introduire le principe de l'interdiction
professionnelle obligatoire. Mais, contrairement à l'initiative
populaire, cette interdiction est de durée limitée et pour les
cas d'une certaine gravité, également pour éviter des déci-
sions peu opportunes sur les cas bagatelles. La durée de la
mesure doit être fixée par le législateur dans le cadre de la
loi de mise en oeuvre de la disposition constitutionnelle. La
proposition de la commission s'est imposée face à celle dé-
fendue par la minorité I (Caroni), par 13 voix contre 11 et
1 abstention.
Pour être complet, je vous informe que la Commission des
affaires juridiques continuera ses travaux sur le projet de loi
du Conseil fédéral déjà au cours de ses séances du pro-
chain trimestre, non pas sur la question de l'interdiction pro-
fessionnelle qui fait l'objet du débat d'aujourd'hui, mais sur
les autres mesures permettant de combattre de manière effi-
cace les récidives d'abus sexuels sur des mineurs et des
personnes vulnérables en dehors de toute activité profes-
sionnelle ou non professionnelle, soit l'interdiction de contact
et celle d'approcher la victime dans un certain rayon géogra-
phique. Il est à souligner que ces mesures, issues de ma
motion 08.3373, ont été d'ailleurs saluées en commission
par les initiants.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Der Schutz
von Kindern und ihrer körperlichen, geistigen und sexuellen
Integrität ist ein zentrales Anliegen unserer Gesellschaft. Wir
alle teilen die Auffassung, dass Kinder als schwächste Mit-
glieder unserer Gesellschaft unbeschwert und vor allem
auch unversehrt aufwachsen können sollen und in ihrer Inte-
grität und in ihren Rechten sowohl gesetzlich als auch tat-
sächlich geschützt werden sollen.
Vorkommnisse in den Bereichen Pädokriminalität und Kin-
desmissbrauch schrecken unsere Gesellschaft und die Poli-
tik immer wieder auf. In der Folge werden Bundesrat oder
Parlament beauftragt, gesetzgeberisch aktiv zu werden. So
wurden im Jahr 2004 von Chiara Simoneschi-Cortesi und
Christophe Darbellay zwei parlamentarische Initiativen ein-
gereicht. Sie forderten, dass Personen, die mit Kindern oder
Jugendlichen arbeiten wollen, einen Strafregisterauszug vor-
legen müssen – das verlangte die parlamentarische Initiative
Simoneschi-Cortesi 04.469 – oder dass denjenigen Perso-
nen, die sexuelle Handlungen mit Kindern unter 16 Jahren
begangen haben, die Ausübung einer beruflichen oder frei-
willigen Tätigkeit mit regelmässigem Kontakt zu Minderjähri-
gen für mindestens zehn Jahre gerichtlich untersagt wird;
das forderte die parlamentarische Initiative Darbellay
04.473. Beide Initiativen wiesen rechtliche und rechtsstaatli-
che Probleme auf und wurden deshalb von der Kommission
für Rechtsfragen des Ständerates abgelehnt, nachdem ih-
nen in unserem Rat in der ersten Phase im März 2008 Folge
gegeben worden war.
Eine weitere Initiative, die parlamentarische Initiative Frey-
singer 04.441, die verlangte, dass Strafregistereinträge auf-
grund von Verstössen gegen Artikel 187 des Strafgesetzbu-
ches – dieser betrifft sexuelle Handlungen mit Kindern – nie
gelöscht werden können, wurde vom Nationalrat bereits im
März 2008 abgelehnt.
Als Folge davon reichte Kollege Carlo Sommaruga die Mo-
tion 08.3373 ein, die unter Behebung der Mängel der beiden
zuerst genannten parlamentarischen Initiativen bei strafba-
ren Handlungen gegen die sexuelle Integrität von Kindern
Folgendes forderte:
1. ein Berufsverbot, und zwar nicht nur, wenn ein Verbre-
chen in Ausübung des entsprechenden Berufs begangen
wurde;
2. ein Verbot, ehrenamtliches Mitglied, Mitarbeiter oder Mit-
glied eines Organs irgendeiner juristischen Person, Vereini-
gung oder Gruppierung zu werden, deren Aktivitäten auf
Personen von der Kategorie des Opfers ausgerichtet sind;
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3. ein Verbot, mit bestimmten Personen oder Personengrup-
pen Kontakt aufzunehmen;
4. eine strafrechtliche Begleitung von Personen, bei denen
eine dieser Massnahmen gerichtlich angeordnet wurde.
Diese Motion wurde auf Empfehlung des Bundesrates von
beiden Räten oppositionslos angenommen, worauf eine
ausführliche und detaillierte Ausführungsgesetzgebung erar-
beitet wurde, die in unserer Kommission im nächsten Quar-
tal weiterberaten wird. Sie ist denn auch als indirekter Ge-
genvorschlag zur heute behandelten Volksinitiative «Pädo-
phile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» der Or-
ganisation «Marche Blanche» zu verstehen.
Diese Volksinitiative wurde 2011 eingereicht und verlangt:
«Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Un-
versehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen Person be-
einträchtigt haben, verlieren endgültig das Recht, eine beruf-
liche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen oder
Abhängigen auszuüben.»
Unsere Kommission hat die Vertreterinnen und Vertreter des
Initiativkomitees am 10. Januar angehört und sich danach
entschieden, der Initiative nicht nur einen indirekten Gegen-
vorschlag auf Gesetzesstufe, sondern auch einen direkten
Gegenvorschlag auf Verfassungsstufe gegenüberzustellen.
Die Mehrheit der Kommission ist dabei zum Schluss gekom-
men, dass wir die folgende Version eines Verfassungsarti-
kels unterstützen sollen: «Volljährigen Personen, die verur-
teilt werden, weil sie eine strafbare Handlung gegen die
sexuelle Integrität einer minderjährigen oder einer beson-
ders schutzbedürftigen Person begangen haben, kann für
eine bestimmte Dauer verboten werden, eine berufliche oder
organisierte nichtberufliche Tätigkeit in regelmässigem Kon-
takt mit Minderjährigen oder besonders schutzbedürftigen
Personen auszuüben. Das Gesetz legt fest, in welchen Fäl-
len einer verurteilten Person die Ausübung einer beruflichen
oder organisierten nichtberuflichen Tätigkeit in regelmässi-
gem Kontakt mit Minderjährigen oder besonders schutzbe-
dürftigen Personen verboten wird.»
Es ist daran zu erinnern, dass das Berufsverbot im Strafge-
setzbuch seit dessen Inkrafttreten im Jahr 1942 existiert. Es
wurde jedoch nur selten angewandt und war eine Neben-
strafe, die nur für bewilligungspflichtige Berufe verhängt wer-
den konnte. Mit der Revision des Allgemeinen Teils des
Strafgesetzbuchs wurde dies angepasst, auf die nichtbewilli-
gungspflichtigen Berufe ausgedehnt und als strafrechtliche
Massnahme ausgestaltet.
Die Volksinitiative mit ihrem obligatorischen und zeitlich un-
befristeten Tätigkeitsverbot steht nicht nur zur schweizeri-
schen, sondern auch zur internationalen Rechtsordnung in
Widerspruch. Insbesondere Artikel 8 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention, der die persönliche Freiheit und die
Achtung des Privat- und Familienlebens statuiert, kann be-
troffen sein.
Zudem sind wir als Gesetzgeber immer dazu angehalten,
das verfassungsmässige Prinzip der Verhältnismässigkeit zu
wahren. Dieses gebietet, bei jedem Eingriff in ein Grund-
recht eine sorgfältige Interessenabwägung vorzunehmen.
Ein schematischer Automatismus, wie ihn die Volksinitiative
fordert und der weder der Eignung noch der Erforderlichkeit,
noch der Angemessenheit einer Massnahme Rechnung
trägt, steht in krassem Widerspruch zu unserer Grund-
rechtsordnung. Es kommt dazu, dass die Initiative unvoll-
ständig ist, indem sie Straftaten gegen Leib und Leben von
ihrem Anwendungsbereich ausnimmt. Dies dürfte ebenfalls
nicht im Sinne der Initiantinnen und Initianten sein.
Zusammenfassend möchte ich Sie daran erinnern, dass die
meisten Vorfälle von Kindesmissbrauch – die wir notabene
alle verurteilen – im Familienkreis oder im familiennahen Be-
reich und nicht bei der Ausübung einer beruflichen Tätigkeit
vorkommen; dass ein ultimatives und lebenslängliches Be-
rufsausübungsverbot nicht mit dem Verhältnismässigkeits-
prinzip unserer Bundesverfassung vereinbar ist und der
Europäischen Menschenrechtskonvention widersprechen
kann; dass den Richtern jegliche Freiheit oder jeglicher Er-
messensspielraum genommen werden soll, wann ein Be-
rufsverbot ausgesprochen wird, und damit nicht mehr zwi-

schen Bagatelldelikten und potenziellen Wiederholungs-
tätern unterschieden werden kann; schliesslich, dass im
Sportbereich mit Artikel 10 des Sportförderungsgesetzes die
notwendigen gesetzlichen Grundlagen von unserem Rat ge-
schaffen wurden, um den Informationsaustausch der Behör-
den zum Schutz Jugendlicher bestmöglich zu gewährleisten.
Die Initiative kann auch unerwünschte Auswirkungen haben,
wie dies bei vorhergehenden parlamentarischen Initiativen
der Fall war oder wie dies auch von meinem Vorredner dar-
gelegt wurde: am Beispiel einer Liebesbeziehung zwischen
einer erwachsenen, notabene volljährigen Person und einer
noch nicht ganz dem Schutzalter entwachsenen Person,
was eine entsprechende Verurteilung nach sich zieht und
auch ein lebenslängliches Berufsverbot zur Folge haben
kann. Als Gesetzgeber sind wir jedoch gehalten, uns an
rechtsstaatliche Prinzipien wie die Verhältnismässigkeit zu
halten.
Zum Schluss sei gesagt, dass niemand Pädophile oder Pä-
dokriminelle in ihren Rechten besser schützen will als deren
Opfer. Vielmehr geht es darum, Augenmass zu wahren, die
Richter nicht in ihrer Urteilsfindung erheblich einzuschrän-
ken und damit den Rechtsstaat zu schwächen sowie die Ge-
sellschaft nicht einer Illusion zu überlassen, dass mit der An-
nahme dieser Initiative Kinder tatsächlich besser geschützt
seien als mit all den Massnahmen, die bereits getroffen wur-
den oder geplant sind. Vielmehr geht es darum, praxistaugli-
che gesetzgeberische Vorschläge zum Schutz von Kindern
vor sexuellem Missbrauch wie den direkten Gegenentwurf
zur Initiative gutzuheissen und den indirekten Gegenvor-
schlag weiterzuverfolgen. 
Die Mehrheitsfassung des Gegenentwurfes wurde in der
Kommission mit 15 zu 9 Stimmen bei 1 Enthaltung ange-
nommen, die Volksinitiative mit 17 zu 7 Stimmen bei 1 Ent-
haltung abgelehnt. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit der Kommission zu folgen. 

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Die Initiative sagt klar, worum
es geht: Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexu-
elle Integrität eines Kindes oder einer abhängigen Person
beeinträchtigt haben, verlieren endgültig das Recht, eine be-
rufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen
oder Abhängigen auszuüben. Es gibt hier keinen Interpreta-
tionsbedarf oder ein Problem mit der Verhältnismässigkeit,
wie dies der Bundesrat und die Kommissionsmehrheit mei-
nen. Eigentlich ist es traurig, dass die Stimmbürger aktiv
werden und solche Initiativen lancieren müssen, weil die Po-
litik nicht von sich aus handelt. Dabei ist die Sicherheit eine
der wichtigsten Aufgaben des Staates. Das Stimmvolk hat
schon zweimal zu ähnlichen Initiativen Ja gesagt, zur Ver-
wahrungs- und zur Unverjährbarkeits-Initiative. Es ist also
klar, was die Mehrheit der Stimmbürger will: Die Bevölke-
rung soll vor Sexualstraftätern besser geschützt werden.
Ersttäter wird es leider immer geben, aber für Wiederho-
lungstäter tragen die Politik und die Justiz Verantwortung –
auch Sie, meine Damen und Herren! Wir müssen die Gesell-
schaft und insbesondere Kinder oder Abhängige vor Wieder-
holungstätern schützen. Genau darum geht es in dieser In-
itiative. Wird ein Pädophiler verurteilt, soll er nicht mehr mit
Kindern oder Abhängigen arbeiten dürfen, weder im Beruf
noch in der Freizeit. Darum unterstütze ich diese Initiative.
Es braucht keinen direkten Gegenvorschlag.
Deshalb beantrage ich Ihnen namens der Minderheit, nicht
auf den direkten Gegenvorschlag einzutreten. Der Gegen-
vorschlag nimmt die Anliegen der Initianten nicht wirklich auf
und ist schwammig formuliert. Dies lässt sich anhand von
drei Punkten aufzeigen:
1. Die Initiative definiert die Täter so: Personen, die verurteilt
werden, weil sie die sexuelle Integrität eines Kindes oder ei-
ner abhängigen Person beeinträchtigt haben. Die Kommissi-
onsmehrheit wie auch die Minderheitsanträge sprechen von
Handlungen von einer gewissen Schwere. Der Gesetzgeber,
also Sie, müsste also definieren, was «eine gewisse
Schwere» bedeutet. Die Definition einer gewissen Schwere
würde viel zu reden geben. Es bestünde die Gefahr, dass
viele Pädophile wegen des Parlamentsverständnisses der
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weniger schweren Delikte weiterhin mit Kindern arbeiten
dürften. Das darf nicht sein.
2. Die Initiative sagt deutlich, dass der Täter endgültig das
Recht verliere, eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit
mit Kindern auszuüben. Die Kommissionsmehrheit will hier
nur eine Kann-Formulierung: Dem Täter könne dies «für
eine bestimmte Dauer» verboten werden. Das ist ebenfalls
Wischiwaschi. Am Schluss entscheiden die Gerichte, was
das bedeutet. Das heisst, für die verurteilten Pädophilen
würden unterschiedliche Berufsverbote verhängt: Der erste
darf sofort wieder mit Kindern arbeiten, der zweite ein Jahr
lang nicht, der dritte zwei Jahre lang nicht. Das ist es nicht,
was die Initiative will.
3. Während die Initiative will, dass verurteilte Täter nie mehr
mit Kindern arbeiten dürfen, will die Kommissionsmehrheit
den Begriff «in regelmässigem Kontakt» einführen. Auch
hier ergeben sich neue Unklarheiten. Was ist ein regelmäs-
siger Kontakt? Ist der Besuch eines Sportvereins, der sich
wöchentlich zum Training trifft, ein regelmässiger Kontakt,
aber derjenige einer Theatergruppe, die sich nur viermal im
Jahr trifft, ein unregelmässiger Kontakt? Es besteht die Ge-
fahr, dass viele Täter von diesen unklaren Begriffen profitie-
ren. Das dürfen wir nicht zulassen.
Sie sehen also: Während die Initiative klar formuliert ist,
schafft der Gegenvorschlag Unklarheiten.
Es ist für mich unvorstellbar, dass man überhaupt daran
denkt, einen Pädophilen, der sich bereits einmal an einem
Kind vergangen hat, wieder an Kinder heranzulassen. Leider
ist es so, dass 70 Prozent aller Sexualstraftäter gar nie ins
Gefängnis kommen, sprich, sie werden zu bedingten Frei-
heitsstrafen oder zu Geldstrafen verurteilt. Leider wollen der
Bundesrat und die Mehrheit des Parlamentes hier nicht han-
deln, entsprechende Vorstösse wurden abgelehnt. Das Min-
deste, was wir hier und heute tun können, ist es, diesen Tä-
tern zu verbieten, wieder mit Kindern zu arbeiten. Dies ist
übrigens nicht nur zum Schutz der Kinder, sondern auch
zum Schutz der Täter – vor sich selber.
Namens der Minderheit bitte ich Sie aus all diesen Gründen,
nicht auf den direkten Gegenvorschlag einzutreten. Nur
dann werden wir überhaupt über die Empfehlung zur Initia-
tive abstimmen können. Ansonsten beschliesst der National-
rat wegen Artikel 102 des Parlamentsgesetzes automatisch,
dass die Initiative zur Ablehnung und der Gegenvorschlag
zur Annahme empfohlen wird.
Zum Schluss möchte ich noch den traurigen Fall aus dem
Kanton Bern erwähnen, der letzte Woche publik geworden
ist: Ein Schulsozialarbeiter hat in den letzten sechzehn Jah-
ren mindestens zwanzig Kinder missbraucht. Wollen Sie,
dass dieser und ähnliche Täter wieder mit Kindern arbeiten
dürfen? Nein? Dann sagen Sie bitte Ja zur Volksinitiative
«Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
und Nein zum direkten Gegenvorschlag.

Chevalley Isabelle (GL, VD): Cette initiative soulève un pro-
blème réel, et il est inacceptable que des personnes
condamnées pour des actes graves de pédophilie puissent
travailler avec des enfants. Pourtant, l'initiative populaire qui
nous est soumise comporte des lacunes.
Il faut d'abord être conscient que la très grande majorité des
cas d'abus sexuels sur des enfants ont lieu dans le cercle fa-
milial. Et dans ces cas, l'initiative ne pourra malheureuse-
ment rien y changer. Il aurait fallu faire un texte de loi plus
large qui protège réellement la majorité des enfants abusés.
En outre, l'initiative prévoit clairement: «Quiconque est
condamné pour avoir porté atteinte à l'intégrité sexuelle d'un
enfant ... est définitivement privé du droit d'exercer une acti-
vité ... en contact avec des mineurs.» Le terme «quiconque»
n'est pas clair et au sens strict il signifie que les mineurs sont
du coup aussi concernés. Imaginez que votre fils de 16 ans
flirte avec une fille de 12 ans: il tomberait sous le coup de
l'initiative. D'autre part, l'initiative ne laisse aucune marge
d'appréciation au juge, car ce dernier devrait obligatoirement
ordonner l'interdiction d'exercer une activité avec des mi-
neurs à vie quel que soit l'acte. Ceci est contraire au fait que

l'on doit prendre en compte la proportionnalité lorsque l'on
restreint un droit fondamental.
C'est pourquoi il est important de proposer un texte qui
puisse tenir compte de la volonté des initiants, tout en corri-
geant ses lacunes et imperfections de rédaction. Ce texte
doit être présenté comme contre-projet direct afin que les ci-
toyens puissent avoir une alternative au texte des initiants
lors de la votation. En présentant un contre-projet indirect,
même plus complet et qui permettrait de protéger plus de
victimes, les citoyens ne comprendraient pas qu'ils ne
puissent pas s'exprimer sur un sujet aussi émotionnel.
Le texte de la majorité à l'article 123c de la Constitution (pro-
jet 3), majorité que l'on peut qualifier d'«unheilige Allianz»,
s'éloigne trop du texte original. La proposition de la minorité I
(Caroni) est la version la plus proche de la volonté des ini-
tiants vu que les propositions des minorités II (Freysinger)
et III (Rickli Natalie) ont été retirées pour des raisons de tac-
tique politique du groupe UDC. Le texte de la minorité I intro-
duit le terme «personne majeure», corrigeant ainsi le pro-
nom «quiconque» ainsi que l'expression «d'une certaine
gravité», termes qui correspondent non seulement aux prin-
cipes de notre Constitution, mais aussi à ceux du droit inter-
national. Enfin, la version de la minorité I maintient la possi-
bilité pour les juges de prononcer une interdiction à vie de
travailler avec des enfants.
Le groupe vert'libéral vous invite à adopter la proposition de
la minorité I (Caroni) afin d'offrir un contre-projet direct cré-
dible au peuple.

Flach Beat (GL, AG): Die Grünliberalen lehnen die Initiative
in ihrer strikten Form ab und unterstützen die Ausarbeitung
eines direkten Gegenvorschlages. Wir lehnen die Initiative
also nicht ab, weil wir ihr Anliegen nicht teilen; das tun wir
nämlich. Auch wir wollen einen Schutz der Schwächsten vor
Übergriffen durch Sexualstraftäter. Wenn man die Initiative
anschaut, stellt man aber fest, dass sie dieses Anliegen
nicht auf taugliche Art in der Verfassung verankert.
Unser Rechtssystem gehört weltweit zu den angesehensten
und erfolgreichsten; dies nicht zuletzt, weil wir einen vorbild-
lichen Rechtsstaat geschaffen haben, der die individuellen
Ansprüche der Menschen nach Massgabe ihrer Schutzbe-
dürftigkeit beachtet. Unser Rechtssystem kennt darum die
Grundsätze der Abschreckung, der Strafe, der Resozialisie-
rung und Erziehung von Straftätern wie auch Massnahmen
zum Schutz der Gesellschaft vor Wiederholungstätern.
Ganz besonders schützen wir in unserer Kultur die
Schwächsten, jene, die sich nicht wehren können. Dazu ge-
hören natürlich die Kinder. Niemand hier im Saal würde ih-
nen den Schutz vor Sexualstraftätern verwehren wollen. 
Es ist richtig, dass unseren Gerichten bislang die rechtliche
Möglichkeit fehlte, umfassende Betätigungsverbote auszu-
sprechen, um potenzielle Opfer in der Zukunft zu schützen.
Es ist jedoch dringend erforderlich, zusätzliche Massnah-
men verordnen zu können, wenn dies angezeigt ist. Die ent-
sprechende Gesetzgebungsarbeit hat ja bereits vor einiger
Zeit begonnen. Um dieses Ziel erreichen zu können, brau-
chen wir eine klare Verfassungsbestimmung und konkrete
gesetzliche Anweisungen, wie zu verfahren ist. Was aber
abzulehnen ist, sind Automatismen, welche die richterliche
Begutachtung und die Einzelfallgerechtigkeit vollkommen
ausser Acht lassen. 
Die Initiative will denjenigen Personen, die verurteilt wurden,
weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes oder einer
abhängigen Person beeinträchtigt haben, automatisch und
lebenslang eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit
Kindern verbieten. Dieser Automatismus und die Endgültig-
keit der geforderten Massnahme sind den Initianten wichtig.
Sie stellen diesen Wunsch über jede Einzelfallgerechtigkeit.
Das ist zwar verständlich, hilft in der Sache aber nicht und
steht in diametralem Gegensatz zu unserem Rechtsver-
ständnis und unserer durchaus erfolgreichen Art der Recht-
sprechung und der Gerechtigkeitsverwirklichung. Diese um-
fasst auch eine gerechte Beurteilung des Täters.
Oft wird diese richterliche Beurteilung von Strafe und Mass-
nahme als Täterschutz diffamiert. Es geht dabei aber nicht
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um den einzelnen Täter, nicht um ihn allein, sondern es geht
um die Rechtsstaatlichkeit als solche. Wer einen Automatis-
mus in eine Strafnorm einbaut, die ungeachtet der Schwere
des jeweiligen Vergehens und ungeachtet der Person abso-
lute, endgültige und unwiderrufliche Massnahmen fest-
schreibt, hat den Pfad der Tugend und den Pfad der Suche
nach Gerechtigkeit verlassen. Denn es ist eben gerade die
Einzelfallgerechtigkeit und die richterliche Rechtsprechung,
die für Gerechtigkeit sorgen. Tragen wir Sorge dazu!
Eine neue gesetzliche Regelung muss nicht nur wirksam
und umsetzbar sein, sie muss auch in das übergeordnete
Rechtssystem hineinpassen, um zielführend angewandt zu
werden. Wählen wir also eine Gesetzesformulierung, die es
erlaubt, Betätigungsverbote für pädophile Straftäter auszu-
sprechen, eine Formulierung, die wirksam ist und die in un-
ser christlich-abendländisch aufgeklärtes Rechtssystem hin-
einpasst! Die Regelung darf dabei durchaus streng und in
berechtigten Fällen auch endgültig sein. Sie sollte aber auch
so gestaltet sein, dass weiterhin nach richterlichem Ermes-
sen beurteilt wird, welche Massnahme zusätzlich zur Strafe
angemessen und wirksam ist, um einen adäquaten, einen
passenden und einen wirksamen Schutz der Opfer wirklich
sicherzustellen.
Wir bitten Sie darum, der Erarbeitung eines Gegenvorschla-
ges zuzustimmen.

Vischer Daniel (G, ZH): Niemand bestreitet es, alle müssen
es täglich wieder beweisen: Der Schutz unserer Kinder ist
eine der wichtigsten Aufgaben dieser Gesellschaft. Natürlich
gibt es Straftäter, die unter den Begriff «pädophile Straftä-
ter» fallen und bei denen es angezeigt ist, dass sie jahre-
lang, vielleicht lebenslänglich nicht mehr einer Berufstätig-
keit mit Kindern nachgehen dürfen. 
Die Diskussion, wie im Einzelfall zu verfahren ist, ist ein alter
Diskurs. Die berechtigte Angst, Kinder könnten von pädophi-
len Straftätern betroffen sein, habe ich schon in meiner Ju-
gend angetroffen – ich bin ja in einem diesbezüglich sensib-
len Milieu aufgewachsen. Um sich dieser Gefahr nicht aus-
zusetzen, war es in meiner Jugend zum Beispiel schon sehr
fragwürdig, ohne die Eltern in ein öffentliches Hallenbad zu
gehen. Ich sage Ihnen damit, dass diese Diskussion in unse-
rer Gesellschaft seit Jahren verankert ist. Wir ringen um die
bestmögliche Lösung.
Mit dieser Initiative wird aber ein Problem geschaffen, das
zusätzliche Probleme schafft. Im Einzelfall wird dennoch
nicht garantiert, dass im entscheidenden Moment die rich-
tige Massnahme getroffen wird.
Das Problem der Debatte bei dieser Initiative ist, dass im
Grunde genommen zwei Diskurse aufeinanderprallen, die
nicht kompatibel sind: Auf der einen Seite haben wir den
Diskurs zur Initiative, der eine rigorose Lösung anstrebt und
der in einem gewissen Sinne sagt, dass alle, die nicht gleich
wie die Initianten argumentieren, gewissermassen zu Mit-
schuldigen werden, wenn es neue Straftaten dieser Art gibt.
Auf der anderen Seite gibt es den Diskurs, der sagt, dass
jede Massnahme in unser Rechtssystem eingebettet sein
muss. Einer der zentralen Eckwerte unseres Rechtssystems
ist die Verhältnismässigkeit.
Da liegt das Problem der Initiative: Ist es angezeigt, unge-
achtet der Schwere des Verschuldens ein absolutes Berufs-
verbot für alle Personen, die unter die fragliche Kategorie fal-
len, zu verhängen? Ich bleibe bei der Meinung, dass es das
nicht ist, aber ich weiss, dass die, die für die Initiative sind,
diesen Diskurs nicht verstehen oder nicht verstehen wollen.
Ich sage das nicht aus Arroganz, sondern ich sage das, weil
wir mit solchen Initiativen in ein grosses Problem geraten, in-
dem wir zwei sich gegenseitig gleichsam nicht mehr verste-
hende Stränge haben. Die Initianten sagen: «Ihr kommt im-
mer mit dem Recht, bringt ausgeklügelte Einwände und wollt
eigentlich die Sache nicht sehen.» Ich glaube, das ist der
springende Punkt: Es gibt niemanden in diesem Saal, der
die Sache nicht sehen will, der die Gefahr nicht sieht, der
nicht weiss, dass es in einzelnen Fällen tatsächlich nötig ist,
mit harten, lebenslänglichen Berufsverboten – ob sie jetzt

nach mehreren Vorstrafen oder direkt ausgesprochen wer-
den – zu sanktionieren. 
Aber es kann nicht in jedem Fall richtig sein. Wir hatten im
Kanton Zürich den Fall eines Gymnasiallehrers, gegen den
ein Verdacht erhoben worden war. Am Schluss blieb die
Frage, ob er ein pornografisches Foto besessen hat. Sein
Leben als Lehrer ist zerstört. Das ist jetzt vielleicht ein Ex-
trembeispiel auf die andere Seite, aber es zeigt die Grund-
problematik der Auseinandersetzung um diese Initiative. Sie
kann nicht grundrechtskonform umgesetzt werden. Wissen
Sie, für Grundrechte sind alle, nämlich dort, wo es gar kein
Problem ist, sie durchzusetzen. Die Essenz des Diskurses
über die Grundrechte zeigt sich erst dort, wo der Grund-
rechtsschutz in den heikelsten Situationen angewandt wer-
den muss. Und bei dieser Initiative sind wir in einem dieser
Bereiche. Da zeigt es sich, ob wir die Grundrechte ernst
nehmen. Die Verhältnismässigkeit ist einer der wesentlichen
Pfeiler unseres Rechtssystems, ein übergeordneter Grund-
satz unseres Grundrechtsschutzes.
Die Initiative will, das hat Frau Rickli so ausgeführt, eigent-
lich die Richter aus diesem Prozess der individuell-konkre-
ten Fallbeurteilung ausschalten. Ich sage Ihnen offen, es ist
nicht die erste Initiative, bei der wir mit einer gefährlichen
Entwicklung konfrontiert sind. Es wird ein allgemeines
Misstrauen gegenüber unseren Richterinnen und Richtern
ausgesprochen, von der ersten bis zur obersten Instanz. Ein
Staat, der in Misstrauen gegenüber seinen Richtern lebt,
und eine Politik, die dieses Misstrauen schürt, stehen eigent-
lich hinsichtlich Verständigungsfähigkeit auf der Kippe und
sind nicht mehr fähig, gesellschaftliche Prozesse wirklich zu
steuern. Dessen müssen Sie sich bewusst sein.
Vor diesem Hintergrund ist das Ansinnen dieser Initiative ei-
gentlich die Aussage: «Macht das radikale Verbot – unsere
Richter sind reihum nichts wert.» Das müssen sich die Rich-
terinnen und Richter in diesem Land nicht gefallen lassen.
Wir müssen unser Rechtssystem bewahren. Im Strafrecht
geht es darum, die Härte des Gesetzes – ich unterstreiche
fünfmal «die Härte des Gesetzes» – im individuell-konkreten
Einzelfall angemessen, dieses Wort unterstreiche ich auch,
durchzusetzen. Die Initiative will genau diesen Grundsatz
verhindern. Ich weiss, diese Initiative hat ausgezeichnete
Chancen, angenommen zu werden. Ich weiss, wenn man in
der «Arena» einen solchen Diskurs führt, wie ich es ganz
bescheiden und vorsichtig versuche, wird man ausgelacht.
Man ist ein Vollidiot, und es wird gesagt: «Sie sind schuld,
dass es einen solchen Lehrer gibt.» Das konnten wir letzthin
in der «Sonntags-Zeitung» lesen. 
Solange wir nicht fähig sind, die Kluft dieser sich nicht ver-
ständigenden Diskurse zu überwinden, werden wir auch nie
adäquate Problemlösungen finden. 
Aus diesem Grund ersuche ich Sie, die Initiative abzuleh-
nen. Ich werde mich zum direkten Gegenvorschlag nachher
äussern. Von mir aus gesehen braucht es keinen. Das Volk
spricht, es hat aber nicht immer Recht. Das Rechtssystem
ist zu komplex, als dass ein Einzelentscheid einfach alles
umwerfen könnte.

Mörgeli Christoph (V, ZH):  Herr Kollege Vischer, niemand
nennt Sie hier einen Vollidioten, das haben Sie ganz alleine
gemacht. Meine Frage: Sie sprechen von einem absoluten
Berufsverbot und entsprechenden Schwierigkeiten mit den
Grundrechten. Aber es ist Ihnen doch bewusst, dass es um
ein Berufsverbot für die Arbeit mit Kindern und Schutzbefoh-
lenen geht und um nichts anderes, also keineswegs um ein
absolutes Berufsverbot?

Vischer Daniel (G, ZH):  Herr Mörgeli, wie Sie spreche ich
über die Initiative und über das Berufsverbot, das in der In-
itiative formuliert ist, und über kein anderes. In diesem Sinne
dürfen Sie mir zubilligen, dass ich den Initiativtext gelesen
habe.

Rickli Natalie Simone (V, ZH):  Herr Vischer, Sie haben ge-
rade ein Loblied auf die Richter in unserem Land gesungen.
Wie erklären Sie sich dann, dass das mögliche Berufsver-
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bot, das Richter bereits heute aussprechen könnten, prak-
tisch nie ausgesprochen wird und es immer wieder Taten
von Wiederholungstätern gibt?

Vischer Daniel (G, ZH): Frau Kollegin, erstens ist es ja nicht
so, dass das Berufsverbot nie ausgesprochen wird. Ich
weiss auch nicht, ob Sie wirklich einen Überblick über die
schweizerische Gerichtspraxis haben und wirklich beurteilen
können, wie in den letzten zwei, drei oder fünf Jahren tat-
sächlich gerichtet worden ist.
Dass Fehler passieren, mag sein. Ich habe jedoch eine hohe
Meinung von unseren Gerichten. Im Kanton Zürich zum Bei-
spiel hat die SVP am meisten Mitglieder beim Bezirksge-
richt. Es sind ja meistens erstinstanzliche Urteile. Ich habe
eine hohe Meinung von den SVP-Richterinnen und -Rich-
tern. Ich habe eigentlich eine hohe Meinung von allen Rich-
tern. Es gibt immer Unterschiede. Aber ich halte nichts von
Ihrem allgemeinen Misstrauensdiskurs gegen die schweize-
rischen Richter. Es wäre vielleicht schön, wenn Sie ihn Ihren
eigenen Richtern einmal vortragen würden, weil viele Urteile
ja von Richtern Ihrer Partei gefällt wurden.

Guhl Bernhard (BD, AG):  Aus Sicht der BDP ist es völlig
klar. Pädophile sollen nie mehr mit Kindern arbeiten dürfen.
Kinder und schutzbedürftige Personen sind vor Sexualstraf-
tätern zu schützen. Der Schutz der Kinder und abhängigen
Personen ist höher zu gewichten als das Recht der Täter auf
den gewünschten Job mit Kindern. Es gibt genügend andere
Jobs, die diese Leute nach einer Verurteilung noch ausüben
können.
Hier möchte ich Frau Rickli schon entgegnen: Es sollte in
dieser Initiative und auch im Gegenvorschlag wirklich nur um
verurteilte Personen gehen. Es gibt genügend Beispiele von
Personen, die angeschuldigt wurden, bei denen sich im Ver-
laufe der Untersuchung dann aber herausstellte, dass sie
fälschlicherweise angeschuldigt worden waren. Solchen
Leuten können wir kein Berufsverbot auferlegen. Zurück zu
den Verurteilten: Ehrenamtliche Arbeit soll den entspre-
chend verurteilten Sexualstraftätern auch verunmöglicht
werden. Das wird von der BDP so begrüsst. Die BDP-Frak-
tion unterstützt daher die Initiative grundsätzlich in ihrem
Grundanliegen.
Leider stimmen jedoch Titel und Inhalt der Initiative nicht
ganz überein. Der Titel suggeriert, es gehe nur um Pädo-
phile. In dieser Session wurde hier am Rednerpult bereits
einmal ein Diskurs über Duden und Lexika geführt. Ich habe
einfach mal in Wikipedia nachgeschaut, was Pädophilie be-
deutet. In Wikipedia steht: «Der Begriff Pädophilie ... be-
zeichnet das primäre sexuelle Interesse an Kindern, die
noch nicht die Pubertät erreicht haben.» Die Initiative spricht
jedoch generell von allen verurteilten Personen, und das ist
auch gut so – denn die Sanktion soll für alle Sexualstraftäter
gelten, die sich an Kindern und Schutzbedürftigen vergehen,
und nicht nur allein für Pädophile.
Der Initiativtext verlangt, dass jede verurteilte Person end-
gültig das Recht auf eine Tätigkeit mit Minderjährigen ver-
liert, dies unabhängig von der Schwere der Tat. Wenn wir
den Rechtsstaat hochhalten wollen, müssen wir jedoch auch
die Schwere der Tat berücksichtigen. Aus Sicht der BDP
rechtfertigt nicht jede Tat ein lebenslanges Berufsverbot. Es
kann durchaus Fälle von Verurteilungen geben, bei welchen
ein solches Berufsverbot nicht angemessen ist; ein Beispiel
dafür hat Frau Chevalley gebracht. Ich kann Ihnen ein ande-
res Beispiel liefern: Es könnte ein Liebespaar geben – eine
15-Jährige und ein 19-jähriger Bursche. Angenommen, das
Paar wird im Bett erwischt: Weil der Jugendliche mehr als
drei Jahre älter als die Jugendliche ist, wird er verurteilt, und
dies, obwohl es sich um reine Liebe handelte, sodass man
eigentlich nicht von einer Straftat sprechen könnte. Für die
BDP ist es wichtig, dass – sollte die Initiative angenommen
werden – in solchen Fällen klar ein anderes Strafmass zur
Anwendung kommt als bei wirklich schweren Übergriffen,
welche es ja auch zuhauf gibt. Das vor allem auch in Fami-
lien usw. – es ist nicht immer der böse Fremde, der diese
Übergriffe begeht.

Weil man diese Schwere berücksichtigen muss, wäre ein
Gegenvorschlag naheliegend. Von den zwei verbliebenen
Gegenvorschlägen bevorzugt die BDP-Fraktion den Antrag
der Minderheit I (Caroni), welcher präziser formuliert ist als
die Initiative und gemäss dem Fälle von geringer Schwere
mit einer reduzierten Strafe belegt werden können. Wohlver-
standen, die BDP möchte, dass echte Pädophile lebenslang
das Recht auf eine Tätigkeit mit Minderjährigen und Abhän-
gigen verlieren.
Den Gegenvorschlag der Mehrheit lehnt die BDP-Fraktion
kategorisch ab. Dass wegen sexueller Handlungen mit Kin-
dern verurteilte Sexualstraftäter nur mittels einer Kann-Be-
stimmung mit einem Tätigkeitsverbot belegt werden, ist für
die BDP zu wenig. In diesem Gegenvorschlag ist auch nur
«eine bestimmte Dauer» vorgesehen. Auch diese Formulie-
rung ist zu vage, und die Sanktion ist in Anbetracht der Straf-
tat zu wenig hart. Die BDP-Fraktion kann dem Gegenvor-
schlag der Mehrheit nicht zustimmen.
Die BDP-Fraktion hat grosse Sympathien für die Initiative.
Sie wird für Eintreten auf die Vorlage 3 stimmen und für den
Gegenvorschlag der Minderheit I (Caroni) votieren. Sollte bei
den Gegenvorschlägen die Mehrheit obsiegen, wird die
BDP-Fraktion den Gegenvorschlag ablehnen und die Initia-
tive unterstützen.

Freysinger Oskar (V, VS):  Ce sujet nous occupe depuis
2007 alors que plusieurs initiatives parlementaires furent dé-
posées, entre autres une par Monsieur Darbellay (04.473),
qui prévoyait que les pédocriminels ne puissent plus travail-
ler avec des enfants – c'est donc exactement ce que de-
mande la présente initiative populaire. Madame Simoneschi-
Cortesi avait demandé l'obligation de produire un extrait de
casier judiciaire pour quelqu'un qui travaille avec des enfants
(02.3494), et moi-même, j'avais demandé qu'une trace reste
dans le casier judiciaire afin que, lorsqu'il y a un déplace-
ment, on puisse retrouver cette trace (04.441).
Pourquoi ces mesures avaient-elles été proposées? Parce
que souvent, dans le cas de la pédocriminalité, les peines
qui sont prononcées sont des peines avec sursis, des peines
assez légères, et les traces de l'acte criminel commis dispa-
raissent lorsque le pédocriminel change de canton, se dé-
place; il est alors impossible de savoir s'il a déjà sévi au pré-
alable.
Nous avons été combattus à ce moment-là par Monsieur
Sommaruga qui, lui, pensait qu'il fallait éviter un certain
«maccarthysme contre les délinquants sexuels» – ce sont
les termes qu'il a utilisés dans un article paru dans un jour-
nal de gauche du canton de Vaud («Pages de gauche»,
no 89, janvier 2009); il a parlé de stigmatisation des pédocri-
minels. Il se soucie beaucoup des criminels et beaucoup
moins des victimes, ce qui me semble très étonnant.
En effet, les actes pédocriminels sont quelque chose d'extrê-
mement grave. C'est vraisemblablement la chose la plus
grave que l'on puisse faire subir à un enfant sur cette terre.
C'est un cycle de confiance abusée, de culpabilité de
l'enfant – parce que quelque part, n'est-ce pas, le pédophile,
comme le nom l'indique, aime les enfants. Il y a aussi un
cycle d'autodestruction de l'enfant qui s'ensuit. Combien de
destins brisés sur la base de cette logique-là, combien de
dépressions, de suicides, de basculements dans les dro-
gues! C'est un coût extrêmement élevé pour la société.
L'initiative populaire fut donc déposée suite à l'impossibilité
de faire avancer les choses au niveau du Parlement. En at-
tendant, Monsieur Sommaruga a déposé une motion
(08.3373), que lui-même qualifie dans son fameux article de
«peu contraignante» – c'est quand même étonnant, pour un
sujet aussi grave, de vouloir quelque chose de peu contrai-
gnant –, et il reprend, en gros, mais de manière beaucoup
plus légère, les idées qu'il avait combattues en commission.
Suite à cela, le gouvernement a élaboré un contre-projet in-
direct à l'initiative, incluant violence sur enfant sans abus
sexuel et interdiction géographique et de contact. Des dispo-
sitions relatives à la violence sans abus sexuel sont donc
prévues dans ce contre-projet, ainsi que l'interdiction géo-
graphique et de contact.
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Pour les initiants, dont je suis, ce sont des compléments à
l'initiative, mais ce n'est pas la réalisation du but premier, du
but principal de l'initiative «pour que les pédophiles ne
puissent plus travailler avec des enfants». Rien n'empêchera
par la suite d'introduire les bons éléments du contre-projet
indirect dans la loi qui devra être élaborée si l'initiative est
acceptée. Des initiatives parlementaires sont également en
passe d'être déposées pour garantir que ces éléments
soient intégrés dans la loi d'application si cela ne devait pas
être le cas d'office.
Le but de l'initiative est simple: c'est qu'un pédocriminel ne
travaille plus jamais avec des enfants, ce qui procède, à mon
avis, du bon sens élémentaire. Car lorsqu'on nous dit que le
pédocriminel a droit à une deuxième chance, moi je réponds
que l'enfant a droit, lui, à une première chance. Et finalement
le pédocriminel peut trouver cette deuxième chance dans
une autre voie professionnelle, parce qu'il existe des milliers
de métiers où il n'est pas nécessairement au contact d'en-
fants, ceux-ci pouvant l'attirer au point qu'il abusera d'eux.
Je vous rappelle les deux cas récents rapportés par la
presse, dont un en Valais, où une trentaine d'enfants ont été
abusés sur la durée. On voudrait qu'un tel personnage –
sous certaines conditions, après un certain temps, etc. – soit
autorisé à retravailler avec des enfants. Je pense que dans
ce cas-là ne rien faire serait criminel. On parle de proportion-
nalité, sur la base de concepts juridiques, mais les crimes
pulsionnels ne correspondent à aucune notion de propor-
tionnalité; c'est toujours un traumatisme terrible et un risque
incalculable que l'on fait courir aux enfants. Il y a une ten-
dance très forte, lorsque c'est pulsionnel – c'est un fait –, à la
répétition. C'est pulsionnel, donc cela revient toujours. La
prétendue légèreté de l'acte pédocriminel n'est pas un argu-
ment. L'attouchement des parties génitales, par exemple,
préfigure des viols futurs. Nous, les initiants, ne voulons cou-
rir aucun risque: un enfant sacrifié est un sacrifice de trop.
En commission, il fut décidé de proposer un contre-projet di-
rect. Mais que ce soit dans la formulation de la majorité ou
dans celle de la minorité I (Caroni), on ne fait qu'affaiblir,
qu'adoucir la disposition. La question qui se pose pour un
contre-projet direct destiné à faire retirer l'initiative est la sui-
vante: y a-t-il une marge d'appréciation du juge, qui est for-
cément subjective, basée sur la gravité et la lourdeur de la
condamnation et non pas sur le risque que représente la
personne? Or les condamnations sont jusqu'à présent sou-
vent légères, souvent ce sont des condamnations avec sur-
sis, et on va ainsi encourager une tendance chez le juge à
prononcer des peines minimales, pour être au-dessous du
palier défini par la loi. 
On peut aussi prévoir une interdiction d'une durée limitée,
mais les pulsions pédophiles ne disparaissent pas avec le
temps. Il ne faut pas soumettre à la tentation quelqu'un qui
a, ma foi, des pulsions ancrées en lui. Je vous rappelle le
cas du fameux Ferrari qui avait été relâché, qui était sous
médicament. On avait dit que, comme il était sous médica-
ment, il n'y aurait pas de problème, qu'il ne violerait ou ne
tuerait plus des enfants. Or, à peine était-il sorti de prison
qu'il a oublié de prendre ses médicaments et qu'il a violé et
tué une jeune fille!
L'initiative fixe un principe très clair: la personne condamnée
pour atteinte sexuelle sur des enfants ne doit plus travailler
avec des enfants. Point! Fini! Terminé! C'est clair, c'est pré-
cis. On n'utilise pas non plus des loups pour surveiller les
troupeaux de moutons, donc ici c'est la même logique qui
prévaut.
On nous cite cet exemple du jeune de 17 à 20 ans qui
couche avec une fille de 15 ans. Ces cas doivent évidem-
ment être exclus du champ d'application. Là, le comité d'ini-
tiative, dont je suis membre, est clair: nous sommes favo-
rables au fait que l'on exclue ces cas du champ d'application
parce qu'on ne peut pas parler de pédophilie dans ce genre
de cas. Pourquoi? Parce qu'à ce moment-là, l'attirance
sexuelle est pour un corps formé, un corps de femme. On ne
peut donc pas parler de pédophilie. Là où on peut parler de
pédophilie, c'est lorsqu'on a affaire à des enfants impubères,
c'est-à-dire à des enfants non formés où les signes secon-

daires du développement sexuel ne sont pas présents. Là,
c'est de la pédophilie. Donc le législateur devra faire cette
distinction, c'est certain. Nous sommes tout à fait d'accord
d'entrer en discussion sur ce concept pour éviter cette pro-
blématique.
Nous préférons partir d'une norme stricte telle que celle qui
est inscrite dans notre initiative: elle est claire, elle est
stricte. Ensuite, on définira des cas limites, des exceptions
fondés sur la notion d'«enfant», d'«enfant impubère», etc.
Cela on peut le définir dans un deuxième temps. C'est préfé-
rable à une norme floue au départ qui ouvre la porte à des
dérives éventuelles. C'est-à-dire que, pour éliminer quelques
cas limites, on fait courir un risque à la majorité des enfants.
Ce n'est pas de cette manière-là qu'il faut procéder. Il faut
avoir une norme claire et ensuite on peut prévoir des excep-
tions, comme par exemple dans le cas mentionné par plu-
sieurs collègues.
Donc, le groupe UDC refuse d'entrer en matière sur le
contre-projet direct, car il privilégie la voie de l'initiative popu-
laire. Il rejettera également toutes les propositions de mino-
rité qui représentent toutes un affaiblissement du texte, voire
également la proposition de la majorité.
Par contre, lors de l'élaboration de la loi, le comité d'initiative
sera prêt à formuler des exceptions, justement pour certains
cas n'impliquant pas des tendances pédophiles; je viens de
définir clairement la différence.
Le groupe UDC vous recommande de ne pas entrer en ma-
tière sur le contre-projet direct, de rejeter la proposition de la
majorité et celle de la minorité I (Caroni) et de recommander
au peuple et aux cantons d'accepter l'initiative populaire
pour que les pédocriminels ne puissent plus travailler avec
des enfants.

Lüscher Christian (RL, GE): Monsieur Freysinger, vous êtes
conseiller national membre du groupe UDC, mais vous êtes
également membre du comité d'initiative de l'association
Marche blanche. Est-ce que les propos que vous avez pro-
noncés ce matin à propos des enfants pubères et impubères
et des exceptions qui pourraient être prévues dans une loi
d'application engagent Marche blanche? En d'autres termes,
est-ce que vous vous prononcez aussi aujourd'hui au nom
du comité d'initiative? Est-ce que vous êtes autorisé à l'en-
gager ce matin à propos des exceptions que vous mention-
nez?

Freysinger Oskar (V, VS): Absolument! Cette discussion a
eu lieu hier, ici dans ce Parlement, et nous en avons encore
parlé ce matin. Mes propos engagent le comité d'initiative de
Marche blanche. Il est évident que lorsque vous avez affaire
à une jeune fille avec un corps parfaitement formé, un corps
de femme, et que vous avez une relation sexuelle ou de ce
type-là avec elle, on ne peut pas parler de pédophilie. Donc,
il faut exclure ces cas-là et se limiter à cette pulsion qui porte
les gens à aller vers des enfants impubères, c'est-à-dire
chez qui les signes secondaires du développement sexuel
ne sont pas présents; ça, c'est de la pédocriminalité; là, la
pulsion est clairement pédophile.

Lüscher Christian (RL, GE):  Monsieur Freysinger, est-ce
que dans l'esprit du comité d'initiative, l'enfant visé est le
même enfant que celui visé dans l'initiative «pour l'impres-
criptibilité des actes de pornographie enfantine», tel qu'il a
été défini dans la loi d'application?

Freysinger Oskar (V, VS): On a créé une jurisprudence sur
ce point; cela peut effectivement être une possibilité
puisqu'elle introduit une distinction. Malheureusement, on ne
peut pas se baser uniquement sur la description des carac-
téristiques physiques de la personne, mais on est obligé de
fixer une limite. Là, nous avons fixé une limite qui peut être
une base de discussion pour élaborer la loi.

Amherd Viola (CE, VS):  Die Volksinitiative von Marche
Blanche verlangt einen neuen Artikel 123c der Bundesver-
fassung, wonach Personen, die wegen einer Beeinträchti-
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gung der sexuellen Unversehrtheit eines Kindes oder einer
abhängigen Person verurteilt wurden, endgültig das Recht
verlieren, eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit
Minderjährigen oder Abhängigen auszuüben. Die CVP/EVP-
Fraktion unterstützt das Ziel, Kinder vor sexuellem Miss-
brauch, insbesondere vor Wiederholungstätern, zu schüt-
zen, zu hundert Prozent. Sexuelle Übergriffe auf Kinder oder
abhängige Personen haben für die Betroffenen massive Fol-
gen und sind unentschuldbar. Deswegen spricht sich unsere
Fraktion mit Überzeugung für ein Tätigkeitsverbot für verur-
teilte pädokriminelle Täter aus. Darin stimmen wir mit der In-
itiative überein.
In einem Punkt gibt es für uns jedoch einen Unterschied.
Der Wortlaut der Initiative enthält Unklarheiten und ist in Be-
zug auf die Verfassungskonformität problematisch. Für uns
ist es unabdingbar, dass wir eine Rechtsnorm finden, die
klar verfassungskonform und damit auch anwendbar ist. Die
schärfste Norm ist nutzlos, wenn sie nicht umgesetzt werden
kann. Dann bringt auch das Klagen nichts, der Volkswille
werde nicht umgesetzt. Es liegt in unserer Verantwortung,
zum Schutz von Kindern und abhängigen Personen eine
umsetz- und anwendbare, d. h. praxistaugliche Gesetzge-
bung zu machen. Alles andere ist Augenwischerei und Eti-
kettenschwindel.
Und genau in der Umsetzbarkeit liegt der Schwachpunkt der
sicher gutgemeinten Initiative. Diese sieht vor, dass in jedem
Fall ein endgültiges, d. h. lebenslängliches Tätigkeitsverbot
auszusprechen ist, unabhängig von den Umständen und der
Schwere des Einzelfalls. Die Ausnahme von Bagatelldelikten
ist vom Initiativtext eben nicht abgedeckt. Damit wird das in
der Bundesverfassung verbriefte Verhältnismässigkeitsprin-
zip infrage gestellt. Des Weiteren ist die Rede von «Perso-
nen». Sind damit volljährige oder auch minderjährige Perso-
nen gemeint?
Sie sehen: Unsicherheiten bei der Anwendung sind vorpro-
grammiert. Anders der direkte Gegenentwurf gemäss Fas-
sung der Minderheit I (Caroni). Dieser nimmt das Ziel eines
obligatorischen Tätigkeitsverbots auf und räumt gleichzeitig
die Mängel des Initiativtextes aus, indem er präzisiert, dass
es beim Täterkreis um volljährige Personen geht und dass
die Dauer des Tätigkeitsverbots zwischen zehn Jahren und
lebenslänglich betragen muss, je nach Schwere der strafba-
ren Handlung.
Was hier von Kollege Freysinger ausgeführt wurde, nämlich
dass Bagatellfälle ausgenommen werden, das sieht der di-
rekte Gegenentwurf vor, und deshalb sollte man diesem zu-
stimmen.
Die CVP/EVP-Fraktion wird deshalb die Minderheit I (Ca-
roni) unterstützen, und ich bitte Sie, dies im Interesse der
Kinder und abhängigen Personen auch zu tun. Sollte sich
diese Minderheit durchsetzen, wird die Mehrheit unserer
Fraktion für den direkten Gegenentwurf eintreten und die
Volksinitiative zur Ablehnung empfehlen. Sollte sich die Vari-
ante der Kommissionsmehrheit durchsetzen, welche sich
aus unserer Sicht zu weit von der Idee der Initiative entfernt,
wird die CVP/EVP-Fraktion grossmehrheitlich die Annahme
der Volksinitiative empfehlen.

Lüscher Christian (RL, GE):  Le groupe libéral-radical est
évidemment, comme tous les autres groupes, d'avis qu'il
faut lutter contre les actes de pédophilie et que des mesures
doivent être prises à cet effet. De nombreuses initiatives par-
lementaires, motions et postulats ont été présentés à cette
fin par certains parlementaires ici présents – Messieurs Dar-
bellay et Freysinger; Monsieur Sommaruga a aussi présenté
une motion – et d'autres qui ne sont plus là – on pense à
Madame Simoneschi-Cortesi –, et il y a ce message du
Conseil fédéral qui vise lui aussi à étendre le champ d'appli-
cation des interdictions de travailler avec des enfants impo-
sées à des personnes condamnées.
Donc, nous sommes aujourd'hui tous unis pour fixer comme
principe qu'il faut lutter contre la pédophilie, ériger en prin-
cipe le fait qu'une personne condamnée pour des actes
sexuels à l'encontre d'enfants soit, dans une certaine me-
sure – quelle est cette mesure, c'est toute la discussion –,

empêchée d'être en contact avec des enfants dans un cadre
professionnel. Nous devons aujourd'hui prendre un certain
nombre de décisions.
La Commission des affaires juridiques a d'abord discuté de
la question de savoir si nous devions présenter au peuple un
contre-projet indirect ou un contre-projet direct; le contre-
projet indirect est évidemment accompagné du message du
Conseil fédéral du 10 octobre 2012 et porte le numéro
12.076. La commission a été d'avis que si l'on voulait
convaincre le peuple qu'il existait une meilleure solution que
celle de l'initiative populaire, il valait mieux élaborer un
contre-projet direct. Donc, dans un premier temps, la com-
mission s'est prononcée sur cette question-là: initiative po-
pulaire versus contre-projet direct ou initiative populaire ver-
sus contre-projet indirect?
Nous avons fait le choix, au mois de janvier 2013, de pré-
senter un contre-projet direct. Evidemment, après, la ques-
tion qui s'est posée a été celle de savoir quel contre-projet
direct opposer au texte de l'initiative populaire, texte qui
pose un problème réel, dans la mesure où il utilise des
termes qui sont juridiquement imprécis et qui malheureuse-
ment font perdre toute marge de manoeuvre au législateur
ou/et au juge.
L'initiative utilise le pronom «quiconque» – on ne sait pas
exactement de qui il s'agit: on sait que ce serait apparem-
ment un pédophile, puisqu'on utilise ce terme. On nous l'a
dit tout à l'heure, ce terme n'est pas connu dans le Code pé-
nal; il faudrait donc encore qualifier ce pédophile, et puis il y
a surtout l'absence totale de marge de manoeuvre, dans la
mesure où si ce pédophile est condamné pour avoir porté
atteinte à l'intégrité sexuelle d'un enfant – cela peut être, par
exemple d'après le texte, une relation amoureuse entre un
garçon de 18 ans et une demoiselle de 15 ans; dans une si-
tuation comme celle-ci, on aurait une obligation faite au
juge –, si cette personne est condamnée même pour une
peine minime, symbolique et bagatelle, de prononcer une in-
terdiction à vie pour ce jeune homme d'exercer une profes-
sion au contact d'enfants.
Face à cette initiative populaire, différentes tendances se
sont exprimées en commission, et principalement, au-
jourd'hui, nous nous trouvons face à deux contre-projets di-
rects, après que deux propositions de minorité eurent été re-
tirées pour des raisons tactiques – l'une était celle de la
minorité II (Freysinger), l'autre celle de la minorité III (Rickli
Natalie).
Nous nous trouvons aujourd'hui en présence d'un contre-
projet direct de la majorité de la commission qui, pour le
groupe libéral-radical, n'est pas acceptable, pour plusieurs
raisons. D'abord parce qu'il s'éloigne beaucoup trop de l'ini-
tiative populaire, donc il consiste en réalité à présenter au
peuple un faux contre-projet direct. Ce faux contre-projet di-
rect sera invendable, totalement invendable au peuple. Là
on doit franchement se poser la question de savoir si dans
de telles circonstances, avec cette «unheilige Allianz» dont
parlait Madame Chevalley dans l'hypothèse où elle aboutirait
à ce que le contre-projet soit accepté, on ne ferait pas en
réalité mieux de soumettre au peuple uniquement l'initiative
populaire.
Pour parer à ce risque, Monsieur Caroni a proposé en com-
mission un contre-projet qui est doublement intelligent:
d'abord parce qu'il ne prévoit pas que le juge «peut» prendre
une mesure, mais qu'il «doit» prendre une mesure. Et cela
fait toute la différence, parce qu'en disant cela et en faisant
cela, on se rapproche des initiants. 
Pour se rapprocher encore des initiants, que propose la mi-
norité I (Caroni)? Elle propose que la durée minimale de l'in-
terdiction de travailler avec des enfants soit fixée à dix ans.
Ce minimum de dix ans est important, car le juge est tenu de
le respecter. On connaît dans le Code pénal des disposi-
tions, dans la partie générale et dans la partie spéciale, qui
fixent au juge un minimum à respecter, une peine plancher,
et donc cela ne heurte pas notre ordre juridique. 
Mais plus encore, ce que dit la minorité I (Caroni), c'est que
le juge peut augmenter immédiatement, s'il estime que cela

8



21. März 2013 451 Nationalrat           12.076

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung

est nécessaire, la durée de l'interdiction de travailler avec
des enfants, et prononcer cette interdiction à vie.
Donc on a dans ce contre-projet le respect du sens de l'ini-
tiative, le respect du droit international, et également le res-
pect du principe de proportionnalité. 
Ce qui est important également, c'est qu'on parle des infrac-
tions «d'une certaine gravité». On a compris que Monsieur
Freysinger voulait aujourd'hui atténuer la portée de l'initia-
tive, mais là au moins, dans le contre-projet de la proposition
de minorité I (Caroni), c'est écrit noir sur blanc: on exclut les
cas bagatelles et on exclut l'exemple de la relation amou-
reuse entre un homme de 18 ans et une demoiselle de 13,
14 ou 15 ans. Nous nous trouvons aujourd'hui devant la pos-
sibilité d'opposer à l'initiative un contre-projet d'autant plus
intelligent que l'on peut aussi imaginer une situation dans la-
quelle la victime elle-même, ou la famille de la victime, de-
vant un tribunal, puisse dire, pour ce cas précis: «Nous esti-
mons, nous, famille de la victime», ou «Moi, victime, j'estime
que ce monsieur ne doit pas se voir interdire à vie de prati-
quer avec des enfants, parce que ce qu'il a fait ne dénotait
pas une pulsion pédophile.» Donc, on laisse aussi à la vic-
time elle-même la possibilité de jouer avec la proportionna-
lité et l'atténuation que propose le contre-projet direct de la
minorité I (Caroni).
J'invite en particulier le groupe socialiste à bien réfléchir à ce
qu'il va faire. En effet, si la stratégie du groupe UDC est de
faire capoter le contre-projet de la minorité I (Caroni) pour
qu'on se retrouve dans une situation où l'on aurait le contre-
projet direct qu'a souhaité la majorité de la commission
contre l'initiative, votre contre-projet, Mesdames et Mes-
sieurs les membres du groupe socialiste, est perdant! Il ne
sert à rien. Je me demande si dans un cas pareil, on ne fe-
rait pas mieux de soumettre au peuple uniquement l'initia-
tive.
Donc, si vous êtes responsables et si vous voulez véritable-
ment un contre-projet qui soit intelligent, mesuré, conforme
au principe de la proportionnalité, conforme au droit interna-
tional et qui puisse être une véritable alternative à l'initiative,
alors vous devez adopter la proposition de la minorité I (Ca-
roni), faute de quoi vous ouvrez une voie royale à l'initiative
populaire. Ce d'autant plus que le caractère obligatoire et
contraignant du texte de cette initiative populaire a été atté-
nué par les propos de Monsieur Freysinger, qui s'est ex-
primé au nom du comité de l'association Marche blanche et
qui a bien expliqué que les cas bagatelles devaient être ex-
clus et que l'enfant ou le mineur visé dans le texte de l'initia-
tive, eh bien c'était l'enfant de l'initiative «pour l'imprescripti-
bilité des actes de pornographie enfantine», c'est-à-dire un
enfant de 12 ans et moins.
Voilà la situation devant laquelle nous nous trouvons. Nous
sommes tous favorables à la lutte contre la pédophilie. Au
sein du groupe libéral-radical, nous voulons proposer au
peuple un contre-projet cohérent, et ce contre-projet cohé-
rent, c'est ce qui est proposé par la minorité I (Caroni). C'est
vous, Mesdames et Messieurs les membres du groupe so-
cialiste, qui avez la responsabilité aujourd'hui de faire en
sorte que ce projet cohérent soit soumis au peuple.

Jositsch Daniel (S, ZH):  Wenn Sie in dieser Debatte das
Gefühl eines sogenannten Déjà-vu beschleichen sollte,
dann geht es Ihnen so wie mir. Das kommt uns doch irgend-
wie bekannt vor: Man nehme ein reales Problem, das die Öf-
fentlichkeit empört, suche eine möglichst populistische und
holzschnittartige Lösung dafür und verpacke es in eine In-
itiative mit einem knackigen Titel. Das ist der Stoff, aus dem
erfolgreiche Initiativen gemacht werden. Ich erinnere an die
Verwahrungs-Initiative, an die Unverjährbarkeits-Initiative
usw.
Auch bei der Initiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kin-
dern arbeiten dürfen» gibt es ein berechtigtes Anliegen: Pä-
dophile sollen nicht mit Kindern arbeiten. Das ist jetzt der
einzige Punkt, an dem ich Herrn Vischer widersprechen
muss: Auf die Frage von Frau Rickli, wie denn das heute mit
dem Berufsverbot sei, hat Herr Vischer leider nicht geant-
wortet, dass das Berufsverbot, wie es heute im Strafgesetz-

buch steht, sehr viel eingeschränkter ist. Das Berufsverbot,
wie es heute im Strafgesetzbuch steht – Frau Rickli, Sie kön-
nen es gerne nachlesen –, besagt, dass nur derjenige Täter
mit einem Berufsverbot belegt werden kann, der in Aus-
übung seiner beruflichen Tätigkeit gehandelt hat. Also nur
derjenige Lehrer kann mit einem Berufsverbot belegt wer-
den, der in Ausübung seiner Tätigkeit, also in der Schule, die
sexuelle Handlung verübt hat. Dieses Berufsverbot ist eng,
es ist zu eng. Deshalb soll es ausgeweitet werden, und des-
halb haben wir bisher fast keine Fälle. Das ist die richtige
Antwort.
Allerdings sieht genau das eben der direkte Gegenvorschlag
vor. Das Berufsverbot muss ausgeweitet werden. Es kann
nicht so belassen werden, wie es heute ist.
Die Initiative ist aber einerseits lückenhaft, und andererseits
schiesst sie über das Ziel hinaus. Die Initiative will zwingend
ein lebenslängliches Berufsverbot. Das hört sich im ersten
Moment überzeugend an: Warum nicht? Warum soll man
kein lebenslängliches Berufsverbot gegen Personen verhän-
gen, die sexuelle Handlungen gegenüber Minderjährigen
verübt haben? Nun, es wurde bereits ein Beispiel erwähnt:
Ein 20-Jähriger hat eine einvernehmliche Liebesbeziehung
mit einer 15-Jährigen – eine Jugendliebe, wie man so schön
sagt. Das ist verboten, er muss nach Artikel 187 des Strafge-
setzbuches bestraft werden. Jetzt stelle ich Ihnen die Frage:
Soll diesem Jugendlichen, diesem 20-Jährigen, für den Rest
seines Lebens ein Verbot auferlegt werden, in Schulen zu
arbeiten oder als Leiter bei den Pfadfindern, als Leiter einer
Turngruppe, als Trainer in einem Fussballverein usw. tätig zu
sein? Ist das die Idee? Selbstverständlich kann das nicht die
Idee sein.
Herr Freysinger hat heute Morgen gesagt, man könne das
dann alles interpretieren, diese Fälle könne man in der Um-
setzung herausnehmen. Dazu muss ich Ihnen zwei Dinge
sagen: Erstens hat Ihnen Frau Rickli heute klipp und klar ge-
sagt, die Initiative lasse keinen Interpretationsspielraum –
ich habe es mir so wörtlich aufgeschrieben. Sie widerspricht
also Herrn Freysinger. Dann kommt der zweite Punkt: Frau
Rickli und Herr Freysinger, es ist mir eigentlich egal, wie Sie
das interpretieren. Im Moment, wo eine Volksinitiative vom
Volk angenommen worden ist, haben die Initianten keine
Lufthoheit mehr über die Interpretation der Initiative.
Ich muss Ihnen sagen: Ich wehre mich dagegen, dass wir
einfach jedes Mal, wenn eine Volksinitiative zur Diskussion
steht, bei jedem Problem, das sie aufweist, sagen, das
könne ja dann der Gesetzgeber noch ein bisschen zurecht-
biegen. Wissen Sie, was Frau Rickli und Herr Freysinger sa-
gen werden, wenn wir das tun? Sie werden dann sagen: «Ihr
missachtet den Volkswillen; das Volk hat klar gesagt, was es
will.» Aber in unserer Demokratie, so, wie ich sie verstehe,
gilt das Prinzip, dass wir über eine Initiative abstimmen und
dass diese so umzusetzen ist. Damit gibt es eben kein Her-
umdeuten, Frau Rickli oder Herr Freysinger. Sie müssen die
Initiative als das beurteilen, was sie ist.
Wenn Sie auf der anderen Seite auf die Idee kommen wür-
den zu sagen, die Initiative gelte nur für Jugendliche bis
12 Jahre und nicht darüber hinaus, dann frage ich Sie: Sol-
len denn die 14-Jährigen nicht geschützt werden? Soll der
35-jährige Lehrer, der eine 14-jährige Mittelschülerin sexuell
missbraucht, nicht mit einem Berufsverbot belegt werden?
Und wie ist es mit Gewalttaten? Diejenigen Lehrpersonen,
die ihren Schülern Gewalt antun, sind ja nicht von der Initia-
tive erfasst. Sollen diese dann kein Berufsverbot erhalten?
Ich möchte doch auch nicht, dass mein Sohn in der Schule
körperlich oder psychisch misshandelt wird. Ich bin aber der
Meinung, dass auch solche Personen ein Berufsverbot er-
halten sollen.
Was tut die Initiative? Sie blendet das alles aus. Auf der an-
deren Seite bezieht sich die Initiative aber klipp und klar auf
jeden, der wegen eines dort genannten Deliktes verurteilt
wird. Es müsste also auch ein Jugendlicher, etwa ein 12-
Jähriger – es gab solche Fälle –, der ein Sexualdelikt gegen-
über einem Kind verübt, gemäss Initiative theoretisch ein le-
benslanges Berufsverbot erhalten. Das finden Sie absurd?
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Das finde ich auch. Aber genau so steht es in der Initiative.
Deshalb braucht es einen direkten Gegenvorschlag.
Herr Vischer hat Recht: Wir dürfen nicht in der Diskussion
verharren, ob wir etwas gegen Pädophile tun wollen oder
nicht. Natürlich wollen wir das! Das heisst aber nicht, dass
wir sämtliche Rechtsgrundsätze über den Haufen werfen
sollen. Der direkte Gegenvorschlag lässt einen Ermessens-
spielraum, er lässt die Verhältnismässigkeitsüberprüfung zu.
Diese ist ein Grundsatz unserer Rechtsordnung, nämlich,
dass das vom Staat eingesetzte Mittel in angemessener
Weise zum Einsatz kommt. Die Grundrechte sind nicht ab-
strakte Prinzipien, über die wir uns einfach hinwegsetzen
können. Es handelt sich vielmehr um die Säulen des demo-
kratischen Rechtsstaates, die unsere Vorfahren sich über
Jahrhunderte erkämpft haben. Und warum ist das so wich-
tig? Jeder Fall ist ein Einzelfall. Jeder von uns will als Einzel-
fall behandelt werden. Das erreichen wir aber nur mit richter-
lichem Ermessen.
Wer dieses, wie die Initiative, ausschalten will, montiert eine
strafrechtliche Selbstschussanlage, was mittelalterlichen
Methoden gleichkommt. Das bedeutet nämlich, dass Sie
dem Richter sagen: «Du darfst den Einzelfall nicht an-
schauen, du musst wie ein juristisches Maschinengewehr
ein Berufsverbot verhängen, auch wenn du weisst, dass es
in diesem konkreten Fall ein Unsinn ist.» Ich möchte nicht in
einem solchen Land leben. Wir haben Vertrauen zu unseren
Richtern. Sie machen manchmal Fehler, ja. Darum gibt es
eine zweite und manchmal eine dritte Instanz. Und ja,
manchmal schütteln wir den Kopf, wenn wir ein Urteil sehen,
das uns vielleicht nicht gefällt. Das bedeutet aber nicht, dass
wir zu einem Staat finden müssen, wo der Richter nichts an-
deres mehr macht, als wie ein sogenannter Subsumptions-
automat irgendwelche Urteile zu erlassen, ohne den Einzel-
fall zu betrachten. Sie alle fordern das ja auch ein. Sie alle,
wenn Sie irgendwo mal etwas machen, das vielleicht nicht
ganz in Ordnung ist, wollen auch als Einzelfall beurteilt wer-
den und finden auch, man müsse mal fünf gerade sein las-
sen usw.
Ich möchte das nicht verharmlosen. Aber hier geht es um
eine Massnahme, die gegenüber Straftätern verhängt wird.
Es ist einfach zu sagen, dass uns das nicht kümmert, da wir
ja nicht zu dieser Gruppe gehören. Aber nehmen Sie ein an-
deres Beispiel, Sie können es einfach übertragen: Die Wahr-
scheinlichkeit, in der Schweiz gewaltsam zu sterben, ist am
grössten im Strassenverkehr. Und die grösste Gefahr im
Strassenverkehr sind alkoholisierte Autofahrer. Es wäre nun
ebenso logisch zu sagen: «Wir machen eine Volksinitiative,
und jeder, der mit mehr als 0,4 Promille erwischt wird, be-
kommt ein lebenslängliches Fahrverbot.» Wenn ich das for-
dern würde, würden Sie mich für verrückt erklären. Warum?
Weil Sie sagen würden, dass das doch völlig unverhältnis-
mässig wäre.
Deshalb sage ich Ihnen: Es gehört zur Qualität eines
Rechtsstaates, auch bei Straftätern, die schwere Delikte ver-
übt haben, den Einzelfall anzuschauen. Ich bin der Erste,
das kann ich Ihnen sagen, der dafür ist, dass jeder Pädo-
phile, der es eben verdient, weil er ein Pädophiler ist, ein Be-
rufsverbot erhält. Aber dieses soll nicht pauschal verhängt
werden, über alle hinweg, ohne dass der Richter entschei-
den kann.
Deshalb wird meine Fraktion die Initiative zur Ablehnung
empfehlen und den direkten Gegenvorschlag, wie die Kom-
missionsmehrheit ihn angenommen hat, unterstützen.

Rickli Natalie Simone (V, ZH):  Vielen Dank für die Lehr-
stunde, Herr Strafrechtsprofessor. (Zwischenrufe) Sie brin-
gen immer das Beispiel des 20-Jährigen mit der 15-Jähri-
gen; sonst haben Sie nicht so viele Argumente. Ich kann
Ihnen hier nochmals sagen, dass sowohl die Initiantinnen
und Initianten wie auch alle Rednerinnen und Redner heute
gesagt haben, dass diese Täter nicht mitgemeint sind.
Meine Frage: Sie haben gesagt, ja, Richter könnten Fehler
machen. Ist Ihnen bewusst, dass in diesem konkreten Fall
ein solcher Fehler bedeutet, dass ein Wiederholungstäter er-

neut Kinder missbrauchen kann? Tragen Sie dafür die Ver-
antwortung?

Jositsch Daniel (S, ZH): Frau Rickli, Sie haben leider nicht
zugehört, und insofern muss ich vielleicht meine Lehrstunde,
wie Sie es nennen, noch ein bisschen erweitern. (Teilweise
Heiterkeit)
Sie haben zwei Möglichkeiten: Sie können ein Gesetz ma-
chen, in dem Sie jeden Einzelfall vorsehen, und dann kann
der Richter nichts anderes mehr tun, als einfach quasi die
Checkliste durchzugehen und zu sagen: «Ja, ich muss den
jetzt verurteilen.» Das ist Ihre Methode, oder? Nach dieser
Methode haben Sie natürlich zwangsläufig Fälle drin, bei de-
nen Sie eben der Ansicht sind, das sei nicht verhältnismäs-
sig. Sie haben jetzt gesagt, man komme immer mit dem Bei-
spiel des 20-Jährigen. Ich bin auch mit dem Beispiel des
Jugendlichen gekommen; ich kann Ihnen auch das Beispiel
desjenigen Täters geben, der nach 40 oder 50 Jahren verur-
teilt wird und der sich gut verhalten hat; diese Delikte verjäh-
ren ja nicht. Das sind weitere Fälle, bei denen Sie sagen
würden, das wäre wohl nicht verhältnismässig.
Und jetzt sage ich Ihnen Folgendes und gebe dabei die
Frage an Sie zurück: Ich finde es schlecht, wenn ein Richter
ein falsches Urteil fällt, aber ich übernehme die Verantwor-
tung dafür. Übernehmen Sie die Verantwortung dafür, dass
Ihre strafrechtliche Selbstschussmassnahme nachher Leute
trifft, die es eben nicht verdient haben?

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Es tut mir leid, dass
ich Sie unterbrechen muss, aber im Reglement steht, es sei
eine kurze und knappe Antwort zu geben. Es wäre ja inter-
essant, aber ... (Heiterkeit)

von Graffenried Alec (G, BE): Auch ich möchte zuerst den
Offenbarungseid leisten, denn ich habe gelernt: Bei diesem
Thema muss man klar Farbe bekennen. Ich finde es auch
furchtbar, dass es Übergriffe und Straftaten von Pädophilen
an Kindern gibt, und ich möchte unbedingt vermeiden und
unterbinden, dass es zu solchen Übergriffen und Straftaten
kommt. Ich habe insofern Verständnis für die Initiantinnen
und Initianten, die unsere Kinder schützen wollen. Ihre Moti-
vation ist plausibel. 
Ich habe allerdings insofern Mühe mit den Initiantinnen und
Initianten, als sie uns allen, die ihre Initiative nicht vorbehalt-
los unterstützen, unterstellen, wir verfolgten nicht die glei-
chen Ziele. Ich kann ihnen sagen: Wir sind hier drin alle glei-
cher Meinung: Auch wir wollen diesen Schutz, und auch
keine Richterin und kein Richter in der Schweiz, Frau Rickli,
will unsere Kinder gefährden. Die Verantwortung von Richte-
rinnen und Richtern ist eine schwere Verantwortung; viel-
leicht sollten Sie darüber auch mal nachdenken. 
Die Initiantinnen und Initianten sind jedoch zu keiner Koope-
ration bereit. Sie nehmen die Haltung ein: «Wer nicht mit uns
ist, ist gegen uns; wer uns nicht unterstützt, ist gegen einen
wirksamen Schutz unserer Kinder.» Unser Problem in jüng-
ster Zeit ist, dass bei den Abstimmungen über Initiativen
nicht die Qualität des Initiativtextes über Erfolg oder Misser-
folg entschieden hat, sondern die Aktualität des Themas.
Die Verwahrungs-Initiative, die Unverjährbarkeits-Initiative,
die Ausschaffungs-Initiative, aber auch die Initiative von An-
fang März dieses Jahres über die Abzockerei oder die Zweit-
wohnungs-Initiative – alle diese Initiativen hatten grobe Män-
gel in der Formulierung und geben für die Umsetzung
grosse Probleme auf. Sie versprechen teilweise Dinge, die
sie nicht werden einhalten können. Das ist bei dieser Initia-
tive auch nicht anders. Das kümmert jedoch die Initiantinnen
und Initianten nicht. Sie gewinnen die Abstimmung nicht mit
der Formulierung ihrer Initiative, sondern mit dem Thema.
Sie müssen nur Frau Rickli zuhören, dann wird Ihnen das
klar.
Sie haben die Tendenz ja schon gehört: Es gibt die Initiative,
und alles andere ist Wischiwaschi. Da niemand gegen den
Schutz unserer Kinder vor pädophilen Straftätern ist, wird
auch diese Initiative durchkommen, egal, wie schlecht sie
formuliert ist. Die Initiative strotzt vor unbestimmten Geset-
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zesbegriffen, und sie ist in der Form, wie sie vorliegt, so nicht
umsetzbar, wie es die Initiantinnen und Initianten wünschen.
Bei dieser Initiative stecken wir daher in einem echten Di-
lemma, wie auch schon. Ich bin der Meinung, dass unsere
aktuelle Gesetzgebung zusammen mit den laufenden Bemü-
hungen zur Verbesserung ausreicht. Es ist nicht bestritten,
solche Bemühungen sind nötig; Stichwort Motion Somma-
ruga Carlo, das ist der erwähnte indirekte Gegenvorschlag,
der zurzeit in Bearbeitung steht. Diese Bemühungen reichen
aus. Ich lehne die Initiative daher ab. Das sah auch schon
der Bundesrat so. Und im Grunde ihres Herzens sieht das
eine vernünftige Mehrheit Ihrer Kommission für Rechtsfra-
gen auch so, sie geht aber wohl zu Recht davon aus, dass
diese Position chancenlos ist. Eine Mehrheit Ihrer Kommis-
sion will daher einen direkten Gegenvorschlag, um die un-
präzis formulierte Initiative abzuwehren. Dieser Gegenvor-
schlag müsste den Initianten weit entgegenkommen, um
eine Chance zu haben. Ich glaube jedoch nicht daran, Herr
Lüscher, ich glaube nicht daran, Herr Jositsch, dass wir mit
dieser Position eine echte Chance haben werden.
Es ist daher die ehrlichere Strategie und vielleicht ein Kom-
promiss, mit der Kommissionsmehrheit zu stimmen und eine
akzeptable Variante vorzuschlagen, die eine echte Variante
ist. Stimmen Sie daher mit der Mehrheit, und lehnen Sie den
Antrag der Minderheit I (Caroni) ab.
Letztendlich ist es aber sowieso mehr oder weniger egal,
was Sie machen. Die Initiative wird an der Urne Erfolg ha-
ben, und wir werden eine weitere Verfassungsbestimmung
haben, die viel mehr Symbolpolitik als Problemlösung bein-
haltet. Die beste Therapie dagegen ist vermutlich, sich nicht
mehr über diese Form von Symbolpolitik aufzuregen, son-
dern mit diesen Widersprüchen und solcher Politik zu leben.
Ich wünsche Ihnen allen, dass Sie das schaffen.

Buttet Yannick (CE, VS): Comme je pense que le thème de
ce jour ne devrait même pas être débattu tant il paraît lo-
gique et normal d'interdire aux pédophiles de mener une ac-
tivité en lien avec des enfants, je serai bref.
Celles et ceux qui s'opposent à cette interdiction basique
axent leur argumentation sur trois points: la technique juri-
dique d'abord; la nécessité de reconnaître le droit à une deu-
xième chance ensuite; les cas exceptionnels en relation
avec le principe de la proportionnalité enfin.
Sur le premier argument, notre responsabilité en tant qu'élus
est celle de protéger les enfants de ce pays, et ce à tout prix.
Il est inacceptable de se cacher derrière des motifs tech-
niques, éloignés tant de la réalité du terrain que des soucis
de notre population pour justifier de ne pas prendre les me-
sures indispensables à la sécurité publique. Aucun contre-
projet ne peut répondre aussi simplement et aussi claire-
ment à ce besoin que l'initiative proposée.
Concernant le second argument, il ne s'agit pas d'enfermer
les gens dans leur passé, mais simplement de ne pas favori-
ser des situations menant à une récidive. Face aux actes ab-
jects que représente la pédophilie, cette limitation constitue
une mesure plus qu'acceptable. Le principe de précaution
est actuel dans de nombreux domaines; au nom de quoi nos
enfants mériteraient-ils moins de considération?
Enfin, se baser sur l'exception de l'exception et sur un juri-
disme exagéré pour laisser des monstres approcher des en-
fants est un acte inconscient que celles et ceux qui rejettent
l'initiative devront ensuite assumer.
De la part de celles et de ceux qui nous assènent des argu-
ments fallacieux pour recommander le rejet de cette initia-
tive, j'aimerais entendre de leur bouche que cela ne leur
pose aucun problème que leurs enfants soient pris en
charge par un pédophile. Soyons honnêtes: personne ne
veut de cette situation!
Laisser un pédophile travailler avec des enfants, c'est placer
soi-même le renard dans le poulailler et imaginer que, cette
fois-ci, il ne fera pas usage de ses crocs. Ne fût-ce que pour
protéger une seule victime, l'initiative mérite notre soutien.
Je vous remercie de votre attention et d'avance de votre vote
pour nos crèches, nos écoles et nos clubs sportifs sans pé-
dophiles.

Herzog Verena (V, TG): Pädophilie ist ein trauriges Phäno-
men, das leider auch bei uns in der Schweiz existiert. Zu oft
kommt es vor, dass sich Sexualstraftäter an Kindern verge-
hen. Dieser Zustand ist unhaltbar, und es ist Aufgabe der
Politik, solche Missstände zu bekämpfen, um Kindern einen
maximalen Schutz zu bieten. Doch leider blieb das Anliegen
bis jetzt in parlamentarischen Prozessen stecken. Weil die
Politik nicht entschieden gegen die Pädophilen vorgehen
wollte und damit die Rechte der Opfer mit Füssen getreten
wurden, musste der Verein Marche Blanche die Pädophilen-
Initiative einreichen, die heute nun hoffentlich zur Annahme
empfohlen wird.
Das Ziel der Pädophilen-Initiative ist klar: Personen, die ver-
urteilt sind, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes
oder einer abhängigen Person beeinträchtigt haben, müssen
endgültig das Recht verlieren, eine berufliche oder ehren-
amtliche Tätigkeit mit Minderjährigen oder Abhängigen aus-
zuüben. Heute wird ein Pädophiler, wie gestern in einem
«10 vor 10»-Beitrag zu einem Pädophilen, der sich sogar
mehrmals an unschuldigen Kindern vergriffen hatte, bestä-
tigt wurde, tatsächlich nach seiner Haftentlassung wieder
auf Kinder losgelassen – als Theaterpädagoge, Lehrer,
Sporttrainer, Erzieher oder Ferienlagerbegleiter. Das unver-
antwortbare Risiko wird eingegangen, obwohl man weiss:
Jemand, der sich sexuell von Kindern angezogen fühlt, wird
seinen Trieb kaum problemlos beseitigen können. Eine
Rückfallgefahr ist jederzeit vorhanden. Aus diesem Grund ist
es unumgänglich, Pädophile für immer mit einem Berufsver-
bot für die Arbeit mit Kindern – es geht ja nur darum – zu be-
legen. Nur so können wir unseren Kindern einen effektiven
Schutz vor verurteilten Sexualstraftätern gewähren.
Obwohl der Bundesrat die Initiative aus mir unverständlichen
Gründen ablehnt, gibt er offen zu, dass sie gewisse Mängel
des geltenden Systems im Bereich der Tätigkeitsverbote
aufzeige. So kann heute beispielsweise nur dann ein Berufs-
verbot angeordnet werden, wenn die strafbare Handlung im
Rahmen der Ausübung eines Berufes begangen wurde. Das
Berufsverbot betrifft jedoch keine ehrenamtlichen Tätigkei-
ten wie etwa das Trainieren einer Juniorenmannschaft. Was
ebenfalls stossend an der heutigen Ordnung ist: Ein Berufs-
verbot kann für maximal fünf Jahre verhängt werden. Da-
nach können Pädophile wieder legal mit Kindern arbeiten,
ohne dass die Eltern über die Vergangenheit des Täters in-
formiert sind.
Die Rechte unserer Kinder werden vom Bundesrat zu wenig
gewichtet. Vielmehr kümmert ihn, dass das Berufsverbot ein
ernsthaftes Hindernis für die Resozialisierung darstellen
könne. Die Devise lautet also: Täterschutz statt Opferschutz.
Als dreifache Mutter stehen mir bei solchen Äusserungen
die Haare zu Berge.
Weiter argumentiert der Bundesrat – so wurde auch da im
Rat argumentiert –, wie schon bei der Ausschaffungs- oder
der Verwahrungs-Initiative, dass die Initiative gegen das Völ-
kerrecht verstosse. Die Europäische Menschenrechtskon-
vention verbiete es, die persönliche Freiheit einzuschränken.
Wenn die Europäische Menschenrechtskonvention die Pä-
dophilie tatsächlich als eine persönliche Freiheit betrachtet,
hat diese Konvention mit gesundem Menschenverstand wohl
nichts mehr am Hut.
Alle, die unsere Kinder vor sexuellen Übergriffen schützen
wollen, ersuche ich, die Pädophilen-Initiative zur Annehme
zu empfehlen und nicht auf den direkten Gegenvorschlag
einzutreten. Kinder und Eltern werden Ihnen dankbar sein.

Regazzi Fabio (CE, TI): Depuis longtemps en Suisse, on se
bat pour que la lutte contre le phénomène de la maltraitance
au sens large envers les enfants et les mineurs et en parti-
culier de l'abus sexuel reste parmi nos priorités politiques.
Il s'agit d'un thème que, personnellement, j'estime très im-
portant parce qu'il est lié à ce que je n'hésite pas à définir
comme «délit du dégoût» – «reato dello schifo» comme on
dirait en italien –, qui, à mon avis, mériterait des sanctions
bien plus lourdes que celles prévues par notre Code pénal.
Nel nostro Paese alcuni passi per perseguire questi esseri
spregevoli sono già stati compiuti: l'8 febbraio 2004 popolo e
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cantoni accettarono l'iniziativa popolare «Internamento a vita
per criminali sessuomani o violenti estremamente pericolosi
e refrattari alla terapia»; il 30 novembre 2008 venne stravo-
tata l'iniziativa popolare «sull'imprescrittibilità dei reati di pe-
dofilia». Per chi si fosse dimenticato il popolo andò contro la
raccomandazione del Consiglio federale e del Parlamento,
che lo invitava ad opporsi all'iniziativa facendosi un baffo dei
cavilli giuridici. Teniamolo ben presente in vista della deci-
sione che stiamo per prendere oggi.
Non da ultimo ho recentemente presentato una mozione che
chiede d'inserire nella legislazione federale una norma che
obblighi ogni cittadino a conoscenza di simili «atti dello
schifo» a segnalarli, non trincerandosi dietro l'odierno co-
modo ma osceno «non è affar mio». La risposta del Consi-
glio federale è stata purtroppo negativa, rimandando la palla
ai cantoni, che però non hanno competenza per decidere.
Su questo tema tornerò con un nuovo atto parlamentare.
Questa è musica del futuro. E oggi?
Aujourd'hui nous pouvons faire en sorte qu'une personne
condamnée pour un délit de la honte n'exerce plus jamais un
métier ou une activité extraprofessionnelle en contact avec
des mineurs. Au lieu d'être enseignant, entraîneur, ou assis-
tant social une fois sa peine accomplie, le pédophile entre-
prendra une reconversion professionnelle et pourra travailler
comme mécanicien, jardinier ou ramoneur, mais il restera
pour toujours à distance des jeunes. C'est dans sa subs-
tance ce que prévoit l'initiative.
La maggioranza della commissione e la minoranza I invece
vogliono introdurre una limitazione temporale all'esercizio
della professione al termine della quale potrebbe tranquilla-
mente riprendere a fare quello che faceva prima, compreso
ad esempio giocare al dottore con i fanciulli.
Mettons-nous à la place des parents d'un jeune garçon de
12 ans victime d'un abus, parents qui apprendront que cet
entraîneur, cet enseignant ou cet assistant social a déjà été
condamné et éloigné de son passe-temps dégoûtant parce
qu'il avait justement certaines tendances. Si j'étais à leur
place j'aurais une forte envie de rencontrer les responsables
qui lui ont permis cette récidive, mais pas pour disserter sur
les sophismes juridiques que j'ai lus et entendus aujourd'hui.
Il messaggio del Consiglio federale ricorda anche alcuni
ostacoli tecnico-giuridici che si dovranno superare in caso di
accoglimento dell'iniziativa popolare. Come è stato il caso
per altre iniziative, anche per questa credo che una volta ap-
provata, il governo, con l'aiuto dei suoi validi giuristi, saprà
trovare le formulazioni adeguate al testo e alla sua applica-
zione senza dover scomodare le diverse corti internazionali.
D'altronde il popolo svizzero ha già approvato altre iniziative
di dubbia compatibilità con la Costituzione e il diritto interna-
zionale senza che per questo il cielo sia caduto sulle nostre
teste!
Termino: in Svizzera i reati sessuali su fanciulli registrati
dalla polizia corrispondono ad una media di quattro casi al
giorno, uno ogni sei ore. E questa è solo la parte visibile
dell'iceberg; una frequenza impressionante di atti chiamati a
torto «bestiali» perché le bestie non li commettono. Omertà,
tabù ed indifferenza misti a vigliaccheria nascondono la vera
entità della terribile piaga sociale che è costituita dalla pedo-
filia.
Per tutte queste ragioni sosterrò con convinzione l'iniziativa
popolare invitandovi a fare altrettanto.

Feri Yvonne (S, AG): Denken Sie an ein Fussballlager. Jun-
ge Menschen trainieren, sind nahe beieinander, es herrscht
ausgelassene Stimmung. Eine knapp 19-jährige und eine
15-jährige Person verlieben sich. Es kommt zu Zärtlichkei-
ten. Die Eltern der jüngeren Person erheben Anklage.
Eine andere Situation in einem Fussballlager: Eine 25-jäh-
rige Person vergreift sich an mehreren jungen Menschen un-
ter 18 Jahren sexuell. Es kommt auch hier zu einer Anzeige.
Der Begriff der Pädophilie beschreibt nach Definition der
Weltgesundheitsorganisation eine spezielle Störung der Se-
xualpräferenz. Pädophile Personen fühlen sich sexuell aus-
schliesslich zu Kindern vor der Pubertät hingezogen. Sie
reagieren sexuell auf Kinder, haben sexuelle Fantasien von

ihnen und wünschen sich sozialen Umgang und körperliche
Nähe mit ihnen. Experten schätzen, dass rund 1 Prozent der
männlichen Bevölkerung pädophil ist. Bei Frauen ist Pädo-
philie ausgesprochen selten. Warum das so ist, ist noch un-
bekannt. 
Viele Pädophile können sehr gut mit Kindern umgehen, sie
finden leicht Arbeit als Lehrer, Erzieher oder Trainer. Diese
Konstellation ist gefährlich, auch wenn die Pädophilen den
Beruf nicht unbedingt mit der geheimen Absicht ergreifen,
problemlos zu Kindern Kontakt aufnehmen zu können. An-
dere halten sich, so gut es geht, bewusst von Kindern fern,
um ihren sexuellen Impulsen zu entgehen. Pädophilie und
sexueller Missbrauch von Kindern sind nicht dasselbe. Pä-
dophilie beschreibt eine innere sexuelle Ausrichtung, wäh-
rend die sexuellen Handlungen an, vor und mit Kindern auch
als Pädosexualität bezeichnet werden. Nicht jeder Mensch,
der sich an einem Kind vergreift, ist somit pädophil. So ha-
ben internationale Untersuchungen verurteilter Kinder-
schänder gezeigt, dass nur rund die Hälfte von ihnen tat-
sächlich sexuell auf Kinder fixiert war. Diese nichtpädophilen
Täter missbrauchen Kinder als Ersatzobjekte, weil sie ver-
fügbarer, wehrloser und leichter einzuschüchtern und zu
manipulieren sind. Eine schwere Kost, diese Definition, doch
sie ist wichtig, um die Initiative beurteilen zu können.
In meinem ersten Beispiel trifft die Definition eines Pädophi-
len nicht zu. Das Paar tauschte mit beidseitiger Einwilligung
Zärtlichkeiten aus. Dass die Eltern der jüngeren Person An-
zeige erhoben haben, kann ich aus Elternsicht sehr gut
nachvollziehen. Doch Liebe zwischen zwei Menschen kennt
keine Altersgrenzen. Und genau deshalb stelle ich die
Frage: Soll nun die ältere Person ein Leben lang dafür büs-
sen, dass sie Gefühle entwickelt hat? Liebe Kolleginnen und
Kollegen, das wäre doch wirklich nicht verhältnismässig. Die
Person hat aus ihrer Sicht – und auch aus Sicht der jüngeren
Person – nichts Falsches getan. Deshalb soll dem Gericht
die Möglichkeit gegeben werden, einen Spielraum zu nutzen
und die einzelnen Fälle auch als solche zu beurteilen.
Mein zweites Beispiel jedoch trifft genau die Definition einer
pädophilen Person. Deshalb ist es sehr wichtig, dass diese
angezeigt wird und ein Strafmass erhält, welches die
Schwere des Deliktes reflektiert. In solchen Fällen ist es an-
gemessen, dass ein Berufsverbot ausgesprochen wird. Je-
doch muss auch hier bedacht werden, dass die Gerichte in-
dividuelle Strafmasse aussprechen können. Für die Opfer ist
es wichtig, dass sie eine Genugtuung erhalten, auch wenn
das Geschehene nicht mehr rückgängig gemacht werden
kann. Dies ist mit dem Gegenvorschlag bestens gewähr-
leistet.
Schlussendlich möchte ich darauf hinweisen, dass einerseits
der Opferschutz ein wichtiger Aspekt ist, aber auch die Prä-
vention, damit möglichst viele Fälle von sexuellen Übergrif-
fen – egal in welchem Alter, egal welcher Art – verhindert
werden können. Den Opfern müssen Therapiemöglichkeiten
angeboten werden. Einschneidende Erlebnisse wie solche
müssen professionell verarbeitet werden, damit die Zukunft
der betroffenen Personen nicht von einem dunklen Schatten
begleitet wird und das Leben lebenswert bleibt. Die Präven-
tion bezüglich sexueller Übergriffe muss verstärkt werden.
Dazu braucht es, dem Alter angepasst, Aufklärungsarbeit für
alle Kinder, Reflexionen über Rollenbilder der Geschlechter
in allen Altersstufen sowie die Umsetzung der geforderten
Gleichstellung der Geschlechter. 
Wir werden damit nicht alle Übergriffe verhindern können,
aber wir benötigen ein klares Zeichen. Deshalb bitte ich Sie,
dem Gegenvorschlag zuzustimmen.

Darbellay Christophe (CE, VS): Je déclare d'emblée mes
liens d'intérêts: je suis membre du comité d'initiative de l'ini-
tiative populaire soumise à votre sagacité.
J'ai déposé, il y a pratiquement dix ans, une initiative parle-
mentaire (04.473) dont la teneur correspond pratiquement
mot pour mot à celle de l'initiative populaire. Notre conseil
avait d'ailleurs donné suite à mon initiative parlementaire en
date du 6 mars 2008. J'avais déposé ce texte suite à une dé-
cision du Département de l'instruction publique du canton de
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Berne de réintégrer dans ses classes biennoises un profes-
seur pédocriminel condamné.
Il a donc fallu dix ans, dix ans d'errance, et une initiative po-
pulaire pour reconnaître une évidence: un pédophile
condamné ne doit pas travailler ou exercer une activité bé-
névole qui implique un contact régulier avec des enfants.
Si la Commission des affaires juridiques avait fait son travail,
au lieu de nier, de relativiser, d'ergoter sur la proportion-
nalité – comme s'il y avait une proportionnalité dans l'hor-
reur! –, si elle n'avait cessé d'affadir, de débattre de baga-
telles pour éviter de parler de l'essentiel – vous l'aurez com-
pris, cela n'est pas le propos de notre initiative –, ce
problème serait réglé depuis belle lurette et nous n'aurions
jamais eu à déposer une initiative populaire. Nous parlons ici
de pédocriminalité, c'est-à-dire d'une atteinte gravissime à
l'intégrité sexuelle d'un enfant, et non d'une relation sexuelle
entre deux adolescents.
Monsieur Freysinger, en tant que membre du comité d'initia-
tive, a confirmé tout à l'heure notre intention sincère et
réelle. Je confirme tous ses propos prononcés en réponse
aux questions de Monsieur Lüscher.
La Constitution fédérale, et rien de moins que cela, garantit
aux enfants le droit à une protection particulière de leur inté-
grité. Je ne comprends pas que d'éminents juristes puissent
dès lors conclure que la protection des pédocriminels prime
le bien des enfants. Je ne comprendrai jamais leur acharne-
ment à donner à des pédocriminels une seconde chance.
Non, Monsieur Sommaruga, la société suisse n'est pas im-
prégnée de l'idéologie du risque zéro. Nous ne menons pas
une croisade, mais nous nous battrons jusqu'au bout pour
qu'un pédophile condamné ne puisse plus jamais travailler
comme instituteur ou exercer l'activité d'entraîneur de foot-
ball. Vous avez tout de même fini par reconnaître que le
risque de récidive était bien réel, mais vous voulez éviter de
stigmatiser les pédophiles. Vous me forcez, pour éviter de
stigmatiser, d'utiliser un autre exemple: qui, dans cette salle,
prendrait le risque d'engager un pyromane avéré comme ca-
pitaine des pompiers? Personne. Au même titre, je ne
connais pas un seul papa, pas une seule maman dans mon
entourage qui consciemment rêve de confier ses enfants, ce
qu'ils ont de plus précieux, à un instituteur pédophile récidi-
viste ou à un entraîneur de football qui aurait abusé de plus
de 30 enfants.
Nous donnerons toujours la priorité aux victimes. Nous don-
nons une chance à tous les enfants de ne pas subir l'irrépa-
rable outrage. Il existe d'innombrables possibilités de recon-
version pour les pédocriminels: si une personne malade ne
peut pas se passer d'un contact avec les enfants, alors elle a
vraiment un problème! De nombreux exemples que les jour-
naux de boulevard appellent «faits divers» démontrent à
l'évidence que nous devons prendre des précautions parti-
culières dans un domaine à risque. La possibilité d'interdire
l'exercice d'une profession existe déjà dans le Code pénal,
mais il faut bien reconnaître que la justice fut bien plus en-
cline à condamner un blanchisseur d'argent ou un vendeur
de voiture indélicat qu'un pédophile.
Au moment où j'ai déposé mon initiative parlementaire il y a
dix ans, j'ai dû remonter jusqu'à 1952 pour trouver une me-
sure d'interdiction qui avait frappé un enseignant spécialisé
zurichois qui avait abusé d'une fille handicapée de moins de
16 ans. La pratique a montré que le fait d'écarter une per-
sonne des professions en lien avec les enfants reportait sou-
vent le problème sur des activités bénévoles. Le cas récent
de l'entraîneur de football sédunois, arrêté pour avoir abusé
d'une trentaine d'enfants, constitue l'exemple le plus édifiant
à cet égard. La disposition d'interdiction en vigueur est pour
le surplus totalement inadaptée à la réalité de la pédocrimi-
nalité du fait du risque de récidive qui impose une mesure
claire et, ma foi, définitive.
C'est dans cet esprit que je n'entrerai pas en matière sur le
projet 3, à savoir que je soutiendrai la proposition de non-en-
trée en matière de la minorité Rickli Natalie. Et pour des rai-
sons je vous l'avoue un peu tactiques, si le conseil entre en
matière sur le projet 3, j'adopterai la proposition de la majo-
rité à l'article 123c parce qu'elle est le plus fade des contre-

projets. Je rejetterai ensuite tout contre-projet lors du vote
sur l'ensemble parce que la seule réponse à cette probléma-
tique lancinante de l'interdiction d'exercer une activité pro-
fessionnelle ou non professionnelle impliquant des contacts
avec des enfants, c'est bien l'initiative.

Fiala Doris (RL, ZH): Heute stehen die Initiative und der An-
trag der Minderheit I (Caroni) als direkter Gegenvorschlag
zur Abstimmung. 
Der Antrag der Minderheit I geht auf die Verhältnismässig-
keit ein, was ich explizit begrüsse. Eine noch bessere Vari-
ante verspricht allerdings der indirekte Gegenvorschlag zu
werden, der heute hier aber nicht zur Abstimmung kommt.
Der indirekte Gegenvorschlag dürfte vor allem für den Opfer-
schutz mehr bringen, weil er Punkte aufgreift, die weder in
der Initiative noch im Antrag der Minderheit I berührt werden.
Dass verurteilte Kinderschänder nie mehr mit Kindern arbei-
ten sollen, leuchtet sicher jedem ein. Man möchte ausrufen:
Ja klar, was denn sonst! Änderungen des Strafrechts muss
man jedoch mit kühlem Kopf konzipieren. Gerade für eine le-
benslange Einschränkung muss eine Sanktion dem Grund-
satz der Verhältnismässigkeit verpflichtet sein, konkret: Das
lebenslange Verbot ist nur dann gerechtfertigt und aus Op-
ferschutzgründen nur dann sinnvoll, wenn im individuellen
Fall ein entsprechendes Risiko besteht. Sie haben es heute
mehrmals gehört: Es lassen sich sehr leicht Fälle konstruie-
ren, in denen der Automatismus der Initiative für den Opfer-
schutz absolut nichts bringt und im Einzelfall unverhältnis-
mässig ist. Mehrfach wurde erwähnt, dass ein 18-Jähriger
im Einvernehmen mit einer 15-Jährigen eine sexuelle Hand-
lung vollziehen könnte, allenfalls in jugendlichem Leichtsinn,
betrunken. Ist es angemessen, und bringt es irgendetwas für
den Opferschutz, wenn der junge Mann, nachdem er für die-
ses Delikt verurteilt wurde, lebenslang von Minderjährigen
ferngehalten werden muss? Genau darum geht es.
Daher Ja zum Antrag der Minderheit I (Caroni)! Keine unver-
hältnismässigen Alibimassnahmen nach dem Giesskannen-
prinzip, sondern lebenslange Verbote für die Beschäftigung
mit Minderjährigen, wenn im Einzelfall ein entsprechendes
Risiko effektiv vorliegt!
Der Minderheitsantrag weist den Mangel des stereotypen
Automatismus nicht auf, weil das Beschäftigungsverbot rich-
tigerweise vom Risiko im Einzelfall abhängig gemacht wird.
Für den Opferschutz greifen zwar beide Varianten, die heute
zur Abstimmung kommen, noch zu kurz. Sehr wichtig ist es
z. B., das Kontakt- und Rayonverbot unabhängig von Probe-
zeiten und Massnahmen aussprechen zu können. Aber es
ist Augenwischerei zu glauben, dass man mit Kontakt- und
Rayonverboten das Risiko des sexuellen Missbrauchs von
Kindern einschränken könnte. Es gilt gemäss Professionel-
len in diesem Bereich die einfache Regel: Wer als so rück-
fallgefährdet eingeschätzt wird, dass man seine Bewegun-
gen im öffentlichen Raum definieren muss, stellt ein so
hohes Risiko dar, dass er gar nicht auf die Strasse gehören
würde.
Heute haben wir das Problem, dass bei einer schweren Dro-
hung ein Kontakt- und Rayonverbot ausgesprochen werden
kann, solange die Strafuntersuchung noch läuft, z. B. bei
häuslicher Gewalt. Leider hat man es durch die Ergebnisse
der Vernehmlassung aber verworfen, Arbeitgeber und Insti-
tutionen, die mit Minderjährigen arbeiten, zu verpflichten,
Strafregisterauszüge von Stellenbewerbern einzufordern.
Das wäre eine einfache Massnahme, die umgehend einen
Gewinn für den Opferschutz bringen würde. Ein grosses
Problem sind dabei die Entfernungsfristen. Mit der Änderung
des Strafregisterrechts werden aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes die meisten Einträge zu Straftaten nach fünf
Jahren endgültig entfernt. Die Konsequenz ist, dass Profis
der Polizei, der Justiz und Gutachtern, die genaue Risikoab-
klärungen vornehmen müssen, schwere Straftaten aus der
Vorgeschichte entsprechender Personen entgehen. Hier
werde ich mich einsetzen.
In der vorliegenden Form lehne ich aber die Initiative ab und
stimme für den Antrag der Minderheit I (Caroni).
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Müller-Altermatt Stefan (CE, SO): Ich habe vier Kinder, ich
bin Gemeindepräsident, und meine Gemeinde hat eine
Schule. Es gibt viele von mir abgöttisch geliebte «Gründe»,
weshalb ich das Anliegen dieser Initiative unterstütze. Pädo-
phile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen, das ist
schlicht und einfach richtig. Ich will keines meiner Kinder in
die Obhut eines Pädophilen geben, und ich will auch nicht,
dass Pädophile an meiner Schule unterrichten. Ich unter-
stütze das Anliegen der Initiative hundertprozentig.
Ich unterstütze das Anliegen, nicht aber die Initiative, denn
sie hat Mängel. Sie redet von Personen, wir haben es ge-
hört, und sie redet von allen einschlägigen Straftaten. Sie
verhängt also auch ein lebenslanges Berufsverbot über den
16-jährigen Kantonsschüler, der in einer Partynacht seine
Grenzen nicht mehr kennt; das ist auch eine Sauerei und ist
auch zu verurteilen, aber die Strafe dafür wäre nicht verhält-
nismässig. Die Verhältnismässigkeit des rechtsstaatlichen
Handelns steht auch in unserer Verfassung. Ich verspreche
Ihnen, dass ich alles tun werde, was in meiner Macht als Er-
zieher steht, damit keiner meiner drei Söhne in eine solche
beschriebene Situation kommt. Aber wenn diese Initiative
angenommen wird, dann kann ich trotzdem nur noch Holz
anfassen und hoffen, dass das so nicht passiert, denn es
kann passieren.
Nun kann man in dieser Situation zwei Dinge tun: Entweder
hat man Rückgrat und versucht, dem Volk diese differen-
zierte Position zu erklären, oder man hat das Rückgrat nicht
und redet dem Volk nach dem Mund, wenn am Stammtisch
die harte Linie gegen die Pädophilen gefordert wird. Ich
sage es noch einmal: Ich will diese harte Linie auch, aber ich
will auch einen Rechtsstaat, der diesen Namen verdient.
Die Initiative hat nicht viele Mängel. Man kann sie leicht mit
dem Antrag der Minderheit I (Caroni) zum Gegenvorschlag
beheben. Dieser Antrag nimmt auf, dass der Täter volljährig
sein muss, um unter die Bestimmung zu fallen. Er setzt zu-
dem eine gewisse Schwere der strafbaren Handlung voraus,
wahrt also die Verhältnismässigkeit – so weit ist alles klar.
Es bleibt also lediglich die politische Komponente oder eben
die Frage nach dem Rückgrat. Die SVP wird und will dieses
Rückgrat nicht haben, das ist klar, denn sie fährt dieselbe
Strategie wie immer: Sie nimmt ein unbestrittenes, emotio-
nales Thema auf, sie nimmt eine mit Mängeln behaftete In-
itiative und hält dann stur an ihr fest. Am Stammtisch werden
zuerst dann diejenigen, welche die Initiative ablehnen, als
Gutmenschen, Scheinbürgerliche, Linke oder was auch im-
mer bezeichnet, und nachher werden diejenigen, die sich mit
der Umsetzung abmühen, als «Kuscheljustizler» und Igno-
ranten des Volkswillens bezeichnet; davor haben leider auch
viele Bürgerliche Angst, ich nicht. Ich will, dass wir heute als
Bürger unseren bürgerlichen Rechtsstaat verteidigen; ich
will nicht, dass mit der erwähnten Strategie schon wieder ein
eigentlich unbestrittenes Thema von der SVP gepachtet
wird.
Mein Aufruf geht deshalb an alle Politiker mit Rückgrat hier
drin: Ich fordere Sie auf, diesem Angstmacherspiel ein Ende
zu bereiten. Machen wir den Schulterschluss für die beste
Lösung, welche die Pädophilen tatsächlich von den Kindern
fernhält, gleichzeitig aber unsere rechtsstaatlichen Prinzi-
pien wahrt. Wir werden das der SVP nicht erklären können,
aber wir können es dem Volk und vielleicht auch den Initian-
ten erklären, wenn wir geschlossen auftreten. Die beste Lö-
sung ist der Gegenvorschlag; für diese Lösung tritt die Min-
derheit I (Caroni) ein.
Ich fordere Sie also dazu auf, die Initiative abzulehnen und
den harten, aber fairen Gegenvorschlag gutzuheissen. Es ist
der richtige Weg für unsere Kinder, damit sie in Sicherheit
und unter dem Schutz des Rechtsstaates aufwachsen kön-
nen.

Heim Bea (S, SO): Der Initiative ist zugutezuhalten, dass sie
bewirkt, dass sich die Politik ernsthaft mit dem Thema aus-
einandersetzt und handeln will.
Es ist traurig, aber dennoch einfach wahr, dass kaum ein
Tag ohne Enthüllungen über Missbrauchsfälle vergeht. Die
Fälle, die für Schlagzeilen sorgen, sind nur die Spitze des

Eisbergs. Vieles bleibt im Dunkeln. Ein grosser Teil der Fälle
wird nie strafrechtlich geprüft oder geklärt. 
Hinsehen und nicht wegsehen: Viele Fälle von Kindesmiss-
brauch sind geschehen bzw. können nur geschehen, weil
die Gesellschaft wegschaut. Wie ist die Unkultur des
Schweigens überhaupt möglich? Meistens traut man sich
nicht, wirklich hinzusehen, weil Kinder missbraucht werden
von Leuten, die eine gesellschaftliche Vertrauensstellung
haben: Leute aus dem kirchlichen Umfeld, Lehrer, Erzieher,
Leute, die in Jugendvereinen engagiert sind, Sporttrainer.
Deren gesellschaftliches Engagement wird geschätzt, was
den Blick trübt, um Warnzeichen zu erkennen.
Nur: Der Schutz des Kindes muss für die Gesellschaft und
damit für uns in der Politik höchste Priorität haben. Dieser
Schutz beginnt aber nicht erst nach den Untaten, sondern
muss auch greifen, bevor es so weit ist. Wir müssen mehr für
den Schutz der Kinder tun. Es braucht in allen Kantonen ein
umfassendes Präventionsangebot gegen den sexuellen
Missbrauch von Kindern. Es braucht eine Sensibilisierungs-
arbeit, die Eltern, Lehrer, Fachpersonen sowie Kinder und
Jugendliche in der Wahrnehmung und dabei stärkt, sich im
Präventiven geschickt zu verhalten.
Wir können natürlich nicht alle Kinder vor allem Unheil
schützen. Aber wir müssen alles unternehmen, um miss-
bräuchliche Taten zu verhindern oder um ihnen zumindest
keinen Vorschub zu leisten. Darum sollen Pädophile, die ver-
urteilt sind, nicht mehr mit Minderjährigen oder Abhängigen
arbeiten, auch nicht im Sport, auch nicht bei Freizeitaktivitä-
ten. Denn Gelegenheit macht Täter. Ich wünschte mir, die
Strafen würden dazu führen, dass die Täter selber zur Ein-
sicht gelangen würden, dass sie um der Kinder willen, aber
auch um ihrer selbst willen nie mehr mit Kindern und Abhän-
gigen arbeiten sollten. Doch nach den Erkenntnissen der fo-
rensischen Psychiatrie ist Pädophilie durch das Risiko von
Wiederholungstaten gekennzeichnet.
Wer kann also nach all dem Gesagten gegen die Stossrich-
tung dieser Initiative sein? Die SP ist es sicher nicht. Aber es
geht einfach nicht, ein Strafmass zu verankern, das der Tat-
sache nicht Rechnung trägt, dass viele sexuelle Kindesmiss-
braucher von der Veranlagung her eben nicht pädophil sind.
Es geht einfach nicht, einen schematischen Automatismus,
der in Widerspruch zur schweizerischen und internationalen
Rechtsprechung steht, in der Bundesverfassung verankern
zu wollen.
Die Initiative schiesst also doppelt übers Ziel hinaus, da sie
dem Richter nicht mehr erlaubt, verhältnismässig zu urtei-
len. Nein, ich tue alles andere, als dem Täterschutz das
Wort zu sprechen. Der Schutz der Kinder hat für mich, muss
für uns höchste Priorität haben. Dass der Richter in seinem
Urteil bis zu einem lebenslänglichen Berufsverbot gehen
kann, wie es auch der Gegenvorschlag vorsieht, ist richtig.
Aber es ist eben nicht in jedem Fall richtig. Sie haben die
Beispiele gehört: Einvernehmlichen sexuellen Kontakt mit ei-
ner 15-Jährigen als Kindesmissbrauch zu qualifizieren ist für
mich ein Thema, das nicht ich beurteilen will und das nicht in
der Verfassung zu beurteilen ist, sondern das der Richter zu
beurteilen hat.
Zum Schutz des Kindes oder der Schutzbefohlenen ist es
meines Erachtens auf jeden Fall unerlässlich, dass ein Be-
werber nachweist, dass kein Eintrag im Strafregister gegen
ihn vorliegt, wenn er sich bewirbt. Dass solche Bestimmun-
gen auch für die Kirche Geltung haben sollen, ist eine
Selbstverständlichkeit. Die Missbrauchsfälle innerhalb von
religiösen Gemeinschaften dürfen nicht mehr intern bleiben.
Sie gehören vor ein weltliches Gericht. Es darf ihn nicht
mehr geben, diesen Mantel des Schweigens, nicht in den
Kirchen, nicht in den religiösen Gemeinschaften, nicht in den
Familien. Dafür hat die Politik zu sorgen.
Wir unterstützen damit den direkten Gegenvorschlag.

Reimann Lukas (V, SG): Ich möchte hier als Erstes den Initi-
antinnen und Initianten dieser Volksinitiative meinen Dank
aussprechen. Zwar betonen heute alle Redner, dass sie ge-
gen Kindesmissbrauch sind und dass man etwas machen
soll. Tatsache ist aber, dass in den letzten Jahren sämtliche
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Vorstösse, die eine Verschärfung in diesem Bereich wollten,
vom Parlament abgelehnt worden sind, wenn nicht hier im
Nationalrat, dann spätestens im Ständerat. Der Volksinitia-
tive verdanken wir es, dass jetzt endlich etwas passiert und
Massnahmen getroffen werden, wenn nicht vom Parlament,
dann vom Volk. 
Die Volksinitiative verlangt eine Selbstverständlichkeit: «Per-
sonen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unver-
sehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen Person beein-
trächtigt haben, verlieren endgültig das Recht, eine
berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen
oder Abhängigen auszuüben.» Das Ziel ist es, sowohl jegli-
che sexuelle Gewalt gegen Kinder und Abhängige einzu-
dämmen als auch das Risiko von Wiederholungstaten zu mi-
nimieren. Hierbei kann die vorliegende Initiative einen
wichtigen Beitrag leisten. Deshalb muss diese Massnahme
unterstützt werden, welche den Schutz der Kinder verbes-
sern kann.
Es ist allgemein bekannt, dass ein grosser Teil jener pädokri-
minellen Handlungen, die ausserhalb der Familie und des
Verwandten- und Freundeskreises geschehen, von Perso-
nen verübt wird, die durch ihre berufliche oder ehrenamtli-
che Tätigkeit als Lehrkräfte, Betreuungspersonen, Trainer
usw. – sei es in der Schule oder im Rahmen von Freizeitakti-
vitäten – mit Kindern oder Jugendlichen unter 16 Jahren zu
tun haben. Es handelt sich um Personen, die oft ohne Ge-
waltanwendung ein Autoritäts- oder Freundschaftsverhältnis
zu ihren jugendlichen Opfern ausnützen. Diese Pädokrimi-
nellen entscheiden sich oft ganz bewusst für die betreffen-
den Berufe oder Tätigkeiten.
Die Initiative schlägt etwas ganz Einfaches vor: eine Präven-
tivmassnahme, die verhindern soll, dass pädokriminell ver-
anlagte Personen, die sich bereits einschlägiger Handlun-
gen schuldig gemacht haben, in engem Kontakt mit
Minderjährigen leben oder arbeiten können. Wie man weiss,
ist es leider sehr schwierig, solche Tendenzen zu behandeln
oder zu heilen. Mit dieser Initiative werden Kontakte zwi-
schen potenziellen Pädokriminellen und ihren Opfern verhin-
dert. Damit lässt sich der Teufelskreis durchbrechen.
Dass hier nun die Mehrheit der Kommission einmal mehr
den Täterschutz vor den Opferschutz stellt, verstehe ich
nicht. Selbst wenn ein Täter ein Lehrerseminar besucht hat,
hat er noch genügend Möglichkeiten, um zum Beispiel in der
Erwachsenenbildung oder im Weiterbildungsbereich zu ar-
beiten.
Aber sprechen wir nicht über die Täter, sondern sprechen
wir über die Opfer, ihre Familien und das unermessliche
Leid, welches durch pädophile Straftäter verursacht wird.
Die Verhinderung solcher abscheulicher Taten rechtfertigt
ein Ja zur Initiative. Bei viel harmloseren und weniger ver-
werflichen Taten können Sie mit Verboten belegt werden. Es
wurde heute das Autofahren angesprochen. Wenn Sie das
Autofahren nicht im Griff haben, dann können Sie heute mit
einem Fahrverbot belegt werden. Wenn Sie Ihren Beruf, zum
Beispiel als Anwalt oder als Arzt, nicht im Griff haben, dann
kann Ihnen das Patent entzogen werden, was einem fakti-
schen Berufsverbot gleichkommt. Warum können wir aber
nicht hier ein Berufsverbot aussprechen, zum Schutz der
Kinder und der abhängigen Personen, zum Beispiel in Pfle-
geheimen oder Kliniken? Es braucht jetzt ein Ja zur konse-
quenten und durchdachten Initiative und ein Nein zum ver-
wässerten Gegenvorschlag.
Das Volksbegehren steht in einer Reihe mit der Verwah-
rungs-Initiative und der Unverjährbarkeits-Initiative, die ent-
gegen dem Willen von Bundesrat und Parlament einen här-
teren Umgang mit Sexualverbrechern und einen besseren
Opferschutz durchgesetzt haben. Ich bin überzeugt davon,
dass auch diese Initiative ein deutliches Mehr beim Volk fin-
den wird. Ich bin mir sicher, dass das Parlament genügend
Spielraum hat, um die Initiative praktikabel und grundrechts-
konform wirksam umzusetzen. Ich freue mich schon jetzt auf
die Anträge von Herrn Jositsch oder Herrn Vischer bei der
Ausführungsgesetzgebung, die auch weitere, nichtsexuelle
Gewalttatbestände in den Berufsverbotskatalog aufnehmen.
Ich werde das gerne unterstützen.

Politiker mit Rückgrat, Herr Müller-Altermatt, stimmen der In-
itiative zu – für die Sicherheit der Kinder in diesem Land.

Guhl Bernhard (BD, AG): Herr Reimann, ich war auch in der
Kommission, und ich habe kein einziges Kommissionsmit-
glied gehört, das gesagt hat, es wolle die Täter schützen,
wie Sie das soeben dargestellt haben. Ist es nicht zu ein-
fach, die Befürworter eines Gegenvorschlages als Täter-
schützer darzustellen?

Reimann Lukas (V, SG): Schauen Sie, selbstverständlich sa-
gen heute alle, sie seien gegen den Kindesmissbrauch, wir
müssten etwas machen und sie seien dagegen, dass Pädo-
phile mit Kindern arbeiteten. Tatsache ist aber, dass in den
letzten Jahren die Vorstösse, die eingereicht wurden – sei es
der von Herrn Darbellay, der von Frau Simoneschi-Cortesi
oder der von Natalie Rickli –, alle abgelehnt wurden. Es
wurde nichts gemacht, und man versucht selbst jetzt noch,
an einer guten Initiative, die hart ist, herumzubasteln. Man
sucht wieder das Negative – was ist schlecht? –, statt dass
man sich darauf konzentriert, die Initiative umzusetzen und
so Leid zu verhindern.

Vogler Karl (CE, OW): Wir sind uns alle einig hier im Saal:
Die sexuelle Integrität eines Kindes oder einer besonders
schutzbedürftigen Person ist unter allen Umständen zu wah-
ren. Diese ist unantastbar. Die Täter sind zu verurteilen, und
den Tätern ist es in der Regel auch zu verbieten, mit diesen
Kategorien von Personen zu arbeiten oder mit ihnen ehren-
amtliche Tätigkeiten auszuüben. Die Frage ist aber die: Sind
wir bereit, das unter Einhaltung rechtsstaatlicher Grundsätze
zu machen, oder geben wir diese im Zuge eines populisti-
schen Mainstreams sukzessive auf?
Liest man den Text der Volksinitiative, so ortet man insbe-
sondere zwei Problemkreise. Der erste betrifft den mögli-
chen Täterkreis. Die Initiative spricht von «Personen» als
Tätern. Weil die Initiative von «Personen» spricht, die bei ei-
ner entsprechenden Verurteilung endgültig das Recht verlie-
ren, eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minder-
jährigen oder Abhängigen auszuüben, so fallen unter diesen
Begriff auch minderjährige Täter. Nun ist es aber so, dass
Minderjährige noch in der vollen persönlichen und körperli-
chen Entwicklung stehen und ein Minderjähriger allenfalls
gerade deswegen eine entsprechende sexuelle Handlung
begeht. Gegenüber einem solchen Jugendlichen ein lebens-
langes Verbot einer beruflichen oder ehrenamtlichen Tätig-
keit mit Minderjährigen auszusprechen, und zwar zwingend
und automatisch, wäre absolut unverhältnismässig und
würde gegen die Artikel 5 und 36 der Bundesverfassung ver-
stossen. Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein,
besagt Artikel 5 Absatz 2 der Bundesverfassung.
Zum zweiten Problemkreis der Initiative: Der Initiativtext
spricht von der Verletzung der sexuellen Unversehrtheit ei-
nes Kindes oder einer abhängigen Person. Was aber heisst
das? Wird diese Unversehrtheit beispielsweise bereits mit
einer exhibitionistischen Handlung eines jungen Mannes,
der sich entsprechend präsentiert, verletzt, verbunden mit
den für ihn massiven Folgen? Auch hier stellt sich bei einer
Verurteilung die Frage nach der Verhältnismässigkeit eines
Tätigkeitsverbots.
Dieses Problem hätte beispielsweise gelöst werden können,
wenn das lebenslängliche Tätigkeitsverbot von einer mini-
malen Freiheitsstrafe abhängig gemacht worden wäre. Das
aber ist nicht der Fall. Hier nun setzt der Antrag der Minder-
heit I (Caroni) an und verlangt «eine strafbare Handlung ei-
ner gewissen Schwere». Damit kommt man dem verfas-
sungsmässigen Grundsatz der Verhältnismässigkeit nach.
Nicht irgendeine strafbare Handlung, sondern eine Hand-
lung einer gewissen Schwere führt zu einem Tätigkeitsver-
bot, und zwar, gemäss der Minderheit I, für eine Dauer von
mindestens zehn Jahren. Sofern denn tatsächlich notwen-
dig, kann dieses Verbot auch lebenslänglich ausgesprochen
werden. Was ebenfalls wichtig ist: Der Antrag der Minder-
heit I umfasst nur volljährige Personen, Minderjährige wer-
den davon richtigerweise nicht erfasst. Zwar haben heute die
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Herren Freysinger und Darbellay die von mir geschilderten
Auswirkungen der Initiative relativiert. Ich muss Ihnen aller-
dings sagen, dass ich die Initiantinnen und Initianten bis
heute anders wahrgenommen habe.
Erlauben Sie mir noch zwei Sätze zum Antrag der Mehrheit.
Das Tätigkeitsverbot ist hier lediglich als Möglichkeit stipu-
liert. Das ist keine echte Alternative zur Initiative und geht,
sowohl was die Spezial- wie auch was die Generalpräven-
tion betrifft, eindeutig zu wenig weit. Das Risiko von Übergrif-
fen muss auf ein absolutes Minimum reduziert werden, und
die Dauer des Tätigkeitsverbots soll und muss durchaus
auch abschreckend wirken.
Ich ersuche Sie daher, die Initiative und den Antrag der
Mehrheit abzulehnen und dem Antrag der Minderheit I (Ca-
roni) zuzustimmen. 

Schneider Schüttel Ursula (S, FR): Wir haben heute einen
Vorgeschmack davon erhalten, wie die Diskussion über
diese Volksinitiative geführt werden wird. Es ist ein sehr
emotionales Thema. Sexueller Missbrauch, vor allem derje-
nige an Kindern, ist ein belastendes Thema. Die Betroffenen
sind ihr Leben lang durch ein solches Ereignis geprägt. Be-
troffen sind nicht nur die Opfer, oft sind es auch die Angehö-
rigen, namentlich bei Straftaten gegen Kinder und Jugendli-
che.
Um es gleich vorwegzunehmen: Ich unterstütze den Antrag
der Mehrheit der Kommission, die Initiative zur Ablehnung zu
empfehlen und den Gegenentwurf anzunehmen. Das heisst
nicht, dass ich Pädophilie oder sexuellen Missbrauch
gutheisse oder die Täter schützen will – nein, im Gegenteil!
Herr Guhl hat es vorhin sehr gut gesagt, als er seine Frage
stellte: Wer den Gegenentwurf unterstützt, will nicht den Tä-
ter schützen. Missbräuchliche Handlungen gegen Kinder
oder gegen besonders schutzbedürftige Personen müssen
verfolgt und die Täter bestraft werden.
Ich teile auch das Anliegen der Initiantinnen und Initianten,
dass Kinder und besonders schutzbedürftige Personen vor
Sexualstraftätern, vor verurteilten Personen geschützt wer-
den müssen. Nebst der Bestrafung eines Täters kann dazu
eine Massnahme wie eben das Verbot, eine berufliche oder
neu auch eine organisierte nichtberufliche Tätigkeit mit Kin-
dern auszuüben, notwendig sein.
Die Initiative geht aber in ihrer Absolutheit zu weit. Die Kom-
missionssprecherin, Frau Markwalder, hat es heute Morgen
bereits gesagt: Wir als Gesetzgeber müssen auch dafür sor-
gen, dass die rechtsstaatlichen Prinzipien eingehalten wer-
den. Dazu gehört namentlich der Grundsatz der Verhältnis-
mässigkeit. Für mich als Juristin ist dieser Grundsatz ein
zentrales Element unserer Rechtsordnung. Gerade dieser
Grundsatz wird mit der Initiative aber nicht eingehalten. Pro-
blematisch an der Initiative ist, dass ein Verbot zwingend
verhängt werden muss und dass es gleichzeitig endgültig ist.
Mit dem Gegenentwurf geben wir dagegen den Gerichten im
Einzelfall erstens einen Ermessensspielraum, ob für eine
konkrete Tat gegenüber einem konkreten Täter ein Verbot zu
sprechen ist oder nicht. Zweitens wird ein Berufs- oder Tä-
tigkeitsverbot nicht endgültig, also lebenslänglich, sondern
für einen der Straftat angemessenen Zeitraum angeordnet.
Unser Rechtssystem setzt voraus, dass eine strafrechtliche
Massnahme verhältnismässig sein muss. Das heisst, der
Eingriff in die persönliche Freiheit des Täters durch eine
strafrechtliche Massnahme wie ein Tätigkeitsverbot muss in
einem angemessenen Verhältnis zur Wahrscheinlichkeit und
Schwere einer erneuten Straftat sein. Anders gesagt: Je
schwerer und je wahrscheinlicher eine erneute Straftat ist,
umso härter muss die Massnahme ausfallen. Dies wird
heute bereits in Artikel 56 Absatz 2 StGB geregelt. 
In der uns vorliegenden Formulierung des Initiativtextes
muss dagegen das Gericht zwingend in jedem Fall, und sei
er noch so geringfügig, ein Berufs- oder Tätigkeitsverbot
aussprechen. Davon betroffen wären auch Bagatellfälle, wie
wir sie heute Morgen schon als Beispiele genannt erhielten,
wie die einvernehmlichen sexuellen Handlungen eines 19-
Jährigen mit einer 15-Jährigen. Stellen Sie sich vor, es
handle sich beim 19-Jährigen um einen Jugendlichen in

Ausbildung zum Lehrer. Fänden Sie es richtig, wenn ihm ein
lebenslängliches Berufsverbot auferlegt würde?
Der Gegenentwurf sieht deshalb vor, dass volljährigen Per-
sonen ein Tätigkeitsverbot auferlegt werden kann. Das
heisst, das Gericht hat richtigerweise die Möglichkeit, die
Straftat als solche zu beurteilen und dort ein Tätigkeitsverbot
anzuordnen, wo es auch Sinn macht. Dort, wo es keinen
Sinn macht, kann es darauf verzichten.
Gemäss Initiative sollen verurteilte Personen endgültig das
Recht verlieren, eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit
mit Minderjährigen oder Abhängigen auszuüben. Unabhän-
gig von der Schwere der Tat müsste ein Gericht also ein le-
benslängliches Berufsverbot aussprechen. Auch dies wider-
spricht dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit.
Wie gesagt, das Ziel der Initiative, der Schutz von Kindern
und abhängigen Personen, ist richtig. Die Initiative verstösst
aber gegen wesentliche Grundsätze der schweizerischen
Rechtsordnung. Der Gegenentwurf nimmt das Anliegen der
Initiative unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Ver-
hältnismässigkeit auf.
Ich ersuche Sie deshalb, dem Stimmvolk die Initiative zur
Ablehnung zu empfehlen und den Gegenvorschlag der Kom-
missionsmehrheit zu unterstützen. 

Nidegger Yves (V, GE): Beaucoup de choses ont déjà été
dites. Nous sommes face à une initiative populaire, c'est-à-
dire à un acte de démocratie directe. Et la démocratie di-
recte, c'est ce que le peuple dégaine lorsqu'il a acquis la
conviction que ses élus, au gouvernement, au Parlement ou
dans les tribunaux, ne le représentent pas ou mal sur un
point particulier. Ce message est évidemment désagréable à
entendre pour les élus qui se voient dire que la démocratie
représentative, qui est normale, est mise entre parenthèses
et que le peuple reprend ses prérogatives, parce qu'il estime
qu'il ne peut, sur un point particulier, faire confiance à ceux
qu'il a élus pour cela.
Les 110 000 personnes qui ont signé l'initiative populaire
«pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des en-
fants» – ce qui préfigure l'acceptation générale du peuple
sur un sujet émotionnel – pensent non seulement que les
pédophiles ne doivent pas travailler avec des enfants – nous
sommes tous convaincus de ce fait, nous le pensons tous
déjà –, mais en plus et surtout que ceux qui devraient se
préoccuper de ce problème ne l'ont pas fait, et cela pendant
trop longtemps, et qu'il faut maintenant leur retirer la marge
de manoeuvre que la loi leur laissait pour le faire. C'est cela
la démocratie directe, et c'est à cela que nous avons affaire.
Bien évidemment, lorsque le peuple prend de telles me-
sures, il a tendance, d'une part, à priver, puisque c'est la na-
ture de la démarche, ceux qu'il a élus de leur marge de ma-
noeuvre ordinaire, et d'autre part, à le faire en ratissant
plutôt large. Bien évidemment, le texte qui nous est soumis
en ratissant large risque de ratisser un peu trop large et de
créer de futures difficultés d'application.
C'est pour remédier à cela que la Commission des affaires
juridiques, dont c'est la spécialité, a tenté, mais a échoué, de
reprendre la teneur du texte de l'initiative, en donnant raison
aux initiants – parce qu'ils ont raison –, tout en ajustant le tir
pour que la grenaille atteigne la cible plus près du coeur. Le
problème, c'est que la majorité de la commission a abouti à
un texte totalement insipide, qui manque la cible de plu-
sieurs dizaines de kilomètres, et que la minorité I (Caroni),
qui reste en lice et qui est une assez bonne formulation en
elle-même, a entre-temps également perdu son sens, parce
qu'un contre-projet direct de cette nature ne permet pas aux
initiants de retirer leur propre texte.
Et puis les travaux de la commission ont apporté quelque
chose d'autre, et d'un peu inespéré, à savoir que les ini-
tiants – qui maintiennent leur texte – acceptent d'eux-
mêmes d'ajuster le tir pour toucher le coeur de la cible.
Parce que effectivement, les actes d'ordre sexuel, les at-
teintes à l'intégrité sexuelle, c'est un catalogue très large
dans le Code pénal, qui va de la main sur le genou jusqu'au
viol avec pénétration. «Enfant» est également une notion as-
sez large qui va de la naissance à la veille du seizième anni-
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versaire du mineur, dont l'intégrité sexuelle est protégée par
le Code pénal.
Dès lors que les initiants eux-mêmes nous disent que l'en-
fant, qui est le coeur de la cible – et le pédophile, qui en est
le prédateur désigné, par rapport évidemment à la victime –
visée par cette initiative populaire, n'est pas ou plus celui
que définit le Code pénal mais celui défini par l'initiative
«pour l'imprescriptibilité des actes de pornographie enfan-
tine», c'est-à-dire l'enfant impubère, dont l'âge a été fixé à
moins de 12 ans, on recentre tout le débat sur le coeur de la
cible. Parce que effectivement, peu importent les intentions
de l'auteur: si quelqu'un a malheureusement cette pulsion
qui l'amène à trouver sexuellement appétissant un être dé-
pourvu des caractéristiques sexuelles qui apparaissent avec
la puberté, alors celui qui est victime de telles pulsions pro-
bablement ne pourra recevoir la confiance de la société, ni
une seconde fois, ni une troisième fois. Dès lors, l'interdic-
tion à jamais de s'approcher d'enfants dans des activités or-
ganisées, qui équivaut à ne pas mettre le renard dans le
poulailler, n'est pas une interdiction disproportionnée.
Il faut donc prendre acte du fait que les travaux de la com-
mission – à laquelle Monsieur Freysinger, qui est aussi
membre du comité d'initiative, a participé – auront eu le mé-
rite d'amener les initiants à restreindre le champ d'applica-
tion de l'initiative au coeur de la cible. Dans ces conditions, il
n'y a vraiment plus aucune raison d'entrer en matière sur le
contre-projet direct, ni de refuser de recommander d'accep-
ter l'initiative, qui vient faire à notre place le travail que nous
aurions pu – et dû – faire depuis longtemps.

Romano Marco (CE, TI):  La cronaca ci segnala regolar-
mente di abusi e reati a sfondo sessuale che vedono come
vittime bambini o persone particolarmente vulnerabili. Sono
abusi perpetrati non solo in famiglia, ma anche da parte di fi-
gure professionali o impegnate a titolo volontario che en-
trano in contatto con essi. Le cifre fanno rabbrividire: in Sviz-
zera i reati su fanciulli registrati dalla polizia sono in media
quattro ogni giorno; e si tratta unicamente di quelli cono-
sciuti. Ogni volta che apprendiamo queste notizie proviamo
un senso di sconforto e di rabbia, a maggior ragione, quando
veniamo a sapere che l'autore di questi atti deplorevoli in
passato è già stato condannato per reati simili. Ma come è
possibile, mi chiedo e ci chiediamo, che abbia avuto ancora
l'occasione di ripeterli? Non sono da solo a chiedermelo. A
chiederselo sono anche le oltre 110 mila persone che hanno
sottoscritto l'iniziativa popolare «Affinché i pedofili non lavo-
rino più con i fanciulli» dell'associazione Marche Blanche.
L'iniziativa, come più volte citato, chiede che una persona
condannata per aver leso l'integrità sessuale di un fanciullo o
di una persona dipendente, quindi non solo un bambino, ma
anche un adulto, un anziano o un disabile, venga definitiva-
mente, per tutta la vita, privata del diritto di esercitare un'atti-
vità professionale od onorifica a contatto con essi. Non si
chiede che non possa più lavorare, ma che non lavori più in
questo ambito. 
Il Consiglio federale e la maggioranza della commissione ri-
conoscono la validità degli obiettivi che l'iniziativa si prefigge
di raggiungere ma invocando il principio della proporzionalità
non vogliono sostenerla, presentando un controprogetto di-
retto. Questo è veramente un grande peccato, è veramente
una cosa difficile da spiegare alle cittadine e ai cittadini di
questo Paese. La proposta di controprogetto tiene conto di
numerosi aspetti non ancora risolti e sollevati in diversi atti
parlamentari presentati in questi ultimi anni. Un lavoro degno
di nota, che vuole introdurre novità importanti, ma che so-
stanzialmente non affronta con sufficiente coraggio il tema
della recidiva. Manca d'incisività, motivo per cui non vale as-
solutamente la pena entrare in materia del controprogetto. 
Se da una parte le norme in vigore verranno migliorate,
dall'altra la loro limitazione nel tempo non permetterà di ga-
rantire un livello di sicurezza ancora superiore come in caso
di un allontanamento permanente, come chiesto dagli autori
dell'iniziativa. La possibilità di interdire per un determinato
periodo di tempo il colpevole, una volta scontata la pena,
l'iscrizione nel casellario giudiziario, che comunque non è

mai definitiva e l'eventuale controllo elettronico non sono un
passo avanti, non sono un passo sufficiente; in una società
che ha fatto della mobilità un elemento cardine non sono
sufficienti. Spostarsi e ricominciare una nuova vita altrove
dopo una condanna non è assolutamente difficile. Una volta
terminato il periodo di allontanamento stabilito dal giudice e
cancellata l'iscrizione nel casellario una persona condan-
nata per abusi sessuali su minori o persone dipendenti potrà
ancora tornare a lavorare o occuparsi di attività extraprofes-
sionali. Non c'è alcuna garanzia che non possa ripetere nuo-
vamente le stesse azioni. Di mestieri e di attività da svolgere
nel tempo libero ce n'è una vasta scelta. Non c'è assoluta-
mente una necessità di lavorare a contatto con persone de-
boli o con bambini.
Come datori di lavoro, responsabili e membri di associazioni
del tempo libero, genitori e figli, o semplicemente come citta-
dini dobbiamo interrogarci e chiederci quale sia il rischio che
siamo disposti a correre e quali misure è necessario mettere
in campo per diminuire il rischio. Vogliamo davvero che i no-
stri figli o le persone più vulnerabili possano venir esposte al
rischio di subire quanto altri purtroppo hanno già vissuto ma-
gari molti anni prima? Io dico di no, e per questo sosterrò
l'iniziativa popolare «Affinché i pedofili non lavorino più con i
fanciulli». Le proposte dei vari controprogetti, in nome di una
proporzionalità che in questo ambito stride fortemente, non
danno garanzie sufficienti.

Keller Peter (V, NW): Was können die Schweizerinnen und
Schweizer tun, wenn sie feststellen, dass es gravierende
Fehlentwicklungen gibt und die Politik offensichtlich nicht be-
reit ist, diese Missstände anzugehen? Dann können die
Schweizerinnen und Schweizer zu ihren Volksrechten grei-
fen. Das war bei der Ausschaffungs-Initiative oder kürzlich
bei der Abzocker-Initiative so. Man könnte auch sagen, dass
die direkte Demokratie die Selbstverteidigung der Bürgerin-
nen und Bürger ist. Nur dank dieser Volksrechte sind in den
letzten Jahren wichtige Missstände angegangen worden.
Es ist kein Zufall, dass im Zentrum vieler Volksinitiativen das
Strafrecht und der Strafvollzug stehen. Auch die Schweizer
Justiz wurde von der Achtundsechziger-Ideologie erfasst.
Plötzlich stand nicht mehr der Schutz der Bevölkerung im
Zentrum der Justiz, sondern es waren die Anliegen der Tä-
ter. Denn der Täter, so die Auffassung der Achtundsechzi-
ger, ist letztlich ein Opfer – ein Opfer der Gesellschaft, ein
Opfer der Erziehung oder ein Opfer mangelhafter Chancen.
Offensichtlich sieht eine Mehrheit der Bevölkerung die Sa-
che anders. Sie stellt wieder den Schutz und die Sicherheit
der Menschen ins Zentrum. Das haben die Abstimmungser-
gebnisse bei der Verwahrungs-Initiative gezeigt, Herr Müller-
Altermatt, und auch bei der Initiative über die Unverjährbar-
keit von schweren sexuellen Straftaten an Kindern hat eine
Mehrheit der Bevölkerung so entschieden. Wenn Sie jetzt
von Stammtischentscheiden sprechen, dann missachten Sie
eigentlich demokratische Entscheidungen, damit missach-
ten Sie die direkte Demokratie, die immerhin das Fundament
unseres Staates ist.
Auch die vorliegende Initiative versucht, Fehlentwicklungen
zu korrigieren. Sie will Kinder vor Personen schützen, die
wegen Sexualdelikten verurteilt wurden. Die Initiative will
eine rote Linie ziehen: Wer Kinder sexuell missbraucht, soll
nicht mit Kindern arbeiten dürfen. Punkt, aus, Ende der Dis-
kussion. Eigentlich eine Selbstverständlichkeit, könnte man
meinen. Aber auch bei diesem Thema haben wir es mit ei-
ner Nachgeburt der Achtundsechziger zu tun. Unter dem Ti-
tel der «sexuellen Befreiung» wurden im Bereich der Pädo-
philie Grenzen verwischt. Plötzlich war von «Kinderliebe»
die Rede – ein Freipass für Pädophile. Auch wenn die Pädo-
philie insgesamt nicht gutgeheissen wurde, so wurde die
rote Linie eben doch verwischt, und Überschreitungen wur-
den geduldet, bis heute.
Anders ist es nicht zu erklären, dass ein Adolf Muschg den
Rektor der deutschen Reformschule Odenwald verteidigt,
der jahrzehntelang den sexuellen Missbrauch an seinen
Schülern gefördert und selber praktiziert hat. Adolf Muschg
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philosophierte dagegen lieber über den «pädagogischen
Eros».
Wer mit den Tätern sympathisiert, bestraft die Opfer. Warum
ist Adolf Muschg mit seinen unsäglichen Verharmlosungen
davongekommen? Weil er ein Intellektueller ist? Weil er der
Tradition der Achtundsechziger verpflichtet ist?
Oder nehmen wir den grünen Europa-Politiker Daniel Cohn-
Bendit, der jahrelang den «Literaturclub» im Schweizer
Fernsehen moderiert hat. Er arbeitete in den Siebzigerjah-
ren als Kinderbetreuer und beschrieb anschliessend seine
Erfahrungen. Ich zitiere: «Mein ständiger Flirt mit allen Kin-
dern nahm bald erotische Züge an. Ich konnte richtig fühlen,
wie die kleinen Mädchen von fünf Jahren schon gelernt hat-
ten, mich anzumachen ... Es ist mir mehrfach passiert, dass
einige Kinder meinen Hosenlatz geöffnet und angefangen
haben, mich zu streicheln. Ich habe je nach den Umständen
unterschiedlich reagiert, aber ihr Wunsch stellte mich vor
Probleme.» Der Wunsch von fünfjährigen Mädchen!
Interessant ist übrigens, wie sich Daniel Cohn-Bendit heute
verteidigt: Er sagt, man müsse seine Aussagen im Kontext
der sexuellen Befreiung der Siebzigerjahre sehen. Er hat
Recht. Nur wirkt dieser Kontext bis heute nach – und genau
darum war und ist diese Initiative nötig.
Der gleiche Daniel Cohn-Bendit beschimpfte übrigens die
Schweiz 2009 wegen ihres Entscheids zur Minarettverbots-
Initiative. Nun ist es gut möglich, dass die Schweizer Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger wiederum demokratisch und
mehrheitlich dafür sind, dass Pädophile nicht mit Kindern ar-
beiten dürfen. Für Leute wie Daniel Cohn-Bendit hiesse das:
«Literaturclub» ja, «Kinderclub» nein.
Wir können uns im Zweifelsfall für das Opfer entscheiden –
oder für den Täter. Ich bitte Sie, eine rote Linie zum Schutz
der Kinder zu ziehen. Unterstützen Sie deshalb die Initiative.

Fehr Jacqueline (S, ZH): Zuerst möchte ich den Initiantin-
nen und Initianten danken. Erneut haben sie ein Thema auf
den Tisch gelegt, das uns schon viel früher hätte beschäfti-
gen müssen. Zusammen mit vielen anderen zivilgesell-
schaftlichen Organisationen haben sie es geschafft, dass
heute kaum jemand mehr sexuelle Gewalt an Kindern ver-
harmlost. Wenn ich als Präsidentin der Stiftung Kinderschutz
Schweiz trotzdem der Mehrheit folge, also die Initiative zur
Ablehnung und den Gegenvorschlag zur Annahme emp-
fehle, dann aus folgenden Gründen:
1. Die Initiative ist weniger präzise und weniger vollständig
als der Gegenvorschlag. Und hier stellt sich vor allem die
Frage an Herrn Freysinger, warum er seinen Minderheitsan-
trag zurückzieht und damit auch die ganze Debatte um einen
Rückzug der Initiative plötzlich sausenlässt.
2. Die Initiative lässt den Gerichten keinen Ermessensspiel-
raum, sondern zwingt sie, in jedem Fall ein lebenslanges Tä-
tigkeitsverbot auszusprechen. Sosehr dies im Einzelfall ge-
rechtfertigt sein mag, als zwingende Vorgabe ist das höchst
problematisch. Eine solche Regelung widerspricht dem
Grundsatz, wie er in Verfassung und Völkerrecht verankert
ist, dass bei der Einschränkung von Grundrechten immer die
Verhältnismässigkeit geprüft werden muss.
Einige von Ihnen mögen jetzt empört fragen: Ausgerechnet
Kinderschänder sollen vom Rechtsstaat geschützt werden?
Ausgerechnet Kinderschänder, die das niedrigste Verbre-
chen begangen haben, sollen das Recht behalten, dass ihre
Tat als Einzelfall beurteilt wird? Ja, das sollen sie! Denn
wenn sich der Rechtsstaat nicht gerade in solch schwieri-
gen, emotional abgründigen Fällen durchsetzt, verkommt er
zum Schönwetterprinzip. Niemand im Saal will gegenüber
Kinderschändern Milde walten lassen, aber wir sollten nicht
bei der Verteidigung unserer zivilisatorischen Errungen-
schaften genau diese Errungenschaften aufs Spiel setzen –
und das sage ich explizit als Präsidentin der Stiftung Kinder-
schutz Schweiz. Ich sage es, weil uns die Geschichte lehrt,
dass sich Aufweichungen rechtsstaatlicher Prinzipien früher
oder später immer gegen die Schwachen und damit auch
gegen die Kinder wenden. Jene, die man heute schützen
will, bringt man damit morgen in Gefahr.

Ich sage es aber auch, weil wir mit dem strafrechtlichen Kin-
derschutz einem fatalen Irrtum erliegen. Selbstverständlich
braucht es strafrechtliche Schutzbestimmungen, aber wer
glaubt, dass Kinder durch strengere Strafgesetzbestimmun-
gen wirksam geschützt werden könnten, glaubt in erster Li-
nie und hofft. Die Anzeigequote ist dermassen tief, dass es
schon fast ein Zufall ist, wenn ein Übergriff überhaupt sicht-
bar wird. Die Bestrafung der Gewalt ist wichtig, aber deren
Verhinderung ist aus Sicht des Kinderschutzes prioritär.
Dabei ist entscheidend, wie wir unsere Kinder erziehen und
wie wir sie darin unterstützen, ihr Selbstvertrauen und ihre
Urteilsfähigkeit zu entwickeln. Kinder, die gelernt haben,
Nein zu sagen, haben ein markant geringeres Risiko, Opfer
sexueller oder anderer gewalttätiger Übergriffe zu werden.
Wer hingegen Kinder zu blindem Gehorsam und Anpassung
erzieht, gefährdet sie. Entscheidend für den Schutz unserer
Kinder ist ein Erziehungsstil, der die Kinder wertschätzt, sie
in ihrem Selbstbewusstsein stärkt, sie ermutigt, sich ernst zu
nehmen und ihren Gefühlen zu vertrauen. Kinderschutz
Schweiz hat dazu mit einem Parcours – «Mein Körper ge-
hört mir» – einen wichtigen Beitrag geleistet. Dort lernen die
Kinder, Grenzen wahrzunehmen und diese mit einem klaren
Nein zu verteidigen. Ich hoffe, dass wir die anstehende De-
batte über die Initiative auch dafür nutzen können und dass
wir auch für diese Themen diskutieren können.
Weitere Strafgesetzartikel mögen wenige Übergriffe verhin-
dern. Das ist wichtig und für mich Grund genug, dem Ge-
genvorschlag zuzustimmen. Würden wir aber darob die vie-
len anderen Übergriffe vergessen, die nie zur Anzeige
kommen, hätten wir unsere Verantwortung nicht wahrge-
nommen.

Streiff-Feller Marianne (CE, BE): Auch für die EVP ist der
Schutz von Kindern und Personen mit besonderem Unter-
stützungsbedarf vor Wiederholungstätern ein absolutes
Muss. In den letzten paar Jahren haben sich die unerträglich
schockierenden Enthüllungen über Missbräuche gehäuft.
Schutzbedürftige in Familien, in kirchlichen und sportlichen
Kinder- und Jugendorganisationen standen dabei ebenso im
Fokus wie Menschen mit hoher Abhängigkeit von Betreuung
und Unterstützung in spezifischen Institutionen.
Aufgerüttelt durch die Offenlegung dieser verwerflichen
Übergriffe, haben viele Organisationen und Institutionen grif-
fige Präventionsmassnahmen eingeleitet und umgesetzt.
Die Förderung der Selbstkompetenz der Schutzbefohlenen
nimmt dabei in Bezug auf den Umgang mit Nähe und Di-
stanz, auf das Setzen von Grenzen sowie in Bezug auf die
eigene Sexualität einen hohen Stellenwert ein. Die Schutz-
befohlenen müssen wissen, wie sie sich gegen eine Verlet-
zung ihrer persönlichen Integrität zur Wehr setzen können.
Sie sollen ihren Möglichkeiten entsprechend befähigt wer-
den, Abwehr zum Ausdruck zu bringen und Grenzverletzun-
gen zu signalisieren. Bei besonders gefährdeten Personen-
gruppen wird das persönliche Umfeld, die Angehörigen und
Bezugspersonen, in die Präventionsarbeit mit einbezogen.
Ein einziger Wiederholungstäter genügt, um in Kürze solche
wertvollen Konzepte zu hintertreiben und das aufgebaute
Vertrauen der Betroffenen zu zerstören. In diesem Sinne
setzt die Initiative die richtigen Ziele. Die damit angespro-
chenen Anliegen unterstütze ich zusammen mit meiner Par-
tei uneingeschränkt. Es ist inakzeptabel, dass Personen, die
wegen einer Strafe wegen Sexualdelikten an Kindern oder
abhängigen Personen verurteilt worden sind, wieder mit Kin-
dern oder mit Menschen mit Einschränkungen arbeiten dür-
fen.
Nun teile ich jedoch die Ansicht des Bundesrates, dass die
Initiative unpräzis und unvollständig ist und auch nichts dar-
über aussagt, wie sie umgesetzt werden soll. Mit dem gefor-
derten Automatismus für ein zeitlich unbefristetes Verbot wi-
derspricht sie dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit,
einem wesentlichen Grundsatz bei der Einschränkung von
Grundrechten. Deshalb bin ich auch der Ansicht, dass Volk
und Ständen ein direkter Gegenentwurf auf Verfassungs-
stufe zu unterbreiten ist. Dabei ist es wichtig, dass die Anlie-
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gen der Volksinitiative übernommen werden. Sonst hätte der
Gegenvorschlag beim Volk keine Chance. 
Von den Anträgen aus der Kommission favorisiere ich des-
halb den Antrag der Minderheit I (Caroni). Dieser sieht ein
Tätigkeitsverbot vor, wenn eine strafbare Handlung «einer
gewissen Schwere» begangen worden ist. Mit der Ein-
schränkung der «gewissen Schwere» wird die Verhältnis-
mässigkeit gewahrt. Der Antrag der Minderheit I hat gegen-
über dem Antrag der Kommissionsmehrheit ausserdem den
Vorteil, dass er auch Straftaten gegen besonders schutzbe-
dürftige Personen umfasst. Das ist für mich als Präsidentin
des Nationalen Branchenverbands der Institutionen für Men-
schen mit Behinderung (Insos) nicht unerheblich.
Zusammenfassend ist es der Initiative zu verdanken, dass
sie die Behebung einer bestehenden Lücke beim Schutze
unserer Kinder und besonders verletzlicher Personen ange-
stossen hat. Nun müssen wir schauen, wie wir das Anliegen
in eine angemessene Form bringen können. Ich wünsche
uns dazu das nötige Augenmass für eine griffige und sachli-
che Lösung. Diese sehe ich im Antrag der Minderheit I, und
ich bitte Sie deshalb, diesen zu unterstützen.

Schwander Pirmin (V, SZ): Ich bitte Sie, die Volksinitiative
und nur die Volksinitiative zu unterstützen. Ich habe mit gros-
sem Interesse den vielen kritischen Stimmen gegen die
Volksinitiative zugehört. Gewisse juristische Bedenken kann
ich nachvollziehen. Aber eine «strafrechtliche Selbstschus-
sanlage», wie sie Daniel Jositsch genannt hat, ist die Volks-
initiative definitiv nicht. Es geht um Personen, die rechtskräf-
tig verurteilt worden sind. Es geht um ein Problem, um eine
Frage, die besteht, seit es die Menschheit gibt. Darum ap-
pelliere ich an Sie: Haben wir endlich den Mut und die Zivil-
courage, den Teufelskreis der sexuellen Gewalt gegen Kin-
der und Jugendliche zu durchbrechen!
Warum? Kinder und Jugendliche müssen ganz besonders
vor Sexualdelikten geschützt werden. Aus der Kriminologie
wissen wir von überall her, dass Sexualdelikte traumatisie-
rende und langanhaltende Auswirkungen auf die weitere
Entwicklung der Kinder haben. Nicht selten werden Kinder
durch solche Taten ein Leben lang gezeichnet. Darum spre-
che ich bewusst und immer wieder vom Teufelskreis.
Die Volksinitiative schiesst in gar keiner Weise über das Ziel
hinaus. Die angeblichen Mängel im Text können wir behe-
ben; es geht nicht darum, dass wir den Text nicht umsetzen
können. Die bestehende Rechtsordnung bzw. die beste-
hende Unterscheidung zwischen Erwachsenen- und Ju-
gendstrafrecht ist ja bekanntlich nicht in Stein gemeisselt.
Auch hier könnten wir in der Folge dann Überlegungen ma-
chen, wie wir die angeführten Beispiele von dem 20-Jähri-
gen und der 15-Jährigen lösen könnten.
Es wurde mehrmals betont, die Schwere der Straftat müsse
präzisiert werden. Der Gesetzgeber müsse Bagatellfälle
vom automatischen und langfristigen oder lebenslänglichen
Berufsverbot ausnehmen können. Im Initiativtext steht
deutsch und deutlich: «Personen, die verurteilt werden, weil
sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes ... beeinträch-
tigt haben ...» Die «sexuelle Unversehrtheit» ist rechtlich
festgelegt. Das kann meines Erachtens per se kein Bagatell-
fall sein.
Es wird auch immer wieder der Grundsatz der Verhältnis-
mässigkeit ins Feld geführt. Das, was die Volksinitiative will,
muss doch im Resozialisierungsinteresse und -willen der
Straftäter liegen, zumindest im Resozialisierungsinteresse
und -willen der reuigen Straftäter. Und nochmals: Es geht
hier um rechtskräftige sexualstrafrechtliche Verurteilungen
und nicht um Bagatellfälle. Es geht um Verurteilte. Es geht
nicht darum, die Tausende von Personen in unserem Land,
die ehrenamtlich mit Jugendlichen zusammenarbeiten, zu
kriminalisieren. Wir sind weit weg von einem solchen Ansin-
nen. Es geht um Verurteilte, und weil es um Verurteilte geht,
hat der Richter ja bereits sein Ermessen in die Waagschale
geworfen.
Ich denke, wenn wir wollen, können wir die Volksinitiative,
so, wie sie dasteht, auch gezielt umsetzen. Wir müssen nur

willens sein, an anderen Orten entsprechende Anpassungen
vorzunehmen.
Ich bitte Sie, der Volksinitiative zuzustimmen.

Fridez Pierre-Alain (S, JU): L'initiative populaire «pour que
les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants» a pour
but de traiter une vraie problématique: on ne peut laisser
sans autre des prédateurs sexuels avérés au contact direct
de leurs victimes potentielles, enfants ou personnes handi-
capées, qui plus est dans des rapports de dépendance.
Dans ma pratique professionnelle en qualité de médecin ré-
pondant d'une institution pour handicapés mentaux pro-
fonds, j'ai été confronté, à l'époque, à une situation d'abus
d'une personne handicapée profonde adulte par un membre
du personnel. C'est intolérable, absolument intolérable!
Les initiants ont raison: l'Etat doit agir, la société doit oser
mettre des garde-fous pour éviter ce qui peut l'être. Le
Conseil fédéral l'a également compris. Il a pris la mesure de
ces situations dramatiques et inacceptables. Le Conseil fé-
déral veut agir, mais comme la réalité n'est jamais ni toute
noire ni toute blanche, il propose d'agir de manière pragma-
tique et proportionnée.
J'ai bien entendu les propos de Monsieur Freysinger permet-
tant d'imaginer qu'en cas d'acceptation de l'initiative, les cas,
disons, bagatelles, pourraient ne pas être concernés. Mais,
en l'état, je crains qu'accepter l'initiative telle quelle revienne
à obliger la justice à appliquer sans marge de manoeuvre le
libellé de l'initiative: «Quiconque est condamné pour avoir
porté atteinte à l'intégrité sexuelle d'un enfant ou d'une per-
sonne dépendante est définitivement privé du droit d'exercer
une activité professionnelle ou bénévole en contact avec des
mineurs ou des personnes dépendantes.» Quiconque, une
simple condamnation, définitivement: ces trois mots résu-
ment les nouvelles règles fixées par l'initiative.
Mais qui est ce quiconque? En fait, qu'entend-on par pédo-
phile? Un pédosexuel classique éventuellement dangereux,
dont la préférence sexuelle se dirige plus ou moins exclusi-
vement vers des enfants prépubères, ou le jeune adulte de
20 ans qui a des relations sexuelles avec une personne ado-
lescente de moins de 15 ans? D'après la classification de
l'OMS, pour être considérée comme pédophile, la personne
doit être âgée d'au moins 16 ans et avoir cinq ans de plus
que sa victime. Cela répond à la question de savoir qui est
pédophile, quoique je suppose que les définitions doivent di-
verger selon les sources. Mais cela ne donne pas encore la
définition du terme «quiconque».
Comme je l'ai rappelé, rien n'est tout à fait blanc ni tout à fait
noir. Entre le pédocriminel classique, le prédateur sexuel et
à l'opposé le jeune adulte simplement amoureux d'une per-
sonne en pleine adolescence et également amoureuse, il y a
un monde! Pour le premier, qui représente à l'évidence un
danger, une menace, les termes de l'initiative doivent s'appli-
quer, pour l'autre en aucun cas, même s'il pourrait tomber
sous le coup d'une condamnation. Alors, pour ces deux si-
tuations diamétralement opposées, faut-il une même peine
en termes de limitation d'ordre professionnel? A l'évidence
non. La fermeté s'impose sans discussion lorsqu'elle est né-
cessaire, mais uniquement lorsqu'elle est nécessaire. L'ini-
tiative soulève un vrai problème, mais elle va trop loin, ne
donnant pas à la justice la marge de manoeuvre nécessaire
vu la multiplicité des situations. Quoi qu'en dise Monsieur
Freysinger, le texte de l'initiative est clair.
Le contre-projet du Conseil fédéral permet au contraire d'in-
troduire cette nécessaire proportionnalité dans les décisions
de justice. L'interdiction d'exercer une activité profession-
nelle ou non professionnelle impliquant des contacts régu-
liers avec des mineurs ou des personnes particulièrement
vulnérables y figure clairement en toutes lettres, pour une
durée, il est vrai, déterminée, permettant ainsi un réexamen
régulier de la situation. Mais je ne doute pas que face à des
situations particulièrement pénibles, graves, évidentes, l'in-
terdiction devra s'éterniser, mais tout en respectant les droits
de l'accusé car, rappelons-le, nous légiférons dans le cadre
d'un Etat de droit qui a ses règles.
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Pour conclure, j'aimerais encore rappeler que cette initiative
ne s'attaque qu'à une partie de la problématique des abus
dont sont victimes les enfants, une partie très importante j'en
conviens. Mais pensons encore aux trop nombreux abus qui
ont lieu dans le milieu familial et à la violence dont sont vic-
times nombre d'enfants.

Lohr Christian (CE, TG): Das Thema, das wir heute Morgen
besprechen, hat sehr viel mit Würde und Respekt zu tun. Ich
meine, dass wir diese Debatte auf einem entsprechenden
Niveau führen müssen. Ich finde deshalb die ideologischen
und medialen Spielchen völlig fehl am Platz.
Ich oute mich: Ich habe selber keine Kinder, und doch, ich
betone das ausdrücklich, ist mir der Schutz von Kindern und
besonders Schutzbedürftigen ein Herzensanliegen. Ich bin
deshalb ein wenig irritiert darüber, dass wir in der heutigen
Debatte eigentlich sehr wenig über den Schutz selber gehört
haben. Mit Schutz meine ich, dass wir uns Gedanken dar-
über machen, warum es überhaupt zu solchen Straftaten
kommt. Was sind die gesellschaftlichen Entwicklungen
oder – um das Wort eines Vorredners aufzunehmen, das
hier wirklich passt – Fehlentwicklungen in unserer Gesell-
schaft? Warum werden an Kindern und besonders Schutz-
bedürftigen solche Straftaten gegen die sexuelle Integrität
begangen? Ich hätte mir gewünscht, dass man sich am heu-
tigen Morgen auch mit diesem Thema mehr befassen, sich
damit wirklich inhaltlich mehr auseinandersetzen würde.
Ich habe in meinem bisherigen Leben eigentlich sowohl be-
ruflich als auch in der Freizeit in zwei Bereichen sehr inten-
siv mitgearbeitet. Da ist einmal der Sportbereich; ich bin
sehr froh und schätze es überaus, dass wir die Notwendig-
keit erkannt haben, sporttreibende Kinder zu schützen. Wir
haben ein sehr modernes Sportförderungsgesetz, das seit
dem 1. Oktober 2012 in Kraft ist und in dem man ausdrück-
lich festhält, dass Personen, die eine entsprechende Straftat
begangen haben, nicht mehr mit Kindern arbeiten sollen und
arbeiten dürfen. Auch bin ich natürlich in langjähriger Arbeit
als Präsident des schweizerischen Behindertensportverban-
des sehr intensiv mit diesem Thema bei behinderten Kin-
dern befasst gewesen, und auch dort kann ich Ihnen versi-
chern, dass wir diesem Problemfeld – und es ist natürlich ein
sehr heikles Problemfeld – sehr hohe Aufmerksamkeit ge-
schenkt haben.
Ich denke, dass wir uns in einer Gesamtschau einfach be-
wusst sein müssen, dass wir die politische Verantwortung
haben, das Thema so anzupacken und uns in die Richtung
zu bewegen, dass wir nicht zu stigmatisieren beginnen und
vor allem nicht ein Klima des Misstrauens schaffen, sodass
sich nachher niemand mehr im Umfeld von Kindern betäti-
gen will. Ich spreche vom Sportbereich, ich spreche auch
von Jugendlichen mit einer Behinderung. Das wäre absolut
der falsche Ansatz.
Persönlich muss ich, glaube ich, nicht den Beweis erbringen,
dass es für mich eine Nulltoleranz gegenüber Straftätern
gibt, die eine Tat gegen die sexuelle Integrität begangen ha-
ben. Da lasse ich mich auch, wenn ich mich jetzt öffentlich
für die Minderheit I (Caroni) ausspreche, in keine andere
Ecke drängen. Personen, die ein Problem haben und dies in
eine Straftat umgesetzt haben, müssen streng angegangen
werden.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Es waren sich heute
Vormittag alle Rednerinnen und Redner einig, dass wir Kin-
der, aber auch alte und körperlich oder psychisch kranke
Menschen, die ihr Leben nicht ohne fremde Hilfe führen kön-
nen, vor sexueller Gewalt, aber auch vor allen anderen For-
men von Gewalt schützen wollen. Es ist eine der wichtigsten
Aufgaben des Staates, alles zu tun, um solche Taten zu ver-
hindern.
Es ist aber auch ein Gebot der Fairness und der Lauterkeit,
nicht jeden, der heute ein bestimmtes Projekt nicht unter-
stützt, gleich als Politiker ohne Rückgrat, als Politikerin ohne
Mut und Zivilcourage oder gar als Täterschützer zu bezeich-
nen. Das Wichtigste ist ohnehin, dass wir solche Taten ver-
hindern. Hier hilft uns nicht in erster Linie das Strafrecht,

sondern hier hilft uns, wenn wir hinschauen, und zwar alle:
Familienmitglieder, Lehrerinnen und Betreuer dürfen nicht
wegschauen, damit wir Warnzeichen frühzeitig wahrneh-
men. Vor allem aber müssen wir die Kinder fördern und un-
terstützen, damit sie fähig sind, ihre psychische und ihre
physische Integrität wahrzunehmen und einzufordern –
darum geht es! 
Das Strafrecht kommt immer zu spät: Es kommt nämlich
dann, wenn bereits etwas passiert ist. Aber selbstverständ-
lich wollen wir alle, wenn etwas passiert ist, zumindest auch
versuchen, weitere Taten zu verhindern. Das will die Initia-
tive, das will der Bundesrat, das will das Parlament.
Es ist nicht so, dass man der Politik in diesem Fall den Vor-
wurf machen kann, sie habe einmal mehr nicht gehandelt.
So ist es nicht. Die Politik hat bereits Beschlüsse gefasst,
bevor die Initiative eingereicht worden ist. Beide Räte haben
die Motion Sommaruga Carlo 08.3373 angenommen. Der
Bundesrat hat sehr schnell gehandelt und eine umfassende
Gesetzesvorlage ausgearbeitet. Er hat diese in die Ver-
nehmlassung gegeben, bevor die Initiative eingereicht wor-
den ist, und aufgezeigt, welche Arten von Antworten auf
diese Problematik die richtigen sind. Damit hat die Politik,
haben das Parlament und der Bundesrat bewiesen, dass
man sich einig darüber ist, dass Handlungsbedarf besteht
und die heutige Regelung nicht genügt. Deshalb sind alle
Beispiele aus der Vergangenheit, die heute wieder genannt
worden sind, geeignet, um aufzuzeigen, dass Handlungsbe-
darf besteht – aber darin herrscht ja Einigkeit, das Anliegen
können die Initianten nicht für sich alleine in Anspruch neh-
men – und dass der Beweis erbracht ist, dass die Initiative
zwar eine der möglichen Antworten ist, aber nicht die einzige
Antwort.
Die Mehrheit Ihrer Kommission ist mit dem Bundesrat einig,
dass die Initiative zur Ablehnung empfohlen werden muss,
und zwar ganz einfach deshalb, weil die Initiative – das gilt
selbst, wenn man ihre Grundanliegen unterstützt – eine
ganze Reihe von Schwachstellen hat. Es ist interessant zu
sehen, dass das durchaus auch von den Mitgliedern des In-
itiativkomitees zugegeben wird – schon in der Kommission
war es so und auch heute Morgen wieder. Ein Mitglied des
Initiativkomitees hat sogar selber einen Antrag auf einen di-
rekten Gegenentwurf unterstützt, der heute Morgen dann als
Minderheitsantrag wieder zurückgezogen worden ist.
Nun, was sind die Schwachstellen der Initiative? Der Initia-
tivtext besagt, dass die Initiative ein zwingendes lebensläng-
liches Berufsverbot für Personen wolle, die die sexuelle Inte-
grität von Kindern beeinträchtigt haben. Wer sind diese
Personen? Heute Morgen habe ich gehört, dass das Pädo-
phile seien. Ehrlich gesagt würde ich lieber von Pädokrimi-
nellen sprechen, nicht von Pädophilen. Im Initiativtext, der in
die Bundesverfassung aufgenommen werden soll, steht
aber «Personen». Offenbar wird jetzt doch auch vonseiten
des Initiativkomitees die Frage aufgeworfen, ob es Personen
oder Pädophile seien. Die Frage, ob nicht alle entsprechen-
den Personen gemeint seien, ist heute Morgen nicht beant-
wortet worden.
Zu einer zweiten Schwachstelle der Initiative: Man spricht
von einer Beeinträchtigung der sexuellen Integrität. Gleich-
zeitig habe ich aus dem Initiativkomitee gehört, Bagatellfälle
sollten nicht zwingend zu einem lebenslänglichen Berufsver-
bot führen. Gemeint sind Bagatellfälle wie – wir haben es
heute mehrfach gehört – eine Jugendliebe. Ja, ist das jetzt
die Beeinträchtigung der sexuellen Integrität, oder geht es
hier doch nicht um Bagatellfälle? Das wäre dann aber im In-
itiativtext zumindest nicht so ausgeführt.
Im Initiativtext steht, dass in allen Fällen ein lebenslängli-
ches Berufsverbot gelten soll, wo es sich bei der betroffenen
Person um ein Kind oder um eine abhängige Person han-
delt. Nun höre ich aus dem Initiativkomitee, es seien nicht
Kinder im Sinne von Minderjährigen gemeint, sondern man
müsse das im Sinne der Unverjährbarkeits-Initiative umset-
zen. In der Unverjährbarkeits-Initiative war aber von Kindern
vor der Pubertät die Rede. In dieser Initiative ist die Rede
von Kindern. Meint man die Kinder im Sinne des sexuellen
Schutzalters von 16 Jahren? Meint man Minderjährige, die
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eben bis zum Alter von 18 Jahren Kinder sind? Auch das
wurde heute infrage gestellt. Geklärt wurde es nicht.
Schliesslich ist auch die Frage, wenn es um eine verurteilte
Person geht: Was ist, wenn jemand verurteilt wird, aber von
einer Strafe abgesehen wird? Gilt auch für diese Person ein
zwingendes lebenslängliches Berufsverbot?
Die Initiative will schliesslich ein endgültiges Verbot. Endgül-
tig, lebenslänglich – das ist ein eindeutiger Begriff, und die-
ser Begriff steht in Konflikt mit der Verhältnismässigkeit.
Auch das wurde eigentlich vonseiten des Initiativkomitees
zumindest angesprochen und als Problem erkannt. Deshalb
gibt es ja dann auch die Minderheit II (Freysinger), die mit
der Voraussetzung eines bestimmten Strafmasses hier der
Verhältnismässigkeit entgegenkommen will.
Das ist eine ganze Reihe von Unklarheiten, die heute Mor-
gen nicht geklärt worden sind, sondern im Gegenteil eigent-
lich eingestanden wurden. Die Initiative schafft Probleme
und hat Schwachstellen, die man, wenn schon, mit einem in-
direkten oder allenfalls mit einem direkten Gegenvorschlag
lösen müsste.
Bundesrat und Parlament sind sich einig, dass das Berufs-
verbot, wie es heute gilt, nicht genügt; ich sage es noch ein-
mal. Aber wenn Sie das ändern, wenn Sie das verbessern
wollen, dann müssen Sie nicht die Bundesverfassung än-
dern: Der indirekte Gegenvorschlag, die Gesetzesvorlage,
die der Bundesrat ausgearbeitet hat, nimmt alle diese Anlie-
gen auf. Sie brauchen keine neue Verfassungsgrundlage. 
Ich möchte Ihnen kurz sagen, was der indirekte Gegenvor-
schlag des Bundesrates alles enthält:
1. Das Berufsverbot wird auf ausserberufliche Tätigkeiten
erweitert. Das ist eine Erweiterung gegenüber heute. Wir
sind uns alle einig, dass das richtig ist. Wir gehen von einem
eigentlichen Tätigkeitsverbot aus, das heisst, es bezieht sich
auch auf organisierte ausserberufliche Tätigkeiten. Das geht
übrigens weiter als die Initiative, die von beruflichen oder eh-
renamtlichen Tätigkeiten schreibt; es gibt auch ausserberuf-
liche Tätigkeiten, die nicht ehrenamtlich sind. Hier ist der in-
direkte Gegenvorschlag vollständiger als die Initiative.
2. Der indirekte Gegenvorschlag verschärft auch das Berufs-
verbot gegenüber heute, nämlich bei Sexualdelikten gegen
Minderjährige oder besonders schutzbedürftige Personen.
Wenn diese Delikte eine gewisse Schwere aufweisen, muss
der Richter ein Tätigkeitsverbot aussprechen, also ohne die
Möglichkeit, das zu ermessen. Das Verbot dauert minde-
stens zehn Jahre, kann aber wenn nötig auch lebenslänglich
verhängt werden – das ist ja der Kern der Initiative, wenn
man von den Bagatellfällen absieht.
3. Die dritte Neuerung im indirekten Gegenvorschlag ist das
Kontakt- und Rayonverbot, das je nach Bedarf auch mit
technischen oder elektronischen Mitteln durchgesetzt wer-
den soll. 
Was nützt Ihnen ein lebenslanges Berufsverbot, wenn ein
Täter Ihre Tochter verfolgt oder stalkt? Was bringt die Initia-
tive in Fällen von häuslicher Gewalt? Nichts. Dafür bestraft
sie jemanden für eine Jugendliebe.
Was bringt Ihnen die Initiative, oder was bringt Ihnen auch
ein lebenslanges Berufsverbot, wenn der Täter aus dem Be-
kanntenkreis stammt? Wir sollten nicht vergessen, dass die
grosse Mehrheit der Taten von sexueller Gewalt im Bekann-
tenkreis oder auch im Familienkreis stattfindet und nicht im
beruflichen Umfeld. Auch darauf hat die Initiative keine Ant-
wort, der indirekte Gegenvorschlag des Bundesrates hinge-
gen sehr wohl.
4. Schliesslich gibt es im indirekten Gegenvorschlag des
Bundesrates auch eine Grundlage für einen speziellen Straf-
registerauszug. In diesem Strafregisterauszug werden die
Urteile mit einem Verbot während seiner gesamten Dauer
erscheinen, damit Arbeitgeber und Organisationen im Frei-
zeitbereich jederzeit eine Kontrolle durchführen können.
Auch das finden Sie in der Initiative nicht.
Die Initiative – ich sage es noch einmal – enthält nicht nur
Unklarheiten, sie steht in Konflikt mit der Verfassungsmäs-
sigkeit, und sie ist auch unvollständig, weil sie nur gegen se-
xuelle Gewalt vorgehen will, nicht aber gegen Straftaten ge-
gen Leib und Leben.

Der Bundesrat ist, wie gesagt, der Auffassung, dass dieses
Massnahmenpaket des indirekten Gegenvorschlages das
Grundanliegen der Initiative erfüllt. Es geht aber auch über
die Initiative hinaus und trägt einem umfassenden Schutz
der Kinder sowie auch von weiteren besonders schutzbe-
dürftigen Personen Rechnung. Ich habe es schon einmal ge-
sagt; es ist mir wichtig: Mit dem Berufsverbot verhindern Sie
keine Sexualdelikte im privaten Bekanntenkreis, auch nicht
im familiären Umfeld. Ich glaube, wenn Sie hier umfassend
legiferieren, wenn Sie hier wirklich für den Schutz der Kinder
etwas tun wollen, dann tun Sie auch etwas für die Kinder,
denen sexuelle Gewalt in ihrem näheren Umfeld oder an-
dere Formen von Gewalt angetan werden.
Ich komme nun noch zu den Anträgen aus Ihrer Kommis-
sion. Ihre Kommission hat von der Verwaltung zunächst ver-
schiedene Vorschläge für einen direkten Gegenvorschlag
verlangt und dann auch geprüft. Ihre Kommission hat Vor-
schläge verlangt, die etwa folgende Elemente enthalten: Sie
sollen die Verhältnismässigkeit respektieren, sie sollen eine
bestimmte Schwere der Straftat voraussetzen, und sie sollen
Bagatellfälle ausschliessen, weil die Initiative auf diese Pro-
bleme nicht die richtige Antwort gibt.
Die wichtigste Vorgabe Ihrer Kommission war diejenige, die
Bagatellfälle auszuschliessen, weil diese mit dem Verhältnis-
mässigkeitsprinzip nicht vereinbar sind. Es ist auch richtig –
das ist auch die Meinung des Bundesrates –, wenn die
Schwere der Tat für die Art und Dauer der verhängten Mass-
nahme entscheidend ist. Ebenfalls zentral war es zu sagen,
um wen es geht, nämlich um Pädophile respektive Pädokri-
minelle. Das steht zwar im Titel der Initiative; es kann aber
auch durchaus sinnvoll sein, wenn das in der Verfassung
dann so konkretisiert wird.
In der Frage, ob ein Automatismus unter diesen Umständen
vertretbar sei, gehen die Meinungen auseinander. Ich kann
mir vorstellen, dass man dem Gebot der Verhältnismässig-
keit genügend Rechnung trägt, wenn man Massnahmen von
der Schwere der Tat abhängig macht. Auch in der Frage, ob
ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot in jedem Fall ange-
messen sei, gehen die Meinungen auseinander. Auch hier
gilt: Das Wichtigste ist, dass man eine solche Massnahme
von der Schwere der Tat abhängig macht. 
Erlauben Sie mir, noch ein paar Überlegungen zum Antrag
der Mehrheit und zum Antrag der Minderheit I (Caroni) anzu-
stellen, der nach dem Rückzug der beiden Minderheitsan-
träge II und III noch übrig ist.
Der von der Kommissionsmehrheit angenommene direkte
Gegenentwurf sieht ein fakultatives und zeitlich befristetes
Verbot vor. Das entspricht zwar im Grossen und Ganzen der
im Strafgesetzbuch geltenden Lösung. Dieser Antrag geht
aber viel weniger weit als die Initiative. Diese Variante er-
scheint also als kaum zielführend, falls Sie damit einen
Rückzug der Initiative bewirken wollen. Man könnte sich
auch damit begnügen, die Volksinitiative zur Ablehnung zu
empfehlen, ohne ihr einen Gegenentwurf gegenüberzustel-
len.
Der Antrag der Minderheit I (Caroni) ist gewissermassen
eine Zusammenfassung des indirekten Gegenvorschlages
des Bundesrates, aber auf Stufe der Verfassung. Er sieht ein
obligatorisches Verbot von mindestens zehn Jahren Dauer
vor. Falls erforderlich, kann auch ein lebenslängliches Verbot
verhängt werden. Gemäss diesem Antrag muss ebenfalls
eine Straftat einer gewissen Schwere vorliegen, wodurch
Bagatellfälle ausgeschlossen werden. Dieser Entwurf wahrt
die Verhältnismässigkeit.
Der Bundesrat ist in seinen Überlegungen zum Schluss ge-
langt, dass er dieser Initiative keinen direkten Gegenentwurf
gegenüberstellen will. Der indirekte Gegenvorschlag ist um-
fassender, und er kümmert sich auch um jene Fälle, die von
der Initiative eben nicht erfasst sind, z. B. um die häusliche
Gewalt.
Der Bundesrat nimmt zur Kenntnis, dass Ihre Kommission
zusätzlich einen direkten Gegenentwurf will. Sollten Sie
heute den entsprechenden Entscheid fällen, wird sich der
Bundesrat zuhanden des Zweitrates nochmals mit dieser
Frage auseinandersetzen. Auch ein direkter Gegenentwurf
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kann jene Elemente aus dem indirekten Gegenvorschlag
aufnehmen, die über die Initiative hinausgehen. 
Ich bitte Sie namens des Bundesrates, in jedem Fall die In-
itiative abzulehnen.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Je me per-
mets de revenir à la fin de ce débat, avant le vote sur l'entrée
en matière sur le contre-projet direct, sur quelques interven-
tions. Tout d'abord, j'aimerais revenir sur une affirmation de
Madame Rickli et de Monsieur Darbellay qui, tous deux, ont
évoqué l'absence d'interdictions professionnelles pronon-
cées ces dernières années par la justice suisse. C'est un fait
et c'est parfaitement juste. Pourquoi cela? Parce qu'il vous a
été rappelé, d'ailleurs de manière très claire et pertinente,
par Monsieur Jositsch que la disposition pénale actuelle ne
permet pas de prononcer une exclusion professionnelle si le
délit n'a pas été commis dans l'exercice de la profession. Et
c'est justement ce que veut changer l'initiative, et non seule-
ment l'initiative mais aussi le contre-projet indirect du
Conseil fédéral, de même que le contre-projet direct, que ce
soit dans la version de la majorité ou celle de la minorité I
(Caroni).
D'ailleurs, le contre-projet indirect du Conseil fédéral,
comme les contre-projets directs, que ce soit dans la version
de la majorité ou celle de la minorité I (Caroni), tous sont is-
sus de ma motion 08.3373 qui avait été acceptée par le Par-
lement, c'est-à-dire par les deux chambres, et qui déjà en
2008 demandait ce changement de paradigme, à savoir qu'il
fallait pouvoir prononcer une interdiction professionnelle
même dans les cas où l'infraction est commise hors du
cadre professionnel.
En outre, j'aimerais revenir également sur des déclarations
qui ont été faites par les uns et les autres au sujet de ces si-
tuations horribles, scandaleuses, à savoir celle de ce travail-
leur social bernois et celle de cet entraîneur valaisan qui ont
commis 20 ou 30 abus sexuels sur des mineurs. Il convient
de relever que ces personnes, qui ont été arrêtées récem-
ment, n'ont jamais été condamnées. Pourquoi cela? Parce
qu'en fait, ces gens étaient simplement couverts par la loi du
silence – l'omerta –, ils cachaient leurs actes et, en fait, on
n'avait pas eu l'occasion d'entendre les enfants. La justice
n'a donc pas pu à ce jour se prononcer; elle n'a même pas
pu être saisie. On se trouve donc dans une situation qui n'a
rien à voir avec ce que vise l'initiative, puisque celle-ci ne
s'applique que lorsqu'il y a eu une condamnation.
Prendre ces exemples à l'appui de la demande des initiants,
c'est en fait se tromper complètement. Ce que ces cas
montrent, c'est qu'aujourd'hui, si l'on veut combattre la pédo-
philie, cela nécessite un travail de prévention important qui
doit être fait bien en amont de l'intervention de la justice, qu'il
y a lieu d'écouter la voix des enfants, de faire en sorte que la
voix des enfants soit entendue par les enseignants, par les
services médicaux et qu'ensuite il y ait une justice qui soit ef-
ficace.
Vorrei anche dire ai signori Regazzi e Romano che i loro in-
terventi sull'iniziativa non sono completamente pertinenti,
perché l'iniziativa popolare di cui parliamo concerne unica-
mente l'ambito professionale. Ci sono però un sacco di
casi – lo avete evocato – dove la condanna giudiziaria non
c'è ancora. Tutti questi casi, dove ci sono dieci, venti, trenta
abusi, devono essere individuati molto prima dell'intervento
tardivo della giustizia. Qui cosa c'è da fare? Ci vuole anche
l'intervento delle autorità cantonali che devono attuare delle
politiche di prevenzione, nelle scuole, negli ambienti della
gioventù e anche negli ospedali e nei centri sanitari.
Dunque, con l'iniziativa non si possono risolvere tutti i pro-
blemi. Specialmente non si risolve un problema fondamen-
tale e cioè il problema di tutti gli abusi sessuali sui minorenni
che avvengono nell'ambito famigliare e perifamigliare –
molto più frequenti che nel mondo professionale. Oggigiorno
non c'è nessuna possibilità giuridica di proibire di esercitare
una professione in questi casi. Ma con l'iniziativa non si po-
trebbe reprimere il fenomeno. Il controprogetto indiretto del
Consiglio federale invece prevede diverse possibilità d'inter-

vento, con altri mezzi, per esempio con l'interdizione dei
contatti diretti o anche con l'interdizione geografica.
J'aimerais aussi revenir sur d'autres déclarations, notam-
ment celle de Monsieur Reimann, qui a affirmé que le Parle-
ment n'avait rien fait jusqu'à aujourd'hui. Cela est inexact. Je
rappelle que le Parlement a donné mandat au Conseil fédé-
ral, en 2008 déjà, par la motion 08.3373 adoptée par les
deux conseils, de procéder à une révision du Code pénal.
C'est cette révision du Code pénal qui a été menée tout à
fait correctement, dans le sens de ce qui a été fait pour
d'autres objets, avec un avant-projet envoyé en consultation
et qui a été ensuite présenté comme contre-projet indirect.
Je rappelle, notamment à Messieurs Darbellay et Reimann,
que cette motion a été adoptée par le Parlement avant
même le lancement de l'initiative populaire, et naturellement
bien avant son aboutissement. Donc on ne peut pas dire que
le Parlement est resté inactif ces dernières années.
J'aimerais encore revenir sur les défauts de l'initiative, qui
ont été révélés ce matin encore par les interventions de
Monsieur Freysinger et de Madame Natalie Rickli. En effet,
nos deux collègues nous ont dit qu'il fallait interpréter le
texte de l'initiative dans le sens de celui de l'initiative «pour
l'imprescriptibilité des actes de pornographie enfantine».
Qu'est-ce que cela veut dire? Cela signifie qu'il faut non pas
considérer que l'on protège l'ensemble des mineurs contre
les actes d'abuseurs sexuels, mais qu'il convient de protéger
uniquement les enfants de moins de 13 ans. En d'autres
termes, on nous montre – et cela a été relevé justement par
Madame la conseillère fédérale Sommaruga – qu'il y a une
interprétation mouvante de la situation. Mais surtout, ce que
nous ont montré ces déclarations, c'est qu'en fait, une partie
des membres du comité d'initiative sont prêts à abandonner
la protection des mineurs de 13, 14 et 15 ans contre les
agressions sexuelles de personnes qui ont 30, 40 ou 50 ans.
Ce n'est ni la volonté de la majorité de la commission, ni
d'ailleurs celle de la minorité I (Caroni), ni même encore
celle du Conseil fédéral dans le contre-projet indirect. Je
pense qu'il est important de le rappeler.
Je relèverai que, ce matin, les interventions notamment de
Messieurs Freysinger et Nidegger, lorsqu'ils disent qu'il faut
interpréter le texte d'une manière ou d'une autre avant le
vote populaire, se jouent finalement des règles de la démo-
cratie directe. Un texte est soumis au vote populaire. S'il est
voté, il est définitif, et c'est sur cette base-là que l'on va
construire la suite de la réglementation légale. Si aujourd'hui
on estime qu'il y a un certain nombre de défauts à cette
règle, il faut alors préparer autre chose: il faut soumettre au
peuple une contre-proposition et que celle-ci fasse l'objet
d'une discussion, d'un vote et que l'on procède au retrait de
l'initiative qui contient des défauts.
Sur ce, je vous invite, au nom de la majorité, à entrer en ma-
tière sur le contre-projet direct.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Alle ha-
ben sich in der heutigen Debatte ausnahmslos dazu be-
kannt: Der Schutz von Kindern und ihrer Unversehrtheit ist
uns ein zentrales Anliegen. Alle haben ein Interesse daran,
dass Pädokriminellen keine Kinder überlassen werden. 
Die Initiative, die einen prima vista einleuchtenden Titel
trägt, schiesst jedoch über das Ziel hinaus, wie wir heute
verschiedentlich gehört haben. Sie ist sowohl rechtlich als
auch rechtsstaatlich problematisch. Die Initiative enthält ein
zwingendes und lebenslanges Berufsausübungs- und Tätig-
keitsverbot für Personen, die verurteilt wurden, weil sie die
sexuelle Unversehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen
Person beeinträchtigt haben. Mangelhaft an der Initiative ist,
dass sie weder die Straftaten benennt noch die Schwere ei-
nes Delikts berücksichtigt. 
Ich möchte Sie daran erinnern, dass die parlamentarische
Initiative Darbellay mit ähnlichem Inhalt wie der Gegenvor-
schlag der Minderheit I (Caroni) nicht deshalb vom Stände-
rat abgelehnt wurde, weil das Parlament nicht tätig werden
wollte, Herr Reimann, sondern weil sie ähnliche Mängel wie
die vorliegende Volksinitiative aufwies. Die Initiative Darbel-
lay bezog sich nämlich nur auf Artikel 187 des Strafgesetz-
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buches, der sexuelle Handlungen mit Kindern betrifft, nicht
aber sexuelle Nötigung gemäss Artikel 189 oder Vergewalti-
gung gemäss Artikel 190. Das heisst, die Liebesbeziehung,
in die ein Minderjähriger oder eine Minderjährige involviert
ist, wäre vom automatischen Berufsverbot erfasst worden,
jedoch nicht die sexuelle Gewaltanwendung. Das war der
Grund, warum die ständerätliche Kommission für Rechtsfra-
gen damals dieser Initiative keine Folge gegeben hat.
Unserer Kommission war es jedoch ein Anliegen, dieser
Volksinitiative einen verfassungsmässig und völkerrechtlich
korrekten Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Der Bun-
desrat hat uns einen indirekten Gegenvorschlag als Ausfüh-
rungsgesetzgebung auf die Motion Sommaruga Carlo vor-
gelegt. Dazu möchte ich auch noch einmal betonen, Herr
Reimann, dass es nicht korrekt ist, wenn Sie sagen, das Par-
lament sei bisher nicht tätig geworden oder habe nicht tätig
werden wollen. Unser Rat hat zwei parlamentarischen Initia-
tiven Folge gegeben, die aber, wie ausgeführt, ähnliche
Mängel beinhalteten wie die vorliegende Volksinitiative und
deshalb von der ständerätlichen Kommission für Rechtsfra-
gen nicht gutgeheissen wurden. Hingegen haben wir in bei-
den Räten, im National- und im Ständerat, die Motion Som-
maruga Carlo oppositionslos angenommen; aufgrund dieser
Motion ist dann der indirekte Gegenvorschlag zustande ge-
kommen. Diesen indirekten Gegenvorschlag auf Gesetzes-
stufe werden wir in unserer Kommission weiterberaten, un-
abhängig von der Initiative und vom direkten Gegenentwurf.
Lassen Sie mich auch zu den Vertretern des Initiativkomi-
tees noch etwas sagen. Frau Rickli und Herr Freysinger ha-
ben in der Kommission für Rechtsfragen eigene Gegenvor-
schläge eingereicht, was ja auch Ausdruck dessen ist, dass
die Initiative gewisse Mängel und einen gewissen Korrektur-
bedarf hat. Sie haben diese Anträge in der Zwischenzeit zu-
rückgezogen und nun in der Debatte versucht, dem Parla-
ment für den Fall einer Annahme der Initiative eine
Interpretationshilfe zu liefern. Nun wäre aber der formell kor-
rekte Vorgang, dass sie die Unzulänglichkeiten der Initiative
in einem Gegenentwurf korrigieren, sei es auf direkter oder
auf indirekter Ebene, und damit den Rückzug der Initiative
veranlassen. 
Ich möchte Sie noch einmal daran erinnern, warum unsere
Kommission mit 17 zu 7 Stimmen bei 1 Enthaltung bean-
tragt, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen:
Die meisten Fälle von Kindesmissbrauch passieren im Fami-
lienkreis oder im familiennahen Bereich und nicht bei der
Ausübung einer beruflichen Tätigkeit; das hat auch Frau
Bundesrätin Sommaruga ausgeführt. Diese Tatsache muss
man sich einfach vor Augen halten.
Ein ultimatives und lebenslängliches Berufsausübungsver-
bot ist nicht mit dem Verhältnismässigkeitsprinzip der Bun-
desverfassung vereinbar und kann der Europäischen Men-
schenrechtskonvention widersprechen. Die Initiative will den
Richtern jegliches Ermessen, wann ein Berufsverbot ausge-
sprochen werden kann, wegnehmen. Damit kann ein Richter
nicht mehr zwischen potenziellen Wiederholungstätern und
Personen, die ein Bagatelldelikt begangen haben, unter-
scheiden. Ein Richter kann dann die Wiederholungsgefahr
nicht in sein Urteil mit einbeziehen.
Kollege Lohr hat ausgeführt, dass wir im Sportförderungsge-
setz bereits eine gesetzliche Grundlage geschaffen haben,
die spezifisch auch «Jugend und Sport»-Leitern die Möglich-
keit gibt, entsprechende Informationen auszutauschen bzw.
eine ausserordentliche Leumundsprüfung vorzunehmen, so-
dass im organisierten Sport der Pädokriminalität weitgehend
vorgebeugt werden kann.
Zudem haben Sie heute auch verschiedentlich gehört, dass
die Initiative unerwünschte Auswirkungen haben kann, wenn
eben eine Liebesbeziehung zwischen einer erwachsenen
Person und einer noch nicht ganz dem Schutzalter entwach-
senen Person im Extremfall dazu führt, dass ein lebensläng-
liches Berufsausübungs- und Tätigkeitsverbot ausgespro-
chen wird.
Schliesslich hat mein Vorredner, Kommissionssprecher
Sommaruga Carlo, auch noch erwähnt, dass diese
schockierenden Beispiele, die heute in der Debatte auch

wieder mehrfach erwähnt und zitiert worden sind, untauglich
sind, um für die Annahme dieser Initiative zu werben, weil
genau diese Personen, die alle zwei Jahre den Berufsaus-
übungsort oder ihre Tätigkeit wechselten, alle diese Delikte
im Verborgenen und Verdeckten begehen konnten. Diese In-
itiative betrifft ja nur verurteilte Straftäter. Ich möchte Sie wie
Kollegin Schneider Schüttel daran erinnern, dass wir als Ge-
setzgeber gehalten sind, uns an die rechtsstaatlichen Prinzi-
pien wie die Verhältnismässigkeit zu halten.
Zum Schluss sei noch einmal betont: Niemand will die
Rechte von Pädophilen oder Pädokriminellen besser schüt-
zen als die Rechte der Opfer. Es geht darum, existierende
Probleme mit Augenmass zu lösen und die Richter in ihrer
Urteilsfindung nicht erheblich einzuschränken, wodurch an-
sonsten der Rechtsstaat empfindlich geschwächt würde.
Im Namen der Kommissionsmehrheit bitte ich Sie, die Initia-
tive zur Ablehnung zu empfehlen und der Kommissions-
mehrheit zu folgen.

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Titre et préambule, art. 1
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Bevor wir über Arti-
kel 2 befinden können, müssen wir die Frage behandeln, ob
wir einen direkten Gegenentwurf wollen oder nicht. Deshalb
gehen wir zu Vorlage 3 auf der nächsten Seite der Fahne.

3. Bundesbeschluss über das Tätigkeitsverbot nach ei-
ner Straftat gegen die sexuelle Integrität (Gegenentwurf
zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kin-
dern arbeiten dürfen»)
3. Arrêté fédéral concernant l'interdiction d'exercer une
activité après une infraction contre l'intégrité sexuelle
(contre-projet à l'initiative populaire «pour que les pédo-
philes ne travaillent plus avec des enfants»)

Antrag der Mehrheit
Eintreten

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Freysinger, Nidegger, Reimann Lukas,
Schwander, Stamm)
Nichteintreten

Proposition de la majorité
Entrer en matière

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Freysinger, Nidegger, Reimann Lukas,
Schwander, Stamm)
Ne pas entrer en matière

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8743)
Für Eintreten ... 116 Stimmen
Dagegen ... 61 Stimmen
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Detailberatung – Discussion par article

Titel
Antrag der Kommission
Bundesbeschluss über das Tätigkeitsverbot nach einer
Straftat gegen die sexuelle Integrität (Gegenentwurf zur
Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern ar-
beiten dürfen»)

Titre
Proposition de la commission
Arrêté fédéral concernant l'interdiction d'exercer une activité
après une infraction contre l'intégrité sexuelle (contre-projet
à l'initiative populaire «pour que les pédophiles ne travaillent
plus avec des enfants»)

Angenommen – Adopté

Ingress
Antrag der Kommission
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesver-
fassung, nach Prüfung der am 20. April 2011 eingereichten
Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern ar-
beiten dürfen», beschliesst:

Préambule
Proposition de la commission
L'Assemblée fédérale de la Confédération suisse, vu l'article
139 alinéa 5 de la Constitution, vu l'initiative populaire fédé-
rale «pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des
enfants», déposée le 20 avril 2011, arrête:

Angenommen – Adopté

Ziff. I Einleitung
Antrag der Kommission
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Ch. I introduction
Proposition de la commission
La Constitution est modifiée comme suit:

Angenommen – Adopté

Art. 123c
Antrag der Mehrheit
Titel
Tätigkeitsverbot
Abs. 1
Volljährigen Personen, die verurteilt werden, weil sie eine
strafbare Handlung gegen die sexuelle Integrität einer min-
derjährigen oder einer besonders schutzbedürftigen Person
begangen haben, kann für eine bestimmte Dauer verboten
werden, eine berufliche oder organisierte nichtberufliche Tä-
tigkeit in regelmässigem Kontakt mit Minderjährigen oder be-
sonders schutzbedürftigen Personen auszuüben.
Abs. 2
Das Gesetz legt fest, in welchen Fällen einer verurteilten
Person die Ausübung einer beruflichen oder organisierten
nichtberuflichen Tätigkeit in regelmässigem Kontakt mit Min-
derjährigen oder besonders schutzbedürftigen Personen
verboten wird.

Antrag der Minderheit I
(Caroni, Amherd, Chevalley, Eichenberger, Flach, Guhl, Hu-
ber, Lehmann, Markwalder, Vogler)
Abs. 1
Volljährigen Personen, die verurteilt werden, weil sie eine
strafbare Handlung einer gewissen Schwere gegen ... be-
gangen haben, wird für eine Dauer von mindestens zehn
Jahren, wenn nötig auch lebenslänglich, verboten, eine be-
rufliche oder organisierte nichtberufliche Tätigkeit ...

Abs. 2
Das Gesetz legt die Kriterien für die Bestimmung der Dauer
des Verbots fest.

Antrag der Minderheit II
(Freysinger, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Rickli Natalie,
Schwander, Stamm)
Text
Pädophilen, die verurteilt werden, weil sie eine strafbare
Handlung einer gewissen Schwere gegen die sexuelle Inte-
grität eines Kindes begangen haben, wird lebenslänglich
verboten, eine berufliche oder organisierte nichtberufliche
Tätigkeit in regelmässigem Kontakt mit Kindern auszuüben.

Antrag der Minderheit III
(Rickli Natalie, Egloff, Freysinger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Text
Personen, die verurteilt werden, weil sie eine strafbare
Handlung gegen die sexuelle Integrität eines Kindes began-
gen haben, wird lebenslänglich verboten, eine berufliche
oder organisierte nichtberufliche Tätigkeit in Kontakt mit Kin-
dern auszuüben.

Art. 123c
Proposition de la majorité
Titre
Interdiction d'exercer une activité
Al. 1
Toute personne majeure condamnée pour avoir commis une
infraction contre l'intégrité sexuelle d'un mineur ou d'une per-
sonne particulièrement vulnérable peut se voir interdire,
pour une durée déterminée, d'exercer une activité profes-
sionnelle ou non professionnelle organisée impliquant des
contacts réguliers avec des mineurs ou des personnes parti-
culièrement vulnérables.
Al. 2
La loi détermine les cas dans lesquels une personne con-
damnée se voit interdire d'exercer une activité profession-
nelle ou non professionnelle organisée impliquant des con-
tacts réguliers avec des mineurs ou des personnes
particulièrement vulnérables.

Proposition de la minorité I
(Caroni, Amherd, Chevalley, Eichenberger, Flach, Guhl, Hu-
ber, Lehmann, Markwalder, Vogler)
Al. 1
Toute personne majeure condamnée pour avoir commis une
infraction d'une certaine gravité contre l'intégrité sexuelle
d'un mineur ou d'une personne particulièrement vulnérable
se voit interdire, pour une durée d'au moins dix ans, ou à vie
si nécessaire, d'exercer une activité professionnelle ...
Al. 2
La loi fixe les critères permettant de déterminer la durée de
l'interdiction.

Proposition de la minorité II
(Freysinger, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Rickli Natalie,
Schwander, Stamm)
Texte
Tout pédophile condamné pour avoir commis une infraction
d'une certaine gravité contre l'intégrité sexuelle d'un enfant
se voit interdire à vie d'exercer une activité professionnelle
ou non professionnelle organisée impliquant des contacts
réguliers avec des enfants.

Proposition de la minorité III
(Rickli Natalie, Egloff, Freysinger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Texte
Toute personne condamnée pour avoir commis une infrac-
tion contre l'intégrité sexuelle d'un enfant se voit interdire à
vie d'exercer une activité professionnelle ou non profession-
nelle organisée impliquant des contacts avec des enfants.
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Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Wie Sie wissen, wur-
den der Antrag der Minderheit II und der Antrag der Minder-
heit III zurückgezogen. Wir führen nun eine Debatte über
den verbleibenden Antrag der Minderheit I.

Caroni Andrea (RL, AR): Uns allen ist ein nobles und wichti-
ges Ziel gemeinsam. Wir alle wollen, wir haben es heute oft
gehört, die Kinder unseres Landes noch stärker in ihrer se-
xuellen Integrität und vor Pädokriminalität schützen.
Meine Minderheit will mit einem goldenen Mittelweg aufzei-
gen, wie Sie dieses Ziel erreichen können. Ich lade Sie ein,
auf diesem Pfad zu wandeln, statt am einen oder anderen
Wegrand abzudriften. Auf der einen Seite Ihres Weges steht
die Initiative. Ihr Anliegen ist wie gesagt sehr berechtigt.
Aber ihre Ausgestaltung ist unverhältnismässig. Sie fordert
nämlich gemäss Wortlaut für jede noch so geringfügige Se-
xualstraftat zwingend und lebenslänglich ein Tätigkeitsver-
bot. Danach würde sogar ein 23-jähriger Lehrer, der einmal
eine 17-jährige Schülerin unsittlich berührt hat, lebensläng-
lich seines Berufes beraubt. Sogar für den 19-Jährigen, der
mit seiner 15-jährigen Freundin einvernehmlich intim wurde,
gälte dasselbe, und seine Zukunft würde verbaut. Dasselbe
gälte sogar für einen 50-Jährigen, der Jahrzehnte nach einer
begangenen Unsittlichkeit verurteilt wird, obwohl er sich seit-
her nichts mehr hat zuschulden kommen lassen.
Heute hören wir, dass die Initianten Bagatellen wie z. B. Ju-
gendliebe davon ausnehmen wollen. Aber ich frage Sie: Wie
verbindlich ist denn das? Der Initiativtext sieht keine Ausnah-
men vor. Frau Rickli hat deutlich gemacht, dass der Text klar
sei. Er spricht ja auch nicht, wie die letzte Initiative von Mar-
che Blanche, von Kindern vor der Pubertät, sondern – be-
stimmt bewusst – von Kindern allgemein. Der Bundesrat sel-
ber sagt in seiner Botschaft, er gehe davon aus, dass damit
Minderjährige bis 18 Jahre gemeint seien. Auch die Uno-
Kinderrechtskonvention benutzt den Begriff «Kind» so. Über
diesen Begriff «Kinder», wie er im Initiativtext steht, darüber
und über nichts anderes stimmt das Volk ab. 
Herr Freysinger hat leider den Antrag seiner Minderheit, wel-
che Bagatellen explizit ausnehmen wollte, zurückgezogen.
Er wäre ein formelles Bekenntnis zur Verhältnismässigkeit
gewesen und hätte eine Chance gehabt. Erlauben Sie mir
zu sagen: Die heutigen Erklärungen sind mir einfach zu we-
nig verbindlich. Leider wollten Sie weder heute noch in der
Kommission und auch nicht mit Minderheitsanträgen ver-
bindlicher werden. 
Wenn Sie also Bagatellen wirklich verbindlich ausnehmen
wollen und dies dem Stimmvolk transparent machen wollen,
dann bietet Ihnen hierzu heute einzig meine Minderheit den
Weg.
Es kommt bei meiner Minderheit noch ein zweiter Punkt
hinzu: Sie ermöglicht es Ihnen nämlich in Bezug auf die
Dauer, nach zehn Jahren die Notwendigkeit der Massnah-
men noch einmal zu betrachten. Es gibt Täter – auch wenn
es wenige sind –, die nur einmal fehlgingen, und es gibt sol-
che, die von ihrer Krankheit geheilt wurden, im Extremfall
vielleicht sogar durch eine chemische Kastration. Was auch
immer der Grund ist: Wenn in einem Rechtsstaat jemand ob-
jektiv, nach allen Abklärungen, keine Gefahr mehr darstellt,
dann dürfen wir ihn nicht mehr an seinem Fortkommen hin-
dern. Diese Zehnjahresfrist ist übrigens streng, aber ich
habe sie nicht selber erfunden. Mitinitiant Christophe Darbel-
lay hat sie einst mit seiner parlamentarischen Initiative
04.473 genauso gefordert. Dies zur Initiative.
Auf der anderen Seite des Weges lauert der zahnlose Ge-
genvorschlag einer knappen Kommissionsmehrheit. Dieser
Gegenvorschlag wahrt natürlich die Verhältnismässigkeit,
aber er zeigt den Menschen in diesem Land nicht, dass wir
ihr Anliegen, den Kampf gegen Pädokriminalität, ernst neh-
men. Alles liegt im richterlichen Ermessen: wie lange ein Tä-
tigkeitsverbot dauert, ohne irgendeine Mindesthürde, und ob
überhaupt irgendetwas geschehen soll. Die Mehrheit ver-
zichtet völlig darauf, irgendwelche Mindeststandards zu set-
zen, und damit wünsche ich Ihnen viel Glück beim Stimm-
volk. Übrigens entstand diese Mehrheit, wie Sie der Fahne

entnehmen können, leider aus dem taktischen Spiel einer
unheiligen Allianz.
Was tun Sie nun also, wenn Sie auf einer Krete zwischen
zwei Abgründen stehen? Genau, Sie gehen auf dem golde-
nen Weg der Mitte. Diesen Weg bietet Ihnen meine Minder-
heit, denn einerseits garantiert sie, dass ein Machtwort ge-
sprochen wird, wenn jemand eine rote Linie überschreitet.
Er erhält zwingend ein hartes und langes Berufsverbot von
mindestens zehn Jahren, das bei Bedarf selbstverständlich
auch lebenslänglich dauern kann. Das Gesetz wird hier dem
Richter klare Leitplanken geben. Andererseits wahrt der
Minderheitsantrag gerade noch die Verhältnismässigkeit,
denn er nimmt Fälle, die anerkanntermassen Bagatellen
sind, verbindlich aus und erlaubt, lebenslängliche Verbote
dort anzubringen, wo sie nötig sind.
Ich bedaure wie gesagt, dass die Initianten nicht auf einen
griffigen Gegenvorschlag eingehen wollten, den es hätte ge-
ben können. Ein Kompromiss war zum Greifen nahe. Ich
kann Sie heute also nur bitten, von links bis rechts auf takti-
sche Spiele zu verzichten, und Ihnen nur eines empfehlen:
Beschreiten Sie diesen goldenen Mittelweg, und stimmen
Sie meiner harten, aber dennoch verhältnismässigen Vari-
ante zu. Sie halten damit die Grundprinzipien unseres
Rechtsstaates hoch und schützen gleichzeitig unsere Kin-
der.

Jositsch Daniel (S, ZH): Es geht jetzt hier also um die Frage:
Version der Mehrheit oder Version der Minderheit I (Caroni)
beim direkten Gegenvorschlag? Herr Caroni, bei aller Sym-
pathie und Wertschätzung, Sie machen einen Denkfehler.
Vielleicht ist das ein Denkfehler, den – erlauben Sie mir die-
sen Hinweis – die FDP ab und zu einmal macht. Sie sind der
Meinung, es gebe zwischen Richtig und Falsch einen Kom-
promiss. Den gibt es nicht. Es gibt eben nur Richtig oder
Falsch.
Worüber diskutieren wir hier? Die Volksinitiative, das haben
Sie jetzt den ganzen Morgen gehört, sieht zwingend ein le-
benslängliches Berufsverbot vor, und zwar auch bei Baga-
tellfällen. Herr Caroni macht etwas richtig: Er sagt, wir müs-
sten diese Bagatellfälle ausklammern, und deshalb schreibt
er im Gegenvorschlag seiner Minderheit, dass nur schwere
Straftaten erfasst werden sollen. Er geht dann aber trotzdem
wieder zurück und sagt: «Aber mit Bezug auf den Ermes-
sensspielraum des Richters kommen wir der Initiative entge-
gen.» Da sagen wir: Nein, der Richter soll keinen Ermes-
sensspielraum haben. Natürlich sagen Sie, das Berufsverbot
könne auf zehn Jahre limitiert werden, aber es könne auch
lebenslänglich sein.
Was ist das Problem bei Ihrem Gegenvorschlag? Er ist eben
weder Fisch noch Vogel. Wenn Sie Fisch wollen, also die In-
itiative, dann müssen Sie sagen: «Ich will keinen Ermes-
sensspielraum, ich will lebenslänglich, für immer, für alles,
für Bagatellen ebenfalls.» Oder Sie sagen eben das andere,
nämlich aus meiner Sicht das Richtige. Was wollen wir
denn? Wir wollen, dass pädosexuelle Straftäter nicht mehr
mit Kindern arbeiten können. Was ist ein Pädokrimineller?
Ein Pädokrimineller ist nicht nur derjenige, der ein schweres
Delikt verübt. Es gibt auch Pädokriminelle, die leichte Delikte
verüben. Ich möchte keinen pädophilen Lehrer für meine
Kinder, auch wenn er jetzt noch kein schweres Sexualdelikt
verübt hat, sondern bloss ein leichtes. Auch das möchte ich
nicht. Ich möchte auch in einem solchen Fall die Möglichkeit
haben, das Berufsverbot lebenslänglich zu verhängen, nicht
nur zehn Jahre, denn wenn er wirklich pädophil ist, dann soll
er auch in zwanzig oder dreissig Jahren nicht mit Kindern ar-
beiten können.
Was sagt die Mehrheitsversion beim direkten Gegenvor-
schlag? Sie sagt, dass Pädophile davon abgehalten werden
müssen, mit Kindern zu arbeiten. Und wie machen wir das?
Indem wir dem Richter die Aufgabe geben abzuklären, mit
wem wir es im konkreten Fall zu tun haben. Wenn dann ein
Berufsverbot richtig ist, um weitere Delikte zu verhindern,
dann machen wir das, und zwar so lange, wie es nötig ist –
notfalls lebenslänglich. Und wenn es nicht nötig ist, dann
machen wir es nicht.
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Herr Caroni, Sie haben uns den Vorschlag gemacht, wir soll-
ten uns das noch einmal überlegen. Wir haben es uns über-
legt. Aber vielleicht überlegen Sie, dass man sich mit einer
Version, die schlussendlich nichts anderes ist als eine Initia-
tive light, im Abstimmungskampf die Frage stellen wird: Wa-
rum nicht gleich das Original wählen, warum denn die Kopie
nehmen? Da muss ich Ihnen sagen: Stehen Sie hin, und
entscheiden Sie sich. Entweder Sie und die FDP stehen zu
den Grundwerten eines demokratischen Rechtsstaates –
und da können Sie in meinen Augen nur dem Antrag der
Mehrheit zustimmen –, oder Sie wechseln ins Lager der Initi-
anten. Ich glaube, wir müssen diesen Abstimmungskampf
entlang dieser Linien führen und nicht so irgendwo dazwi-
schen.

Vischer Daniel (G, ZH): Ich erlaube mir zuerst eine Begriffs-
klärung. Die Initiative spricht von pädophilen Straftätern. Die
Frau Bundesrätin sprach von Pädokriminellen. «Pädophil»
ist eigentlich ein psychiatrischer Begriff. Die Initiative macht
bezüglich Verletzung der Integrität von Minderjährigen und
Schutzbefohlenen keine Unterscheidung zwischen pädophi-
len Straftätern und solchen, die nicht aus pädophiler Nei-
gung handeln. Das scheint mir richtig. Man muss hier unter-
scheiden zwischen gesetzlichen Tatbeständen und psychia-
trischen Begriffen. Das Sexualstrafrecht baut auf dem
Schutz der sexuellen Integrität auf, unabhängig davon, was
die Veranlagung und die Motivation des einzelnen Täters ist. 
Zur Sache: Es ist eine offene Frage, was ein Gegenvor-
schlag bringt. Ich behaupte, die Ausschaffungs-Initiative hat
gezeigt: Der Gegenvorschlag hat der Ausschaffungs-
Initiative genützt, weil sie dadurch eine zusätzliche Akzep-
tanz erhielt. In einem gewissen Sinn war das auch bei der
Minder-Initiative so. Die vorliegende Initiative hat eine
Chance, aber sie hat sie unabhängig von einem direkten
Gegenvorschlag.
Wir müssen aber zu unserer Meinung stehen. Ein Parla-
ment, das nicht mehr fähig ist, die Grundfesten des Rechts-
staates zu verteidigen, löst sich lieber auf – sorry! Und eine
Grundfeste des Rechtsstaates – ich habe das schon ge-
sagt – ist die Verhältnismässigkeit. Insofern schliesse ich
mich genau den Ausführungen meines Vorredners an. Der
Antrag der Minderheit I (Caroni) löst das Problem der
Verhältnismässigkeit nicht, denn bei einem Täter an der un-
tersten Schwelle, der vielleicht eine Bestrafung von drei
Monaten bekommt, ist auch ein Berufsverbot von zehn Jah-
ren nicht mehr verhältnismässig. Wenn er zum Beispiel
23 Jahre alt ist, können diese zehn Jahre lebensentschei-
dend sein.
Dieser Antrag der Minderheit I ist aber zusätzlich eigentlich
auch die Aufnahme einer Grundaussage der Initiative und
einer Grundaussage von Frau Rickli gegenüber dem Richt-
erstaat, weil damit gesagt wird, wir müssten dem Richter
eine Vorschrift machen – die aber eben zu weit geht. Das
Gericht muss auch bei der Frage des Berufsverbots in Be-
zug auf Tätigkeiten mit Kindern und Schutzbefohlenen
immer einzelfallgerecht und verhältnismässig urteilen kön-
nen, und das könnte es mit dem Minderheitsantrag I nicht
mehr.
Aus diesem Grund  ersuche ich Sie, der  Mehrheit zu folgen.
Wenn nun die SVP-Fraktion taktisch stimmt – das wird sie
machen, dann ist es halt so –, dann gibt es keinen Gegen-
vorschlag. Dieser Gegenvorschlag legt auf Verfassungs-
ebene etwas fest, wozu die Kompetenz eh schon vorhanden
ist. Die Kommission für Rechtsfragen wird auf der Linie des
Mehrheitsvorschlages arbeiten. Wenn das Volk etwas ande-
res will, dann will es das, aber wir kämpfen für das Grund-
recht des übergeordneten Prinzips der Verhältnismässigkeit. 
Hier steht der Grundrecht-Rechtsstaat gegen den plebiszitä-
ren Mainstream. Wer hier nicht mehr den Mut hat, Planken
zu setzen, der gibt sich als Grundrechtsverteidiger selbst
auf.

Lüscher Christian (RL, GE): Notre chambre a fait un choix
ce matin: le Conseil national a décidé qu'il allait présenter un
contre-projet direct; et nous devons maintenant assumer

cette responsabilité et présenter un contre-projet qui soit po-
litiquement et juridiquement acceptable. Juridiquement ac-
ceptable parce que c'est aussi notre devoir de faire en sorte
que nous proposions des textes qui soient conformes à la
Constitution, même si nous votons un autre texte constitu-
tionnel – et que la Constitution n'a pas toujours à être com-
patible avec la Constitution –, mais en tout cas compatibles
avec le droit supérieur et les grands principes que nous res-
pectons comme celui de la proportionnalité.
Mais nous avons aussi une responsabilité politique parce
qu'il ne faut pas dire: «Nous présentons un contre-projet di-
rect», et soumettre au vote du peuple un contre-projet dont
nous savons qu'il s'écarte à ce point de la volonté des ini-
tiants – que nous disons ici tous respecter – que nous sa-
vons qu'il ne pourra pas être accepté.
Sur ce point, je répète ce que j'ai dit ce matin: le groupe so-
cialiste ne prend pas ses responsabilités, le groupe des
Verts non plus parce qu'en préférant le contre-projet de la
majorité de la commission, qui est une proposition du
groupe socialiste, qui a été combattue par notre groupe en
commission, ils savent pertinemment qu'en fin de compte ce
texte sera rejeté. Donc, ce contre-projet est un pur prétexte
pour vous donner bonne conscience.
Mais si vous voulez véritablement prendre vos responsabili-
tés, alors je vous demande instamment de réfléchir à la pos-
sibilité de vous rallier à la proposition de contre-projet direct
défendue par la minorité I (Caroni). Pourquoi se rallier à ce
contre-projet? Parce que celui-ci tient au moins compte de la
volonté des initiants et puis il «juridise» le texte de façon telle
qu'il soit compatible avec notre Constitution. On inscrit le
principe d'interdiction professionnelle, mais, dans la version
de la minorité I, la durée de l'interdiction professionnelle res-
pecte la proportionnalité parce qu'elle peut être de dix ans,
voire plus longue si le fait est très grave.
Dans un deuxième registre, la proposition de la minorité I
(Caroni) respecte le principe de proportionnalité, parce
qu'elle mentionne que des infractions d'une certaine gravité.
Mais, Mesdames et Messieurs du groupe socialiste, à cause
de vous, cet excellent contre-projet proposé par la minorité I,
qui respecte tous les principes de la proportionnalité, risque
d'être rejeté et vous allez nous placer nous, le groupe libéral-
radical, dans une situation extrêmement difficile. Parce que
si vous décidez de torpiller le contre-projet de la minorité I,
nous devrons décider si nous préférons l'initiative populaire
telle qu'elle a été nuancée aujourd'hui par Monsieur Freysin-
ger au nom du comité d'initiative de l'association Marche
blanche, ou si nous préférons le contre-projet de la majorité
que nous avons combattu en commission. Alors, notre
groupe est partagé.
A titre personnel, je préfère envoyer ce projet devant le
Conseil des Etats, avec le message consistant à dire qu'à
nos yeux, il est juste de respecter la volonté des initiants tout
en nuançant le texte pour qu'il soit conforme à un certain
nombre de principes. De ce côté-là, Monsieur Freysinger
nous a assuré d'un certain nombre de choses. Mais ce dont
il nous a assurés est en contradiction avec le texte et ce qui
serait idéal, c'est qu'en recommandant au peuple et aux
cantons d'adopter l'initiative, avec les nuances apportées
par Monsieur Freysinger ce matin, nous soumettions au
peuple un contre-projet qui ressemblera d'ailleurs à s'y mé-
prendre à celui de la minorité II (Freysinger), qui a malheu-
reusement été retiré, mais qui est en fait revenu par la petite
porte grâce aux déclarations de Monsieur Freysinger ce ma-
tin, en sa qualité de membre du comité d'initiative de Marche
blanche.
Mais, je le répète, je demande à ceux qui veulent véritable-
ment un contre-projet sérieux, crédible, qui respecte le voeu
des initiants, qui respecte le droit supérieur, la proportionna-
lité, le droit international, à ceux qui veulent qu'un tel contre-
projet soit soumis au peuple, d'adopter la proposition de la
minorité I (Caroni).

von Graffenried Alec (G, BE): Herr Lüscher, ich habe Ihnen
zugehört. Aber es gibt ja noch einen Plan B. Es gibt ja noch
die Möglichkeit des indirekten Gegenvorschlages. Da könnte
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man doch noch nuancierter und bereits auf Gesetzesebene
agieren, man könnte einen noch besseren Gegenvorschlag
machen, der den Absichten der Initianten entgegenkommt,
der sich aber auch in unsere Tradition und in unsere Gesetz-
gebung integriert. Wäre das nicht der bessere Plan?

Lüscher Christian (RL, GE): Non, je ne le pense pas, pour
deux raisons. D'abord parce qu'on a vu dans des votations
récentes le sort subi par des contre-projets indirects qui
n'étaient pas forcément compris par le peuple. Et lorsque le
peuple peut se prononcer sur une initiative qui contient une
demande légitime – lutter contre les rémunérations abu-
sives, par exemple, c'était légitime, même si à mon avis le
contre-projet était meilleur; lutter pour que des pédophiles
condamnés ne puissent plus entrer en contact avec des en-
fants, c'est un voeu légitime –, si nous lui soumettons un
contre-projet indirect, celui-ci n'aura aucune chance d'être
accepté. Ensuite, aujourd'hui, notre conseil a pris une déci-
sion, celle de présenter un contre-projet direct, et c'est ce
contre-projet direct que nous devons choisir.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Die SVP ist für die Volksinitia-
tive «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dür-
fen». Warum werden wir jetzt die Mehrheit unterstützen und
nicht die Minderheit I (Caroni)? Eben darum, weil wir die
Volksinitiative wollen.
Die Minderheit I geht viel zu wenig weit. Die Minderheit I gibt
vor, der Volksinitiative entgegenzukommen. Das macht sie
aber faktisch nicht. Zwar wird eine Frist von zehn Jahren
festgeschrieben, aber wie auch bei der Mehrheit hat es drei
negative Punkte:
1. Die Dauer von zehn Jahren. Die Initiative will etwas ganz
anderes. Die Initiative will, dass ein Täter endgültig das
Recht verliert, mit Kindern zu arbeiten.
2. Der Text der Minderheit I beinhaltet die Formulierung «ei-
ner gewissen Schwere». Wir würden uns im Nationalrat
noch schwertun, diese gewisse Schwere gesetzlich zu defi-
nieren. Nur die Initiative sagt klar, dass jemand, der sich se-
xuell an Kindern vergangen hat, nicht mehr mit Kindern ar-
beiten darf.
3. Auch ist das Wort «regelmässig» enthalten. Das habe ich
vorhin bereits ausgeführt – was ist «regelmässig»?
Die Minderheit I schafft ebenso viele Unklarheiten wie die
Mehrheit. Aber die Mehrheit ist viel ehrlicher. Die Mehrheit
sagt: «Wir wollen praktisch kein Berufsverbot für verurteilte
pädophile Straftäter.» Also entscheiden Sie: Sind Sie für die
Initiative, können Sie nachher zum Gegenentwurf Nein sa-
gen. Wir haben hier und heute noch die Möglichkeit, zur In-
itiative Ja zu sagen. Das mache ich Ihnen beliebt. Mit der
Minderheit I (Caroni) würde den Stimmbürgern nur Sand in
die Augen gestreut, und das wollen wir verhindern.

Präsident (Lustenberger Ruedi, erster Vizepräsident): Die
CVP/EVP-Fraktion  unterstützt  den  Antrag  der  Minder-
heit I.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Ich möchte Ihnen ein-
fach kurz die Ausgangslage skizzieren. 
Es gibt jetzt die einen, die eben keinen direkten Gegenent-
wurf wollen, dies allerdings aus unterschiedlichen Gründen:
Die einen wollen die Initiative unterstützen – das ist jetzt
auch gerade vonseiten der Sprecherin zum Ausdruck
gekommen. Die anderen wollen, wie auch der Bundesrat,
keinen direkten Gegenentwurf, weil sie der Meinung sind,
dass ein direkter Gegenentwurf eigentlich nur dann Sinn
macht, wenn er zu einem Rückzug der Initiative führt. Nun,
beide direkten Gegenentwürfe, die jetzt zur Diskussion ste-
hen, werden wohl kaum zu einem Rückzug der Initiative füh-
ren – so viel darf man, glaube ich, heute schon vorwegneh-
men.
Nun haben Sie vorher entschieden: Die Mehrheit Ihres Ra-
tes möchte einen direkten Gegenentwurf. Jetzt stehen Sie
erneut vor der Frage, ob dieser möglichst nahe an den Initia-
tivtext gehen und somit vor allem auch ein zwingendes Tä-
tigkeitsverbot vorsehen soll, wobei allerdings eine Straftat

von einer gewissen Schwere vorausgesetzt wird. Die Alter-
native ist ein Gegenvorschlag, der ein fakultatives Berufsver-
bot vorsieht, das dann auch zeitlich befristet ist. Das ist die
Ausgangslage.
Ich habe Ihnen vorher ausgeführt, dass der Bundesrat der
Meinung ist, dass wir mit dem indirekten Gegenvorschlag,
mit dem umfassenden Gesetzesprojekt, das wir Ihnen
vorgelegt haben, eigentlich die richtige Antwort auf die Initia-
tive haben, weil dieses Gesetz auch schneller in Kraft tritt,
wenn Ihre Kommission diese Beratungen jetzt rasch auf-
nimmt. So können wir der Bevölkerung auch aufzeigen, was
bereits gemacht wird. Die beiden direkten Gegenentwürfe
werden – noch einmal – nicht zu einem Rückzug der Initia-
tive führen. 
Der Bundesrat hat sich bereits vorher geäussert: Er lehnt ei-
nen direkten Gegenentwurf ab.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Nous som-
mes entrés en matière sur un contre-projet direct. Majorité et
minorité, dans ce cadre-là, veulent changer de paradigme.
J'ai déjà eu l'occasion de l'expliquer, les deux propositions,
celle de la majorité et celle de la minorité I (Caroni), visent à
introduire une disposition constitutionnelle qui prévoit l'inter-
diction professionnelle lorsqu'il y a une condamnation même
pour des actes qui ont été commis hors du champ profes-
sionnel. C'est nouveau et ce serait un progrès quelle que
soit la solution que vous retenez. 
La deuxième chose qu'il est important de rappeler, c'est que,
dans les deux propositions, on définit de manière beaucoup
plus claire – et Monsieur Caroni l'a rappelé tout à l'heure – le
cercle des victimes: la notion d'«enfant» est clairement défi-
nie comme comprenant l'ensemble des mineurs et non pas
seulement une catégorie de mineurs.
Troisièmement, ces deux propositions, que ce soit celle de la
majorité ou celle de la minorité I, excluent les cas bagatelles
où une interdiction professionnelle pose problème.
Mais il est clair qu'il y a une différence sur laquelle la majo-
rité insiste: le cadre proposé par la majorité est celui du res-
pect des principes fondamentaux du droit qui s'appliquent
également au droit pénal. Il n'y a pas lieu d'abandonner le
principe de la proportionnalité auquel, finalement, la proposi-
tion de la minorité I porte atteinte puisqu'elle impose une in-
terdiction d'une durée minimale de dix ans, ce qui n'a pas
forcément lieu d'être, en tenant compte de l'ensemble des
cas qui pourraient être tranchés par les juges.
Un autre élément qui a aussi été exposé par certains ora-
teurs qui se sont exprimés pour soutenir la majorité, c'est
que la majorité estime qu'aujourd'hui les juges de notre
pays, que ce soient les juges de première, de deuxième ins-
tance ou du Tribunal fédéral, font correctement leur travail.
Ils ne disposent pas de l'instrument juridique suffisant dans
le Code pénal, mais c'est justement cette modification qui
sera apportée par le contre-projet direct proposé par la ma-
jorité de la commission. Dès lors, il n'y a pas lieu d'enlever
aux juges le pouvoir d'appréciation, et il convient de per-
mettre une appréciation au cas par cas, comme il est
d'usage dans l'ensemble de la procédure pénale, quel que
soit le type de délit commis, du cas de l'assassinat au cas de
voie de fait.
Maintenant, il convient de relever que le vote tactique pro-
posé par certains aujourd'hui ne changera finalement rien.
On ne peut que regretter que ce vote se fasse dans un esprit
de pure promotion politique et partisane et que, dans ce
cadre, l'objectif essentiel qui est la protection des mineurs et
surtout celle des victimes soit oublié. D'ailleurs – et cela a
été relevé –, aujourd'hui, la volonté des initiants est de main-
tenir l'initiative populaire quelle que soit la solution adoptée
par le Parlement. C'est ce que les initiants ont réellement ex-
primé au sein de la commission lorsque nous les avons en-
tendus. Cela découle du retrait avant le présent débat de
l'ancienne proposition de la minorité IV (Freysinger). Finale-
ment, cela s'exprimera dans le vote tactique d'un certain
nombre de personnes tout à l'heure.
Cela dit, est-ce que le fait qu'en définitive il n'y ait pas de
contre-projet direct opposé à l'initiative populaire pose un
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problème à la majorité? Oui, la majorité a défendu cette op-
tion parce que c'était peut-être la plus intéressante en vue
d'une votation populaire. Cependant, il est clair que s'il n'y a
pas de contre-projet direct opposé à l'initiative, la commis-
sion reprendra les travaux sur le contre-projet indirect pré-
paré par le Conseil fédéral, ce qui n'est que l'expression de
la volonté du Parlement lors de l'adoption de ma motion
08.3373 déjà en 2008/09.
Je vous remercie donc d'adopter la proposition de la majo-
rité de la commission, de rejeter la proposition de la minori-
té I (Caroni) et de voter sur le contenu et non pas de façon
tactique.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission:  Immerhin
sind wir uns einig geworden, dass Handlungsbedarf besteht;
Ihre Kommission hat die Beratung zum indirekten Gegenvor-
schlag bereits aufgenommen. Der indirekte Gegenvor-
schlag, das möchte ich betonen, geht in verschiedenen
Punkten über die Anliegen der Initiative hinaus, indem er
beispielsweise auch ein Kontakt- und Rayonverbot vorsieht
und damit den Anliegen der Initiantinnen und Initianten si-
cherlich auch gerecht wird. 
Nun haben wir die beiden Projekte der Mehrheit und der
Minderheit auf Verfassungsstufe, wie sie uns vorliegen. Die
Mehrheit fordert in einer Kann-Bestimmung, dass die Richter
ein Berufsverbot verhängen können, wenn sich volljährige
Personen an Minderjährigen vergehen; der Minderheitsan-
trag beinhaltet eine zwingende Bestimmung, was nachweis-
lich näher am Initiativtext ist. 
Ich möchte mich der Aufforderung meines Vorredners an-
schliessen und Sie darum bitten, kein taktisches Stimmver-
halten an den Tag zu legen. Das taktische Stimmverhalten
trägt – auch wenn Sie es hier am Rednerpult so offenherzig
dargelegt haben – weder zur Lösungsfindung für einen
rechtsstaatlich korrekten und praxistauglichen Gegenvor-
schlag bei, noch fördert es das Vertrauen in die Politik und
namentlich in unser Parlament. Deshalb bitte ich Sie, wenn
Sie tatsächlich ein Interesse an einer verbesserten rechtli-
chen Situation haben, gemäss Ihren Überzeugungen zu
stimmen und nicht einfach aus politischem Kalkül und takti-
schen Überlegungen.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8744)
Für den Antrag der Mehrheit ... 101 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit I ... 70 Stimmen

Ziff. II
Antrag der Kommission
Dieser Gegenentwurf wird Volk und Ständen zur Abstim-
mung unterbreitet. Sofern die Volksinitiative «Pädophile sol-
len nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» nicht zurückge-
zogen wird, wird er zusammen mit der Volksinitiative nach
dem Verfahren gemäss Artikel 139b der Bundesverfassung
Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet.

Ch. II
Proposition de la commission
Le présent contre-projet sera soumis au vote du peuple et
des cantons. Il sera soumis au vote en même temps que
l'initiative populaire «pour  que  les  pédophiles  ne  travail-
lent plus avec des enfants», si cette initiative n'est pas reti-
rée, selon la procédure prévue à l'article 139b de la Consti-
tution.

Angenommen – Adopté

Gesamtabstimmung – Vote sur l'ensemble
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8745)
Für Annahme des Entwurfes ... 60 Stimmen
Dagegen ... 87 Stimmen

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Art. 2
Antrag der Mehrheit
Abs. 1
Sofern die Volksinitiative nicht zurückgezogen wird, wird sie
zusammen mit dem Gegenentwurf (Bundesbeschluss vom
... über das Tätigkeitsverbot nach einer Straftat gegen die
sexuelle Integrität) Volk und Ständen nach dem Verfahren
gemäss Artikel 139b der Bundesverfassung zur Abstimmung
unterbreitet.
Abs. 2
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die
Initiative abzulehnen und den Gegenentwurf anzunehmen.

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Freysinger, Nidegger, Reimann Lukas,
Schwander, Stamm)
... die Initiative anzunehmen.

Art. 2
Proposition de la majorité
Al. 1
Si l'initiative populaire n'est pas retirée, elle sera soumise au
vote du peuple et des cantons en même temps que le con-
tre-projet (arrêté fédéral du ... concernant l'interdiction
d'exercer une activité après une infraction contre l'intégrité
sexuelle), selon la procédure prévue à l'article 139b de la
Constitution.
Al. 2
L'Assemblée fédérale recommande au peuple et aux can-
tons de rejeter l'initiative et d'accepter le contre-projet.

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Freysinger, Nidegger, Reimann Lukas,
Schwander, Stamm)
... d'accepter l'initiative.

Präsident (Lustenberger Ruedi, erster Vizepräsident): Der
Gegenentwurf wurde abgelehnt. Somit ist der Antrag der
Mehrheit zu Artikel 2 hinfällig. Es stehen sich noch der Ent-
wurf des Bundesrates und der Antrag der Minderheit gegen-
über.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8746)
Für den Antrag der Minderheit ... 82 Stimmen
Für den Antrag des Bundesrates ... 79 Stimmen

Abschreibung – Classement

Antrag des Bundesrates
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte
Proposition du Conseil fédéral
Classer les interventions parlementaires
selon lettre aux Chambres fédérales

Angenommen – Adopté
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Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Wenn der Staat Fragen
der Sicherheit regelt, begibt er sich auf schwieriges Terrain.
Die elementaren Staatszwecke Sicherheit und Freiheit ste-
hen dann in einem Spannungsverhältnis. Vernachlässigt der
demokratische Rechtsstaat seine Schutzpflichten gegen-
über den Bürgerinnen und Bürgern, dann gerät er mit der
Verfassung in Konflikt. Nimmt er seinen Verfassungsauftrag
wahr und ergreift sicherheitsrelevante Massnahmen, betritt
er grundrechtssensibles Gelände und muss dann auch Vor-
kehren treffen, damit die Rechte der Bürgerinnen und Bürger
nicht über Gebühr eingeschränkt werden. 
In einem bundesstaatlichen Gefüge wie dem unseren ist
dann noch für weiteren Konfliktstoff gesorgt. Wo verschie-
dene Staatsebenen eng zusammenwirken, gibt es Schnitt-
stellenprobleme. Daraus resultieren manchmal auch Dop-
pelspurigkeiten, und es stellen sich zwangsläufig auch Fra-
gen nach der optimalen Aufgabenverteilung: Welche Organe
sind für welche Bereiche der Sicherheit zuständig? Stimmt
die verfassungsrechtliche Ordnung mit der tatsächlich prakti-
zierten Aufgabenteilung überein? Genügt die geltende Kom-
petenzaufteilung im Bereich der inneren Sicherheit? Oder
müssen Neuerungen ins Auge gefasst werden?
Der heute zur Diskussion stehende Bericht des Bundesrates
in Erfüllung des Postulates Malama befasst sich mit genau
diesen Fragen. Der Bericht leistet einen wesentlichen Bei-
trag zur Diskussion über die aktuelle Situation im Bereich
der inneren Sicherheit unseres Landes. Er enthält eine um-
fassende Auslegeordnung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen, er gibt aber auch ein Abbild der in den letzten Jah-
ren entwickelten Praxis. Im Weiteren enthält der Bericht eine
vertiefte Analyse einiger neuralgischer Punkte. Schliesslich
zeigt der Bericht legislatorischen Handlungsbedarf auf und
enthält dazu Vorschläge für Verfassungs- und Gesetzesän-
derungen – das alles gestützt auf einen sehr breiten Kon-
sens der involvierten Stellen von Bund und Kantonen. Der
Bericht Malama ermöglicht somit eine kohärente, umfas-
sende und koordinierte Sichtweise auf die diversen Sicher-
heitsaufgaben von Bund und Kantonen. Für das Parlament
dient der Bericht, wir haben es jetzt gerade gehört, als
Grundlage für die politischen Weichenstellungen. Für die in-
volvierten Departemente und Ämter dient er als konsoli-
dierte Auslegeordnung. 
Anlässlich der Verabschiedung des Berichtes Malama hat
der Bundesrat dann ein zweistufiges Vorgehen beschlossen.
Einerseits hat er Aufträge an die Departemente erteilt, und
zwar dort, wo Handlungsbedarf ausgewiesen und auch weit-
gehend unbestritten war, wo die Ausarbeitung der notwendi-
gen Massnahmen gestützt auf den Bericht möglich war und
schliesslich wo bereits Gesetzgebungsarbeiten im Gang wa-
ren. Zugewartet hat der Bundesrat andererseits in Sachbe-
reichen, wo das weitere Vorgehen noch zu wenig abgeklärt
war oder wo es um Vorhaben ging, die auf Verfassungsstufe
realisiert werden müssen. Letztere sind von grosser staats-
politischer Bedeutung und Tragweite. Der Bundesrat hat da-
her beschlossen, solche Vorhaben nicht in Angriff zu neh-
men, ohne vorgängig eine breite und vertiefte parlamenta-
rische Diskussion zu führen.
Ich möchte Ihnen nun zunächst kurz berichten, wie der
Stand der Dinge bei den Vorhaben ist, die der Bundesrat be-
reits ausgelöst hat. Wie vom Bundesrat beauftragt, wird im
Rahmen der Gesetzesvorlage über die Weiterentwicklung
der Armee geprüft, ob und wie das Militärgesetz bezüglich
der subsidiären Unterstützungseinsätze der Armee an die
heutige Praxis angepasst werden soll. Die Vernehmlassung
zur Änderung des Militärgesetzes soll noch in diesem Jahr
stattfinden. Im Bereich des Zollwesens hat der Bundesrat
Anpassungen des Zollgesetzes vorgesehen – die Vorlage
befindet sich bis Ende März in der Vernehmlassung. Dann
zu den Nachrichtendiensten: Die Vorgabe, dass die Zustän-
digkeiten und Kompetenzen von Bund und Kantonen im Be-
reich des Staatsschutzes klar geregelt sein müssen, wurde
im Entwurf zum neuen Nachrichtendienstgesetz berücksich-
tigt. Sie wissen, dass der Bundesrat für diese Vorlage An-
fang März die Vernehmlassung eröffnet hat.

Die Mitglieder der beiden vorberatenden Kommissionen ha-
ben dann den Bericht in mehreren Sitzungen ausführlich
und fundiert diskutiert. Die Mitglieder beider Kommissionen
haben schliesslich bei keiner der im Bericht formulierten
Thesen Handlungsbedarf geortet, der über die Aufträge, die
vom Bundesrat bereits ausgelöst worden sind, hinausgehen
würde. Der Bundesrat interpretiert die Reaktion der Kommis-
sionen dahingehend, dass die bereits initiierten Optimierun-
gen auf Gesetzesstufe ausreichend sind. Hingegen stehen
die Kommissionen der Option einer Verfassungsänderung
offenbar eher ablehnend gegenüber. Von Vorhaben, die auf
Verfassungsstufe realisiert werden müssen, ist daher wohl
abzusehen, aber selbstverständlich kann das Parlament je-
derzeit wieder auf diese Grundlagenarbeit zurückgreifen. 
Ihre Kommission hat mit grosser Mehrheit beschlossen, den
Bericht zur Diskussion im Plenum zu beantragen. Der Bun-
desrat hat das begrüsst. Ich danke Ihnen für die Diskussion
heute Abend. 

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die Kommissions-
sprecher verzichten auf ein weiteres Votum. Die Kommission
und der Bundesrat beantragen, vom Bericht Kenntnis zu
nehmen. 

Vom Bericht wird Kenntnis genommen
Il est pris acte du rapport

12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStGB
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Fortsetzung – Suite
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)

Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Wir behandeln heute
die Frage des Eintretens auf Vorlage 1, die Frage der Teilung
von Vorlage 1 und damit die Frage des Eintretens auf Vor-
lage 4 sowie die Frage, mit welchem Auftrag Vorlage 4 zu-
rückgewiesen wird. 

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: En abordant
ce débat, il paraît utile de clarifier la situation du traitement
parlementaire de cet objet, car il avait déjà été traité par
notre conseil lors de la session de printemps.
En effet, le message du Conseil fédéral du 10 octobre 2012
relatif à l'initiative populaire «pour que les pédophiles ne tra-
vaillent plus avec les enfants» et à la loi fédérale sur l'inter-
diction d'exercer une activité, l'interdiction de contact et l'in-
terdiction géographique en tant que contre-projet indirect,
comme son long titre l'indique, ne portait pas seulement sur
l'interdiction de travail visée d'ailleurs par l'initiative de l'asso-
ciation Marche blanche mais également sur l'interdiction de
contact et l'interdiction géographique.
Si le Conseil fédéral avait abordé ces trois aspects, c'était en
réponse à la motion 08.3373, «Prévention pénale accrue en
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matière de pédocriminalité et autres infractions». Cette mo-
tion que j'avais déposée en 2008 déjà et qui avait été rapide-
ment adoptée tant par les deux conseils que par le Conseil
fédéral demandait justement de légiférer de manière cohé-
rente sur ces différents aspects de la limitation de liberté des
personnes condamnées, notamment pour des actes contre
l'intégrité sexuelle des mineurs.
Le lancement de l'initiative populaire en octobre 2009, pos-
térieurement à la mise en route des travaux à l'Office fédéral
de la justice, et l'aboutissement de l'initiative le 20 avril 2011,
après le lancement de la consultation sur le projet de révi-
sion du Code pénal sur la motion que j'ai citée et qui avait
été ouverte en février 2011, ont amené le Conseil fédéral à
transformer son projet de révision du Code pénal en un
contre-projet indirect. Toutefois, lors du traitement de l'initia-
tive par la Commission des affaires juridiques de notre
conseil, il a été décidé de ne pas suivre la voie qui est celle
du contre-projet indirect mais de proposer un contre-projet
direct. En effet, la CAJ était persuadée, au vu des expé-
riences récentes, notamment celle de l'initiative Minder, que
le seul moyen de l'emporter devant le peuple en cas de vota-
tion populaire était de présenter un contre-projet direct por-
tant uniquement sur la question de l'interdiction d'une acti-
vité professionnelle sans aborder les autres volets du con-
tre-projet présenté par le Conseil fédéral.
Les autres volets du contre-projet du Conseil fédéral étaient
mis en veilleuse par la CAJ dans l'attente de la décision de
la plénière de notre conseil qui est intervenue lors de la der-
nière session et en attente des décisions du Conseil des
Etats. Lors de la session de printemps, notre conseil n'a pas
suivi la stratégie proposée par la CAJ et a décidé de recom-
mander, d'une part, au peuple et aux cantons l'adoption de
l'initiative populaire et, d'autre part, de ne pas opposer de
contre-projet direct à cette initiative.
La CAJ-CE a décidé le 2 mai 2013 de ne pas opposer de
contre-projet direct à l'initiative. Une minorité propose toute-
fois encore de renvoyer l'objet en commission pour élaborer
un contre-projet indirect. Toutefois, la CAJ-CE voulait recom-
mander au peuple et aux cantons de rejeter l'initiative, con-
trairement à notre conseil.
Ce ne sera que le 18 juin prochain, durant la présente ses-
sion, que le Conseil des Etats traitera le projet relatif à l'ini-
tiative populaire et décidera éventuellement de renvoyer l'ob-
jet à sa commission.
Notre commission s'est penchée sur les projets 1 et 4 le
23 mai dernier. Elle a décidé trois choses. D'abord de ne pas
suspendre les travaux sur les aspects du projet du Conseil
fédéral qui n'entrent pas dans le champ d'application de l'ini-
tiative populaire traitée en mars dernier. Ensuite, notre com-
mission a décidé, à l'unanimité, d'avancer dans les travaux
sur le projet du Conseil fédéral portant sur toutes les autres
mesures à l'exception de celle qui touche la durée de l'inter-
diction d'exercer une activité professionnelle et à l'obligation
de prononcer une telle interdiction dès lors que cet aspect
relève de l'initiative populaire. C'est le projet 1, qui nous est
soumis. C'est à l'unanimité que la commission a décidé d'en-
trer en matière sur ce projet. Enfin, la commission a décidé
d'élaborer un projet distinct avec toutes les dispositions du
projet du Conseil fédéral biffées du projet 1 et de solliciter un
mandat pour préparer une législation sur l'interdiction d'exer-
cer une activité professionnelle. Il s'agit du projet 4, qui nous
est soumis également.
La commission a décidé, par 21 voix contre 1, d'entrer en
matière sur le projet 4. Elle a ensuite décidé de solliciter un
mandat pour qu'elle puisse continuer ses travaux sans au-
cune limitation. L'idée est de lui permettre de mener ses tra-
vaux rapidement, de ne pas attendre le résultat de la vota-
tion populaire sur l'initiative populaire «pour que les pédo-
philes ne travaillent plus avec des enfants» de l'association
Marche blanche et de commencer les travaux, sinon cela re-
tarderait inutilement la réforme du Code pénal sur la ques-
tion de la durée et de l'obligation de l'interdiction d'une acti-
vité professionnelle.
Une minorité Rickli Natalie propose de renvoyer le projet 4 à
la commission en la mandatant pour examiner le projet en

tenant compte du résultat de la votation populaire sur l'initia-
tive populaire «pour que les pédophiles ne travaillent plus
avec des enfants».
La commission vous invite à entrer en matière sur le projet 1.
La majorité de la commission vous invite ensuite à entrer en
matière sur le projet 4 et à le renvoyer à la commission avec
le mandat de l'examiner. La majorité de la commission vous
invite à rejeter la proposition défendue par la minorité Rickli
Natalie.
Que contient le projet 1? Nous allons l'examiner dans la dis-
cussion par article. Ce projet 1 soumis au débat aujourd'hui
a été approuvé au vote sur l'ensemble par la majorité de la
commission de manière très rapide. Seule Madame Rickli a
déposé des amendements. Il y en a au total sept, si j'ai bien
compris, qui seront traités dans quatre débats différents.
Tous ces amendements ont été soutenus uniquement par
son groupe et rejetés par le reste de la commission.
Le projet en discussion aujourd'hui – donc le projet 1, qui re-
prend l'ensemble des problématiques soulevées par le projet
du Conseil fédéral – vise trois objets principaux: première-
ment, indépendamment de l'initiative, le Conseil fédéral et
votre commission proposent d'éliminer une faiblesse rédhibi-
toire du Code pénal. Il s'agit de permettre aux juges de pro-
noncer une interdiction de travailler non seulement si une in-
fraction a été commise dans l'exercice d'une activité pro-
fessionnelle, comme le prévoit actuellement la loi, mais éga-
lement si cette infraction a été commise dans le cadre d'une
activité non professionnelle organisée. En effet, jusqu'à
maintenant, un délit ou un crime commis dans le cadre bé-
névole, par exemple dans un club sportif ou dans le cadre
d'une paroisse, ne permettait pas, même en cas de condam-
nation pénale pour des infractions sur l'intégrité sexuelle
d'un enfant, de prononcer une interdiction professionnelle.
Cela est à l'origine de situations choquantes et incompré-
hensibles, que cela concerne un crime contre l'intégrité
sexuelle des victimes ou d'autres crimes ou délits qui ne
touchent pas l'intégrité des personnes.
La solution proposée par le projet du Conseil fédéral et
adoptée par la commission vise cependant les cas d'une
certaine gravité où le ou la coupable a été condamné à une
peine privative de liberté de plus de six mois ou à une peine
pécuniaire de plus de 180 jours-amendes.
La réforme vise une aggravation de l'interdiction d'exercer
lorsque le crime ou le délit est dirigé contre des personnes
particulièrement vulnérables comme les personnes âgées
ou des personnes en situation de dépendance; on pourrait
même imaginer qu'elle vise ceux qui abusent des sans-pa-
piers.
Par ailleurs, le projet prévoit la possibilité, à la demande de
l'autorité d'exécution, de prolonger la durée de l'interdiction
professionnelle de cinq ans en cinq ans, même après le ju-
gement initial qui a été prononcé.
Le deuxième sujet qui est abordé par le projet du Conseil fé-
déral et adopté par la majorité de la commission, c'est la
possibilité d'imposer au coupable d'un délit l'interdiction de
contact et l'interdiction géographique, ce qui permet au juge
d'interdire des contacts directs ou indirects avec une ou plu-
sieurs personnes ou de fréquenter certains lieux. Cela per-
met naturellement de protéger non seulement des victimes
mineures, mais aussi des victimes majeures, comme par
exemple des femmes qui ont subi des agressions dans leur
intégrité physique et également dans leur intégrité sexuelle.
De manière générale, il sera possible d'ordonner une assis-
tance de probation pour surveiller les mesures d'interdiction.
De même, il sera possible avec ce projet, après la condam-
nation, en cours d'exécution de l'interdiction, si le juge l'es-
time nécessaire, de prolonger les mesures d'interdiction.
Troisièmement, le projet introduit l'extrait spécial du casier
judiciaire. Il s'agit d'un extrait de casier judiciaire qui fait res-
sortir les jugements impliquant des mesures d'interdiction
d'exercer une activité, d'avoir des contacts, ou impliquant
une interdiction géographique. Cet extrait spécial du casier
judiciaire ne peut être demandé que par la personne concer-
née elle-même. 
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Je signale que, comme je serai beaucoup plus bref dans la
discussion par article, j'avais convenu avec la présidente du
conseil de pouvoir avoir quelques minutes de plus à ma dis-
position dans le cadre du débat d'entrée en matière, et cela
m'avait été accordé.
L'extrait de casier judiciaire ne peut donc être demandé que
par la personne concernée elle-même. Elle peut le faire
lorsqu'elle postule pour une activité professionnelle ou non
professionnelle organisée impliquant des contacts réguliers
avec des mineurs ou d'autres personnes vulnérables. Ce
n'est donc pas le futur employeur qui pourra demander un
extrait, mais la personne qui postule pour une place de tra-
vail déterminée. Il peut s'agir non seulement d'une activité
d'enseignement, mais aussi d'une activité sportive, éduca-
tive avec des jeunes, comme d'une activité dans le cadre du
clergé, qui amène à des contacts réguliers avec les enfants.
Cela concerne aussi ici des contacts avec des personnes
dépendantes, handicapées ou âgées.
Il s'agit donc, vous l'avez vu ici, d'une situation complexe,
avec un projet 1 et un projet 4. Le projet 1 contient les élé-
ments essentiels du projet du Conseil fédéral, dont je vous ai
donné la teneur principale.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Nach den
Ausführungen meines Vorredners kann ich relativ kurz und
knapp sprechen, und ich werde unsere gemeinsame Rede-
zeit, die wir selbstverständlich solidarisch teilen, nicht über-
schreiten.
In der vergangenen Frühjahrssession haben wir uns mit der
Volksinitiative von Marche Blanche mit dem Titel «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» befasst. Sie
fordert, dass Personen, die verurteilt werden, weil sie die se-
xuelle Unversehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen
Person beeinträchtigt haben, endgültig das Recht verlieren,
eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjäh-
rigen oder Abhängigen auszuüben. Die Kommission für
Rechtsfragen des Nationalrates hatte der Initiative verschie-
dene Varianten eines direkten Gegenvorschlages auf Ver-
fassungsstufe gegenübergestellt. Diese wurden vom Natio-
nalrat verworfen, und eine Mehrheit unseres Rates empfahl
die Volksinitiative schliesslich zur Annahme.
Heute beraten wir die Gesetzesvorlage des Bundesrates mit
dem Ziel, dass pädophile Straftäter von Kindern ferngehal-
ten werden und ihnen nicht neues Unrecht antun können.
Aus Sicht der Kommission für Rechtsfragen des Nationalra-
tes und des Bundesrates ist diese Vorlage weiterhin zielfüh-
render als die Volksinitiative, da Letztere nicht präzis und
dazu unvollständig ist und zudem gegen Grundsätze der
schweizerischen Rechtsordnung verstösst. Fairerweise
muss dargelegt werden, dass die Vorlage, die wir heute be-
raten, nicht von Anfang an als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative konzipiert war. Sie wurde namentlich durch die
Annahme verschiedener parlamentarischer Vorstösse initi-
iert, insbesondere durch die Motion Sommaruga Carlo
08.3373, welche die Anliegen der parlamentarischen Initiati-
ven Simoneschi-Cortesi 04.469 und Darbellay 04.437 aus
dem Jahr 2004 aufnahm, deren rechtliche und rechtsstaatli-
che Mängel jedoch beseitigte.
Ziel dieser Vorlage ist es nun, Kinder besser vor Übergriffen
von Wiederholungstätern zu schützen. Im Wesentlichen ent-
hält die Vorlage drei Elemente: ein Tätigkeits- anstatt nur ein
Berufsverbot, das auch auf ausserberufliche Aktivitäten an-
gewandt werden kann, inklusive einer Verschärfung bei De-
likten gegen Minderjährige; ein Kontakt- und Rayonverbot,
das ergänzend oder alternativ angewandt werden kann; ei-
nen neuen Sonderprivatauszug des Strafregisters, der ge-
wisse Tätigkeitsverbote zum Schutz von Minderjährigen se-
parat und länger aufführt.
Die Kommission für Rechtsfragen hat beschlossen, eine
neue Vorlage 4 zu schaffen, als indirekten Gegenvorschlag
zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern
arbeiten dürfen». Diese Vorlage behandelt das Tätigkeitsver-
bot der Vorlage 1 und sieht vor, dass bei erheblichen Delik-
ten gegen Minderjährige zwingend ein zehnjähriges Tätig-
keitsverbot verhängt wird. Das bedeutet, dass ein Tätigkeits-

verbot für berufliche und ausserberufliche Tätigkeiten mit
Kindern gilt.
Die Kommissionsmehrheit ist der Ansicht, dass die Vorla-
ge 4, über die heute im Plenum nicht materiell beraten wird,
an die Kommission zurückzuweisen sei, damit sie die Detail-
beratung vornehmen kann. Eine Minderheit will hingegen
zuerst das Ergebnis der Volksabstimmung abwarten, bis die
Detailberatung der Vorlage 4 durchgeführt wird. Dies würde
aber dazu führen, dass bei der Abstimmung kein indirekter
Gegenvorschlag vorläge, was aus Sicht der Mehrheit der
Kommission absolut nicht zielführend ist. Schliesslich sei
noch einmal erwähnt, dass niemand Pädophile oder Pädo-
kriminelle besser in ihren Rechten schützen will als deren
Opfer. Die Kommission ist der Ansicht, dass mit diesem Ge-
setz das gemeinsame Ziel, nämlich Kinder besser vor pädo-
philen Straftätern zu schützen, besser und wirksamer er-
reicht werden kann als mit der Volksinitiative von Marche
Blanche.
Zur Übersicht sei noch einmal daran erinnert: Die Vorlage 1
ist das Gesetz, das wir jetzt beraten; die Vorlage 2 ist die
Volksinitiative; die Vorlage 3 ist der vom Nationalrat ver-
senkte direkte Gegenvorschlag auf Verfassungsstufe; und
die neue Vorlage 4 ist eben der indirekte Gegenvorschlag,
der das Berufs- und Tätigkeitsverbot umfasst, namentlich die
Artikel 67ff. StGB.
Ich bitte Sie im Namen der Mehrheit der Kommission, allen
Mehrheiten zu folgen und die Minderheitsanträge, die in der
Kommission alle von Natalie Rickli eingereicht und nur von
der SVP-Delegation unterstützt worden sind, abzulehnen.
Die Vorlage 4 ist an die Kommission zurückzuweisen, und
zwar nicht mit dem Auftrag, die Beratung zu verzögern, son-
dern im Gegenteil mit dem Auftrag, die Beratung zügig fort-
zusetzen, damit wir einen griffigen indirekten Gegenvor-
schlag vorliegen haben, wenn die Volksinitiative von Marche
Blanche zur Abstimmung kommt.
Ich hätte übrigens noch fünf Minuten Redezeit zugute.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): In der Frühjahrssession hat un-
ser Rat Ja gesagt zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten dürfen». Gleichzeitig hat er einen
direkten Gegenentwurf abgelehnt. Die vorberatende Kom-
mission hatte bereits zuvor den indirekten Gegenvorschlag –
Vorlage 1, über die wir heute befinden – verworfen. Leider
kam das Ja unseres Rates zur Volksinitiative, wie wir alle
wissen, nicht aus Überzeugung zustande, sondern weil sich
SP und Mitte nicht auf einen Gegenvorschlag einigen konn-
ten. Ich appelliere an Sie, die Volksinitiative rasch zur Ab-
stimmung zu bringen und sie nicht weiter mit direkten und in-
direkten Gegenvorschlägen zu verzögern.
Einig waren sich alle Parteien, dass im Bereich Tätigkeits-,
Kontakt- und Rayonverbot generell Handlungsbedarf be-
steht. Damit der unbestrittene Teil der Vorlage weiterberaten
werden kann, wurden die Sexualdelikte, die unmittelbar Ge-
genstand der Volksinitiative sind, aus Vorlage 1 in Vorlage 4
überführt. Die SVP-Fraktion unterstützt diese Aufteilung,
weil sie beim unumstrittenen Teil vorwärtsmachen will. Vor-
lage 1 ist heute also kein indirekter Gegenvorschlag mehr,
sondern eine eigene Gesetzesvorlage wie Vorlage 4.
Uns scheinen die Strafen und die Dauer der Verbote gene-
rell zu kurz. Bei verschiedenen Artikeln haben wir deshalb
Minderheitsanträge eingebracht, mit denen wir zum Beispiel
eine höhere Strafe bei Missachtung des Kontakt- oder Ray-
onverbots verlangen oder fordern, dass Sexual- und Gewalt-
delikte im Straf- und DNA-Register nicht mehr gelöscht wer-
den.
Wir beantragen Ihnen, Vorlage 4 an die Kommission zurück-
zuweisen, mit dem Auftrag, sie unter Berücksichtigung des
Ergebnisses der Volksabstimmung über die Initiative «Pädo-
phile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» zu bera-
ten. Wir wollen, dass diese Initiative so schnell wie möglich
vors Volk kommt. Wir befürchten, dass die Initiative auf die
lange Bank geschoben wird, wenn die Vorlage ohne diese
Vorgabe an die Kommission zurückgeht, und dass erneut
Diskussionen über direkte oder indirekte Gegenvorschläge
beginnen. Das Stimmvolk hat zu ähnlichen Initiativen schon
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zweimal Ja gesagt: zur Verwahrungs- und zur Unverjährbar-
keits-Initiative. Es ist also klar, was die Mehrheit der Stimm-
bürger will: Sie will, dass die Bevölkerung besser vor Sexual-
straftätern geschützt wird. Deshalb ist es wichtig, dass diese
Vorlage so schnell wie möglich zur Abstimmung gebracht
wird. Der Inhalt der Initiative darf nicht verwässert werden.
Immer wieder gibt es schockierende Fälle von gefährlichen
Tätern, die nicht verwahrt sind oder nicht verwahrt werden
und sich auf Hafturlaub neue Opfer greifen oder die, wie im
Fall Marie, unter Strafvollzugslockerung rückfällig werden.
Das Tätigkeits-, Kontakt- und Rayonverbot muss namentlich
für diese Täter und bei diesen Delikten ausgedehnt werden
und muss im Falle der in der Initiative genannten Tätigkeiten
lebenslang gelten. 
Namens der SVP-Fraktion bitte ich Sie, Vorlage 4 an die
Kommission zurückzuweisen, mit dem Auftrag, die Vorlage
unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Volksabstim-
mung über die Initiative zu beraten.

Jositsch Daniel (S, ZH): Vorliegend geht es um die Frage,
wie wir bezüglich der Behandlung der Frage des Berufs- und
Tätigkeitsverbots im Strafgesetzbuch vorgehen sollen. Die
Minderheit möchte die Initiative zur Abstimmung bringen und
lediglich die die Initiative nicht tangierenden Teile erörtern.
Die Mehrheit möchte auf die Vorlage 4 eintreten und sie an
die Kommission zurückweisen, um dort auf der Basis der
Vorlage 4 weiterzuarbeiten.
Ich muss ganz ehrlich sagen: Ich verstehe die Anliegen der
Minderheit nicht. Es geht uns allen ja darum, auch wenn sie
das nicht wahrhaben will, einen optimalen Schutz, insbeson-
dere vor Gewalttätern, zu erreichen. Es ist nun einmal unbe-
stritten, dass die Volksinitiative, die wir bereits beraten ha-
ben, erhebliche Mängel aufweist; es ist ebenfalls unbestrit-
ten, dass das Grundanliegen der Initiative berechtigt ist. Ent-
sprechend ist es die Aufgabe dieses Parlamentes, sich dar-
über Gedanken zu machen, wie man eine sinnvolle Lösung
findet. Es macht wenig Sinn, eine Initiative – nur damit man
über die Initiative einfach so abstimmen kann und allenfalls
den Abstimmungskampf gewinnt – gewissermassen nackt
zur Anwendung zu bringen. Entsprechend ist es zweckmäs-
sig, dass das Parlament respektive die Kommission noch
einmal über diese Vorlage 4 diskutieren und sich noch ein-
mal eingehend damit beschäftigen kann – auch wenn Sie,
Herr Freysinger, das offenbar nicht interessiert und Sie dar-
über lachen. Nichtsdestotrotz ist es die Aufgabe dieses Par-
lamentes und der Kommission, das zu tun.
Entsprechend unterstützt die SP-Fraktion die Mehrheit.

Schwander Pirmin (V, SZ): Herr Kollege Jositsch, Sie spra-
chen vom optimalen Schutz. Sind Sie bei Vorlage 4 dann be-
reit, die Initiative eins zu eins umzusetzen?

Jositsch Daniel (S, ZH): Herr Schwander, da haben Sie jetzt
zwei Dinge gesagt, die sich ausschliessen: optimaler Schutz
und die Initiative unterstützen. Die Initiative ist fehlerhaft. Ich
glaube, das haben alle gesehen. Sogar die Initiantinnen und
Initianten haben eingesehen, dass sie fehlerhaft ist. Das In-
teresse der Kommission und des Parlamentes ist es, erstens
eine Vorlage zu schaffen, die die Fehler nicht macht, die die
Initiative macht, und zweitens im Anwendungsbereich we-
sentlich darüber hinauszugehen. Es geht ja nicht nur darum,
dass man Jugendliche und Kinder vor Pädophilen schützt,
sondern es geht darum, dass man ganz grundsätzlich vor
Gewalt- und Sexualstraftätern schützen kann. Deshalb be-
steht eben das Anliegen, die Fehler der Initiative zu vermei-
den und eine bessere Vorlage zu machen. 

Freysinger Oskar (V, VS):  Herr Jositsch, Pädophile sind
Triebtäter, und Triebtäter sind Wiederholungstäter. Was ist
daran für Sie so schockierend, wenn man sagt, dass Leute,
die unter diesen Trieben leiden oder von diesen Trieben ge-
drängt werden, nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen? Man
kann doch einen Menschen, der an Blutzuckerkrankheit lei-
det, auch daran hindern, in einem Zuckerladen zu arbeiten –
das ist genau dasselbe.

Jositsch Daniel (S, ZH): Ich finde das, Herr Freysinger – und
ich danke Ihnen für diese Frage –, überhaupt nicht schockie-
rend. Ich bin der Ansicht, dass Pädophile ein Berufsverbot
bekommen sollen; da habe ich überhaupt kein Problem. Ich
habe ein Problem, wenn Leute ein Berufsverbot bekommen
sollen, die nicht pädophil sind; die Initiative sieht genau das
vor.
Wir haben beispielsweise den Fall besprochen, dass die ein-
vernehmliche Liebe zwischen einem 20-Jährigen und einer
15-Jährigen, die richtigerweise zu einer Bestrafung führt, in
der Folge auch zu einem obligatorischen lebenslänglichen
Berufsverbot führen würde. Die Hauptinitiantin – Sie sind ja
im Initiativkomitee – hat zugestimmt, dass das ein Mangel
sei. Sie hat gesagt: Jawohl, das ist ein Fehler. Sie hat aber
gesagt, dass es keine nationale Tragödie sei. Ich muss Ih-
nen sagen, dass es für ein Individuum eine Tragödie ist,
wenn es in einem Rechtsstaat falsch behandelt wird; des-
halb ist es eine rechtsstaatliche Tragödie, und deshalb soll-
ten wir solche Fälle vermeiden.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Herr Jositsch, die Initiative sagt
klar, dass jemand, der wegen eines Sexualdeliktes an Kin-
dern verurteilt wurde, nicht mehr mit Kindern arbeiten soll.
Meine Frage: Geben Sie zu, dass die Initiantin gesagt hat,
sie wolle nicht, dass der 18-Jährige, der etwas mit einer 15-
Jährigen hat, verurteilt wird? Das hat sie so gesagt, aber ich
möchte das von Ihnen hören. Sie hat das gesagt. Das
heisst, wir können das bei der Ausführungsgesetzgebung
entsprechend aufnehmen.

Jositsch Daniel (S, ZH): Das hat die Initiantin so gesagt.
Aber jetzt muss ich Ihnen noch etwas erklären, Frau Rickli:
In unserem Land ist es so, dass, wenn eine Volksinitiative
angenommen wird und in einem Gesetz umgesetzt wird,
eine Initiantin nicht die Lufthoheit über die Interpretation des
Gesetzes hat. Sondern wir sind dann gehalten, das Gesetz
so anzuwenden, wie es eben da steht, und so, wie es da
steht, werden diese Fälle eben erfasst.
Es tut mir leid für die Initiantinnen und für Herrn Freysinger,
der mit dabei ist, und für andere, dass die Initiative fehlerhaft
formuliert ist. Aber das ist nicht das Problem von uns, son-
dern es ist das Problem der Initiative. Sie wissen ganz ge-
nau, Frau Rickli, dass wir gehalten sind, eine Initiative nach
ihrem Wortlaut zu beurteilen. Sie sind ja die Ersten, die dann
behaupten, dass wir den Volkswillen missachten, wenn wir
die Vorlage nicht eins zu eins umsetzen.

Caroni Andrea (RL, AR): Namens der FDP-Fraktion bitte ich
Sie, auf beide Vorlagen einzutreten. Die Vorlage 1 bringt drei
wesentliche Verbesserungen zum Schutze der Allgemein-
heit und der besonders verletzlichen Personen vor Wieder-
holungstätern. Wir schliessen damit erstens Lücken beim
heutigen Berufsverbot, zweitens schaffen wir ein allgemei-
nes Kontakt- und Rayonverbot, und drittens schaffen wir ei-
nen zusätzlichen Sonderstrafregisterauszug.
Zum ersten Punkt: Das zum Tätigkeitsverbot erweiterte Be-
rufsverbot schliesst eben wichtige Lücken, sodass man z. B.
nicht nur den pädophilen Lehrer, sondern auch den pädophi-
len Hobbyfussballtrainer mit einem Verbot belegen kann,
wenn er sich im Rahmen einer Freizeitorganisation an Kin-
dern vergeht.
Zum zweiten Punkt: Das allgemeine Kontakt- und Rayonver-
bot ergänzt diese Verbote punktuell und wirkt vor allem dort,
wo ein Täter ausserhalb einer solchen Tätigkeit Kinder be-
helligt; sonst greift ja eben das Tätigkeitsverbot.
Zum dritten Punkt: Der Sonderstrafregisterauszug dient
dann vor allem der Durchsetzung des Tätigkeitsverbots. So
haben es Arbeitgeber und ehrenamtliche Organisationen in
der Hand, einen solchen Auszug zu verlangen. Sie können
damit erkennen, ob jemand einem Tätigkeitsverbot unter-
liegt. Im Auszug werden dann die Verbote so lange aufge-
führt, wie sie eben dauern; sie verschwinden nicht mit der
Löschung des normalen Strafregistereintrags.
All diese Massnahmen zusammen ergänzen das strafrechtli-
che Arsenal gegen gefährliche Wiederholungstäter und
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schützen damit gerade die schwächsten Mitglieder unserer
Gesellschaft vor Verbrechen. Gleichzeitig bieten sie den Ge-
richten genügend Spielraum, um im Einzelfall stets die Ver-
hältnismässigkeit zu wahren; dies vor allem, nachdem wir
die einzig wirklich unverhältnismässige Massnahme, das
war quasi eine Verhaftungsbestimmung, nämlich Artikel 67b
Absatz 2 Litera d, in der Kommission einstimmig gestrichen
haben.
Kurz zur Vorlage 4, apropos Verhältnismässigkeit: Damit be-
fassen wir uns, weil die Volksinitiative «Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» zwar ein wichtiges
Thema aufgreift, wie wir hier diskutiert haben, aber im Ein-
zelfall unverhältnismässig sein kann, wie wir damals im Rat
schon dargelegt haben. Das, was wir heute als Vorlage 4
beraten, hatte der Bundesrat ursprünglich in die Vorlage 1
hineingegeben. Das war dann quasi die Vorlage 1 «mit
scharf»; so haben wir diese Vorlage 1 zum indirekten Ge-
genvorschlag gestählt. Ich schlug Ihnen im Frühjahr mit ei-
ner Minderheit vor, diese Elemente gleich zum direkten Ge-
genvorschlag zu erheben. Dieser Vorschlag ging leider in
diesem Saal in einigen taktischen Scharmützeln unter. Nun
haben wir aber die Chance, diese Elemente doch in einem
Gegenvorschlag zu retten, es ist dann halt ein indirekter Ge-
genvorschlag. Wir haben diese Elemente nun abgetrennt
und beraten sie separat, getrennt von der Vorlage 1, weil
eben nur diese Elemente – quasi nur diese zusätzliche
Würze – direkt im Zusammenhang mit der Volksinitiative ste-
hen.
Ich bitte Sie, auf beide Vorlagen einzutreten, möchte Ihnen
aber beliebt machen, sich bezüglich der Rückweisung der
Vorlage 4 der Mehrheit anzuschliessen und nicht der Min-
derheit Rickli Natalie. Denn wenn Sie die Vorlage gemäss
der Mehrheit zurückweisen, geben Sie uns die Chance, sie
baldmöglichst zu beraten. So kann sie formell oder zumin-
dest informell eben noch als indirekter Gegenvorschlag die-
nen, und wir können den Stimmberechtigten eine griffige Al-
ternative zu dieser Initiative bieten.
Die Minderheit Rickli Natalie will dies aus meines Erachtens
etwas durchsichtigen Gründen verhindern. Ich finde es et-
was seltsam, dass die Befürworter eines möglichst scharfen
Berufsverbots gerade hier dafür sorgen wollen, dass wir
diese Vorlage 4 verschleppen. Mir scheint fast, sie fürchten
diesen gewürzten Gegenvorschlag ein wenig. Der macht der
Initiative etwas Konkurrenz. Wir wollen hier aber kein Kon-
kurrenzverbot für diese verhältnismässige Variante des Be-
rufsverbots.
Zusammengefasst: Treten Sie bitte auf beide Vorlagen ein,
und folgen Sie dann bei der Rückweisung der Vorlage 4 der
Kommissionsmehrheit.

Vischer Daniel (G, ZH): Wir haben ausführlich über die
Volksinitiative diskutiert. Sie kennen das Resultat, und Sie
kennen unsere Bedenken bezüglich Verhältnismässigkeit.
Das Volk wird schlussendlich so oder anders über diese In-
itiative entscheiden. Darüber, ob es entscheidend ist, dass
ihr ein indirekter oder direkter Gegenvorschlag gegenüber-
gestellt wird, kann man geteilter Meinung sein. Ich fürchte
den bevorstehenden Abstimmungskampf jedenfalls nicht. Es
gibt gute Gründe, diese Volksinitiative zu bekämpfen. Jene,
die sie bekämpfen, müssen sich von niemandem sagen las-
sen – auch wenn von Frau Rickli und von anderen jetzt das
Gegenteil moniert wird –, sie wollten in irgendeiner Form Pä-
dophile schützen. Dies ist ein ungehöriges Argument. Eine
Initiative ist zu ihrem Nennwert zu nehmen, sie ist auf ihre
Verfassungsmässigkeit und in Bezug auf ihre Verhältnismäs-
sigkeit zu überprüfen. Ich bin gar nicht so sicher, dass wir
einfach ad infinitum davon ausgehen müssen, dass Volks-
initiativen im Bereich des Strafrechtes, die eine Verschär-
fung verlangen, immer eine Mehrheit finden.
Das Ziel ist natürlich klar: Sie wollen die Gegnerinnen und
Gegner einschüchtern. Das hat schon gefruchtet. Es getraut
sich fast niemand mehr, öffentlich gegen die Initiative aufzu-
treten. Das habe ich beim Bayerischen Fernsehen gemerkt:
Offenbar liess sich nicht einmal mehr ein welscher Kritiker
gegen die Initiative finden. Ich hoffe, dass sich das ändert,

denn es spricht gar kein Grund dagegen, solche unverhält-
nismässigen Initiativen offensiv zu bekämpfen. Es ist so: Pä-
dophilie gehört mit der nötigen Härte des Gesetzes verfolgt.
Berufsverbote können gestaffelt auch lebenslang berechtigt
sein, aber es braucht eine Kaskade, die die Verhältnismäs-
sigkeit wahrt.
Das geeignete Vorgehen heute ist in den Fällen der Vorla-
gen 1 und 4, der Mehrheit zu folgen, wie das die Kommissi-
onssprecherin und der Kommissionssprecher ausgeführt ha-
ben.
Nun ist es eben so, dass der Bundesrat nicht erst aufgrund
der Initiative tätig wurde. Wir haben heute eine Vorlage, die
wir materiell beraten, die sich mit dem Kontakt- und Rayon-
verbot auseinandersetzt. Das verdanken wir unter anderem
einem Vorstoss Sommaruga Carlo in der Kommission, der
dazu führte, dass der Bundesrat aus Einsicht in die Notwen-
digkeit, dass bezüglich Kontakt- und Rayonverbot etwas un-
ternommen werden muss, noch bevor die Initiative über-
haupt eingereicht wurde, eine Vorlage ausarbeitete, die
auch den Teil der Berufsverbote erfasste. Es ist wichtig und
sinnvoll, dass wir die Vorlage zu den Kontakt- und Rayonver-
boten zügig durchberaten. Dann kann sie möglichst bald in
Kraft treten, und dann ist die Wirkung dieser Vorlage da. Sie
wird zum geltenden Recht, und dies völlig unabhängig da-
von, was das Volk dereinst über die sogenannte Pädophilen-
Initiative entscheiden wird. Auch das Vorgehen bezüglich
Rückweisung ist im Sinne der Mehrheit adäquat. Es trägt
den eingangs bemerkten Erwägungen Rechnung.
Ich werde noch einmal zu einem der Minderheitsanträge
Rickli Natalie Stellung nehmen. Ich ersuche Sie aber schon
jetzt, alle abzulehnen. Diese Anträge versuchen, die Verhält-
nismässigkeit dieser Vorlage, die der Bundesrat mit Finger-
spitzengefühl gewahrt hat, zu durchbrechen. Wir aber wollen
keine Holzhammermethode.
Stimmen Sie deshalb im Sinne der Mehrheit.

Amherd Viola (CE, VS): Der Nationalrat hat in der Frühjahrs-
session über die Volksinitiative entschieden: Er empfiehlt sie
dem Volk zur Annahme. Ein direkter Gegenvorschlag ist ab-
gelehnt worden. Jetzt muss die Initiative noch im Ständerat
behandelt werden, wobei die Mehrheit der ständerätlichen
Kommission für Rechtsfragen dem Nationalrat bei seinem
Gegenvorschlag folgen will. Der Ständerat wird die Initiative
in der dritten Sessionswoche behandeln.
Heute diskutieren wir über die Entwürfe 1 und 4, das heisst
über die Bundesratsvorlage, die auch als indirekter Gegen-
vorschlag bezeichnet worden ist, obwohl sie schon früher
entstanden ist: Der Bundesrat war schon vor der Einrei-
chung der Volksinitiative zur Überzeugung gelangt, das Be-
rufsverbot sei wegen seiner Lückenhaftigkeit zu überarbei-
ten. Das vom Bundesrat vorgeschlagene Tätigkeitsverbot,
das auch ausserberufliche organisierte Tätigkeiten umfasst,
geht weiter als die Volksinitiative. Eine breite Zustimmung
findet auch das vom Bundesrat vorgeschlagene Kontakt-
und Rayonverbot, das in der Volksinitiative nicht enthalten
ist. Der Vorschlag des Bundesrates geht also in diesem Be-
reich weiter, weil er ein Verbot auch für ausserberufliche Tä-
tigkeiten vorsieht und weil er zusätzlich ein Kontakt- und
Rayonverbot statuiert. Dies ist im Sinne des Kinderschutzes
ausdrücklich zu begrüssen.
Die CVP/EVP-Fraktion ist mit der Kommission für Rechtsfra-
gen der Meinung, dass diese Ergänzungen ohne Aufschub
vorgenommen werden sollen, da sie, insbesondere zum
Schutz von Kindern und abhängigen Personen, taugliche,
bisher nicht vorhandene Instrumente darstellen. Dies ist der
Fall, weil das Tätigkeits- sowie das Kontakt- und Rayonver-
bot in der Volksinitiative nicht enthalten sind und die Abstim-
mung über die Volksinitiative deshalb nicht relevant dafür ist.
Entsprechend hat die Kommission für Rechtsfragen die Vor-
lage in einen Entwurf 1 und einen Entwurf 4 aufgesplittet.
Die Vorlage 1 enthält die von der Volksinitiative nicht tangier-
ten Elemente, die Vorlage 4 die von der Volksinitiative betrof-
fenen Bestimmungen. Technisch wurde das so gelöst, dass
aus der Vorlage 1 alle Bestimmungen, die im Zusammen-
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hang mit der Initiative stehen, gestrichen und in eine neue
Vorlage 4 aufgenommen wurden.
Heute entscheiden wir über Eintreten auf beide Vorlagen.
Bei der Vorlage 1 erfolgt dann auch noch die Detailberatung.
Bei der Vorlage 4 stimmen wir nach dem Eintreten über ei-
nen Antrag der Mehrheit auf Rückweisung an die Kommis-
sion ab.
Ich bitte Sie im Namen der CVP/EVP-Fraktion, auf die bei-
den Vorlagen einzutreten. Zu den einzelnen Bestimmungen
in der Vorlage 1 werden wir uns in der Detailberatung äus-
sern. Weiter beantrage ich Ihnen namens der CVP/EVP-
Fraktion, die Vorlage 4 an die Kommission zurückzuweisen,
und zwar im Sinne der Mehrheit, welche den Entwurf bald-
möglichst weiterbearbeiten will.
Die Minderheit unterstützt die Rückweisung an die Kommis-
sion; sie will die Arbeiten aber erst nach der Volksabstim-
mung über die Initiative wiederaufnehmen. Aus unserer
Sicht sollte bei diesem wichtigen Thema nicht auf Zeit ge-
spielt, sondern raschestmöglich gehandelt werden. Entspre-
chend wollen wir der Kommission nicht eine Sistierung der
Arbeiten bis nach der Volksabstimmung aufzwingen. Die
Kommission soll, wie bei allen anderen Beratungen auch,
den Fahrplan selber bestimmen und den Gegebenheiten
ideal anpassen können.
Zusammenfassend bitte ich Sie im Namen der CVP/EVP-
Fraktion, auf die Vorlagen 1 und 4 einzutreten und betreffend
die Rückweisung der Vorlage 4 der Kommissionsmehrheit
zu folgen.

Guhl Bernhard (BD, AG): Der vorliegende Entwurf wurde un-
abhängig von der Volksinitiative ausgearbeitet. Erst nach
dem Einreichen der Volksinitiative «Pädophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten dürfen» wurde diese Vorlage in
einen indirekten Gegenvorschlag verwandelt. Die Kommis-
sion für Rechtsfragen empfiehlt Ihnen nun, den Entwurf in
eine Vorlage 1 und eine Vorlage 4 zu splitten. 
Die Vorlage 1 enthält, wie schon von diversen Vorrednern er-
wähnt, die Punkte, welche sich nicht mit der Initiative über-
schneiden. Die BDP-Fraktion begrüsst die Punkte dieser
Vorlage 1. Sie wird für Eintreten stimmen und den Mehrhei-
ten zustimmen, dies mit Ausnahme der Bestimmungen über
die Löschung der DNA-Profile. 
Die Vorlage 4 behandelt Punkte, welche sich mit der Initia-
tive überschneiden. Aus Effizienzgründen stimmt die BDP-
Fraktion bei der Vorlage 4 dem Antrag der Minderheit Rickli
Natalie zu. 

Flach Beat (GL, AG): Ich habe gerade die Handwerker zu
Hause. Wenn ich allen Handwerkern, die da sind, dem
Spengler, dem Schreiner, dem Sanitärinstallateur und dem
Elektriker, einfach einen Vorschlaghammer in die Hand ge-
ben würde – ich glaube nicht, dass das gut herauskäme und
ich am Schluss mit dem Gebauten glücklich wäre. Ich bin
froh darüber, dass alle diese Handwerker ihre entsprechen-
den Instrumente und Werkzeuge haben und auch über das
Fachwissen verfügen, diese einzusetzen. So ist es auch mit
dem Recht und vor allen Dingen mit dem Strafrecht. Wir
müssen darauf achten, dass wir den Richtern nicht einfach
nur einen Vorschlaghammer in die Hand geben, sondern ih-
nen massgeschneiderte Instrumente zur Verfügung stellen,
damit sie unserem Anspruch an einen gerechten Rechts-
staat auch nachkommen können. Aus diesem Grund steht
die grünliberale Fraktion hinter diesen beiden Vorlagen, der
Vorlage 1, wie Sie sie jetzt auf dem Tisch haben, und der
Vorlage 4. 
Ich bin der Überzeugung, dass die Vorlage 4 ein gutes In-
strumentarium für eine bessere und für eine gerechtere Lö-
sung der Frage, ob und wie Pädophile zu behandeln sind,
bietet als die Initiative. Darum sollten wir unbedingt die Mög-
lichkeit beim Schopf packen, dass die Kommission das ver-
tieft anschauen kann. Bei der Vorlage 1 kommt noch hinzu,
dass wir dort weitere, noch präzisere Instrumente zur Verfü-
gung haben, über die wir werden diskutieren können. Diese
gehen noch weiter als das, was in der Initiative einmal gefor-
dert wurde. Sie bieten nämlich nicht nur einen Vorschlag-

hammer, um draufzuhauen, sondern diverse Instrumente bis
hin zum Skalpell, damit der Richter schlussendlich massge-
recht entscheiden kann, ob es vielleicht nicht besser wäre,
ein Kontaktverbot gegenüber einer bestimmten Person aus-
zusprechen. 
Zu den Anträgen der Minderheit, die eigentlich allesamt in
diesem Zusammenhang gar nicht zur Vorlage gehören, son-
dern vor allem einfach verschärfender Art sind – ganz nach
dem Motto: Wir sind gerade dabei, also hauen wir noch eins
drauf –, werden wir uns dann allenfalls noch in der Detailbe-
ratung äussern.
Ich bitte Sie, einzutreten und die Vorlage 4 im Sinne der
Kommissionsmehrheit an die Kommission zur Bearbeitung
zurückzuweisen.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Sie haben am 21. März
dieses Jahres Volk und Ständen die Volksinitiative «Pädo-
phile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» zur An-
nahme empfohlen. Gleichzeitig haben damals in dieser De-
batte zahlreiche Votantinnen und Votanten darauf hingewie-
sen, dass der indirekte Gegenvorschlag des Bundesrates
Reformbestimmungen enthalte, die im Kampf gegen die Pä-
dokriminalität und gegen die häusliche Gewalt unverzichtbar
seien. Der Bundesrat ist froh, dass Sie diese Bestimmungen
jetzt rasch beraten wollen. In der Tat enthält der indirekte
Gegenvorschlag zahlreiche gute und hilfreiche Elemente,
die in der Initiative nicht vorkommen, die aber wichtig sind,
wie z. B. die Erweiterung des Berufsverbots auf ausserbe-
rufliche Tätigkeiten, die Einführung eines Kontakt- und Ray-
onverbots und die Schaffung eines Sonderprivatauszuges
im Strafregister. Ihre Kommission für Rechtsfragen hat jetzt
entschieden, diese Punkte unabhängig vom weiteren Verlauf
der Initiative weiterzuverfolgen. Ihre Kommission hat dann
mein Departement beauftragt, die Vorlage entsprechend an-
zupassen. Das ist jetzt eben diese Vorlage 1, über die Sie
heute beraten.
Die Vorlage 1 enthält die folgenden Punkte – ich zähle sie
nochmals kurz auf –:
1. Das Berufsverbot wird auf ausserberufliche Tätigkeiten,
welche z. B. in einem Verein ausgeübt werden, erweitert.
Wir sprechen daher allgemein von einem Tätigkeitsverbot. 
2. Es ist eine neue, strengere Form des Tätigkeitsverbots
vorgesehen, falls das Opfer minderjährig oder besonders
schutzbedürftig ist. Das Verbot kann in solchen Fällen für ei-
nen längeren Zeitraum verhängt werden, und es hängt dann
auch nicht von der Schwere der Straftat oder von einer Min-
deststrafe ab. Zudem muss die Anlasstat nicht in Ausübung
der zu verbietenden Tätigkeit begangen worden sein.
3. Das Kontakt- und Rayonverbot soll neu je nach Bedarf
auch mit technischen, elektronischen Mitteln, z. B. mit GPS,
durchgesetzt werden. Das Kontakt- und Rayonverbot als ei-
genständige Sanktion ist in dieser Form neu. Ein solches
Verbot ist besonders hilfreich, um häusliche Gewalt oder
Nachstellungen, das sogenannte Stalking, zu verhindern. 
4. Die Verbote können in gewissen Fällen auch gegen min-
derjährige Täter verhängt werden. Die Verbote sind entspre-
chend den bestehenden Massnahmen des Jugendstrafrech-
tes offen formuliert und geben den zuständigen Behörden
einen grossen Ermessensspielraum.
5. Die praktische Umsetzung der Verbote wird durch einen
vermehrten Einsatz der Bewährungshilfe und mit einem spe-
ziellen Strafregisterauszug sichergestellt. In diesem Strafre-
gisterauszug werden die Urteile mit einem Tätigkeitsverbot
während ihrer gesamten Dauer erscheinen, damit Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber sowie Organisationen im Freizeit-
bereich jederzeit eine Kontrolle durchführen können.
Die Vorlage 1 stellt also der Praxis zusätzliche Instrumente
zur Verfügung, mit denen nicht nur gegen Straftaten gegen-
über minderjährigen und anderen besonders schutzbedürfti-
gen Personen, sondern auch gegen häusliche Gewalt und
Belästigungen wirksam vorgegangen werden kann. Zudem
wird Arbeitgebern und Verantwortlichen von Organisationen
Zugang zu gezielten Informationen bezüglich der kriminellen
Vergangenheit einer Person gewährt, welche möglicher-
weise engagiert werden soll. Damit soll verhindert werden,
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dass vorbestrafte Sexualdelinquenten eine Tätigkeit aus-
üben können, bei welcher sie mit Kindern in Kontakt kom-
men. Diese Bestimmungen machen Sinn, unabhängig da-
von, ob die Initiative angenommen oder abgelehnt wird. 
Ihre Kommission hat dann in der Vorlage 4 jene Bestimmun-
gen zusammengeführt, die aus dem indirekten Gegenvor-
schlag des Bundesrates entfernt wurden. Der Bundesrat
nimmt diese Aufteilung in Vorlage 1 und Vorlage 4 zur Kennt-
nis. Er ist froh, wenn Sie die Beratungen jetzt rasch an die
Hand nehmen. 
Er bittet Sie, auf beide Vorlagen einzutreten und in allen Ab-
stimmungen den Antrag der Mehrheit Ihrer Kommission zu
unterstützen. 

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die Kommissions-
sprecher verzichten auf ein weiteres Votum. 
Ich möchte noch zu zwei Geburtstagen gratulieren, bevor sie
vorbei sind: Herzliche Gratulation an Bernhard Guhl und
herzliche Gratulation an Rudolf Joder! Wir wünschen alles
Gute und viel Glück zum Geburtstag. (Beifall)

1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das
Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetz-
buchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafge-
setzes)
1. Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique
(Modification du Code pénal, du Code pénal militaire et
du droit pénal des mineurs)

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
L'entrée en matière est décidée sans opposition

Antrag der Kommission
Folgende Bestimmungen streichen und in eine neue Vorla-
ge 4 überführen:
Ziff. 1 Art. 67 Abs. 3, 4, 6 erster Satz, 7 zweiter Satz; 67a
Abs. 3 zweiter Satz; 67c Abs. 5 Bst. c, d; Ziff. 2 Art. 50
Abs. 3, 4, 6 erster Satz, 7 zweiter Satz; 50a Abs. 3 zweiter
Satz; 50c Abs. 5 Bst. c, d; Ziff. 3 Art. 19 Abs. 4 dritter Satz

Proposition de la commission
Biffer les dispositions suivantes et les transférér dans un
nouveau projet 4:
Ch. 1 art. 67 al. 3, 4, 6 première phrase, 7 deuxième phrase;
67a al. 3 deuxième phrase; 67c al. 5 let. c, d; ch. 2 art. 50
al. 3, 4, 6 première phrase, 7 deuxième phrase; 50a al. 3
deuxième phrase; 50c al. 5 let. c, d; ch. 3 art. 19 al. 4 troi-
sième phrase

Angenommen – Adopté

4. Bundesgesetz über das zwingende Tätigkeitsverbot
(Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgeset-
zes und des Jugendstrafgesetzes)
4. Loi fédérale sur l'interdiction systématique d'exercer
une activité (Modification du Code pénal, du Code pénal
militaire et du droit pénal des mineurs)

Antrag der Mehrheit
Eintreten und Rückweisung an die Kommission
mit dem Auftrag, die Vorlage zu beraten

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Eintreten und Rückweisung an die Kommission
mit dem Auftrag, die Vorlage unter Berücksichtigung des Er-
gebnisses der Volksabstimmung über die Initiative «Pädo-
phile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» zu bera-
ten

Proposition de la majorité
Entrer en matière et renvoyer le projet à la commission
avec mandat d'examiner le projet

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Entrer en matière et renvoyer le projet à la commission
avec mandat d'examiner le projet en tenant compte du résul-
tat de la votation populaire sur l'initiative «pour que les pédo-
philes ne travaillent plus avec des enfants»

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Wir befinden nun
über den Rückweisungsantrag der Mehrheit und über den
Rückweisungsantrag der Minderheit Rickli Natalie.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8959)
Für den Antrag der Mehrheit ... 117 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 58 Stimmen

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen
Le débat sur cet objet est interrompu

Schluss der Sitzung um 21.15 Uhr
La séance est levée à 21 h 15
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preneur avec l'ancien employeur pour les créances sala-
riales nées avant la reprise.
De l'avis de la majorité de la commission, le maintien de la
situation juridique actuelle telle que le Tribunal fédéral l'a
établie devrait faciliter la reprise des parties viables d'une
entreprise, car le repreneur n'aurait ainsi pas à se soucier
des éventuels cadavres dans les placards de l'entreprise
qu'il souhaite reprendre. L'incitation à sauvegarder des em-
plois n'en devient alors que plus grande.
C'est pour cette raison que la commission vous propose, par
15 voix contre 8 et aucune abstention, de rejeter la proposi-
tion défendue par la minorité Leutenegger Oberholzer et de
maintenir la divergence. Je vous remercie d'en faire autant.

Vogler Karl (CE, OW), für die Kommission: Es geht hier um
die Frage – es wurde gesagt –, ob der Übernehmer solida-
risch mit dem bisherigen Arbeitgeber für die Forderungen
des Arbeitnehmers haftet, welche vor dem Übergang fällig
geworden sind.
Unser Rat hat in der Sondersession beschlossen, den Über-
nehmer davon zu befreien, um Sanierungen nicht unnötig zu
erschweren und damit letztendlich Arbeitsplätze zu erhalten.
Denn wer übernimmt schon Risiken, die er nicht kennt, weil
sie allenfalls noch gar nicht liquid sind? Die Mehrheit des
Ständerates ist anderer Meinung. Dieser hat beschlossen,
an der Solidarhaftung des Unternehmers festzuhalten. Ihre
Kommission hat heute Morgen beschlossen, an Ihrem ur-
sprünglichen Beschluss festzuhalten und von der Solidarhaf-
tung des Übernehmers abzusehen – das, wie gesagt, um
Sanierungen nicht unnötig zu erschweren.
Die Kommission beantragt Ihnen mit 15 zu 8 Stimmen, am
Beschluss des Nationalrates festzuhalten und den Antrag
der Minderheit abzulehnen.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die SVP-Fraktion un-
terstützt den Antrag der Mehrheit. 

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 10.077/8969)
Für den Antrag der Mehrheit ... 123 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 56 Stimmen

12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStGB
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Fortsetzung – Suite
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)

Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das
Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetz-
buchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafge-
setzes)

1. Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique
(Modification du Code pénal, du Code pénal militaire et
du droit pénal des mineurs)

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress; Ziff. I Einleitung; Ziff. 1 Art. 19 Abs. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Titre et préambule; ch. I introduction; ch. 1 art. 19 al. 3
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 67
Antrag der Kommission
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 3, 4
Streichen (siehe Entwurf 4)
Abs. 5
... Absatz 1 oder 2 verhängt wird ...
Abs. 6
Das Gericht kann die zeitlich befristeten Verbote nach Ab-
satz 2 auf Antrag der Vollzugsbehörde ... (ersten Satz strei-
chen; siehe Entwurf 4)
Abs. 7
... Bewährungshilfe anordnen. (zweiten Satz streichen; siehe
Entwurf 4)

Ch. 1 art. 67
Proposition de la commission
Al. 1, 2
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 3, 4
Biffer (voir projet 4)
Al. 5
... au sens des alinéas 1 ou 2 en fonction de ...
Al. 6
A la demande des autorités d'exécution, le juge peut prolon-
ger de cinq ans au plus une interdiction limitée dans le
temps prononcée en vertu de l'alinéa 2 lorsque c'est ... (bif-
fer la première phrase; voir projet 4)
Al. 7
... du présent article. (biffer la deuxième phrase; voir pro-
jet 4)

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Der Verweis auf Ent-
wurf 4 im Antrag der Kommission zeigt hier und in den fol-
genden Artikeln der Vorlage 1, welche Absätze mit unserem
Entscheid von gestern in eine neue Vorlage 4 übergeführt
wurden. 

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 67a
Antrag der Kommission
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 3
... ganz zu untersagen. (zweiten Satz streichen; siehe Ent-
wurf 4)

Ch. 1 art. 67a
Proposition de la commission
Al. 1, 2
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 3
... de cette activité. (biffer la deuxième phrase; voir projet 4)

Angenommen – Adopté
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Ziff. 1 Art. 67b
Antrag der Kommission
Abs. 1, 3–5
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 2
...
d. Streichen

Ch. 1 art. 67b
Proposition de la commission
Al. 1, 3–5
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 2
...
d. Biffer

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 67c
Antrag der Mehrheit
Abs. 1–4
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 5
...
b. bei einem Verbot nach ...
c. Streichen (siehe Entwurf 4)
d. Streichen (siehe Entwurf 4)
Abs. 6–10
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Abs. 4, 5
Streichen

Ch. 1 art. 67c
Proposition de la majorité
Al. 1–4
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 5
...
b. pour les interdictions au sens ...
c. Biffer (voir projet 4)
d. Biffer (voir projet 4)
Al. 6–10
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Al. 4, 5
Biffer

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Die Minderheit will die Absät-
ze 4 und 5 in Artikel 67c streichen.
In Artikel 67b ist neu geregelt: Wenn jemand ein Verbrechen
oder Vergehen gegen eine oder mehrere bestimmte Perso-
nen oder gegen Personen einer bestimmten Gruppe began-
gen hat und die Gefahr besteht, dass er bei einem Kontakt
zu diesen Personen weitere Verbrechen oder Vergehen be-
gehen wird, kann das Gericht für eine Dauer bis zu fünf Jah-
ren ein Kontakt- und Rayonverbot verhängen. Dem Richter
bleibt so schon genug Spielraum, weil es lediglich eine
Kann-Formulierung ist und die fünf Jahre maximal verhängt
werden können. Wenn also ein Richter ein solches Verbot
verhängt, dann besteht wirklich Wiederholungsgefahr. Aus
diesem Grund ist aus unserer Sicht darauf zu verzichten,
dem Täter das Recht einzuräumen, nach einer gewissen
Frist um eine zeitliche oder inhaltliche Aufhebung dieses
Verbots zu ersuchen.
Die Strafe und das Tätigkeits-, Kontakt- und Rayonverbot
sind verschiedene Sachen. Nur deshalb, weil ein Täter die
Probezeit bezüglich Strafe gemäss Absatz 4 bestanden hat,
ist das jeweilige Verbot nicht zu lockern. Gemäss Absatz 5

dürfte ein Täter bereits während des Vollzugs den Antrag für
eine Lockerung dieses Verbots stellen. Das ist zu gefährlich.
Der Schutz der Personen, die bereits Opfer des Täters wur-
den, ist höher zu gewichten als das Recht des Täters, sich
diesen Personen wieder zu nähern. Die Vorlage, die wir
heute beraten, wurde ja zum Schutz der Opfer gemacht.
Deshalb ist es nicht angezeigt, im Gesetz Schlupflöcher für
diese Täter zu ermöglichen.
Wir bitten Sie, unseren Minderheitsantrag zu unterstützen.

Vischer Daniel (G, ZH): Im Gegensatz zu dem, was Frau
Rickli gerade gesagt hat, geht es nicht um Schlupflöcher.
«Schlupflöcher» würde ja heissen, dass der Gesetzgeber ei-
nem Täter ermöglichen würde, gewissermassen durch die
Hintertüre hinauszuspazieren – und nichts würde passieren,
obwohl der Täter gefährlich wäre.
In Absatz 4 geht es darum, dass nach bestandener Probe-
zeit ein neuer Entscheid gefällt wird, und in Absatz 5 geht es
darum, dass der Täter einen Antrag stellen kann, der dann
beurteilt wird. Sie müssen schon sagen, was Sie meinen,
Frau Rickli: Sie formulieren ein unbegründetes und abgrund-
tiefes Misstrauen gegen jede gesetzliche Anordnung, die
eine Überprüfung durch eine Behörde vorsieht. Das ist der
Kern Ihres Ansinnens. Und genau deswegen ist die vom
Bundesrat vorgesehene Kaskade in diesem Gesetz richtig,
weil sie – verhältnismässig und stufenweise – den zuständi-
gen Behörden, seien es Vollzugsbehörden oder Gerichte,
eine Neuüberprüfung nach Eintreten bestimmter Tatbestän-
de, hier im Sinne von bestandener Probezeit, ermöglicht.
Wir wollen keine absolute Regelung. Wir wollen, dass es im-
mer wieder die Möglichkeit der Überprüfung gibt. Es stimmt,
es gibt Fehler. Aber Sie können nicht, weil es Fehler, weil es
Fehlentscheide gegeben hat, einfach nur generelle damo-
klesschwertartige Lösungen vorsehen, die eine Überprüfung
durch ein Gericht nie mehr zulassen. Das ist die falsche An-
lage Ihres Minderheitsantrages.
In diesem Sinne ersuche ich Sie, der Mehrheit zu folgen und
dem Aufbau des Bundesrates, der überlegt ist, Rechnung zu
tragen und ihm zuzustimmen.

Schwander Pirmin (V, SZ): Ich bitte Sie namens der SVP-
Fraktion, der Minderheit Rickli Natalie zu folgen.
Wir sind hier bei den gemeinsamen Bestimmungen zu Arti-
kel 67. Es geht in Artikel 67c um die Frage, wann das Tätig-
keits-, Kontakt- und Rayonverbot teilweise oder ganz aufge-
hoben werden darf. Die Minderheit Rickli Natalie ist der
Ansicht, dass diese Verbote nicht aufgehoben werden dür-
fen, und schon gar nicht auf Antrag des Täters. Deshalb ver-
langt die Minderheit die Streichung der Absätze 4 und 5. 
Warum? Wir müssen folgende Frage aufwerfen: Wann darf
das Tätigkeits-, Kontakt- und Rayonverbot verhängt werden,
beziehungsweise ab wann wird ein solches Verbot wirksam?
Es braucht dazu zwei Voraussetzungen: Es braucht erstens
ein rechtskräftiges Urteil, und es muss zweitens die Gefahr
bestehen, dass der Täter seine Tätigkeit zur Begehung wei-
terer Verbrechen und Vergehen missbrauchen wird. Wenn
nun ein Gericht zum Zeitpunkt der Verurteilung eine erhöhte
Gefahr für weitere Verbrechen oder Vergehen sieht, kann es
zum Beispiel bis zum Maximum gehen und ein Rayonverbot
von fünf Jahren verhängen – wenn das Gericht eben eine
sehr hohe Gefahr sieht. Die Dauer des Verbots ist abhängig
von der Gefahr.
Nun kann der Täter bereits nach zwei Jahren eine Locke-
rung oder gar eine Aufhebung des Rayonverbots beantra-
gen, ohne beweisen zu müssen, dass er keine Gefahr mehr
darstellt. Wenn schon das Gericht eine erhöhte Gefahr sieht
und ein Verbot für fünf Jahre ausspricht, sollten es fünf Jahre
sein. Denn das Gericht geht nicht umsonst von einer erhöh-
ten Gefahr aus und spricht ein Rayonverbot von fünf Jahren
aus. In einem solchen Fall ist die Gefahr gross, und bei gros-
ser Gefahr besteht kein Grund, dass das Ganze bereits nach
zwei Jahren wieder überprüft wird. Ansonsten, muss ich sa-
gen, hätte das Gericht die Gefahr ja total falsch einge-
schätzt. Wir können aber davon ausgehen, dass das Gericht
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die Sache sorgfältig abwägt, bevor es solche Rayonverbote
ausspricht und verhängt.
Ich bitte Sie daher, der Minderheit Rickli Natalie zu folgen.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die FDP-Liberale
Fraktion, die grünliberale Fraktion und die SP-Fraktion unter-
stützen den Antrag der Mehrheit. 

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Die Möglichkeit, ein Tä-
tigkeitsverbot von Amtes wegen oder auf Antrag der betrof-
fenen Person zu überprüfen und allenfalls aufzuheben, ist
geltendes Recht. Da wird nichts Neues legiferiert. Diese Re-
gelung im geltenden Recht wurde deshalb eingeführt, weil
sie auf dem Grundsatz beruht, dass eine Massnahme nur so
lange dauern darf, als sie auch notwendig ist. Aus diesem
Grund sieht jetzt auch dieser Gesetzentwurf vor, dass nach
Ablauf einer bestimmten Dauer von Amtes wegen oder auf
Antrag der betroffenen Person geprüft werden kann, ob ein
Tätigkeitsverbot eingeschränkt oder aufgehoben werden
soll. Wenn die zuständige Behörde aber zum Schluss
kommt, dass die verurteilte Person nach wie vor eine Gefahr
darstellt, dann wird das Verbot aufrechterhalten. So funktio-
niert das im heute geltenden Recht. 
Wir sehen keinen Grund, weshalb wir in diesem Fall jetzt von
diesem Grundsatz abweichen sollen. Auf diese Weise kön-
nen wir nämlich auf der einen Seite dem Verhältnismässig-
keitsprinzip und auf der anderen Seite dem Schutz der Be-
völkerung Rechnung tragen.
Ich bitte Sie, hier die Kommissionsmehrheit zu unterstützen.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Es geht
hier bei Artikel 67c Absätze 4 und 5 um den Vollzug der Ver-
bote. In Absatz 4 geht es vor allem darum, dass die zustän-
dige Behörde über inhaltliche oder zeitliche Einschränkun-
gen oder über die Aufhebung dieses Verbots entscheiden
kann, wenn ein Täter die Probezeit bestanden hat. Absatz 5
hingegen enthält eine Kaskade von Voraussetzungen, in de-
nen festgelegt ist, wann ein Täter um die inhaltliche oder
zeitliche Einschränkung oder Aufhebung des Verbots ersu-
chen kann.
Die Streichungsanträge der Minderheit bedeuten eigentlich,
dass sich ein Straftäter nie bessern kann. Ich möchte Sie
auch daran erinnern, dass das Strafrecht ja nicht nur die
Aufgabe hat, Täter zu bestrafen, sondern auch sie zu reso-
zialisieren und ihnen die Möglichkeit zu geben, sich zu bes-
sern. Je nach Schwere des Verbrechens gibt es in Absatz 5
eine längere Karenzfrist, bis der Täter ein solches Ersuchen
stellen kann.
Deshalb bitte ich Sie im Namen der grossen Mehrheit der
Kommission, die mit 17 zu 6 Stimmen entschieden hat, und
aus grundsätzlichen rechtsstaatlichen Überlegungen, der
Mehrheit zu folgen und den Antrag der Minderheit Rickli Na-
talie abzulehnen.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Les alinéas 4
et 5 de l'article 67c sont des dispositions d'ordre général sur
l'exécution de l'interdiction. Ces deux alinéas permettent de
lever l'interdiction complètement ou partiellement concer-
nant une activité, le contact ou l'interdiction géographique,
ceci soit à la demande de l'autorité compétente, soit à la de-
mande de la personne concernée. Cela ne veut pas dire que
cette demande sera suivie d'effets, dès lors que le juge qui
doit se prononcer doit examiner s'il n'y a plus lieu de craindre
que l'auteur commette un nouveau crime ou délit. Il s'agit de
dispositions qui sont d'ailleurs le pendant de la possibilité,
ailleurs dans la loi, de prolonger une mesure d'interdiction si
l'autorité la juge nécessaire.
Ici on donne donc un pouvoir d'appréciation à une autorité
afin qu'elle puisse déterminer si une mesure est encore utile
pour la protection de la société et pour la personne qui a été
jugée.
La proposition de la minorité Rickli Natalie demande de bif-
fer ces deux alinéas. Elle veut donc une norme qui soit abso-
lue, sans aucune possibilité d'une nouvelle appréciation en
fonction de l'évolution de la personne et d'une amélioration

démontrée de son comportement. La commission a estimé
que cette vision des choses n'était pas conforme aux prin-
cipes généraux du droit pénal et de notre Etat de droit de
manière générale. La proposition défendue par la minorité
Rickli Natalie a été rejetée par 17 voix contre 6.
Je vous invite à suivre la majorité de votre commission.

Abs. 4 – Al. 4

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8971)
Für den Antrag der Mehrheit ... 109 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 55 Stimmen

Abs. 5 – Al. 5

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8972)
Für den Antrag der Mehrheit ... 113 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 52 Stimmen

Übrige Bestimmungen angenommen
Les autres dispositions sont adoptées

Ziff. 1 Art. 67d; 67e; 95 Abs. 1, 3; 105 Abs. 3; 187 Ziff. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 1 art. 67d; 67e; 95 al. 1, 3; 105 al. 3; 187 ch. 3
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 294
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Abs. 1
... untersagt ist, wird mit Freiheitsstrafe von mindestens ei-
nem Jahr oder Geldstrafe bestraft.

Ch. 1 art. 294
Proposition de la majorité
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Al. 1
... est puni d'une peine privative de liberté d'un an au moins
ou d'une peine pécuniaire.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Die Minderheit will in Arti-
kel 294 Absatz 1 die Strafandrohung bei Missachtung des
Tätigkeits-, Kontakt- oder Rayonverbots erhöhen. Der Bun-
desrat schlägt die Regelung vor, als Maximalstrafe sei eine
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder eine Geldstrafe zu
verhängen. 
Diese Strafandrohung ist zu erhöhen, damit ein Täter mög-
lichst davon abgehalten wird, sich den Opfern, die es ja mit
solchen Verboten zu schützen gilt, zu nähern. Deshalb
schlagen wir Ihnen bei dieser Regelung eine Freiheitsstrafe
von mindestens einem Jahr vor. Auch dies ist im Prinzip
noch wenig, wenn wir wissen, dass eine bedingte Freiheits-
strafe bis zu 24 Monaten möglich ist. Auch hier wieder: Ein
Täter, der ein Tätigkeits-, Kontakt- oder Rayonverbot erhält,
gilt als gefährlich für die Personen, denen er bereits einmal
Schaden zugefügt hat. Auch mit unserer Erhöhung ist nicht
garantiert, dass sich ein Täter den Opfern nicht mehr nähert,
aber die Hürde ist höher, weil er weiss, dass es Konsequen-
zen hat. 
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Die vom Bundesrat vorgeschlagene und von der Mehrheit
der Kommission mitgetragene Regelung hat jedoch keinerlei
abschreckende Wirkung. 

Caroni Andrea (RL, AR): Ich möchte nur kurz einordnen, wor-
um es hier geht, und Sie dann bitten, der Mehrheit zu folgen.
Wenn sich zum Beispiel ein Hobby-Fussballtrainer, wie ich
es schon beim Eintreten erwähnt habe, an einem Kind ver-
geht, dann soll er dafür natürlich hart bestraft werden, und
das wird er auch. Zusätzlich soll er neu auch ein Tätigkeits-
verbot erhalten und nicht mehr als Hobby-Fussballtrainer
auftreten können. Auch das tragen wir mit.
Bei dieser Strafbestimmung geht es nun aber um etwas
ganz Spezifisches, nämlich nicht um die Frage, wie er be-
straft werden soll, wenn er sich wieder an einem Kind ver-
geht – selbstverständlich noch härter als beim ersten Mal –,
sondern um die Frage: Was passiert, wenn er sich einmal
über das Tätigkeitsverbot hinwegsetzt und zum Beispiel bei
einem Grümpelturnier doch als Trainer in Erscheinung tritt?
Nun ist es klar: Auch dafür soll er bestraft werden. Wenn Sie
hier aber eine Mindeststrafe von einem Jahr festlegen, wie
das Kollegin Rickli fordert, dann bestrafen Sie ihn für das
Trainieren bei diesem einen Grümpelturnier gleich hart, wie
Sie einen Vergewaltiger bestrafen, nämlich mit mindestens
einem Jahr.
Hier verlieren wir etwas die Proportionen, weshalb ich Sie
bitte, der Mehrheit zu folgen.

Flach Beat (GL, AG): Wir können sehr wohl über eine Verlän-
gerung des Strafmasses diskutieren. Wir können sehr wohl
darüber diskutieren und prüfen, ob allenfalls bei gewissen
Delikten eine Strafverlängerung, eine Verschärfung des
Strafrechtes, tatsächlich angemessen ist. Wir verschliessen
uns dieser Diskussion nicht – aber dann bitte in einer Ge-
samtschau und überprüfbar anhand von verschiedenen De-
likten!
Ich habe es gestern schon gesagt: Wenn wir jetzt hingehen
und nach dem Motto «Wir sind jetzt gerade dabei, dann ma-
chen wir hier doch gleich etwas!» Einzelstrafen einfach ver-
schärfen, ohne sie in einem Gesamtkontext anzuschauen,
dann verlieren wir wahrscheinlich den Überblick über den
Gesamtkontext des Strafmasses. Herr Caroni hat das sehr
gut ausgeführt.
Ich bitte Sie, alle diese Anträge, die auf eine einseitige Ver-
schärfung in diesen jetzt gerade im Fokus stehenden Be-
stimmungen abzielen, abzulehnen und allenfalls halt in einer
Diskussion später zu schauen, ob man die Strafen insge-
samt verlängern muss und ob das tatsächlich eine ab-
schreckende Wirkung hat. Ich bin mir da überhaupt nicht si-
cher. Aber der Diskussion wollen wir uns nicht verschlies-
sen. 
Hier geht es aber um etwas anderes. Folgen Sie darum un-
bedingt der Mehrheit! Der Entwurf ist so insgesamt konzis
und stimmig.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die CVP/EVP-Frak-
tion und die SP-Fraktion unterstützen den Antrag der Mehr-
heit.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Gemäss dem Minder-
heitsantrag soll jetzt eine Mindeststrafe von einem Jahr Frei-
heitsstrafe angedroht werden. Weil die Maximalstrafe nicht
ausdrücklich festgelegt wird, dauert diese gemäss Artikel 40
des Strafgesetzbuches zwanzig Jahre. Eine Freiheitsstrafe
von mindestens einem und maximal zwanzig Jahren für die
Verletzung eines Tätigkeitsverbots ist ganz klar unverhältnis-
mässig. Die im Entwurf vorgesehene Strafe von bis zu ei-
nem Jahr Freiheitsstrafe oder Geldstrafe wurde ja aus dem
geltenden Artikel 294 StGB übernommen und steht auch in
einem vernünftigen Verhältnis zum strafbaren Verhalten. Ich
möchte auch in Erinnerung rufen – einfach, damit Sie das
auch wieder in den richtigen Verhältnissen sehen, damit Sie
sehen, in welchem Bereich wir uns hier bewegen –, dass
Mindeststrafen von einem Jahr Freiheitsstrafe nur für
schwerste Verbrechen wie zum Beispiel qualifizierten Raub,

Menschenhandel mit Minderjährigen oder gewerbsmässigen
Menschenhandel, Geiselnahme oder Vergewaltigung vorge-
sehen sind. 
Es wurde jetzt gerade von Herrn Flach gesagt, dass es sich,
wenn schon, lohnt, das Ganze in einem richtigen Zusam-
menhang zu sehen. Das möchte auch der Bundesrat. Sie
wissen, dass die Besonderen Bestimmungen, also die soge-
nannten Strafrahmen, harmonisiert werden sollen. Das ist
ein Projekt, das wartet. Wir sind der Meinung – ich glaube,
wir sind uns da einig –, dass es sinnvoll ist, zuerst die Allge-
meinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches zu revidie-
ren. Diese Revision befindet sich in Ihrer Kommission für
Rechtsfragen; sie soll dort behandelt werden. Sobald Sie
diesen ersten Teil, die Revision der Allgemeinen Bestimmun-
gen, verabschiedet haben, wird Ihnen der Bundesrat eine
Strafrahmenharmonisierung vorlegen, die dann eben die
verschiedenen Verhältnisse wieder zurechtrückt. Aber es
macht sicher keinen Sinn, in bestimmten einzelnen Fällen
und vor allem hier den Strafrahmen jetzt so festzulegen,
denn der von der Minderheit beantragte Strafrahmen ist
nicht verhältnismässig. 
Ich bitte Sie, die Mehrheit Ihrer Kommission zu unterstützen.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Il s'agit ici
d'une disposition qui vise les infractions aux interdictions soit
professionnelles soit géographiques, soit de contact. Le pro-
jet du Conseil fédéral consiste à ce que l'infraction à cette
disposition figurant dans un jugement soit sanctionnée par
une peine privative de liberté d'une année au maximum ou
d'une peine pécuniaire. Il s'agit donc d'une peine infligée en
proportion de la gravité de l'infraction commise et de la na-
ture de cette infraction.
La proposition de la minorité Rickli Natalie veut imposer une
peine minimum d'au moins un an. Il s'agit d'une approche to-
talement disproportionnée par rapport à la nature de l'infrac-
tion, parce qu'il ne s'agit pas ici d'une infraction sur une per-
sonne, à savoir sur un enfant dans le cadre de la répétition
d'un acte d'abus sexuel, mais il s'agit d'une infraction à une
interdiction de rayon. C'est donc une proposition totalement
disproportionnée vis-à-vis de la nature de l'infraction et du
système de l'importance des peines qui existe dans notre
Code pénal. Comme vous l'avez entendu de la bouche de
notre cheffe du Département fédéral de justice et police, il y
a donc une révision qui est en cours pour aménager l'en-
semble des peines.
Par 15 voix contre 6, votre commission a rejeté la proposi-
tion Rickli Natalie, estimant qu'elle n'avait aucune place dans
la cohérence du droit pénal. La commission vous invite à re-
jeter aujourd'hui la proposition de la minorité Rickli Natalie. 

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Die Minder-
heit Rickli Natalie möchte die Sanktion für die Missachtung
eines Tätigkeits- oder Rayonverbots verschärfen. Der Bun-
desrat schlägt vor, dass bei der Missachtung eines solchen
Verbots eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder eine
Geldstrafe verhängt werden kann, währenddem Frau Rickli
neu ein Jahr als Mindeststrafe vorsehen will.
Sie haben es in der Debatte bereits gehört: Mindeststrafen
von einem Jahr sind in unserem Strafgesetzbuch für schwe-
re Delikte vorgesehen, beispielsweise für Vergewaltigung,
beispielsweise für Geiselnahme oder Menschenhandel.
Wenn wir heute für die Übertretung oder Missachtung eines
Rayon- oder Tätigkeitsverbots eine Mindeststrafe von einem
Jahr einführen würden, würden wir die Kohärenz der Straf-
rahmen in unserem Strafgesetzbuch vollständig unterlaufen.
Wir sind ohnehin daran, diese Kohärenz zu überprüfen, aber
solche Sololäufe für einzelne Strafrahmen dienen der Glaub-
würdigkeit unseres Straf- und Sanktionenrechtes überhaupt
nicht.
Unsere Kommission hat den Antrag Rickli Natalie deshalb
mit 15 zu 6 Stimmen abgelehnt. Ich bitte Sie, der Mehrheit
zu folgen.
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Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8973)
Für den Antrag der Mehrheit ... 115 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 54 Stimmen

Ziff. 1 Art. 295; 366 Abs. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 1 art. 295; 366 al. 3
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Ziff. 1 Art. 366a
Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Titel
Sonderregister für verurteilte Gewalt- und Sexualstraftäter
Text
Für Urteile nach den Artikeln 111 bis 117, 122 bis 128, 129
und 133 bis 135, begangen an Minderjährigen, wird ein ge-
sondertes Register für verurteilte Gewalt- und Sexualstraftä-
ter geführt.

Ch. 1 art. 366a
Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Titre
Registre spécial pour les auteurs d'actes de violence et d'ac-
tes d'ordre sexuel condamnés
Texte
Les jugements pour des actes visés aux articles 111 à 117,
122 à 128, 129 et 133 à 135 et commis contre un mineur
sont inscrits dans un registre spécial pour les auteurs d'ac-
tes de violence et d'actes d'ordre sexuel condamnés.

Ziff. 1 Art. 369
Antrag der Mehrheit
Abs. 4ter
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Abs. 1bis
Wird jemand wegen einer der nachfolgenden Straftaten ver-
urteilt, so werden die Daten nicht entfernt: Artikel 182, 187,
188, 189, 190, 191, 192, 193, 195, 197.
Abs. 4quater
Urteile, die im Sonderregister nach Artikel 366a aufgeführt
sind, werden nie entfernt.

Ch. 1 art. 369
Proposition de la majorité
Al. 4ter
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Al. 1bis
Si l'auteur a été condamné pour un des actes suivants, les
inscriptions ne sont pas éliminées: articles 182, 187, 188,
189, 190, 191, 192, 193, 195, 197.
Al. 4quater
Les jugements qui figurent dans le registre spécial visé à
l'article 366a ne sont jamais éliminés.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Die Minderheit beantragt Ih-
nen an dieser Stelle, ein Register für verurteilte Gewalt- und
Sexualstraftäter zu schaffen. Der Nationalrat hat schon zwei-
mal Ja gesagt zu Vorstössen von mir mit einem ähnlichen In-
halt, nämlich zur Motion 08.3033, «Schaffung eines nationa-

len Registers für vorbestrafte Pädophile», und zur parlamen-
tarischen Initiative 09.423, «Register für Pädophile, Sexual-
und schwere Gewaltstraftäter». Leider lehnte der Ständerat
dann beide Vorstösse ab.
Ich erlaube mir an dieser Stelle, dieses Anliegen nochmals
einzubringen, und zwar darum, weil es mir unerlässlich
scheint, ein separates Register mit Gewalt- und Sexualstraf-
tätern zu führen, wenn wir dieses Tätigkeits-, Rayon- und
Kontaktverbot einführen bzw. erweitern wollen. Wichtig ist,
dass diese Taten nie mehr aus dem Strafregister gelöscht
werden, wie es in Artikel 369 Absatz 4quater gefordert wird.
Gerade bei Sexualdelikten an Kindern ist es wichtig, dass
diese Daten bestehen bleiben. Bei Pädophilen handelt es
sich oftmals um Wiederholungstäter. Deshalb schlagen wir
Ihnen auch in Artikel 369 Absatz 1bis vor, die Sexualdelikte
nicht mehr zu löschen. Diesen Antrag stellten wir in der
Kommission, als die Sexualdelikte noch Bestandteil dieser
Vorlage waren, damit die Volksinitiative «Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» richtig umgesetzt
werden kann. Es ist daher wichtig, dass für die Polizei- und
Strafverfolgungsbehörden auch früher verübte Taten sicht-
bar bleiben. Heute werden diese alle nach einer gewissen
Frist gelöscht.
Derzeit diskutieren die Schulen und die Heime über eine Er-
weiterung ihrer schwarzen Listen, aber auch Vereine oder
die katholische Kirche diskutieren über die Einführung eines
solchen Registers. Es macht aus unserer Sicht keinen Sinn,
verschiedene Register zu führen; es ist vielmehr eine Daten-
bank zu schaffen, in welcher alle Informationen zu den ver-
urteilten Tätern gespeichert sind und auch gespeichert blei-
ben.
Der Zugang zum Strafregister Vostra und zur Fahndungsda-
tenbank Viclas reicht nicht aus, auch wenn das der Bundes-
rat immer wieder betont. Wir brauchen ein Tool, in dem alle
nötigen Angaben gespeichert sind. Vostra enthält zum Bei-
spiel keine Angaben über den Wohn- oder den Arbeitsort ei-
nes Täters; es enthält keine aktuellen Fotoaufnahmen oder
Informationen über Hafturlaube oder Haftentlassungen. Ge-
rade im Falle eines Kontakt- oder Rayonverbots wäre dies
aber hilfreich. Mit dieser Vorlage soll ja sowieso ein Sonder-
auszug geschaffen werden, deshalb macht es Sinn, über die
Einführung eines solchen Registers auch heute nachzuden-
ken. Heute ist es leider immer noch so, dass die Polizei zum
Beispiel nicht informiert wird, wenn ein Täter Hafturlaub er-
hält oder aus dem Gefängnis entlassen wird.
Ich bin überzeugt, all diese Informationen zu einem Täter in
einem solchen Register können Wiederholungstaten verhin-
dern, weil ein solches Register gegenüber potenziellen Wie-
derholungstätern abschreckend wirkt und weil es der Polizei
eine schnelle Reaktion und die Auffindung allfälliger Tatver-
dächtiger ermöglicht.
Die Minderheit ist der Meinung, dass erst ein solches Regi-
ster die korrekte Umsetzung von Tätigkeits-, Kontakt- und
Rayonverboten ermöglicht. Vielen Dank für Ihre Unterstüt-
zung.

Schneider Schüttel Ursula (S, FR): Die SP-Fraktion unter-
stützt bei Artikel 366a ebenfalls die Mehrheit. Ich bitte Sie
namens der SP-Fraktion, den Minderheitsantrag Rickli Nata-
lie abzulehnen. 
Frau Rickli verlangt mit der Minderheit ein Sonderregister für
bestimmte Straftaten gegen Minderjährige, und sie verlangt
auch, dass Daten gewisser Straftaten nicht mehr gelöscht
werden. Die SP-Fraktion sieht keinen Grund, dafür ein Son-
derregister einzurichten. Es besteht bereits ein Strafregister.
Das Strafregisterrecht befindet sich zurzeit in Gesamtrevi-
sion. Die Vernehmlassung wurde Ende 2012 eröffnet und im
Februar 2013 abgeschlossen. Es ist vorgesehen, ein Straf-
registergesetz zu schaffen, und in diesem Rahmen kann
auch geprüft werden, ob es Straftaten gibt, bei welchen Ein-
träge nicht mehr gelöscht werden sollen. Unter bestimmten
Umständen muss es möglich bleiben, eine Löschung vorzu-
nehmen. Das ist von der Minderheit Rickli Natalie nicht vor-
gesehen. 
Ich bitte Sie in diesem Sinne, der Mehrheit zu folgen.
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Schwander Pirmin (V, SZ): Ich beantrage Ihnen namens der
SVP-Fraktion, den Minderheiten Rickli Natalie zu folgen. 
Wie gesagt, es geht um ein Sonderregister für verurteilte
Gewalt- und Sexualstraftäter. Es geht um Taten an Minder-
jährigen. Wir von der SVP sind der Ansicht, dass wir hier ein
Sonderregister schaffen müssen, weil es eben um Taten an
Minderjährigen geht und nicht einfach generell um Taten.
Der Bundesrat hat bereits die Vernehmlassung zu einer To-
talrevision des Strafregisterrechts durchgeführt. Sie wurde
positiv aufgenommen. Der Bundesrat sieht in diesem Be-
reich auch Handlungsbedarf. Der Bundesrat sagt aber, dass
wir diesen Punkt verschieben sollten, bis wir dann die Total-
revision des Strafregisterrechts hier im Saal beraten. Wir von
der SVP sind anderer Ansicht. Weil es eben um Taten an
Minderjährigen geht, sollten wir das jetzt vorziehen, sollten
wir das jetzt behandeln, weil es eben um Taten an Minder-
jährigen geht – ich kann es nicht genug betonen. Hier müs-
sen wir den Riegel rechtzeitig schieben. Wir sollten nicht zu-
warten, bis wir dann über die Totalrevision des Strafregister-
rechts hier im Saal beraten.
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheiten Rickli Natalie zu fol-
gen.

Vischer Daniel (G, ZH): Wir streiten ja eigentlich nur darüber,
ob wir jetzt aus dem Handgelenk etwas einführen sollen
oder ob wir die Gesamtrevision des Strafregistergesetzes
abwarten sollen. Frau Rickli geht es ja nur darum, heute ein
Zeichen zu setzen. Der Bundesrat hat das Problem erkannt,
es ist eine Vorlage in der Vernehmlassung. Diese Vorlage
kommt alsbald in die Räte, es wird eine Botschaft vorliegen.
Es gibt Notwendigkeiten, klare Registermodalitäten zu
schaffen. Es wird sicher so sein, dass für bestimmte Gewalt-
und Sexualstraftäter eine Löschung nicht infrage kommt. In
anderen Fällen wird eine Löschungsmöglichkeit ins Gesetz
aufzunehmen sein. Das sind diffizile Abgrenzungsfragen, die
in einer sorgfältigen Gesetzesberatung erörtert werden müs-
sen. Deshalb verträgt es hier keinen Schnellschuss.
Man muss auch nicht so tun, als ob die, die mit der Mehrheit
stimmen, der Meinung seien, das Problem bestehe nicht, es
bedürfe keiner Neuordnung. Und wir brauchen auch nicht,
nur um heute ein Zeichen zu setzen, auszuposaunen: «Hal-
lo, wir sind am Ball!», ohne dass differenziert und mit der nö-
tigen Schärfe Abgrenzungen formuliert werden.
Deswegen ersuche ich Sie, der Mehrheit zu folgen.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die FDP-Liberale
Fraktion, die grünliberale Fraktion und die CVP/EVP-Fraktion
unterstützen den Antrag der Mehrheit. 

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Es ist jetzt mehrfach er-
wähnt worden: Es wird eine Gesamtrevision des Strafregi-
sterrechts geben. Sie ist bereits aufgegleist. Wenn Sie fun-
damentale Änderungen im Strafregisterrecht vornehmen
wollen, dann sollten Sie das in der Gesamtrevision machen
und nicht hier bei dieser punktuellen Revision, bei der es um
ein spezifisches Verbot geht, nämlich um das Tätigkeitsver-
bot. Das ist einer der Gründe, aus denen wir Ihnen empfeh-
len, den Antrag dieser Minderheit abzulehnen.
Dann möchte ich aber doch noch auf etwas anderes hinwei-
sen: Es ist nicht so, dass man diesbezüglich nichts tut. Man
will die Informationsmöglichkeiten verbessern, z. B. für Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber, die jemanden anstellen und
wissen möchten, ob da allenfalls noch ein Problem vorliegt.
Auch für einen Fussballclub oder eine andere Freizeitorgani-
sation schaffen wir ja mit dieser Revision den Sonderpriva-
tauszug. Das ist genau das Instrument, das sie brauchen,
um zu schauen, ob ein Urteil vorhanden ist, das ein Tätig-
keitsverbot oder ein Kontakt- und Rayonverbot enthält. Ein
solches Verbot muss im Sonderprivatauszug so lange auf-
geführt werden, wie es eben gilt. Das ist das Instrument, das
wir mit dieser Revision schaffen. Ich bitte Sie, diesen Min-
derheitsantrag abzulehnen, da man diese Möglichkeit schon
schafft. 
Wir hatten ursprünglich einmal vorgesehen, dass Fussball-
clubs oder andere Freizeitorganisationen zwingend einen

Sonderprivatauszug anschauen müssen. Das wurde dann in
der Vernehmlassung vehement bekämpft, gerade auch von
den Freizeitorganisationen, die gesagt haben, dann fänden
sie überhaupt niemanden mehr.
Wir schaffen also das Instrument eines solchen Sonderpri-
vatauszugs. Es gibt die Möglichkeit, dort jederzeit nachzu-
schauen, ob gegen jemanden ein solches Tätigkeits-, Kon-
takt- und Rayonverbot verhängt worden ist.
Ich bitte Sie, diesen Minderheitsantrag abzulehnen, weil er
gar nicht nötig ist.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Il faut recon-
naître à Madame Natalie Rickli une certaine continuité dans
ses idées. Elle avait déjà déposé une initiative parlementaire
sur ce thème en 2009 (09.423) à laquelle les conseils ont
décidé de ne pas donner suite; elle a ensuite déposé la mo-
tion 13.3127, que le Conseil fédéral propose de rejeter et qui
n'a pas encore été traitée par notre conseil. Finalement, elle
nous soumet aujourd'hui une proposition de minorité tou-
jours sur ce registre spécial pour des crimes particuliers.
Il s'agit ici d'une de ces fausses bonnes idées avec lesquel-
les on croit pouvoir régler les problèmes. Il s'agit en fait d'un
registre qui, contrairement à ce que pense l'auteure de la
proposition de la minorité, n'amène aucune sécurité supplé-
mentaire. En effet, il existe déjà aujourd'hui un registre du
casier judiciaire qui permet en fait à chacun de pouvoir en
demander un extrait pour ensuite le fournir à un employeur. Il
y a aussi, pour les autorités judiciaires et de police, un re-
gistre appelé Vostra qui contient des données permettant de
savoir si une personne a déjà fait l'objet d'une condamnation
pour un délit sexuel de la nature de ceux qui sont évoqués
dans la liste de la minorité Rickli Natalie.
En plus, il convient de relever que la réforme qui nous est
soumise aujourd'hui par le Conseil fédéral contient une inno-
vation importante, à savoir qu'il existe un extrait spécial que
toute personne qui souhaite postuler dans le cadre d'une ac-
tivité avec des jeunes, c'est-à-dire des mineurs, ou avec des
personnes dépendantes, peut solliciter. Cet extrait porte
exactement sur les questions de délits sexuels sur des mi-
neurs. Il s'agit là du meilleur moyen possible, à savoir qu'un
employeur qui a quelques doutes à l'égard d'une personne
peut lui demander de produire cet extrait. C'est de cette ma-
nière-là qu'on assure nettement mieux la sécurité.
Pour ces différentes raisons, la commission a estimé, par
17 voix contre 6, qu'il fallait rejeter la proposition défendue
par la minorité Rickli Natalie. Elle a aussi tenu à souligner
qu'une révision sur l'ensemble de la question du casier judi-
ciaire est actuellement en cours et qu'il s'agira le moment
venu, si jamais, de faire des réflexions sur cet aspect des
choses, dans le cadre de cette réforme-là du Code pénal.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Mit dem
Antrag der Minderheit Rickli Natalie wird gefordert, dass ein
Sonderregister für verurteilte Gewalt- und Sexualstraftäter
geschaffen wird. Wie wir in der Debatte bereits gehört ha-
ben, ist das kein neues Thema; von unserem Rat sind be-
reits zwei entsprechende Vorstösse angenommen worden,
die vom Bundesrat jedoch bekämpft wurden und im Stände-
rat keine Mehrheit fanden. Nun ist ein dritter Vorstoss, eine
Motion, eingereicht worden, die im Rahmen der Debatte
über die Gesamtrevision des Strafregisterrechts durchaus
diskutiert werden kann. Die Kommissionsmehrheit war aber
entschieden der Ansicht, dass dieses Anliegen nicht in einer
punktuellen Revision aufgenommen werden soll.
Es existiert bereits ein zentrales Strafregister mit dem Na-
men Vostra, es existiert auch eine Fahndungsdatenbank.
Wenn nun moniert wird, dass in diesen Datenbanken nicht
alle verfügbaren Daten wie Wohnort, Aussehen usw. vorhan-
den seien, muss man sich fragen, was für einen zusätzli-
chen Nutzen der Aufbau einer neuen Datenbank für die ge-
nerelle Sicherheit der Bevölkerung bringen würde. Unsere
Kommission ist zusammen mit dem Bundesrat zum Schluss
gekommen, dass bei einem neuen Sonderregister Nutzen
und Aufwand in keinem vernünftigen Verhältnis zueinander
stünden.
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Schliesslich möchte ich auch noch erwähnen, dass mit der
bald vorliegenden Gesetzesvorlage auch das Instrument ei-
nes Sonderprivatauszugs aus dem Strafregister geschaffen
wird, der gewisse Tätigkeitsverbote, wie wir sie im Rahmen
dieser Vorlage beraten respektive wie sie im Rahmen von
Vorlage 4 beraten werden, separat und länger aufführt. Da-
mit wird ein effizientes und wirksames Mittel geschaffen. Ar-
beitgeber und Freizeitorganisationen haben so die Möglich-
keit, einen Sonderprivatauszug zu verlangen und damit
sicherzustellen, dass bei einem Engagement oder einer An-
stellung von erwachsenen Personen keine pädophilen Wie-
derholungstäter darunter sind. 

Art. 366a

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8974)
Für den Antrag der Minderheit ... 62 Stimmen
Dagegen ... 112 Stimmen

Art. 369

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8975)
Für den Antrag der Mehrheit ... 112 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 64 Stimmen

Ziff. 1 Art. 369a
Antrag der Kommission
Urteile, die ein Verbot nach Artikel 67 Absatz 2 oder nach
Artikel 67b dieses Gesetzes, nach Artikel 50 Absatz 2 oder
nach Artikel 50b ...

Ch. 1 art. 369a
Proposition de la commission
... des articles 67 alinéa 2 et 67b du présent code, 50 ali-
néa 2 et 50b du ...

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 371 Titel, Abs. 1
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 1 art. 371 titre, al. 1
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 371a
Antrag der Kommission
Abs. 1, 2, 4
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 3
...
a. ... nach Artikel 67 Absatz 2 dieses Gesetzes oder nach
Artikel 50 Absatz 2 des Militärstrafgesetzes ...
...

Ch. 1 art. 371a
Proposition de la commission
Al. 1, 2, 4
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 3
...
a. ... au sens de l'article 67 alinéa 2 du présent code ou de
l'article 50 alinéa 2 du ...
...

Angenommen – Adopté

Ziff. 2 Ingress
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 2 préambule
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 2 Art. 50
Antrag der Kommission
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 3, 4
Streichen (siehe Entwurf 4)
Abs. 5
... Absatz 1 oder 2 verhängt wird ...
Abs. 6
Das Gericht kann die zeitlich befristeten Verbote nach Ab-
satz 2 auf Antrag der Vollzugsbehörde ... (ersten Satz strei-
chen; siehe Entwurf 4)
Abs. 7
... Bewährungshilfe anordnen. (zweiten Satz streichen; siehe
Entwurf 4)

Ch. 2 art. 50
Proposition de la commission
Al. 1, 2
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 3, 4
Biffer (voir projet 4)
Al. 5
... au sens des alinéas 1 ou 2 en fonction de ...
Al. 6
A la demande des autorités d'exécution, le juge peut prolon-
ger de cinq ans en cinq ans au plus une interdiction limitée
dans le temps prononcée en vertu de l'alinéa 2 lorsque c'est
... (biffer la première phrase; voir projet 4)
Al. 7
... du présent article. (biffer la deuxième phrase; voir pro-
jet 4)

Angenommen – Adopté

Ziff. 2 Art. 50a
Antrag der Kommission
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 3
... ganz zu untersagen. (zweiten Satz streichen; siehe Ent-
wurf 4)

Ch. 2 art. 50a
Proposition de la commission
Al. 1, 2
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 3
... de cette activité. (biffer la deuxième phrase; voir projet 4)

Angenommen – Adopté

Ziff. 2 Art. 50b
Antrag der Kommission
Abs. 1, 3–5
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 2
...
d. Streichen

Ch. 2 art. 50b
Proposition de la commission
Al. 1, 2–5
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 2
...
d. Biffer

Angenommen – Adopté
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Ziff. 2 Art. 50c
Antrag der Kommission
Abs. 1–4, 6–10
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 5
...
b. bei einem Verbot nach ...
c. Streichen (siehe Entwurf 4)
d. Streichen (siehe Entwurf 4)

Ch. 2 art. 50c
Proposition de la commission
Al. 1–4, 6–10
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 5
...
b. pour les interdictions au sens ...
c. Biffer (voir projet 4)
d. Biffer (voir projet 4)

Angenommen – Adopté

Ziff. 2 Art. 50d; 50e; 50f; 60b Abs. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 2 art. 50d; 50e; 50f; 60b al. 3
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 3 Art. 16a
Antrag der Kommission
Abs. 1, 3, 4
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 2
... aufzunehmen oder sich an bestimmten Orten aufzuhal-
ten.

Ch. 3 art. 16a
Proposition de la commission
Al. 1, 3, 4
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 2
... avec ces personnes ou de fréquenter certains lieux.

Angenommen – Adopté

Ziff. 3 Art. 19 Abs. 4
Antrag der Kommission
... Erwachsenenstrafrecht angeordnet. (dritten Satz strei-
chen; siehe Entwurf 4)

Ch. 3 art. 19 al. 4
Proposition de la commission
... droit pénal applicable aux adultes. (biffer la troisième
phrase; voir projet 4)

Angenommen – Adopté

Ziff. II
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. II
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. III
Antrag der Kommission
Abs. 1, 3
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Abs. 2
Streichen

Ch. III
Proposition de la commission
Al. 1, 3
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 2
Biffer

Angenommen – Adopté

Änderung bisherigen Rechts
Modification du droit en vigueur

Ziff. 1–3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 1–3
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 4
Antrag der Mehrheit
Art. 16 Abs. 1 Bst. l
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Art. 16 Abs. 1 Bst. e–k, 3, 4
Aufheben
Art. 16 Abs. 1 Bst. l
Streichen

Ch. 4
Proposition de la majorité
Art. 16 al. 1 let. l
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Schwan-
der, Stamm)
Art. 16 al. 1 let. e–k, 3, 4
Abroger
Art. 16 al. 1 let. l
Biffer

Rickli Natalie Simone (V, ZH): In den Fraktionsvoten haben
wir verschiedentlich gehört, dass diese Diskussion schon
berechtigt sei, dass sie aber nicht hierhergehöre, sondern
anlässlich der Revision des Strafrechts oder des Strafregi-
sterrechts geführt werden könne. Wie wir alle wissen, wird
sich das über Jahre hinziehen. Jahrelang wird sich nichts
ändern. Es geht hier um den Schutz der Kinder und um den
Schutz der Bevölkerung. Dazu müssen wir alles unterneh-
men. Deshalb stellen wir diese verschiedenen Minderheits-
anträge. Es scheint uns wichtig, dass wir diese Debatte in
Zusammenhang mit dieser Vorlage führen. 
Betreffend DNA-Profil-Gesetz beantragt Ihnen die Minder-
heit, DNA-Daten generell nicht mehr zu löschen. Deswegen
sind Artikel 16 Absatz 1 Buchstaben e bis l sowie Artikel 16
Absätze 3 und 4 aufzuheben bzw. zu streichen. Genetische
Spuren werden für die Polizei immer wichtiger. Anhand ihrer
DNA wurden 2012 wieder 35 Prozent mehr Verdächtige und
Zeugen identifiziert. Das Bundesamt für Polizei (Fedpol) hat
bekanntgegeben, dass 5852-mal eine Tatortspur zu einem
Personenprofil gepasst hat. 2011 war das 4303-mal der Fall.
Durch die steigende Zahl der Identifikationen können mehr
Verbrechen aufgeklärt werden. Gerade im Fall von schweren
Verbrechen kommt die DNA-Analyse zum Zug. Im vergange-
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nen Jahr wurden so 44 Tötungen, 5 Fälle von sexuellen
Handlungen mit Kindern und 76 Fälle von sexueller Nöti-
gung aufgeklärt. 
Wie Sie sehen, werden diese DNA-Daten gemäss Artikel 16
des DNA-Profil-Gesetzes relativ früh wieder gelöscht; bei-
spielsweise bereits fünf Jahre nach Ablauf der Probezeit bei
bedingtem oder teilbedingtem Strafvollzug oder nach der
Zahlung einer Geldstrafe und zwanzig Jahre nach der Ent-
lassung aus der Freiheitsstrafe, der Verwahrung oder nach
dem Vollzug der therapeutischen Massnahmen. Gerade bei
diesen Delikten haben wir es mit schweren Gewalt- und Se-
xualstraftätern zu tun. Pädophile sind oft Wiederholungstä-
ter. Insbesondere bei Sexualdelikten helfen DNA-Spuren zur
Aufklärung und Überführung des Täters, wenn er bereits in
der DNA-Datenbank registriert ist. Es ist nicht angebracht,
diese DNA-Daten zu löschen. 
Die betroffenen Unschuldigen haben ja nichts zu befürchten.
Nur, wenn die Täter wieder straffällig werden, könnten sie
eindeutig identifiziert werden. Die Verdächtigten könnten
aber auch entlastet werden, wenn sie es nicht waren. Diese
Daten sind ja nicht öffentlich, sondern dienen lediglich der
Aufklärung von solchen Straftaten. Mit mehr DNA-Profilen
steigt die Aufklärungsquote, gerade auch in Bezug auf Täter,
die einmal zu einem Tätigkeits-, Kontakt- oder Rayonverbot
verurteilt wurden. Bei einer verbotenen Kontaktaufnahme
oder Missachtung des Rayonverbots können unter Umstän-
den DNA-Daten gefunden werden. 
Aus diesem Grund bitte ich Sie namens der Minderheit und
der SVP-Fraktion, diesen Antrag zu unterstützen.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die FDP-Liberale
Fraktion unterstützt den Antrag der Mehrheit. 

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Ich möchte doch darauf
hinweisen, dass DNA-Profile besonders sensible Personen-
daten sind. Sie sind nicht irgendeine Information. Deshalb
hat man im DNA-Profil-Gesetz ganz genau geregelt, wie
lange diese Profile aufbewahrt werden respektive wann sie
gelöscht werden müssen. Was Ihnen die Minderheit vor-
schlägt, wäre eine grundlegende Änderung der Regeln des
DNA-Profil-Gesetzes.
Es geht darum, dass man durch die Löschung der DNA-Pro-
file die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden nicht behindert,
und genau deshalb hat man im DNA-Profil-Gesetz zwei Si-
cherungen vorgesehen. Zum einen dürfen die Daten erst
nach einer sehr langen Frist gelöscht werden. Ich erinnere
daran: Es sind zwanzig Jahre nach dem Vollzug einer Frei-
heitsstrafe; also zwanzig Jahre lang werden diese Daten
aufbewahrt. Wenn Sie von Wiederholungstätern sprechen,
glaube ich, dass die Wiederholung wahrscheinlich innert
zwanzig Jahren stattfindet, nicht erst nach zwanzig Jahren.
Zwanzig Jahre sind eine sehr lange Dauer. Zum andern, und
das ist die zweite Sicherung, muss die Zustimmung der zu-
ständigen richterlichen Behörden vorliegen, bevor das DNA-
Profil gelöscht werden kann. Eine solche richterliche Be-
hörde kann die Zustimmung zur Löschung verweigern, wenn
der konkrete Verdacht auf ein nichtverjährtes Verbrechen
besteht, wenn das Vergehen nicht behoben ist oder wenn
tatsächlich eine Wiederholungstat befürchtet wird.
Mit diesen beiden Sicherungsmassnahmen kann ausge-
schlossen werden, dass wichtige Daten für eine Strafverfol-
gung nicht mehr zur Verfügung stehen. Deshalb sind wir der
Meinung, dass die Regelungen im DNA-Profil-Gesetz genü-
gen, um sicherzustellen, dass die Daten nicht gelöscht wer-
den, wenn Bedarf besteht. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Minderheit abzulehnen.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Au chiffre 4,
la loi sur les profils d'ADN, une petite modification est propo-
sée par le Conseil fédéral afin d'adapter cette disposition
aux nouvelles dispositions qui ont été introduites par la ré-
forme du Code pénal sur les interdictions d'exercer une acti-
vité, l'interdiction de contact et l'interdiction géographique. 
Profitant de la révision de la loi sur les profils d'ADN, Ma-
dame Natalie Rickli demande de la modifier de manière

conséquente. Elle demande pratiquement le droit de suppri-
mer le droit à l'oubli. Elle supprime de nombreuses possibili-
tés de procéder à la radiation des profils ADN de la banque
de données et elle fait une proposition certes fondée sur des
préoccupations légitimes à l'égard des agresseurs sexuels
d'enfants, mais cela sans prendre en compte du tout le fait
que la loi s'applique non seulement à cette situation mais à
bien d'autres qu'il convient de prendre en considération.
Outre les arguments de fond qui ont été développés par Ma-
dame la conseillère fédérale Sommaruga, il convient de si-
gnaler que la majorité des membres de la commission a re-
fusé d'ouvrir un débat général sur la loi sur les profils d'ADN
dans le cadre d'une réforme du Code pénal qui est une ré-
forme urgente sur la question de l'interdiction d'exercer une
activité, l'interdiction de contact et l'interdiction géographi-
que.
D'ailleurs, au cours des débats en commission, la majorité a
proposé à Madame Rickli de déposer une initiative parle-
mentaire et de faire de sa préoccupation un objet séparé
avec une discussion séparée qui permettra, le cas échéant,
d'examiner en détail l'économie actuelle de la loi sur les pro-
fils ADN et de décider s'il y a lieu ou pas de remettre en
cause sur ce point ce qu'il existe ici.
Par 13 voix contre 6 et 2 abstentions, la commission a rejeté
la proposition Rickli Natalie et je vous invite à en faire de
même.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Der Bun-
desrat beantragt uns, in Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe l eine
neue Bestimmung einzufügen, wonach zehn Jahre nach
dem Ende eines Tätigkeitsverbots oder eines Kontakt- oder
Rayonverbots die DNA-Profile gelöscht werden sollen. Nun
hat Natalie Rickli dies zum Anlass genommen, das ganze
DNA-Profil-Gesetz insofern zu ändern, als künftig nicht mehr
der Grundsatz gelten soll, dass DNA-Daten nach einer ge-
wissen Zeit gelöscht werden. Vielmehr soll der Grundsatz
gelten, dass DNA-Daten auf ewig gespeichert bleiben, aus-
ser in vier Fällen, nämlich dann, wenn eine Person als Täter
ausgeschlossen werden kann, wenn ein Freispruch erfolgt,
wenn jemand stirbt oder wenn das Verfahren eingestellt
wird. Das DNA-Profil-Gesetz sieht eben gerade mit einer ab-
gestuften Kaskade vor, wann DNA-Profile gelöscht werden
können. Wir haben es bereits in der Debatte gehört: DNA-
Profile sind besonders sensible Personendaten, und des-
halb ist es auch aus rechtsstaatlicher Sicht angezeigt, dass
DNA-Profile nach einer bestimmten Frist, auch je nach
Schwere des Vergehens oder Verbrechens, wieder gelöscht
werden können. Dies sollte auch im Interesse der Mehrheit
dieses Rates sein.
Ich bitte Sie deshalb, der Kommissionsmehrheit zu folgen.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8976)
Für den Antrag der Mehrheit ... 99 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 73 Stimmen

Gesamtabstimmung – Vote sur l'ensemble
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/8977)
Für Annahme des Entwurfes ... 176 Stimmen
(Einstimmigkeit)
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nannte Verhalten soll aber eben nicht angehen. Ich denke
schon, dass die ausstehenden Löhne ein Teil sind, der dann
solidarisch vom Verkäufer und vom Erwerber gemeinsam
getragen werden soll.
Diese Möglichkeit, Löhne von der Arbeitslosenversicherung
bezahlen zu lassen, ist nicht nur für die Arbeitslosenversi-
cherung schädlich, die ja dann wieder gespiesen werden
muss – die nährt sich ja nicht von alleine, sondern muss wie-
der gespiesen werden –, sondern sie ist auch eine Verzer-
rung des Wettbewerbs. Stellen Sie sich vor, Sie hätten ein
Unternehmen und bezahlten die Löhne, während Ihr Kon-
kurrent sich die Löhne so durch die Arbeitslosenversiche-
rung bezahlen liesse! Das ist eine Verzerrung des Wettbe-
werbs; das wollen wir auch nicht.
Das ist die Absicht hinter dieser Regelung, und ich sehe im
Moment keine andere ganz spezifische Möglichkeit. Sonst
müssten Sie sagen: Wenn der Verkäufer und der Erwerber
zum Beispiel identisch sind, müsste man spezielle Regelun-
gen einführen. Aber ich kann Ihnen sagen: Dann werden Sie
mir genau das Beispiel wieder bringen und sagen, dass es
Sinn machen könne, dass ein Erwerber mit dem Verkäufer
identisch sei, dass man das verhindere und damit Arbeits-
plätze gefährde. Es ist eben schwierig, diese Verzerrung
ganz spezifisch anzugehen.
Wir sind der Meinung: Was Sie in der letzten Runde bereits
entschieden haben und was Ihre Kommission nun noch ein-
mal vorschlägt, ist eine gute Lösung, um solche Missbräu-
che anzugehen und zu verhindern. 
Ich bitte Sie deshalb, der Kommissionsmehrheit zu folgen.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag der Mehrheit ... 23 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 17 Stimmen
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2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit

Antrag der Minderheit
(Cramer, Abate, Bieri, Seydoux, Stadler Markus)
Rückweisung der Vorlage an die Kommission
mit dem Auftrag, einen direkten Gegenentwurf auszuarbeiten

Proposition de la minorité
(Cramer, Abate, Bieri, Seydoux, Stadler Markus)
Renvoyer le projet à la commission
avec mandat d'élaborer un contre-projet direct

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission:  L'initia-
tive populaire «pour que les pédophiles ne travaillent plus
avec des enfants» a abouti le 16 mai 2011 avec 111 681 si-
gnatures valables. Le Conseil fédéral propose de la rejeter
en lui opposant un contre-projet indirect sous la forme d'une
loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité, l'interdic-
tion de contact et l'interdiction géographique.
Par 18 voix contre 7, la Commission des affaires juridiques
du Conseil national a estimé qu'il fallait proposer au peuple
et aux cantons un contre-projet direct et le rejet de cette ini-
tiative populaire.
Le 21 mars 2013, le Conseil national s'est penché sur l'ar-
rêté fédéral concernant l'initiative populaire. Il s'agit du pro-
jet 2. Par 82 voix contre 79 et 1 abstention, il a décidé, con-
tre l'avis de sa commission, de recommander au peuple et
aux cantons d'accepter cette initiative. Par 87 voix contre 60
et 29 abstentions, il a également rejeté un contre-projet di-
rect au vote sur l'ensemble.
Le 24 mai 2013, la Commission des affaires juridiques du
Conseil national est entrée en matière à l'unanimité sur le
contre-projet indirect présenté par le Conseil fédéral. Par
20 voix contre 2 et 1 abstention, elle a décidé de scinder le
projet en deux parties – cela devient une habitude dans ces
commissions. L'une contiendra les modifications légales qui
ne sont pas en rapport direct avec l'initiative populaire, no-
tamment les dispositions relatives à l'interdiction de contact
et à l'interdiction géographique. L'autre concernera les dis-
positions relatives à l'interdiction systématique d'exercer une
activité en lien étroit avec l'initiative populaire.
La Commission des affaires juridiques du Conseil national a
approuvé, à l'unanimité, les dispositions concernant la pre-
mière partie.
Le Conseil national, pour sa part, a adopté le projet 1 à
l'unanimité par 176 voix, ce qui est remarquable, lors de sa
séance du 11 juin 2013. Il a traité ce projet comme un projet
législatif indépendant. Votre commission le traitera lors de sa
séance de juillet. Ceci pour vous expliquer pourquoi nous ne
traiterons pas ici de ce contre-projet indirect du Conseil fé-
déral.
Le Parlement doit décider jusqu'au 20 octobre 2013, confor-
mément à l'article 100 de la loi sur le Parlement, de sa re-
commandation de vote concernant cette initiative populaire.
Si l'un des conseils a approuvé un contre-projet direct ou in-
direct, le Parlement peut proroger ce délai d'une année.
Il ressort du dépliant que vous avez sous les yeux qu'une
majorité de la commission souhaite soumettre l'initiative po-
pulaire au peuple et aux cantons sans contre-projet direct.
Une minorité Cramer pense qu'il est préférable d'opposer un
contre-projet direct à cette initiative populaire.
S'agissant de la recommandation de vote, la majorité de la
commission recommande au peuple et aux cantons le rejet
de l'initiative populaire. Une minorité Häberli-Koller souhaite
recommander au peuple et aux cantons d'accepter l'initiative
populaire.
En tant que rapporteure, s'agissant de la recommandation
de vote, je me permets de relever ce qui suit. Dans ce débat,
souvent mené de façon émotionnelle, on peut remarquer
que tout le monde s'accorde sur le fait qu'il faut mieux proté-
ger les enfants et les personnes dépendantes contre les ré-
cidivistes et qu'il y a un besoin de légiférer en la matière. Au
sein de notre commission, certains estiment qu'un contre-
projet direct est nécessaire, d'autres que c'est le projet du
Conseil fédéral qui est le bon instrument en la matière.
Le texte de l'initiative populaire est problématique à diffé-
rents égards, notamment sur les points suivants:
1. Si le titre de l'initiative populaire contient bien le terme de
«pédophile», le texte lui-même n'en fait pas mention. Il parle
de «quiconque» et vise aussi bien des personnes ayant
commis une infraction sur des enfants que des personnes
ayant commis une infraction sur des personnes dépen-
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dantes, sans égard à l'âge des auteurs. Le texte ne vise
donc pas que les pédophiles, que l'OMS définit comme des
personnes ayant une préférence sexuelle pour des enfants,
le plus souvent prépubères, ces personnes devant être
âgées de 16 ans au moins et avoir au moins cinq ans de
plus que les enfants considérés.
2. Le comportement incriminé doit porter atteinte à l'intégrité
sexuelle de la victime, soit à la liberté sexuelle ou au déve-
loppement sexuel de celle-ci. Les atteintes à la vie ou à l'in-
tégrité physique au sens plus large sont exclues du champ
d'application de l'initiative populaire, ce qui n'est pas satisfai-
sant, notamment lorsque l'on pense aux violences accom-
plies au sein même des familles. Il faut rappeler ici que, mal-
heureusement, la majorité des abus sexuels sont commis
par des membres de la famille ou des proches.
3. Les cas bagatelles, par exemple une relation sexuelle
entre un garçon de 18 ans et une fille de 15 ans, tombent
également sous le coup de cette initiative populaire. Certes,
lors de leur audition devant la Commission des affaires juri-
diques du Conseil national et lors des débats au conseil, des
représentants des initiants ont affirmé que l'on pourrait pré-
voir des exceptions pour ce genre de cas. Cela ne ressort
cependant pas du texte de l'initiative populaire, et on a pu
voir par le passé que les bonnes volontés des initiants avant
les votations n'étaient pas toujours confirmées après celles-
ci.
4. L'initiative populaire prévoit que «quiconque est condam-
né ... est définitivement privé du droit d'exercer une activité
professionnelle ou bénévole en contact avec des mineurs ou
des personnes dépendantes».
Il s'agit là d'une condition essentielle pour les initiants.
Contrairement au droit actuel, le caractère systématique et
définitif de l'interdiction ne laisse aucune marge d'apprécia-
tion et de manoeuvre aux juges appelés à trancher. Cet au-
tomatisme appliqué sans considération du degré de gravité
de l'infraction et de l'âge de l'auteur est contraire aux prin-
cipes fondamentaux régissant notre droit pénal et viole le
principe de la proportionnalité.
Pour ces raisons, je suis favorable au rejet de l'initiative po-
pulaire et à l'adoption d'un contre-projet direct. En effet, on
ne peut pas sans autre soumettre un tel texte au peuple
alors qu'il porte atteinte à certains principes fondamentaux
de notre ordre juridique. Il y a des textes à disposition pour
un contre-projet, notamment celui de la minorité I (Caroni)
au Conseil national (BO 2013 N 466s.).
Je vous propose, Monsieur le président, de donner dans un
premier temps la parole au représentant de la minorité favo-
rable à un contre-projet direct, puis à la porte-parole de la
minorité favorable à l'initiative populaire, avant d'ouvrir le dé-
bat.

Cramer Robert (G, GE): La rapporteure de la commission a
déjà dit beaucoup de choses sur cet objet et je ne peux que
me rallier à ses propos.
Tout d'abord, il me paraît essentiel d'énoncer dans ce débat
que la pédophilie est une infraction ignoble et inacceptable.
Elle est aussi l'une de ces infractions qui, en raison de
moeurs différentes, a longtemps fait l'objet, si ce n'est d'une
tolérance, je dirai en tout cas d'insuffisamment d'attention de
la part de notre collectivité. Et c'est à juste titre qu'une initia-
tive a été lancée pour demander à notre Parlement d'interve-
nir de façon beaucoup plus stricte, plus vigoureuse dans ce
domaine. Il faut qu'au terme de nos travaux la répression de
la pédophilie et des actes de pédophilie soit considérable-
ment renforcée.
Malheureusement, partant de ce constat juste et de ces in-
tentions justes, l'initiative passe largement à côté de la cible,
comme l'admettent du reste les initiants, du moins partielle-
ment. Pourquoi à côté de la cible? Tout d'abord parce que
cette initiative ne s'applique qu'à une très petite partie des
actes de pédophilie, ceux qui peuvent être commis par des
éducateurs dans un cadre professionnel ou bénévole. Or, on
le sait, la plus grande partie des actes de pédophilie sont
malheureusement commis au sein de la famille. Malheureu-
sement, cet aspect-là n'est pas du tout traité par l'initiative. Il

faut donc aller beaucoup plus loin que ce que prévoient les
initiants.
D'autre part, les initiants, et ils l'ont admis dans le cadre des
débats du Conseil national par la voix de Monsieur Freysin-
ger qui fait partie du comité d'initiative, ont commis des ma-
ladresses dans la rédaction de leur initiative. Les maladres-
ses qu'ils ont commises aboutiront à des situations qui se-
ront inextricables, par exemple les cas bagatelles dont le
rapporteur s'est fait l'écho, par exemple ces cas de relations
sexuelles que l'on peut imaginer entre une jeune fille, mûre
dans son corps en tout cas, qui serait âgée d'un peu moins
de 16 ans et un jeune homme de 18 ans. Dans ces cas-là,
l'initiative s'appliquerait de la façon la plus rigoureuse, et l'on
voit bien que dans ce genre de situations le juge, confronté
au fait de devoir rendre des décisions qui auraient les consé-
quences prévues par l'initiative, sera très probablement
amené à considérer que l'infraction n'a pas été produite, par
conséquent à commettre une injustice juridique pour éviter
qu'une autre injustice ne soit commise en raison de l'initia-
tive.
Tout cela a été constaté par la commission. C'est la raison
pour laquelle la commission propose de façon très claire, par
8 voix contre 4, de recommander au peuple et aux cantons
de rejeter l'initiative.
Quel résultat étonnant! Nous sommes tous d'accord sur le
fait que la pédophilie doit être réprimée de façon beaucoup
plus stricte, mais ce que nous proposons, c'est de rejeter
une initiative qui a pour objectif de réprimer la pédophilie.
C'est simplement incompréhensible. C'est en tout cas in-
compréhensible si, dans le même temps que nous propo-
sons de recommander le rejet, nous ne proposons pas un
contre-projet.
Je n'arrive pas à imaginer une campagne précédant la vota-
tion populaire durant laquelle nous devrions aller devant la
population, participer à des débats pour expliquer que nous
sommes contre une initiative qui a pour but de réprimer la
pédophilie et au cours de laquelle nous serions obligés de
faire toute une série d'arguties juridiques pour dire que le
Parlement est intervenu, mais qu'il est intervenu de la façon
la plus invisible qui soit, c'est-à-dire par la voie du contre-
projet indirect. Façon d'intervenir tellement invisible que du
reste aujourd'hui, lors du présent débat, nous n'avons pas ce
contre-projet sous les yeux. Donc nous sommes uniquement
amenés à statuer sur la question de savoir si nous recom-
mandons de rejeter de l'initiative, mais la rejeter pour propo-
ser quelle autre mesure en contrepartie? A ce stade, nous
l'ignorons ou, en tout cas, le Conseil des Etats n'a pas eu
l'occasion d'en débattre.
Cela ne convient pas. Un contre-projet est indispensable
pour assurer la clarté du débat qui devra avoir lieu devant la
population. Un contre-projet est indispensable pour que
celles et ceux qui soutiendraient la majorité de la commis-
sion ne se voient pas traiter, finalement, d'alliés objectifs des
pédophiles, ne se voient pas accuser de faire partie de ceux
qui ont de la complaisance à l'égard de ces actes ignobles.
Alors, le Conseil national a essayé de rédiger un contre-pro-
jet direct. Malheureusement, il en a fait un peu trop, parce
que, quand on consulte les procès-verbaux, on constate que
la commission du Conseil national avait rédigé un contre-
projet et trois autres possibilités alternatives. Il y avait une
proposition de la majorité et trois propositions de minorité
dans le projet 3 soumis au Conseil national. Vous imaginez
quel genre de débat on peut avoir dans une assemblée
lorsqu'il y a quatre textes déposés au titre de contre-projets!
Malheureusement, le débat qui a eu lieu, alors qu'assuré-
ment une majorité du conseil était convaincue de la néces-
sité d'un contre-projet, a débouché sur des votes tactiques –
et quand on relit les comptes rendus des débat du Conseil
national, on peut déplorer la façon dont les choses se sont
déroulées –, ce qui a eu pour effet, après un très long débat,
d'enterrer la possibilité d'un contre-projet, ce qui explique
qu'en définitive, le Conseil national, à une courte majorité,
est arrivé à la conclusion qu'il devait recommander au
peuple et aux cantons d'accepter l'initiative populaire. Il s'est
lui-même mis dans cette situation en excluant la possibilité
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d'un contre-projet, non pas parce qu'il y était opposé, mais
parce qu'il n'a pas réussi à se mettre d'accord sur le bon
texte.
Pour cette raison, il me semble que le Conseil des Etats doit
rectifier ce que les débats du Conseil national ont pu avoir
de chaotique sur la question du contre-projet. De plus, le
Conseil des Etats doit favoriser une campagne claire devant
la population.
Une campagne dans laquelle nous affirmerions que nous
sommes opposés à cette abomination qu'est le crime de pé-
dophilie et que, dans le même temps, nous voulons aller
plus loin que les initiants et que nous voulons y aller de fa-
çon mieux fondée juridiquement en ayant le sens de la me-
sure, de l'équité et de la proportionnalité.
Voilà les raisons pour lesquelles je vous recommande très
vivement d'accepter de renvoyer cette question en commis-
sion pour que nous puissions rapidement vous présenter
une proposition de contre-projet direct à l'initiative populaire.

Häberli-Koller Brigitte (CE, TG): Ich finde es wichtig, hier den
Initiativtext nochmals in Erinnerung zu rufen. Er lautet wie
folgt: «Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle
Unversehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen Person
beeinträchtigt haben, verlieren endgültig das Recht, eine be-
rufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen
oder Abhängigen auszuüben.»
Die Initiative will also, dass Kinder besser vor Sexualstraftä-
tern geschützt werden. Es geht hier nicht etwa um Bagatell-
fälle, sondern um bereits rechtskräftig verurteilte Personen.
Es hat also bereits ein Richter ein Urteil gesprochen. Es wird
leider auch immer wieder Ersttäter geben, aber betreffend
Wiederholungstäter sind wir gefordert, mehr zu tun, um Kin-
der und Abhängige besser zu schützen. Auch dass viele Ta-
ten im häuslichen oder im familiären Bereich stattfinden, soll
uns nicht davon abhalten, dieser Initiative zuzustimmen.
Lücken können in den entsprechenden Ausführungsbestim-
mungen geschlossen werden. Wird ein Pädophiler verurteilt,
soll er nicht mehr mit Kindern oder Abhängigen arbeiten dür-
fen, weder im Beruf noch in der Freizeit. Dieses Anliegen ist
klar, und ich stehe hinter diesem Anliegen.
Ein direkter Gegenvorschlag, der die Anliegen der Initiative
schwächt oder mildert, ist aus meiner Sicht nicht notwendig.
Ich will, dass ein verurteilter Pädophiler nie mehr mit Kindern
arbeiten darf, und zwar in Beruf und Freizeit. Er soll endgül-
tig das Recht verlieren, eine berufliche oder ehrenamtliche
Tätigkeit mit Kindern auszuüben. Es ist für mich undenkbar,
einen Pädophilen, der sich bereits einmal an einem Kind
vergangen hat, wieder an Kinder heranzulassen. Dies zu
verhindern dient übrigens auch dem Schutz der Täter vor
sich selber. Die Bestimmung der Initiative ist auch eine
Massnahme, die verhindern soll, dass pädokriminell veran-
lagte Personen, die sich bereits einschlägiger Handlungen
schuldig gemacht haben, in engem Kontakt mit Minderjähri-
gen arbeiten können.
Sprechen wir doch mehr von den Opfern, von ihren Familien
und dem unermesslichen Leid, das ihnen zugefügt worden
ist! Sprechen wir nicht nur von den Tätern! Die Verhinderung
abscheulicher Taten rechtfertigt ein Ja zur Initiative. Ich bin
überzeugt, dass das Parlament nach der Annahme der In-
itiative bei der Ausführungsgesetzgebung genügend Mög-
lichkeiten hat, sie praktikabel und grundrechtskonform um-
zusetzen.
Ich bitte Sie, die Initiative zur Annahme zu empfehlen, wie es
der Nationalrat bereits beschlossen hat, und den Antrag auf
Rückweisung abzulehnen.

Stadler Markus (GL, UR): Es handelt sich hier um eines je-
ner Themen, bei denen man nicht sofort nach einem Ereig-
nis und wenn möglich nicht aus persönlicher Betroffenheit
heraus legiferieren sollte. Es braucht dazu eine gewisse Di-
stanz, denn in diesem Saal regeln wir ja bekanntlich gene-
rell-abstrakt für die Zukunft.
Den Unterlagen und Vorgesprächen unserer Kommission
habe ich entnommen, dass die Initiantinnen diese Initiative
nicht zurückziehen werden, insbesondere dann nicht, wenn

kein automatisches lebenslängliches Berufsverbot gefordert
wird. In diesem Punkt teile ich die Meinung meiner Vorred-
nerin nicht. Der Spielraum wird nicht so breit sein, wie sie
das vorhin angekündigt hat.
Obwohl es nicht einfach sein wird, vor dem Volk in einem re-
lativierenden Sinn gegen diese Volksinitiative zu argumen-
tieren, müssen wir als Gesetzgeber unsere Aufgabe wahr-
nehmen. Diese Initiative bricht mit einer Tradition unseres
Straf- bzw. Massnahmenverständnisses. Sie geht in eine
Richtung, bei der wir die Verhältnismässigkeit ausblenden,
eine Verhältnismässigkeit, die wir ansonsten – und dies rich-
tigerweise! – hochhalten. Ohne Berücksichtigung der Ver-
hältnismässigkeit könnte zum Beispiel auch ein Autofahrer,
der alkoholisiert einen schweren Unfall verursacht, in den
unter Umständen ein Kind verwickelt ist, künftig lebenslang
vom Autofahren ausgeschlossen werden. Wollen wir solche
Automatismen? Was in der Initiative fehlt, ist die Beurteilung
durch ein Gericht im Einzelfall, was unsere Rechtsordnung
in der Regel kennzeichnet. 
Der Initiativtext ist unklar, zum Beispiel, was den Begriff
«Kind» anbetrifft. Kind ist man je nach Definition bis zum
18. Altersjahr. Ich gebe zu bedenken: Wir wissen nicht, wie
alt Romeo und Julia waren. Wir wissen nicht, wie gross ihr
Altersunterschied war. Wollen wir Jugendliebe mit lebens-
langem Berufsverbot in Verbindung bringen?
Die Begriffe «berufliche» und «ehrenamtliche Tätigkeit» im
Initiativtext decken keineswegs das ganze potenzielle Pro-
blemfeld ab; verschiedene Vorredner haben darauf hinge-
wiesen. Denken wir nur an Verfehlungen im Familien-, Ver-
wandtschafts- oder Freundeskreis.
Die Initianten wollen die Berücksichtigung der Schwere der
Tat verhindern. Sie fordern einen Massnahmenautomatis-
mus. Wollen wir das?
Ich möchte das Thema keineswegs verharmlosen und den
Schutz von Kindern und abhängigen Personen nicht unnötig
mindern. Zum Grundanliegen der Initiative gibt es einen
weitgehenden Konsens, dass es eine Ausweitung des gel-
tenden Berufsverbotes braucht. So gesehen entspricht die
Initiative einem verbreiteten Grundanliegen und hat recht
grosse Chancen, in der Volksabstimmung angenommen zu
werden – gerade dann, wenn wir ihr keine Alternative ge-
genüberstellen. Deshalb trete ich für den Antrag ein, der ver-
langt, dass die Kommission einen direkten Gegenvorschlag
entwickelt, welcher das Anliegen aufnimmt und auf verhält-
nismässige Weise umsetzt. Diesen Versuch sollte man er-
möglichen.
In diesem Sinne unterstütze ich den Antrag der Kommissi-
onsminderheit auf Rückweisung der Vorlage an die Kommis-
sion.

Bieri Peter (CE, ZG): Ich habe als Ersatzmitglied an der Sit-
zung der Kommission für Rechtsfragen teilgenommen und
gehöre der Minderheit an, die beantragt, dass die Kommis-
sion beauftragt werden soll, einen direkten Gegenvorschlag
auszuarbeiten. 
Zusammen mit dem Bundesrat verfolgt auch die Minderheit
das unbestrittene Ziel, Kinder vor dem Zugriff Pädophiler so
gut wie irgendwie möglich zu schützen. Auch wir anerken-
nen, dass es im heutigen Recht gewisse Lücken gibt, die es
zu schliessen gilt. Wir sollten dies jedoch in unserem Recht
so festlegen, dass wir nicht andere, neue Probleme schaf-
fen, die ihrerseits dann wiederum zu Unrecht führen oder
doch derart ausgestaltet sind, dass erkannte Lücken offen
bleiben. 
Die Initiative beinhaltet, was auch für Nichtjuristen nachvoll-
ziehbar ist, offensichtliche Mängel. So schreibt der Bundes-
rat, dass die Initiative mit einem obligatorischen und zeitlich
unbefristeten Berufsverbot im Widerspruch zur schweize-
rischen und zur internationalen Rechtsordnung stehe. Der
Richter hat schlicht keine Möglichkeit, mit Rücksicht auf die
individuelle Situation des Angeklagten – so etwa das Alter –,
auf die Schwere des Vergehens und unter Wahrung der Ver-
hältnismässigkeit Recht zu sprechen. Der Bundesrat hat
dann auch in seiner Botschaft folgerichtig – und in Nachach-
tung der bereits geleisteten Vorarbeit in Folge der Motion
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Sommaruga Carlo 08.3373 aus dem Jahre 2008 – entspre-
chende Vorarbeiten zur Ergänzung des Strafgesetzes vorge-
sehen: mit den zwei Massnahmen des Verbots der ausser-
beruflichen Tätigkeiten mit Kindern und abhängigen Perso-
nen und eines Kontakt- und Rayonverbots. Gerade mit der
letztgenannten Massnahme könnte der in der Initiative nicht
angesprochenen häuslichen Gewalt entgegengehalten wer-
den.
Grundsätzlich teilt unsere Minderheit die Haltung des Bun-
desrates. Die vertiefte Analyse des Sachverhaltes führt
dazu, dass wir im Strafgesetz die notwendigen Anpassun-
gen adäquat regeln und vornehmen sollten. Dort ist auch
der Platz und der dafür notwendige Raum, die Dinge mit den
entsprechenden Detaillierungsgraden zu regeln. 
Der Bundesrat hält auch dafür, dass die jetzige Verfassungs-
bestimmung im Grundsatz ausreiche, um die erkannten
Lücken im Strafgesetz zu schliessen. Die bundesrätliche
Analyse zur hier vorliegenden Volksinitiative erklärt auch mir
als Laien auf dem Gebiet der Rechtswissenschaft, dass der
Text unbestimmte Rechtsbegriffe enthält, unvollständig ist,
nichts darüber aussagt, wie ein Verbot in der Praxis umge-
setzt wird, in Konflikt mit anderen Grundrechtsnormen unse-
rer Verfassung – so etwa der Verhältnismässigkeit von Tat
und Strafe – und deswegen auch in Konflikt mit dem zwin-
genden Völkerrecht steht. Aus rein rechtlicher Sicht – ohne
die mit dieser Initiative verbundene, höchst sensible und
emotionale Problematik – wäre es meiner Ansicht nach an-
gebracht, den Weg des Bundesrates zu beschreiten und ei-
nen indirekten Gegenvorschlag mit einer Teilrevision des
Strafgesetzbuchs auszuarbeiten. So wäre es möglich, die
Sache detailliert und in Übereinstimmung mit dem übrigen
Recht zu lösen.
In Berücksichtigung der Erfahrungen bei ähnlichen Themen
ist jedoch davon auszugehen, dass die Initianten – aus wel-
chen Gründen auch immer – das Begehren zur Volksabstim-
mung bringen werden. Dort wird es dann ausserordentlich
schwierig sein, dem Souverän zu erklären, weshalb diese
Initiative abzulehnen ist, ohne dass man sich dabei dem Vor-
wurf aussetzt, man wolle solche Täter vor der Strafverfol-
gung schützen.
Im Lichte dieser Erkenntnisse hat denn auch die Kommis-
sion für Rechtsfragen des Erstrates vertiefte Überlegungen
zu einem indirekten Gegenvorschlag angestellt. Unter den
verschiedenen Varianten gäbe es durchaus solche, die wei-
ter vertieft werden könnten und nach meiner Ansicht auch
vertieft werden sollten – dies auch vor dem Hintergrund,
dass der Bundesrat mit seinem indirekten Gegenvorschlag
bereits eine gute inhaltliche Vorarbeit geleistet hat. Diese will
übrigens auch die Kommission für Rechtsfragen des Natio-
nalrates weiterbearbeiten.
Ich bin der Meinung, dass sich die Arbeit zur Findung eines
direkten Gegenvorschlages besonders auch in unserem Rat
lohnen sollte – und besonders, dass wir aus unserem staats-
und rechtspolitischen Verständnis heraus nicht von vornher-
ein vor dem vermuteten Ausgang einer Volksabstimmung
kapitulieren sollten. Ich bin überzeugt, dass wir gute Argu-
mente besitzen, um der Bürgerin und dem Bürger zu erklä-
ren, dass ein guter Gegenvorschlag der Sache besser ge-
recht wird und vor allem auch mehr Wirkung erzielt.
Ich war im Rat, als wir Ende der Neunzigerjahre die neue
Bundesverfassung erarbeiteten, unter der Obhut des da-
maligen EJPD-Vorstehers Arnold Koller, der als früherer
Rechtsprofessor akribisch darauf achtete, unsere Verfas-
sung sowohl sprachlich als auch inhaltlich korrekt und konsi-
stent auszuformulieren. Insofern täte es mir leid, wenn wir
nun zunehmend Dinge hineinschreiben würden, welche die
Qualität unseres Grundgesetzes verschlechterten. Machen
wir uns also die Mühe, einen sauberen, aussagekräftigen
und mit der übrigen Verfassung konsistenten direkten Ge-
genvorschlag auszuarbeiten. Sollten wir letzten Endes nicht
erfolgreich sein, was ich eigentlich nicht zu glauben vermag,
so können wir nach getaner Arbeit mit gutem Gewissen sa-
gen, wir hätten es zumindest versucht. In diesem Sinne
möchte ich Sie bitten, unserer Kommission für Rechtsfragen

und dem Parlament die Chance zu geben, einen direkten
Gegenvorschlag auszuarbeiten.
Ich möchte Sie bitten, mit der Kommissionsminderheit zu
stimmen. 

Savary Géraldine (S, VD): Comme cela a été dit par les uns
et les autres, aucun parent dans ce pays, aucun parent au
monde, ne peut accepter l'idée que ses enfants se re-
trouvent confrontés au risque de croiser des pédocriminels.
Aucun parent au monde ne peut accepter que l'intégrité phy-
sique et sexuelle de ses enfants soit menacée dans des ins-
titutions auxquelles ils les confient, comme par exemple des
écoles, des camps de vacances, des clubs sportifs. Les en-
fants victimes de pédocriminels voient leur innocence brisée
et la confiance qu'ils sont en droit de ressentir envers les
adultes totalement détruite. Et ceci par des personnes qui
abusent de leur autorité.
Tout le monde ici est d'accord avec les objectifs de cette ini-
tiative qui souhaite, comme cela a été rappelé, interdire à
des pédocriminels d'exercer une activité en lien avec des en-
fants après une infraction commise contre leur intégrité. Cet-
te proposition est a priori pétrie de bon sens. La seule ques-
tion que l'on doit se poser aujourd'hui, si l'on veut faire son
travail correctement et avec sincérité, c'est de savoir quel est
le chemin le plus efficace, le plus rapide, le plus complet
pour y parvenir. Or est-ce que le chemin le plus efficace est
de soutenir cette initiative, d'élaborer un contre-projet direct
ou de travailler à mettre en oeuvre une loi?
La majorité de la commission a privilégié la voie la plus ra-
pide et la plus efficace, à savoir travailler à l'élaboration
d'une loi. Pourquoi? D'abord parce que l'initiative est incom-
plète et imparfaite, les initiants eux-mêmes l'ont reconnu tout
au long des débats. En effet, on ne peut pas traiter avec lé-
gèreté un sujet aussi grave qui engage notre responsabilité
avec des articles de la Constitution dont les initiants eux-
mêmes reconnaissent qu'ils sont imparfaits et incomplets.
Cela a été rappelé, cette initiative est incomplète et impar-
faite, parce qu'elle exclut de son champ d'application les in-
fractions commises contre la vie et l'intégrité physique. Elle
ne donne aucune indication sur la façon dont elle doit être
mise en oeuvre. Elle pose un problème en ne faisant aucune
différence entre un auteur majeur et un auteur mineur. Elle
ne traite ni des interdictions de périmètre, ni du devoir d'in-
formation des institutions et associations en lien avec les en-
fants. Tous ces problèmes, le Parlement les a déjà repérés
et identifiés que ce soit ici au Conseil des Etats ou au
Conseil national.
Le Conseil fédéral prend ces demandes, ces inquiétudes et
cette nécessité d'agir au sérieux – avec suffisamment de sé-
rieux vu qu'il a déjà présenté un projet de modification du
Code pénal. Et ce projet de modification du Code pénal
étend la protection des enfants face aux pédocriminels.
Il l'étend de quelle manière? Il l'étend par exemple à l'inter-
diction pour des pédocriminels d'exercer une activité en
contact avec des enfants, y compris dans le cadre d'activités
non professionnelles. Il crée l'interdiction de contact et géo-
graphique. Le Conseil fédéral instaure en outre une obliga-
tion pour les employeurs et les responsables d'associations
d'exiger un extrait du casier judiciaire avant l'engagement.
Certaines de ces propositions ont déjà été adoptées par le
Conseil national quasi à l'unanimité ou à l'unanimité.
Dès demain, notre commission sera saisie de cette affaire
et, vraisemblablement, on pourra se prononcer en septem-
bre prochain.
L'autre volet des propositions du Conseil fédéral sera égale-
ment rapidement traité et on peut très bien imaginer – si on
travaille vite et on sait le faire sur certains sujets – qu'en dé-
cembre de cette année il y ait un paquet législatif cohérent,
solide, efficace, qui soit voté par le Parlement avec une loi
qui pourra entrer en vigueur très rapidement.
Alors quelle est maintenant la meilleure manière d'agir
contre les risques de la pédocriminalité? Avancer avec cette
loi complète, ambitieuse et efficace ou discuter sur un nou-
vel article constitutionnel incomplet et imparfait – cela con-
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cerne l'initiative populaire – et dont le délai de mise en
oeuvre sera forcément beaucoup plus long?
L'idée d'avoir un contre-projet direct est évidemment hono-
rable. Je salue mes collègues qui souhaitent avoir un contre-
projet direct. Mais on a quand même une certaine expé-
rience en la matière. Par exemple, l'initiative Minder a été
présentée sans contre-projet direct, et elle a été acceptée
par le peuple et les cantons; l'initiative «pour le renvoi des
étrangers criminels» était accompagnée d'un contre-projet
direct, mais c'est quand même l'initiative qui a été acceptée
et, dans ce cas, la raison n'avait aucune chance face à
l'émotion – ces initiatives réveillent parfois des passions. Je
ne crois pas que le contre-projet direct sera une alternative
solide à l'initiative populaire; il aura pour seule conséquence
que nos débats vont durer beaucoup plus longtemps et
qu'au moment de la votation populaire tout l'arsenal législatif
dont nous allons discuter n'aura pas pu être mis en oeuvre.
Je vous invite à privilégier l'efficacité, le travail parlemen-
taire. On sait que la meilleure façon de lutter contre les pé-
docriminels et la récidive dans ce domaine passe par la révi-
sion du Code pénal. On sait que c'est le meilleur chemin. Il
faut garder ce cap.
Je vous invite à rejeter la proposition de la minorité Cramer
et la proposition de la minorité Häberli-Koller.

Minder Thomas (V, SH): Im Nationalrat, aber auch abge-
schwächt im Ständerat, entbrannte – Sie spüren das zurzeit
immer noch, die Glut ist immer noch vorhanden – eine hef-
tige Debatte, mit welcher Art Gegenvorschlag man diese
Vorlage erfolgreich bekämpfen könne. Leider haben die Ex-
ponenten vergessen, dass es sich hier um ein hochemotio-
nales Thema handelt. Die Kommissionssprecherin hat so-
eben dieselbe Analyse gemacht; ein emotionales Thema
wie dieses wird nicht mit dem Kopf, sondern mit dem Bauch
entschieden. 
Für mich als neues Mitglied dieses Parlamentes ist es noch
immer unverständlich, dass gewisse Parlamentarier Jahr für
Jahr – man könnte auch sagen Volksinitiative für Volksinitia-
tive – ein und denselben Fehler und ein und dieselbe Falsch-
analyse machen, indem sie einem solchen Thema einen
Gegenvorschlag gegenüberstellen wollen. Emotionale The-
men werden emotional entschieden. Da schaut der Durch-
schnittsbürger nicht auf den Artikel oder auf Wortunter-
schiede zwischen Volksinitiative und Gegenvorschlag. Das
ist und war so bei der Verjährungs-, bei der Ausschaffungs-
und bei der Abzocker-Initiative und insbesondere auch bei
der ersten Vorlage von Frau Bussat, der Unverjährbarkeits-
Initiative. Da bringt das ganze Artikeljonglieren nichts. Diese
Nuancen sind in einem Abstimmungskampf an der Urne
nicht oder nur schwer vermittelbar, sie interessieren auch
den grössten Teil der Bevölkerung nicht.
Begraben wir die Idee, noch einen direkten oder indirekten
Gegenvorschlag zu kreieren, bringen wir die Vorlage vors
Volk und zwar subito! Die Verzögerung hilft nur den Initian-
ten – das war bei meiner Initiative auch der Fall – und be-
wirkt einen Groll mehr auf Bundesbern. Immer wieder mei-
nen wir, man müsse aus Sicht von Bundesbern einer Volks-
initiative einen Gegenvorschlag gegenüberstellen. Bei hoch-
emotionalen Themen bringt das nichts, insbesondere, wenn
es sich bei allfälligen Gegenvorschlägen – und das ist fast
immer der Fall – um Nuancen handelt, sie also nahe am Ori-
ginal sind. Ein indirekter Gegenvorschlag hat erst recht
keine Chance, zu gut sitzt diese Volksinitiative im Sattel. Be-
kanntlich stimmt das Volk über Gesetzesänderungen nicht
ab und sieht diesen Text nicht einmal im Bundesbüchlein. 
Die Annahme der Ausschaffungs-Initiative und der Ab-
zocker-Initiative haben uns des Weiteren gezeigt, dass der
Souverän im Zweifelsfalle eher dem Original zustimmt als
der Lösung aus Bundesbern.
Auch das Hin- und Herschieben zwischen den Räten – das
spüre ich, in dieser Phase sind wir zurzeit – spielt den Initi-
anten in die Hände. Zudem hat dieses Initiativkomitee den
Vorteil – das dürfen wir auch nicht unterschätzen –, dass es
schon eine Volksinitiative an der Urne durchgebracht hat,
also im Abstimmungskampf erprobt ist, oder man könnte

auch sagen, den Winnerbonus beim Volk hat. Der Streit-
punkt, wann eine Handlung pädophil ist und wann es sich
um Jugendliebe handelt, kann auch im ausführenden Ge-
setz geregelt werden. Da findet das Parlament, da bin ich
zuversichtlich, auch eine Lösung, ohne dass der Umset-
zungswille der Volksinitiative verletzt wird. 
Ich bitte den Rat, die Ideen und Vorstellungen eines Gegen-
vorschlages zu verwerfen und die Volksinitiative zur An-
nahme zu empfehlen. Den Bundesrat bitte ich, die Vorlage
noch dieses Jahr zur Abstimmung zu bringen. Ich jedenfalls
unterstütze diese Volksinitiative, und ich lehne es ab, einen
Gegenvorschlag zu kreieren.

Abate Fabio (RL, TI): Wir unterstützen das grundsätzliche
Anliegen der Initiative. Die Lücken sind schon erwähnt wor-
den. Ich finde deren Korrektur unverzichtbar, um ein zukünf-
tiges Problem von den Gerichten fernzuhalten. Ich glaube,
dass unser Land, unsere Gesellschaft grosse Fortschritte in
der Bekämpfung dieser Problematik bewiesen hat. Trotzdem
bleiben objektiv schwierige Situationen immer präsent. Der
Tatbeweis ist unter diesen dramatischen Umständen immer
problematisch. Die Vertrauensbeziehung zwischen Opfer
und Täter führt immer zu einer sehr heiklen Situation. Erst
nach langer Zeit kann die Staatsanwaltschaft ein Verfahren
eröffnen.
Diese Initiative schafft das Prinzip «in dubio pro reo» nicht
ab, aber die Initiative scheint mit einem Schnellzug Richtung
Annahme durch das Volk zu reisen. Ich glaube aber, dass
die Korrektur der Schwachpunkte, die ich nicht wiederhole,
eine unentbehrliche Übung ist, um zu vermeiden, dass nach
den ersten Gerichtsurteilen Frustrationsgefühle entstehen.
Es geht auch darum, unsere Verantwortung zu betonen.
Wiegt die Verantwortung schwerer als die Umstände, die be-
sagen, dass – spekulativ – die Situation praktisch schon
durch das Volk beschlossen worden ist? 
Deswegen bin ich überzeugt vom Antrag der Minderheit und
bitte Sie, diesem im Sinne eines direkten Gegenentwurfes
zuzustimmen.

Comte Raphaël (RL, NE): L'initiative populaire qui nous est
soumise nous pousse assez naturellement sur le terrain
émotionnel et non sur le terrain rationnel et implique en
quelque sorte un combat entre le coeur et la raison. Le
coeur, assez naturellement, nous pousse à dire oui à cette
initiative, parce que nous voulons toutes et tous combattre
de la manière la plus ferme possible les actes pédophiles et
éviter autant que faire se peut les cas de récidive. La raison
nous rappelle un certain nombre de principes juridiques qui
font que, peut-être, cette initiative n'est pas en tous points
parfaite et qu'il faudrait, selon certains en tout cas, lui oppo-
ser un contre-projet, qu'il soit direct ou indirect.
Pour ma part, je ne vous cacherai pas que, lorsqu'il s'est agi
de prendre position en commission, j'ai eu des hésitations
assez importantes. J'ai donc pris mon coeur, ma raison, je
les ai fait se battre entre eux, puis j'ai regardé lequel des
deux avait gagné, et force est de constater que c'est le coeur
qui l'a emporté, pour des raisons que je vais essayer d'ana-
lyser.
Les arguments rationnels qui sont évoqués ne m'ont visible-
ment pas complètement convaincu. On parle notamment de
la limitation du pouvoir d'appréciation du juge, qui est effecti-
vement, en principe, important en droit pénal. Mais finale-
ment, le juge ne perd pas entièrement son pouvoir d'appré-
ciation, parce qu'une personne qui commet un acte de
pédophilie ne va a priori pas être uniquement condamnée à
une interdiction professionnelle, mais va aussi sans doute
subir une peine privative de liberté selon la gravité de l'acte.
Cela signifie que la peine globale sera beaucoup plus large
et que l'interdiction professionnelle sera sans doute un des
aspects, une mesure qui va accompagner la peine qui sera
prononcée. Cela signifie que le juge garde quand même une
marge d'appréciation relativement importante. Il en perd une
petite partie, mais qui ne me paraît pas forcément aussi fon-
damentale que cela.

49



18. Juni 2013 577 Ständerat           12.076

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung

On a aussi évoqué la question de la limitation de la liberté
personnelle de l'individu condamné puisque c'est une inter-
diction définitive, à vie. Or, en principe il est vrai que notre lé-
gislation reconnaît une sorte de droit à une seconde chance,
la possibilité de s'amender. Là aussi, l'argument peut être
contré, dans la mesure où l'interdiction professionnelle n'est
pas une interdiction générale. On n'interdit pas à cette per-
sonne de travailler jusqu'à la fin de sa vie, mais on lui interdit
d'exercer des activités qui sont en lien direct avec des en-
fants. Cela signifie évidemment que la liberté économique
de la personne sera restreinte, mais cela lui laisse tout de
même la possibilité de travailler dans toute une série de do-
maines où il n'est pas en contact direct avec des enfants. Et
c'est quand même une grande partie de l'activité écono-
mique de notre pays.
A une époque où l'on exerce souvent plusieurs activités pro-
fessionnelles au cours de sa vie, c'est peut-être encore une
atteinte à la liberté personnelle qui est moins forte qu'il y a
un certain nombre d'années où l'on exerçait une seule acti-
vité professionnelle durant toute sa vie. A cette époque, une
interdiction professionnelle aurait pu être une atteinte assez
forte à la liberté économique.
Finalement, l'un des rôles du droit pénal n'est-il pas le main-
tien de la paix sociale? On sait que dans les cas de pédophi-
lie, il peut y avoir des réactions extrêmement émotionnelles,
voire des actes de vengeance personnelle qui peuvent se
produire. On le voit quand, dans un quartier, on apprend
qu'un voisin a commis des actes de pédophilie, il y a tout de
suite des pressions qui s'exercent pour l'inciter à déména-
ger. On voit parfois des actes extrêmement problématiques.
Finalement, notre droit pénal a pour objectif d'éviter que des
individus commettent des violences et que l'Etat sanctionne
les auteurs de certains actes.
Imaginez le cas d'un enseignant dans une commune dont la
population apprend qu'il a commis des actes pédophiles. La
situation devient absolument intenable. Les parents vont de-
mander qu'on révoque l'enseignant, qu'on le déplace ou que
leurs enfants ne soient plus dans sa classe. Les autorités
vont être immédiatement prises à partie; on va leur deman-
der pourquoi elles ont engagé cet enseignant. La situation
sociale sera tout de suite très difficile et je crois que, même
dans l'intérêt de la personne qui est condamnée, eh bien il
convient de faire en sorte qu'elle n'exerce plus d'activités qui
soient en lien avec les enfants, au risque sinon d'être elle-
même la victime, à un moment donné, d'actes de vengeance
personnelle.
Voilà, je vous invite peut-être à faire le même exercice que
moi: prenez votre coeur, votre raison, faites-les se battre l'un
contre l'autre et regardez qui gagne en fin de compte. Peut-
être qu'en procédant ainsi, vous pourrez comme moi soute-
nir la proposition de la minorité Häberli-Koller.

Luginbühl Werner (BD, BE): Ich wollte eigentlich zu diesem
Thema nichts sagen, aber die Diskussion hat mich jetzt doch
zu einer kurzen Bemerkung animiert.
Auch ich habe sehr viel Sympathie für diese Initiative und
würde sie eigentlich ganz gerne unterstützen. Auf der ande-
ren Seite wurde aber seitens des Bundesrates, aber auch
seitens der Kommission überzeugend dargelegt, dass die In-
itiative beträchtliche Mängel und Lücken aufweist. 
Nun, nachdem ich Kollege Minder zugehört habe, komme
ich eigentlich zum Schluss, dass er in weiten Teilen Recht
hat. Es ist natürlich so, dass es jeder Gegenvorschlag, ob
ein direkter oder indirekter, gegen eine derart populäre
Volksinitiative schwer hat. Aber ich wehre mich gegen die
Schlussfolgerung, nämlich gegen die bedingungslose Kapi-
tulation vor fehlerhaften, lückenhaften populären Volksbe-
gehren! Wir sind das Parlament, und wir haben den Auftrag,
solche Initiativen anzuschauen. Und wenn wir zum Schluss
kommen, dass sie beträchtliche Mängel und Lücken aufwei-
sen, dann ist es unsere Aufgabe, einen besseren Vorschlag
zu unterbreiten. Wenn wir vor dem Volk mit diesem besseren
Vorschlag unterliegen, dann unterliegen wir halt! Und auch
wenn wir zehnmal oder hundertmal unterliegen, befreit uns
das nicht von der Pflicht, unsere Arbeit zu tun.

Darum bin ich der Meinung, dass man den Rückweisungs-
antrag der Minderheit unterstützen sollte.

Bruderer Wyss Pascale (S, AG): Ich kann eigentlich nahtlos
an das Votum von Herrn Luginbühl, das wir soeben gehört
haben, anschliessen. Ich bin auch nicht Mitglied der Kom-
mission und bin entsprechend froh um die ausführliche Dis-
kussion hier, sowohl in taktischen Vorgehensfragen als auch
in inhaltlichen Fragen. 
Ich nehme mit Erleichterung zur Kenntnis – aber es ist auch
nicht überraschend –, dass wir uns im Kern ja alle einig sind,
dass wir nämlich den Kampf gegen die Pädophilie verstär-
ken möchten und dass wir den Schutz der Opfer, hier der
Kinder, verstärken möchten. Ich bedaure, dass die verschie-
denen Varianten für direkte Gegenvorschläge, wie sie viel-
leicht tatsächlich im Nationalrat in allzu grosser Zahl vorgele-
gen haben, in der Kommission nicht konkret diskutiert wur-
den. Ich bedaure dies, obwohl ich die Argumentationslinie,
wie wir sie von Géraldine Savary ausgeführt erhielten, auch
für überzeugend halte. Ich habe Verständnis dafür und teile
die Ansicht eigentlich auch, dass ein Gesetz Verbesserun-
gen schneller und effizienter ermöglichen kann. 
Es wurde hier aber auch die Meinung vertreten, dass
Schnelligkeit und Effizienz rein rationale Argumente und bei
einer Diskussion zu einem solch emotionalen Thema wahr-
scheinlich nicht der Weisheit letzter Schluss sind. Ich teile
die Meinung, dass wir sowohl auf den Bauch als doch auch
auf den Kopf hören müssen. Wenn es in einem Initiativtext
offensichtliche Lücken und Fehler gibt, wie das bei der vor-
liegenden Volksinitiative – das wurde hier glaubhaft und sehr
überzeugend ausgeführt – der Fall ist, dann sind wir doch in
der Pflicht, wirklich Korrekturen und andere Wege zu su-
chen.
In diesem Sinne bin ich froh, wenn die Kommission bereit ist,
sich dieses Themas nochmals anzunehmen und den Weg
eines direkten Gegenvorschlages zu prüfen, wie es die Min-
derheit Cramer verlangt.
Auch ich werde also mit der Minderheit Cramer stimmen.

Bieri Peter (CE, ZG): Es gibt einen Spruch, der lautet, ein
Politiker sollte ein warmes Herz haben und einen kühlen
Kopf bewahren; das seien die Voraussetzungen für einen
guten Politiker. Genau diesen Spruch müssen Sie sich hier
vor Augen halten, Herr Comte. Behalten Sie ein warmes
Herz – ich bemühe mich auch darum –, aber trotzdem müs-
sen wir einen kühlen Kopf bewahren. Gerade mit emotiona-
len Themen müssen wir besonders sorgfältig umgehen. Wir
schreiben Gesetze und führen nicht irgendwelche emotiona-
len Dinge auf. Wie Herr Abate richtig gesagt hat: Es sind
letztlich die Richter, die das Gesetz vollziehen müssen.
Zu Ihnen, Herr Minder, muss ich sagen: Gerade Ihre Initia-
tive ist ein gutes Beispiel. Ich bin nicht sicher, wie es heraus-
gekommen wäre, wenn wir in einem direkten Gegenvor-
schlag die Boni-Steuer belassen hätten. Ihr Beispiel ist für
mich nicht unbedingt das aussagekräftigste.
Bezüglich des Zeitpunktes gilt es Folgendes zu bemerken:
Das Thema ist jetzt zum ersten Mal bei uns. Wir haben ge-
nügend Zeit, die Sache wirklich sorgfältig zu prüfen.
In seiner Botschaft setzt der Bundesrat folgende Titel: 4.2.1
«Unbestimmte Begriffe», 4.2.2 «Unvollständiger Vorschlag»,
4.2.3 «Schwierige Herstellung praktischer Konkordanz»,
4.2.4 «Konflikt mit nichtzwingendem Völkerrecht», 4.2.5
«Unerwartete Auswirkungen». All das sind Mängel, die der
Bundesrat in einer sauberen Analyse mit seinen Speziali-
sten festgestellt hat. Da dürfen wir nicht schon im ersten
Umgang kapitulieren und sagen, wir nähmen das alles in
Kauf.
Nehmen wir uns die Zeit, machen wir die Arbeit, prüfen wir,
ob es eine Möglichkeit gibt! Wenn es keine Möglichkeit gibt,
können wir immer noch auf den ersten Punkt zurückkom-
men. Haben Sie ein warmes Herz, und bewahren Sie einen
kühlen Kopf! Auf diese Weise kommen Sie zur Erkenntnis,
dass der Antrag der Kommissionsminderheit auf Prüfung ei-
nes direkten Gegenvorschlages der richtige Weg ist.
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Cramer Robert (G, GE): J'aimerais revenir sur trois points
qui ont été évoqués dans ce débat.
Le premier, c'est la question de l'émotion. On a beaucoup
parlé d'émotion et on a même entendu dire qu'il fallait finale-
ment se laisser porter par elle, que c'était le meilleur guide
de la décision. Ce raisonnement est assez dangereux. Se
laisser porter aujourd'hui par l'émotion pour adopter un texte
qui ne tolérera aucune dérogation, cela signifie très concrè-
tement que demain nous serons confrontés à des situations
qui, en raison de la rigidité de ce texte, dont je ne doute pas
qu'il sera adopté, vont provoquer d'autres émotions. Lorsqu'il
y aura des injustices, parce qu'il y en aura qui seront ressen-
ties comme telles, qui auront été commises à l'égard de
jeunes gens qui éprouvaient un sentiment très pur et très
sincère vis-à-vis de jeunes filles et qui, pour avoir éprouvé
ce sentiment, se verront interdire l'exercice d'une profession
à laquelle ils aspiraient, dont on verra dans les journaux à
quel point ils s'y étaient préparés, à quel point ils y étaient at-
tachés, ce sera une autre émotion. Celle-ci sera liée à une
loi trop rigide, à une loi injuste que nous aurons voulue. C'est
la raison pour laquelle, parce qu'un clou chasse l'autre,
parce que les émotions se succèdent les unes aux autres,
que le législateur, comme le dit très justement notre collègue
Bieri, doit légiférer avec son coeur, mais également avec sa
raison.
Ce que l'on nous propose ici, à la suite de toute une série
d'autres propositions de ce type, est totalement contraire à
l'esprit de la Suisse et du droit suisse. La particularité du
droit suisse est de réserver un large pouvoir d'appréciation
au juge. En Suisse, nous ne remplissons pas des rayons de
bibliothèque avec des législations, mais nous avons une dis-
position qui stipule que le juge apprécie selon les circons-
tances, que le juge peut infliger une peine qui peut aller de
trois jours à trois ans. En ce sens, nous ne légiférons pas
comme le législateur français qui, sur chaque point, indique
dans chaque circonstance comment les choses se passent,
ni comme le législateur américain ni comme je ne sais quel
autre législateur.
Le génie du droit suisse consiste à réserver un large pouvoir
d'appréciation aux juges. C'est précisément parce que nous
savons que les situations peuvent être différentes et que le
cas qui aujourd'hui suscite l'émotion se verra opposer à un
autre cas qui demain suscitera également l'émotion.
Le deuxième point sur lequel j'aimerais revenir, c'est cette
propension à dire dès l'instant où il y a une émotion: «Ne
nous soucions plus d'autre chose que de savoir comment
suivre le courant de cette émotion; finalement, l'intendance
va suivre!» Cela aboutit à un relativisme de la loi qui, à mon
sens, est totalement inadmissible. Le principe de la légalité
est un principe essentiel, conçu pour préserver les préroga-
tives de l'Etat de droit, parce que les lois sont faites par le lé-
gislateur, et également pour toujours protéger celui auquel
on doit appliquer la loi, ce qui est la caractéristique d'un Etat
libéral. On est puni pour quelque chose que l'on connaît et
on doit poser des limites à l'exercice de la puissance de
l'Etat. Ici on ne le fait pas, parce qu'on affirme très claire-
ment qu'on peut adopter n'importe quelle loi, que de toute
façon on ne l'appliquera pas véritablement ensuite, parce
que au fond, dès l'instant où on a répondu à l'émotion du
moment, on trouvera toujours des accommodements au ni-
veau de l'application de la loi. Ce raisonnement me semble
simplement inacceptable.
J'ajoute un troisième élément, évoqué par les initiants. J'ai
été approché par les initiants qui m'ont dit: «Finalement, à
bien lire le texte de notre initiative, on s'aperçoit que, pour
pouvoir faire l'objet de cette disposition constitutionnelle, il
faut être condamné, mais on ne dit pas condamné en fonc-
tion de quel comportement précis.» Donc, libre à vous, légis-
lateurs, de changer le Code pénal de sorte que les incrimi-
nations soient différentes et qu'on puisse être condamné
pour des choses différentes. Par exemple, on pourrait dire
dans notre Code pénal que la majorité sexuelle est fixée à
14 ans. Dans ce cas-là, évidemment, il n'y aura plus de pro-
blèmes puisqu'il n'y aura plus d'acte de pédophilie dans une
situation où la jeune fille a 16 ans, puisqu'on aura changé le

Code pénal. On peut changer le Code pénal sur d'autres
termes encore. Finalement, on peut faire en sorte de trom-
per ceux qui ont voté pour cette initiative puisqu'ils ont voté
pour un texte en croyant de bonne foi qu'il s'appliquerait à la
législation actuelle mais que finalement, pour corriger les
approximations, les erreurs commises par les initiants, on fe-
rait en sorte que le Code pénal soit différent de celui dont on
parle aujourd'hui. Pour moi, cela signifie tout simplement
tromper celui qui vote.
Et à ces tromperies que nous favorisons, à ces approxima-
tions que nous commettons, à ces facilités que nous permet-
tons, à ces accommodements que nous ménageons par
rapport à nos principes juridiques, je préfère clairement un
contre-projet où nous jouons cartes sur table et où nous
avons les moyens d'expliquer que nous répondons aux pré-
occupations des initiants, que nous allons même au-delà du
texte de l'initiative populaire et que nous y répondons par
des solutions qui sont conformes à notre système juridique.
Voilà la raison pour laquelle, au terme de ce débat, je per-
siste à vous recommander de soutenir ma proposition de mi-
norité.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Es ist eine der wichtig-
sten Aufgaben des Staates, Kinder, alte sowie körperlich
und psychisch kranke Menschen vor sexueller Gewalt – vor
jeder Form von Gewalt – zu schützen. Das Strafrecht ist
aber nur bedingt geeignet, solche Straftaten zu verhindern,
denn es kommt immer zu spät: Es kommt erst zur Anwen-
dung, wenn bereits etwas passiert ist. Deshalb scheint es
mir schon sehr wichtig, dass wir uns – wenn wir über dieses
Thema sprechen – bewusst sind, dass eigentlich die Prä-
vention das Wichtigste ist. Das Wichtigste ist die Aufmerk-
samkeit, das Wichtigste ist, dass wir hinschauen, dass wir
Kinder fördern und unterstützen, sodass sie fähig sind, ihre
psychische und physische Integrität wahrzunehmen und de-
ren Schutz einzufordern.
Man kann der Politik wirklich nicht den Vorwurf machen, sie
hätte nichts getan. Es gab schon vor Jahren verschiedene
parlamentarische Vorstösse, das ist bereits gesagt worden.
Der Bundesrat hat auch gehandelt: Er hat eine Gesetzesvor-
lage ausgearbeitet, er hat anerkannt, dass Handlungsbedarf
besteht. Er hat die Gesetzesvorlage ausgearbeitet, bevor die
Volksinitiative eingereicht worden ist. Es ist wichtig, das fest-
zuhalten. Damit war klar: Es besteht Handlungsbedarf.
Die Volksinitiative gibt mögliche Antworten, aber eben nicht
die einzigen. Sie ist sicher gut gemeint, aber sie hat
Schwachstellen. Ich finde sogar, «Schwachstellen» ist etwas
milde ausgedrückt. Sie hat wirklich echte Mängel. Sie will
Probleme anpacken, schafft aber selber neue Probleme.
Das haben übrigens auch die Mitglieder des Initiativkomi-
tees zugegeben; es wurde auch bei der Anhörung deutlich,
welche die Schwesterkommission mit Mitgliedern des Initia-
tivkomitees durchgeführt hat. Es wurde auch im Nationalrat
anerkannt.
Welches sind die Schwachstellen? Ich möchte auf die
Hauptschwachstelle zu sprechen kommen. Die Initiative
sieht ein zwingendes, lebenslängliches Berufsverbot für alle
Personen vor, welche die sexuelle Integrität von Kindern be-
einträchtigen. Was bedeutet «Beeinträchtigung der sexuel-
len Integrität»? Es kann äusserst gravierend sein, es kann
aber, wenn ich so sagen darf, auch ziemlich banal sein. So
sind einvernehmliche sexuelle Handlungen zwischen einer
Fünfzehnjährigen und einem Achtzehnjährigen strafbar –
das ist eine Tatsache, es wurde hier bereits erwähnt –, weil
das Schutzalter mit sechzehn Jahren endet. Aufgrund einer
solchen Jugendliebe automatisch und zwingend ein lebens-
längliches Berufsverbot verhängen zu müssen – selbst wenn
die sexuellen Handlungen, ich sage es noch einmal, einver-
nehmlich sind – ist einfach nicht verhältnismässig.
Hier macht die Initiative einfach keinen Unterschied. Es ist
nicht so, dass man das dann noch ein bisschen interpretie-
ren kann. Lesen Sie den Text. Die Initiative sagt, es solle in
allen Fällen zwingend ein lebenslängliches Berufsverbot ge-
ben.
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Die Initiative macht auch keinen Unterschied zwischen der
Beeinträchtigung der sexuellen Unversehrtheit von Kindern
und jener von Minderjährigen. Die Initianten haben auf die
Unverjährbarkeits-Initiative hingewiesen und gesagt, dort
hätten wir auch ein Schutzalter festgelegt und eine Lösung
gefunden. Nein, in der Unverjährbarkeits-Initiative stand ex-
plizit «Kinder vor der Pubertät». Das ist etwas anderes, da
ist dieser Unterschied gemacht worden. Da musste man sich
dann noch darüber einigen und festlegen, wann die Pubertät
beginnt und was «Kinder vor der Pubertät» heisst. Aber die
Initiative, über die Sie heute beraten, macht diesen Unter-
schied nicht. 
Was ist, wenn eine Person verurteilt wird, aber von einer
Strafe abgesehen wird? Das kommt vor. Auch hier macht die
Initiative keinen Unterschied. Die Initiative will ein Verbot,
endgültig und lebenslänglich, und zwar unabhängig vom
Strafmass. Dieses zwingende und lebenslängliche Berufs-
verbot, das weder die Schwere der Tat noch das Strafmass,
noch die verurteilte Person und das Opfer berücksichtigt, ist
mit unserem Verhältnismässigkeitsprinzip nicht zu vereinba-
ren.
Der Bundesrat hat Ihnen einen indirekten Gegenvorschlag
vorgelegt, ein konkretes Gesetzesprojekt, weil er der Mei-
nung ist, dass wir für das, was wir tun wollen und wofür eben
Handlungsbedarf besteht, keine Verfassungsänderung brau-
chen. Das können wir mit der heute geltenden Verfassungs-
grundlage tun.
Ich stelle Ihnen das Gesetzesprojekt in aller Kürze vor, ein-
fach damit Sie wissen, was der Bundesrat vorgeschlagen
hat. Er sieht ein Berufsverbot vor, auch für ausserberufliche
Tätigkeiten, also ein Tätigkeitsverbot. Dann sieht er ein ei-
gentliches Tätigkeitsverbot vor, auch mit einem gewissen
Automatismus, aber nur bei einer gewissen Schwere der Tat.
Dieser Automatismus wäre: mindestens zehn Jahre Berufs-
verbot, ein Verbot, das auch auf lebenslänglich verlängert
werden kann. Es gibt also auch einen Automatismus, aber
eben nicht für alle, nicht unabhängig von Tat und Strafmass.
Dann sieht der indirekte Gegenvorschlag auch ein Kontakt-
und Rayonverbot vor. Das ist etwas sehr Wichtiges, vor al-
lem bei häuslicher Gewalt. Herr Cramer hat gesagt, dass wir
Folgendes nicht vergessen dürfen, auch wenn dieses
Thema uns sehr beschäftigt: Der grösste Teil von sexuellen
Übergriffen und sexueller Gewalt passiert auch heute im Fa-
milien- und Freundeskreis. Ein Berufsverbot nützt aber über-
haupt nichts, wenn solche Taten im Freundes- und im Famili-
enkreis vorkommen. Deshalb ist ein Rayonverbot, ein Kon-
taktverbot die einzige Möglichkeit, Kinder oder verletzliche
Personen zu schützen.
Schliesslich sieht der bundesrätliche Entwurf auch noch ei-
nen speziellen Strafregisterauszug vor. Urteile mit einem Tä-
tigkeitsverbot bleiben dann während der ganzen Dauer die-
ses Verbots ersichtlich. Das ist natürlich für Arbeitgeber,
aber auch für Freizeitorganisationen wichtig, weil sie nach-
schauen können, ob eine Person verurteilt ist.
Nicht nur in Ihrer Kommission und in Ihrem Rat, sondern
auch im Nationalrat war klar: Es ist schwierig, gegen diese
Initiative anzutreten. Ich wehre mich ein bisschen dagegen,
wenn man sagt: Es ist emotional. Politik ist immer emotional,
Gott sei Dank ist sie emotional. Das ist für mich auch nicht
ein Widerspruch; das heisst nicht, dass man dann nicht
mehr rational sein kann. Es ist aber eine Initiative, die uns
alle betrifft. Wir alle sagen: Wir wollen etwas tun. Ich glaube,
das ist das, was diese Initiative schon auch auszeichnet.
Deshalb haben sich der Nationalrat und jetzt auch Ihre Kom-
mission Überlegungen zu einem direkten Gegenentwurf ge-
macht. Das hat übrigens auch der Bundesrat getan: Wir ha-
ben uns intensiv überlegt, was die beste Antwort auf diese
Initiative sei, die etwas aufgreift, was wichtig ist, und die aus
unserer Sicht aufgrund der erwähnten Mängel abgelehnt
werden sollte. Wir wollen auch die Bevölkerung davon über-
zeugen, dass diese Initiative abgelehnt werden sollte.
Zum direkten Gegenentwurf: Die Schwesterkommission des
Nationalrates hatte die Verwaltung beauftragt, Varianten für
direkte Gegenentwürfe zu unterbreiten. Die Verwaltung hat
hier wirklich mitgearbeitet; sie hat sich sehr kooperativ ge-

zeigt, weil es uns auch ein Anliegen war, dass Sie diese
Überlegungen machen können und dann in Kenntnis der
Möglichkeiten, einen Entscheid fällen können. Es gab darun-
ter auch die Variante eines direkten Gegenentwurfes, der
sehr nahe am Text der Volksinitiative liegt, der sehr weitge-
hend ist. Es gab andere Texte, die weiter vom Text der Volks-
initiative entfernt waren. Das, was der Sprecher der Minder-
heit, Herr Cramer, gesagt hat, stimmt: Es gab bei der Ab-
stimmung und dann bei der Beratung im Nationalrat auch
ein taktisches Abstimmen – das stimmt. Es sind vier Varian-
ten in den Nationalrat gekommen, und es ist auch eine Tat-
sache, dass man sich weder in der nationalrätlichen Kom-
mission noch im Nationalrat auf eine Variante einigen konn-
te.
Deshalb will ich nun nicht prophezeien, dass es Ihnen gleich
ergehen wird – ich wünsche es Ihnen nicht. Ich muss aber
einfach sagen, dass es nicht ganz zufällig ist, dass man sich
nicht einigen konnte. Es hat sich auch gezeigt, dass sogar
die Variante, die sehr weit geht, die sehr, sehr nahe am In-
itiativtext ist, bei den Mitgliedern des Initiativkomitees nicht
dazu geführt hat, dass sie irgendwelche Bereitschaft gezeigt
hätten, ihre Initiative zugunsten eines direkten Gegenent-
wurfes zurückzuziehen. Das wurde mehrfach bestätigt.
Ich muss Ihnen sagen, dass ich das bedauere. Mit einem
Gegenentwurf hätte, denke ich, nämlich die Möglichkeit be-
standen, die Mängel der Initiative wirklich aufzuheben und
mit einer gewissen Härte etwas zu bewegen. Dazu hätte es
aber auch die Bereitschaft des Initiativkomitees gebraucht,
diesen Schritt zu tun. Diese Bereitschaft war zumindest nicht
erkennbar. Das war dann wahrscheinlich auch ausschlagge-
bend dafür, dass man im Nationalrat zum Schluss gekom-
men ist, dass es keinen Sinn macht, einen direkten Gegen-
entwurf zu unterbreiten. Die Mehrheit Ihrer Kommission für
Rechtsfragen ist ja zum gleichen Schluss gekommen, wo-
nach es keinen Sinn macht, einen direkten Gegenentwurf
vorzulegen, wenn keine Bereitschaft für einen Rückzug der
Initiative besteht.
Nun, der Nationalrat hat dann mit einer sehr, sehr knappen
Mehrheit die Initiative zur Annahme empfohlen – mit 82 zu
79 Stimmen. Ihre Kommission schlägt Ihnen jetzt eine Ab-
lehnungsempfehlung ohne direkten Gegenentwurf vor.
Was ist in der Zwischenzeit passiert? Ihre Schwesterkom-
mission hat den indirekten Gegenvorschlag des Bundesra-
tes bereits beraten. Sie hat die Bestimmungen, die in einem
direkten Zusammenhang mit der Initiative stehen, herausge-
nommen und gesagt, dass alle anderen Elemente, die der
Bundesrat wolle, ja gut seien und man sie beraten könne.
Das hat die Kommission gemacht, worauf der Nationalrat
diese Vorlage als selbstständige Vorlage letzte Woche ein-
stimmig verabschiedet hat. Da ist also, glaube ich, einiges
gegangen. Jetzt kommt dieser indirekte Gegenvorschlag
bzw. dieses Gesetzesprojekt in Ihre Kommission. Sie kön-
nen es also sehr schnell beraten und können – wenn Sie
das wollen, selbstverständlich – auch die Bestimmungen,
die der Bundesrat in diesem Gesetzentwurf vorgeschlagen
hatte, wieder aufnehmen und insofern einen wieder vollstän-
digen indirekten Gegenvorschlag ausarbeiten.
Ihre Minderheit zu Artikel 2 empfiehlt Ihnen die Annahme
der Initiative. Ich möchte kurz noch eine Überlegung dazu
anstellen, was es bedeutet, wenn diese Initiative angenom-
men wird.
Der Verfassungstext, der Ihnen mit dieser Volksinitiative vor-
geschlagen wird, ist sehr klar und sehr eindeutig. Es gibt
keine Spielräume. Man kann nicht sagen: «Ja, hier oder dort
könnte man dann ein bisschen vorwärts- oder zurückge-
hen.» Das zwingende lebenslängliche und automatische Be-
rufsverbot steht, unabhängig von der Schwere der Tat, so im
Verfassungstext, der Ihnen vorgeschlagen wird. Die Mitglie-
der des Initiativkomitees haben anerkannt, dass das ein gra-
vierender Mangel ihres Textes ist. Es gab im Nationalrat
zwei Mitglieder des Initiativkomitees, die sagten: Ja, man
müsse diesen Text dann halt ein bisschen verhältnismässig
umsetzen, das sei dann unsere Aufgabe. Das ist schlecht für
die Glaubwürdigkeit unserer direkten Demokratie, das
möchte ich doch in aller Deutlichkeit sagen!
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Man lanciert eine Volksinitiative, man macht einen Text, das
ist eine grosse Freiheit, das ist ein grosser, wichtiger Be-
standteil unserer direkten Demokratie: Ein Anliegen wird an-
erkannt. Wenn der Initiativtext aber ganz klare Mängel auf-
weist, dann muss das Parlament, dann muss der Bundesrat
die Möglichkeit haben, Korrekturen vorzunehmen. Wenn
man vorgängig aufzeigt, dass eine Initiative im Widerspruch
zu ebenso zentralen, elementaren Grundprinzipien unseres
Rechtsstaates steht, nämlich zum Grundprinzip der Verhält-
nismässigkeit, und einfach darüber hinweggeht und sagt:
«Das ist im Moment zweitrangig, wir wollen jetzt einmal die
Initiative, dann schauen wir weiter», haben wir ein Problem.
Entweder signalisieren wir der Bevölkerung: «Wir nehmen
euch nicht ernst», und die Bevölkerung sagt: «Am Schluss
macht Bundesbern eh, was es will», und das ist schlecht für
die direkte Demokratie. Oder wir verstossen mit der Initia-
tive, ich sage es noch einmal, gegen Grundprinzipien, die ja
von der Bevölkerung auch angenommen worden sind: Das
Verhältnismässigkeitsprinzip steht auch in der Bundesver-
fassung, es ist auch mit doppeltem Mehr, also von Volk und
Ständen, angenommen worden.
Wir können solche Widersprüche nicht einfach leichtfertig
hinnehmen und die Probleme dann irgendwie regeln – das
ist schädlich für die direkte Demokratie. Wir haben das in
den letzten Jahren ein paar Mal erlebt, und ich bitte Sie in-
ständig zu sehen: Das ist langfristig der grösste Schaden für
die direkte Demokratie, wenn wir Dinge in die Verfassung
schreiben, von denen wir von vornherein wissen, dass wir
sie so nicht umsetzen können. 
Das ist der Hauptgrund, weshalb ich Sie wirklich bitte, diese
Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. Wir können sie nicht
so umsetzen, wie das im Verfassungstext steht. Wir wissen
das schon jetzt und können der Bevölkerung nicht etwas an-
deres vormachen.
Wenn Sie den Versuch wagen wollen, noch einmal einen di-
rekten Gegenvorschlag auszuarbeiten, in der Hoffnung,
dass Sie sich einigen können, dann werden wir Sie sicher
auch hier noch einmal kooperativ dabei unterstützen. Ich will
da nichts Negatives vorwegnehmen. 
Der Bundesrat macht Ihnen den Vorschlag, die Initiative zur
Ablehnung zu empfehlen. Sie haben einen indirekten Ge-
genvorschlag. Sie haben ein Gesetz, das Sie sehr schnell
verabschieden können und das in aller Deutlichkeit und Klar-
heit sogar noch weiter als die Initiative geht. Sie haben die-
ses Gesetz, Sie können damit auch in einen Abstimmungs-
kampf gehen. Wir dürfen meines Erachtens die Hoffnung
nicht verlieren, dass wir in der direkten Demokratie auch un-
sere Bevölkerung überzeugen können. Das ist ein Bestand-
teil unserer Aufgabe und unserer Verantwortung. 
Ich bitte Sie deshalb, in allen Punkten der Mehrheit Ihrer
Kommission zu folgen.

Il presidente (Lombardi Filippo, presidente): Votiamo sulla
proposta di rinvio della minoranza.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag der Minderheit ... 23 Stimmen
Dagegen ... 21 Stimmen

Il presidente (Lombardi Filippo, presidente): Il disegno è
dunque rinviato alla commissione.
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Il presidente (Lombardi Filippo, presidente): L'autore dell'in-
terpellanza si dichiara parzialmente soddisfatto della rispo-
sta del Consiglio federale e chiede una breve discussione. –
Non vi sono obiezioni.

Recordon Luc (G, VD): Je vais tenter bravement d'attirer
votre attention sur une modeste interpellation, après ce dé-
bat nourri sur des questions de fond. Il n'en demeure pas
moins, Madame la conseillère fédérale Sommaruga, que les
questions que pose cette interpellation sont assez graves
elles aussi. D'ores et déjà, je vous prie d'excuser d'avoir un
peu maladroitement formulé la troisième d'entre elles. Car il
s'agit bien ici de savoir si nous serons aptes à donner aux
autorités de poursuite pénale les moyens suffisants pour ne
pas se retrouver fort démunis vis-à-vis du crime organisé;
c'est essentiellement de cela qu'il s'agit.
La question est encore rendue plus complexe par le fait que
l'on doit tout de même, en essayant d'être meilleur, bien
meilleur, dans ces questions techniques cruciales, égale-
ment respecter correctement les droits de la personnalité.
Le débat qui va venir, et qui est déjà en partie engagé, sur la
surveillance des communications, pose des problèmes de
pondération particulièrement délicats entre le respect de la
personnalité de l'ensemble des citoyens, de la surveillance,
et les besoins parfaitement légitimes et, à mon avis, insuffi-
samment reconnus aujourd'hui, ou en tout cas insuffisam-
ment assurés, de la poursuite pénale.
Le débat sur l'équilibre entre les objectifs est encore plus
compliqué maintenant qu'est sorti publiquement ce que l'on
savait sur le système Echelon, qui est un véritable scan-
dale – il faut le dire et le Conseil fédéral l'a par ailleurs relevé
à juste titre dans ses déclarations – en ce qui concerne la
surveillance des citoyens. Le Conseil fédéral n'a pas parlé
de scandale; je m'y autorise. Mais vraiment, les excès de la
surveillance des citoyens comme on le voit, curieusement,
dans un pays de tradition anglo-saxonne comme les Etats-
Unis d'Amérique, ne laissent pas de nous inquiéter.
Mais pourtant, il faut que nous améliorions les moyens tech-
niques à disposition des procureurs et de la police. L'évolu-
tion technique est tellement rapide dans le domaine de l'in-
formatique et des télécommunications que, actuellement, il
est extrêmement difficile, pour ceux qui font des recherches
par exemple sur le «roaming», d'arriver à des résultats. S'il y
a encore quelques années on arrivait assez facilement à lo-
caliser les bandes criminelles, notamment les trafiquants de
drogue – c'est réellement dans ce domaine-là que le besoin
est le plus grand et que la difficulté s'accroît actuellement –,
aujourd'hui, on s'aperçoit que le décalage est de plus en
plus important. L'échec, il faut bien le dire – ou en tout cas
l'échec provisoire, soyons optimistes – d'un projet de mise à
jour des moyens techniques en faveur des autorités de pour-
suites pénales est extrêmement inquiétant.
Je prends acte des éléments rassurants que le Conseil fédé-
ral m'a donnés dans ce domaine, mais je voudrais vraiment
manifester que, du point de vue du Parlement, c'est un souci
extrêmement grave, qui est encore compliqué par la ques-
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Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Wir haben drei Vor-
lagen zu behandeln, nämlich die Vorlagen 1, 2 und 5. Die
Vorlage 3 war ein direkter Gegenvorschlag der nationalrätli-
chen Kommission für Rechtsfragen, der vom Nationalrat be-
reits abgelehnt worden ist. Die Vorlage 3 existiert also nicht
mehr. Die Vorlage 4 ist im Nationalrat hängengeblieben. Es
handelt sich dabei um die Änderungen des indirekten Ge-
genvorschlages, die direkt im Zusammenhang mit der Volks-
initiative stehen. Diese werden allenfalls später behandelt,
wenn wir über die Volksinitiative beschlossen haben, aber
das bleibt vorerst im Nationalrat. 
Wir haben heute also nur die Vorlagen 1, 2 und 5 zu behan-
deln.

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Il est
vrai que la situation est quelque peu compliquée avec tous
ces projets. Je vais donc essayer de présenter les choses de
manière simple.
Le 18 juin 2013, votre conseil a décidé, par 23 voix contre
21, de renvoyer le projet 2 à sa Commission des affaires juri-
diques avec le mandat d'élaborer un contre-projet direct à
l'initiative. Lors de sa séance du 2 juillet dernier, votre com-
mission a examiné plusieurs variantes de contre-projet di-
rect; elle a chargé l'administration de lui présenter deux va-
riantes de contre-projet direct ainsi que de présenter l'impact
de chacune de ces variantes sur le projet de modification du
Code pénal, du Code pénal militaire et du droit pénal des mi-
neurs, à savoir le projet 1 du Conseil fédéral, sur lequel on
reviendra tout à l'heure.
Le 26 août dernier, par 6 voix contre 5 et 2 abstentions, votre
commission a décidé de vous proposer un contre-projet di-
rect à l'initiative populaire (projet 5). Votre commission s'est
prononcée sur les deux variantes proposées par l'adminis-
tration. La variante de la majorité a été adoptée par 6 voix
contre 3 et 2 abstentions.
Cette variante de la majorité prévoit ceci: conformément à
l'article 123c alinéa 1 du projet de norme constitutionnelle,
une interdiction obligatoire de longue durée, c'est-à-dire d'au
moins dix ans ou à vie si nécessaire, d'exercer une activité
professionnelle ou non professionnelle organisée, est pré-
vue aux conditions suivantes:
1. L'auteur doit être majeur.
2. La victime doit être mineure ou particulièrement vulné-
rable.
3. L'infraction commise doit être une infraction contre l'inté-
grité sexuelle – les infractions contre l'intégrité sexuelle com-

prennent les comportements visés aux articles 182 et 187 à
200 du Code pénal.
4. L'infraction doit être d'une certaine gravité. On exclut ainsi
les cas bagatelles du champ d'application de cette disposi-
tion.
5. L'auteur doit avoir été condamné, en général, à une peine.
S'agissant d'un auteur irresponsable ou ayant une responsa-
bilité restreinte au moment d'agir, une interdiction d'exercer
une activité peut être prononcée à titre facultatif, conformé-
ment à ce qui est prévu à l'article 19 alinéa 3 du projet 1 du
Conseil fédéral. L'alinéa 2 prévoit la possibilité d'imposer
une interdiction de contact et une interdiction géographique
à l'auteur, lorsqu'il y a lieu de craindre une récidive. L'ali-
néa 3 renvoie à la loi d'application pour régler les détails. Je
précise que ces alinéas 2 et 3 sont également applicables
dans le cas de la proposition de la minorité qui sera présen-
tée par Monsieur Schmid.
En prévoyant ces alinéas 2 et 3, le contre-projet direct,
quelle que soit la version, va au-delà de ce que prévoit l'ini-
tiative populaire. Si le Conseil des Etats adopte la proposi-
tion de la majorité, il est possible d'adopter le projet de modi-
fication du Code pénal, du Code pénal militaire et du droit
pénal des mineurs du Conseil fédéral sans modification. Si
le Conseil des Etats adopte la proposition de la minorité, les
modifications sont proposées par la version de la minorité
présentée dans ce projet 1.
Par ailleurs, votre commission vous propose, par 9 voix
contre 1 et 1 abstention, de recommander au peuple et aux
cantons de rejeter l'initiative populaire. Je ne reviens plus sur
cette initiative populaire; on en a traité et on a indiqué quels
sont les problèmes qu'elle pose lors de notre dernière
séance. Par rapport aux recommandations de vote, on a une
minorité I (Savary) qui propose de suivre le Conseil fédéral
et de ne pas adopter le contre-projet direct, une minorité II
(Minder) qui propose de recommander au peuple et aux
cantons d'adopter l'initiative populaire, et une minorité III
(Comte) qui propose de recommander l'adoption de l'initia-
tive populaire et du contre-projet direct, tout en donnant la
préférence au contre-projet direct dans la question subsi-
diaire.

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Wir werden mit der
Vorlage 2 beginnen und dort Artikel 1 behandeln. Dann neh-
men wir die Vorlage 5 auf, treffen dort die Entscheidung über
Eintreten oder Nichteintreten und führen dann allenfalls die
Detailberatung zu dieser Vorlage durch. Danach kommen
wir zur Vorlage 2 zurück, und zwar für die Behandlung von
Artikel 2. Ganz am Ende werden wir dann die Vorlage 1 zur
Änderung des Strafgesetzbuches, des Militärstrafgesetzes
und des Jugendstrafgesetzes aufnehmen. Insofern bin ich
mit Frau Seydoux einverstanden.

Schmid Martin (RL, GR): Ich vertrete die Minderheit, welche
Ihnen empfiehlt, der Stimmbevölkerung mit der Pädophilen-
Initiative einen direkten Gegenvorschlag zu unterbreiten. Die
Präsidentin unserer Kommission hat die etwas komplizierte
Vorgeschichte dargestellt und damit auch wiederholt, was
für einen Auftrag unser Rat der Kommission gab.
Aus Sicht der Minderheit muss sich ein Gegenvorschlag
möglichst an der Volksinitiative orientieren, jedoch den
Grundsatz der Verhältnismässigkeit beachten. Nur mit ei-
nem direkten Gegenentwurf, das ist wohl uns allen klar,
kann dem Volk aufgezeigt werden, dass die Politik handeln
und Kinder vor pädosexuellen Wiederholungstätern schüt-
zen will, allerdings nicht mit den zu weit gehenden Mitteln
der Initiative, sondern mit verhältnismässigen Massnahmen.
Aus Sicht der Minderheit ist der Gegenvorschlag, welcher
von der Mehrheit präsentiert wird, ungenügend ausgestaltet.
Ein Tätigkeitsverbot soll gemäss der Mehrheit nur dann grei-
fen, wenn eine Straftat von einer gewissen Schwere vorliegt.
Ein solches Tätigkeitsverbot würde mindestens zehn Jahre
dauern, wenn nötig lebenslänglich. Diese Definition lässt so
viel Raum offen, dass der Mehrheitsantrag aus Sicht der
Minderheit kein glaubwürdiger und effektiver Gegenvor-
schlag ist. Man kann sich das so vorstellen, dass gemäss
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dieser Auffassung ein Pädophiler nach zehn Jahren letztlich
wieder mit Kindern zu tun haben kann.
Mit ihrem Antrag zur Vorlage 5 will die von mir vertretene
Minderheit wie die Initiatianten ausschliessen, dass pädose-
xuelle Wiederholungstäter je wieder mit Kindern arbeiten
können. Wir beantragen Ihnen deshalb, dass ein obligatori-
sches, lebenslängliches Tätigkeitsverbot immer dann, und
nur dann, gelten soll, wenn der Täter als pädophil qualifiziert
wird und eine strafbare Handlung gegen die sexuelle Integri-
tät eines Kindes unter 12 Jahren begangen wurde. Unseres
Erachtens ist die von der Minderheit gewählte Formulierung
der Verfassungsbestimmung auch klarer. Die Definition der
Pädophilie – ich komme dann auch auf diese vermeintliche
Schwäche des Antrages der Minderheit zu sprechen – ist
eine medizinische und muss von Sachverständigen formu-
liert werden. Zudem ist nur beim Antrag der Minderheit klar,
dass einzig Übergriffe auf Kinder unter 12 Jahren zu einem
lebenslänglichen Berufsverbot führen.
Vonseiten der Mehrheit wird Ihnen dann sicher noch vorge-
tragen werden, dass auch dieser Verfassungstext nicht alle
Fälle erfasse, z. B. wenn ein Nachbar alkoholisiert ein 13-
jähriges Kind sexuell missbrauche. Ja, das ist natürlich rich-
tig, aber auch so gewollt. In der Verfassung sollen nach mei-
ner Meinung nur diejenigen Fälle geregelt werden, welche
zu einem absoluten und lebenslänglichen Berufs- und Tätig-
keitsverbot führen. Dies ist in die Verfassung aufzunehmen,
um es eben auf die gleiche Stufe wie das Verhältnismässig-
keitsprinzip zu heben. Das schliesst keineswegs aus, dass
im zitierten Beispiel und in anderen Fällen gerade auch mit
dem Antrag der Minderheit ein temporäres Berufsverbot,
beispielsweise von zehn Jahren, ausgesprochen werden
kann. Die diesbezüglichen Voraussetzungen – das ist der
ganz entscheidende Punkt – können auf Gesetzesstufe ge-
regelt werden und müssen nicht als Detailregelung in der
Verfassung vorgesehen werden. Auf Gesetzesstufe können
auch bei unserem Antrag alle entsprechenden Fälle erfasst
werden. Ich möchte Sie nur auf die Vorlage 1 hinweisen, wo
mit den Anträgen der Minderheit viele Detailregelungen auf
Gesetzesstufe umgesetzt würden, sofern der Rat unserem
Konzept zustimmt.
Weiter wird unserem Antrag vorgeworfen, dass der Begriff
der Pädophilie nicht ganz klar sei – ja, das ist bei vielen
Massnahmen so; wer sich im Strafrecht auskennt, weiss,
dass sehr viele Verurteilungen auf Sachverständigengutach-
ten beruhen. Es gibt aber heute schon medizinische Krite-
rien, welche erfüllt sein müssen, damit eine Person unter die
Qualifikation der Pädophilie fällt. Zudem kann es im Laufe
der Zeit aufgrund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse
Veränderungen geben; diesen kann dann auf Gesetzesstufe
Rechnung getragen werden. Auf Verfassungsstufe soll nur
eine Terminologie eingefügt werden, welche eben mit gene-
rellen Begriffsbestimmungen arbeitet; die Detailausführun-
gen sollen dann auf Gesetzesstufe erfolgen.
Ich möchte Ihnen deshalb beliebt machen, der Initiative die-
sen Gegenentwurf gegenüberzustellen, sodass die Bevölke-
rung einen glaubwürdigen Text wählen kann, welcher das
Hauptanliegen der Initiative aufnimmt, nämlich das Anliegen,
dass pädophile Personen lebenslänglich mit einem Tätig-
keitsverbot versehen werden können – aber eben nur Perso-
nen, die pädophil sind; alle anderen Fälle können auch ge-
mäss unserem Antrag auf Gesetzesstufe geregelt werden.
Ich empfehle Ihnen deshalb, der Initiative den von der Min-
derheit beantragten direkten Gegenentwurf gegenüberzu-
stellen.

Stadler Markus (GL, UR): Wir haben schon letztes Mal fest-
gestellt, dass Handlungsbedarf in der Richtung des Anlie-
gens der Initianten besteht. Aus meiner Sicht geht es darum,
einerseits minderjährige oder besonders schutzbedürftige
Personen – also Personen in einem besonderen Abhängig-
keitsverhältnis, in einer machtmässig sehr ungleichen, für
die eine Person relativ ohnmächtigen Beziehung – zu schüt-
zen und dies andererseits mit verhältnismässigen Mitteln zu
tun. Um diesen Schutz gesetzgeberisch umzusetzen,
bräuchte es eigentlich keine Verfassungsänderung. Eine

Gesetzesvorlage würde an sich genügen. Der Bundesrat hat
diese bereits vor der Einreichung der Initiative an die Hand
genommen. Die Kommission für Rechtsfragen des Stände-
rates stimmt dem Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot
und das Kontakt- und Rayonverbot grundsätzlich zu. Ent-
sprechend den beiden unterschiedlichen Haltungen zum di-
rekten Gegenvorschlag, wie wir sie schon gehört haben,
kommen dort ebenfalls zwei Gesetzesversionen – also ge-
mäss Mehrheit und gemäss Minderheit – zum Ausdruck.
Im vorliegenden Fall haben wir nicht zum ersten Mal eine Si-
tuation, in der die Initiantinnen und Initianten trotz weitrei-
chendem Entgegenkommen nicht bereit scheinen, ihre In-
itiative zurückzuziehen. Auch ein Konflikt mit anderen
Verfassungsbestimmungen liegt erneut auf der Hand, hier
betreffend das Gebot der Verhältnismässigkeit. Auch hier
besteht wiederum eine grosse Chance, dass die Initiative die
Hürde von Volks- und Ständemehr schafft, denn auch bei
dieser Initiative spielt die Emotionalität des Themas eine
grosse Rolle.
Im Lichte der gemachten Abstimmungserfahrungen ist es
deshalb angezeigt, dass wir dem Initiativtext einen direkten
Gegenvorschlag gegenüberstellen. Es entspricht nicht unse-
rem Straf- und Massnahmenverständnis, wenn wir das rich-
terliche Ermessen im Einzelfall zunehmend durch Automa-
tismen, insbesondere lebenslängliche Automatismen, erset-
zen. Übertrieben gesagt, sollten wir nicht zur Devise «Dieb-
stahl, also Hand ab!» zurückkehren. Die sogenannte Ju-
gendliebe zum Beispiel sollten wir nicht in die Gegend des
Kriminellen rücken.
Die Kommission ist mehrheitlich der Meinung, die Initiative
sei abzulehnen. Mit der Befürwortung eines direkten Gegen-
vorschlages trägt sie – da sind sich beide Gruppen, Mehrheit
und Minderheit, einig – dem Umstand Rechnung, dass nicht
nur Kinder im Zusammenhang mit Schule, Sport oder ande-
ren Freizeitaktivitäten gefährdet sein können, sondern auch
Kinder in der Familie und in Verwandtschafts- oder Freun-
deskreisen. Damit geht sie über die Initiative hinaus. Unter-
schiedlicher Meinung ist die Kommission vor allem in Bezug
auf den Kreis der zu schützenden Personen und die zu er-
greifenden Massnahmen. Die Mehrheit stellt auf einen Kin-
desbegriff ab, der je nach Interpretation für Personen bis 18
Jahre gelten kann. Sie bezieht sich auf strafbare Handlun-
gen einer gewissen Schwere, und sie sieht ein Tätigkeitsver-
bot von mindestens zehn Jahren vor.
Die Massnahmen gemäss Minderheit sind härter gefasst –
Stichwort «lebenslänglich» –, aber auf einen engeren Täter-
kreis bzw. auf eine altersmässig enger definierte Stich-
gruppe bezogen; die über 12-jährigen Kinder sind damit
nicht gemeint, wie auch schon mein Vorredner ausgeführt
hat. Die Minderheit vertritt damit eine härtere Haltung, zu-
mindest auf den ersten Blick, allerdings für einen kleineren
Kreis von Personen. Diese Fassung wird zu einem Exper-
tenstreit um die Definition des pädophilen Täters im Einzel-
fall führen. Diesem Expertenstreit sehe ich mit grosser Skep-
sis entgegen. Zudem bringt das Abstellen auf die Pädophilie
nichts für jene Gruppe von Personen, die nach der Logik des
Gesetzentwurfes älter als 12 Jahre und besonders schutz-
bedürftig sind; das bringt keinen zusätzlichen Schutz für
diese Personen. Ich möchte den Vertretern der Minderheit
auch sagen, dass deren Version eine Einschränkung gegen-
über dem Initiativtext bedeutet, da sie sich auf Kinder unter
12 Jahren bezieht, was die Initiative nicht tut.
Ich empfehle Ihnen, beim direkten Gegenvorschlag, bei den
Vorlagen 2 und 5 also, und beim Bundesgesetz, also Vor-
lage 1, der Mehrheit zuzustimmen, die einen grösseren
Kreis von Kindern und die besonders schutzbedürftigen Per-
sonen schützt und dies verhältnismässiger tut.

Comte Raphaël (RL, NE):  Lorsque le plénum a décidé de
nous renvoyer le dossier pour élaborer un contre-projet di-
rect, il y avait une double volonté: d'une part celle de corriger
les défauts de l'initiative, notamment le fait qu'elle ne res-
pecte pas le principe de proportionnalité, et, d'autre part, la
volonté de proposer un contre-projet qui soit crédible et sus-
ceptible d'obtenir une majorité face à l'initiative populaire. 
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Pour ce qui est de la correction des défauts de l'initiative, les
deux contre-projets qui sont présentés, à savoir celui de la
majorité et celui de la minorité, permettent de résoudre ces
problèmes de deux manières différentes. La majorité pro-
pose de maintenir un nombre de cas relativement large mais
avec par définition une palette de sanctions qui est, elle
aussi, plus large, puisque la sanction va d'une interdiction
professionnelle de dix ans jusqu'à une interdiction d'exercer
une activité à vie, que celle-ci soit professionnelle ou non
professionnelle. Il y a donc un minimum de dix ans, un auto-
matisme de dix ans, mais la palette est beaucoup plus large. 
Pour ce qui est de la minorité, la volonté est de maintenir cet
automatisme de la sanction définitive à vie pour les cas les
plus graves. On restreint donc le nombre de cas qui sont pris
en considération et on se limite véritablement aux cas les
plus graves, ce qui permet d'avoir cette sanction automa-
tique et définitive. Donc, on a ici deux conceptions qui sont
différentes: soit on a un nombre de cas relativement large,
ce qui nécessite d'avoir des sanctions qui soient relative-
ment diverses, ou alors on se concentre uniquement sur les
cas les plus graves. Dans ce cas-là on peut prévoir cet auto-
matisme d'une interdiction définitive. Donc, les deux contre-
projets – et cela était souligné dans les débats en commis-
sion – sont juridiquement parfaitement justes; ils relèvent
seulement d'une conception différente.
Pour ce qui est de la crédibilité du contre-projet vis à vis de
l'initiative, je considère que ce qui est au coeur même de
l'initiative populaire et qui fera sans doute son succès, c'est
cette automaticité et le fait que la sanction qui est prise,
cette interdiction d'exercer une activité, l'est à vie. Il y a cette
volonté de dire que nous voulons protéger nos enfants d'une
personne qui a commis un délit à l'égard d'enfants et qui
peut recommencer. Nous ne voulons pas prendre le risque
que cela puisse se reproduire. Donc, cette idée que la sanc-
tion doit être définitive est à mon avis au coeur de l'initiative
et si le contre-projet ne reprend pas cet élément-là, nous
avons à mon sens très peu de chances d'obtenir un succès
en votation populaire. D'ailleurs, le titre de l'initiative men-
tionne les pédophiles, ce qui révèle une certaine incohé-
rence: on a une initiative dont le titre parle de pédophilie
mais on a un texte qui, lui, est beaucoup plus large. Finale-
ment, le contre-projet de la minorité Schmid Martin s'attaque
véritablement au coeur de la volonté des initiants, à savoir le
cas des pédophiles, qui commettent une partie des cas d'at-
teinte à l'intégrité sexuelle de mineurs, mais qui ne sont pas
l'ensemble des auteurs de ces infractions. 
Pour ma part, si le contre-projet de la minorité Schmid Mar-
tin est adopté, je le soutiendrai et je ne recommanderai pas
au peuple et au canton l'adoption de l'initiative populaire. Par
contre, si c'est le contre-projet de la majorité qui est adopté,
j'estime que je n'aurai pas assez de munitions lors de la vo-
tation populaire. J'avais soutenu l'initiative populaire dans un
premier temps lors du premier débat. Mais si on arrive à ce
contre-projet tel que le propose la minorité Schmid Martin,
j'estime qu'on a véritablement quelque chose qu'on peut dé-
fendre vis-à-vis de la population, parce qu'il reprend cette
idée qu'on veut défendre les mineurs par une interdiction qui
est définitive et je crois que c'est véritablement le coeur de la
volonté des initiants.
Un dernier point qu'il est important de souligner, comme l'a
dit Monsieur Martin Schmid, c'est que ce contre-projet doit
être lié au projet 1, qui n'est pas contesté. Il y a effective-
ment la possibilité d'adopter déjà cette législation sans
même attendre la votation populaire. On pourra ainsi déjà
mieux protéger les mineurs. Ce sont donc des dispositions
qui se complètent.
Pour ma part, puisque j'ai la volonté d'avoir un contre-projet
qui soit le plus crédible possible vis-à-vis de l'initiative popu-
laire, je vous invite à adopter la proposition de la minorité de
la commission.

Savary Géraldine (S, VD): La proposition de minorité I que
je défends aujourd'hui considère qu'il ne faut pas recom-
mander au peuple et aux cantons l'adoption de l'initiative po-
pulaire et renoncer à l'idée de lui soumettre un contre-projet

direct. Je vais essayer de vous expliquer les raisons du dé-
pôt de cette proposition de minorité.
Le premier constat – je le répète, car cela a déjà été dit lors
du précédent débat – est que tout le monde est d'accord sur
le fait que nos enfants doivent être protégés dans leur inté-
grité sexuelle; tout le monde considère qu'une personne vul-
nérable ne doit pas se retrouver sur le chemin d'un pédocri-
minel; tout le monde considère, au Parlement comme au
Conseil fédéral, que la société doit protéger par toutes les
mesures possibles les enfants des prédateurs. Donc, la
question de la nécessité d'agir n'est absolument pas remise
en question, ni par la minorité I que je défends, ni d'ailleurs
par le contre-projet direct qui vous est aujourd'hui soumis.
Les seules questions qu'on doit se poser sont les suivantes:
comment être plus efficace? quel est le chemin le plus ra-
pide pour y parvenir? quels sont les instruments les plus
complets pour atteindre notre objectif? Ce sont les seules
questions que nous devons nous poser aujourd'hui.
Après tous les débats et réflexions personnelles ou collec-
tives au sein de la Commission des affaires juridiques, il ap-
paraît à la minorité que c'est bien la loi, son adoption et sa
mise en vigueur, qui est le moyen le plus efficace, le plus ra-
pide et le plus complet pour écarter les pédocriminels des
enfants et des personnes vulnérables.
En commission, parallèlement à la discussion sur le contre-
projet direct, nous avons travaillé sur le projet de loi du
Conseil fédéral. Le projet est prêt; il est discuté maintenant
et si tout va bien, on pourra se prononcer lors du vote final
dans deux semaines déjà. Donc, comme l'a rappelé Mon-
sieur Comte, ce projet de loi qui répond véritablement aux
problèmes graves qui nous sont posés, sera en vigueur au
moment de la discussion sur l'initiative populaire. Ce projet,
dont nous allons discuter tout à l'heure, contrairement à l'ini-
tiative, traite non seulement des interdictions profession-
nelles pour les pédocriminels, mais aussi des interdictions
de contact et de périmètre destinées aux pédophiles ayant
sévi dans le contexte familial.
La loi, contrairement au projet, ne sanctionne pas les cas
bagatelles, comme le fait l'initiative populaire; c'est un défaut
que les initiants eux-mêmes reconnaissent. La loi respecte
le principe de proportionnalité critiqué par les constitutionna-
listes de notre pays.
Un constat s'impose: si on respecte complètement notre dé-
mocratie, une initiative populaire est nécessaire et utile
quand le Parlement renonce ou évite de faire son travail.
Mais quand le Conseil fédéral fait son travail, quand le Parle-
ment élabore une loi qui répond aux questions posées, qui
touchent à l'organisation et à la sécurité de la société, alors
l'initiative populaire devient inutile. Et c'est bien le cas au-
jourd'hui de l'initiative populaire et des contre-projets directs
qui nous sont soumis.
Le contre-projet direct proposé par la majorité de la commis-
sion corrige les erreurs de l'initiative et élargit le spectre de
la protection des mineurs face aux pédocriminels. Nous de-
vons le reconnaître. Mais il reprend mot pour mot les propo-
sitions du projet de loi et devient par conséquent complète-
ment caduc puisque le dispositif pénal sera déjà en vigueur.
Sur le fond, je ne crois pas honnêtement – parce qu'on a
tous une certaine expérience politique – qu'un contre-projet
direct quel qu'il soit, que ce soit celui de la majorité ou celui
de la minorité, puisse être une réponse adéquate à une ini-
tiative. Parce que si le contre-projet se rapproche de l'initia-
tive, il en épouse aussi les défauts. Et la population, souvent,
préfère l'original à la copie. Et si le contre-projet direct s'en
écarte trop, eh bien alors là la réponse est insuffisante et
donc là aussi la population privilégie souvent l'initiative elle-
même.
En conclusion, je vous demande de soutenir la proposition
de minorité I que j'ai déposée et aussi la minorité III, qui re-
fuse l'idée du contre-projet direct de la majorité. Avec le pro-
jet de loi, nous démontrons que nous avons travaillé avec
sérieux et conscience à résoudre un vrai problème, car ce
qui nous tient le plus à coeur, à savoir protéger les enfants
des violences des hommes et du monde, doit être traité jus-
tement avec le plus grand des respect et avec la plus grande
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efficacité. C'est comme cela que nous avons abordé cette
question, et c'est la réponse par la modification du Code pé-
nal qui est, à mon avis, la plus à même de résoudre les diffi-
cultés qui se posent aujourd'hui.
Je vous invite donc à soutenir les propositions des minori-
tés I (Savary) et III (Comte).

Minder Thomas (V, SH): Ich vertrete die Minderheit II im
wahrsten Sinne des Wortes. Ich war in der Kommission der
Einzige, welcher diese Volksinitiative ohne Gegenvorschlag
zur Annahme empfahl – übrigens so, wie es der Nationalrat
beschlossen hat. Sie erkennen also: Es ist durchaus mög-
lich, als Einzelperson, bezogen auf das ganze Parlament,
mit einer Minderheit eine Mehrheit zu vertreten.
Volksinitiative um Volksinitiative versuchen wir, mit Gegen-
vorschlägen den Vorlagen den Wind aus den Segeln zu neh-
men. Bei emotionalen Themen ist es schwierig, wir haben es
gehört: Emotionale Vorlagen werden emotional entschie-
den – so einfach ist das. Da schaut der Durchschnittsbürger
kaum auf den Gesetzestext oder den Verfassungsartikel.
Dem ganz konkreten Unterschied zwischen der Volksinitia-
tive und dem Gegenvorschlag wird zu wenig Beachtung ge-
schenkt. Nur die wenigsten Bürger lesen das Bundesbüch-
lein oder drucken sich den Text des indirekten Gegen-
vorschlages auch wirklich aus. Das ist so, und das war so
bei der Verjährungs-Initiative, der Ausschaffungs-Initiative,
der Abzocker-Initiative, insbesondere aber auch bei der er-
sten Initiative des Vereins Marche Blanche, bei der Unver-
jährbarkeits-Initiative. Da bringt das ganze Jonglieren mit Ar-
tikeln wenig. Der Nationalrat und der Ständerat versuchten
es hier; sie sind sich nicht einmal einig, ob es einen direkten
oder einen indirekten Gegenvorschlag braucht oder ob es
gar keinen Gegenvorschlag braucht, wie ich es empfehle. In
beiden Kammern wimmelte es geradezu von Textvorschlä-
gen und Minderheitsanträgen. In einem solchen Fall kann
und darf man eine Volksinitiative gut auch einmal ohne Ge-
genvorschlag vor das Volk bringen.
Es ist falsch – diese Bewegung ist stark im Kommen –, bei
Volksinitiativen nun vermehrt direkte Gegenvorschläge zu
kreieren, damit man an der Urne mit dem zusätzlichen
Stimmzettel im Stimmcouvert eine grössere Erfolgschance
hat. Wir können den Initianten nicht dauernd vorwerfen, ihr
Anliegen gehöre nicht in die Verfassung – so, wie es bei der
Abzocker-Initiative übrigens auch gemacht wurde –, um als-
dann mit einem direkten Gegenvorschlag zu taktieren; bei
meiner Initiative war das die Boni-Steuer. Mit solchen Spiele-
reien müssen wir aufhören.
Wir sollten dem Volk direkte Gegenvorschläge nur dann vor-
legen, wenn das Anliegen wirklich in die Verfassung gehört.
Das ist bei dieser Initiative nicht der Fall. Ansonsten ist das
ausführende Gesetz dazu da, dass Unklarheiten beseitigt
und Präzisierungen vorgenommen werden können. Textliche
Nuancen sind in einem Abstimmungskampf kaum vermittel-
bar. Das gilt auch für alle nun vorliegenden Varianten der
beiden Gegenvorschläge. Wir als Gesetzesmacher erken-
nen sehr wohl Unterschiede – nicht aber der Durchschnitts-
bürger. 
Zu oft wirft man den Initianten vor, der Text der Volksinitiative
sei unklar, so auch in diesem Fall: Es sei die Jugendliebe
vom Verfassungstext auch erfasst und das sei ein grosser
Fehler. Dazu ist ja gerade das ausführende Gesetz da, um
Nuancen auszuformulieren, denn das geht in einem Verfas-
sungstext nicht. Dann schreiben wir im Gesetzestext eben,
dass Jugendliebe keinen Fall von Pädophilie darstellt. In den
nun kreierten direkten Gegenvorschlägen finden wir ge-
nauso unklare Formulierungen, so z. B. das Wort «Kontakt».
Was heisst das? Berühren, telefonieren, schreiben, spre-
chen, streicheln, chatten, SMS senden und auf Facebook
sein? Oder ist doch nur sexueller Kontakt gemeint? Beim
Wort «Kontakt» geht es ja nicht nur um die Berufskategorie,
sondern auch um eine Person oder sogar um den Familien-
vater, die oder der mit dem Kind Kontakt hat. Auch das Wort
«regelmässig» ist weit auslegbar. Wie soll der Richter da
entscheiden? Bedeutet «regelmässig» einmal die Woche,
jeden Tag, jeden Monat, jede Woche mehrmals? Wir finden

im Gegenvorschlag der Mehrheit des Weiteren die breit aus-
legbaren Begriffe «gewisse Schwere» und «schutzbedürf-
tig». Was heisst «gewisse Schwere»? Da kommt viel Sub-
jektivität hinein. Da gehen die Interpretationen weit aus-
einander. Nicht einmal das Wort «Pädophilie» ist in unserer
Gesetzgebung klar definiert. Die Verwaltung musste in der
Botschaft sogar die Definition der Weltgesundheitsorganisa-
tion und des Diagnostischen und Statistischen Manuals psy-
chischer Störungen heranziehen. Bei so unklaren Begriffen
ist im Abstimmungskampf, aber auch vor dem Richter der
Knatsch vorprogrammiert. Es ist keineswegs so, dass die
nun kreierten Texte der beiden direkten Gegenvorschläge
hundertprozentig klar sind. Da ist der Originaltext aus mei-
ner Warte einfach klarer. 
Die Minderheit Schmid Martin hat sich für die Terminologie
«volljährige Personen mit Pädophilie» entschieden. Diese
Variante ist eindeutig die schlechteste von allen. Bei einem
Vergehen gegen ein dreizehnjähriges Kind erachtet diese
Minderheit dieses Kind als nicht schutzbedürftig. Das kann
es wahrlich nicht sein! Die Vertreter dieser Minderheit argu-
mentieren, ihr Gegenvorschlag gehe mit dem Rayonverbot
sogar über den Verfassungstext der Initiative hinaus. Das
mag stimmen. Doch wie erklären Sie das in einem emotio-
nalen Abstimmungskampf dem Volk? 
Darin liegt die zweite Fehlüberlegung, nämlich diejenige,
dass ein Gegenvorschlag, der über den Initiativtext hinaus-
geht, in der Auffassung des Volkes berücksichtigt werde.
Das Volk versteht das kaum. Denn es sagt sich, dann könne
man ja gleich das Original annehmen, und die Räte sollen
das Rayonverbot bei der Annahme der Volksinitiative als-
dann ins Gesetz schreiben, aber nicht in die Verfassung.
Es ist doch kein Problem, all das in ein ausführendes Gesetz
zu schreiben. Ein Rayonverbot gehört nicht in die Verfas-
sung, das ist Gesetzesarbeit. Zudem: Was heisst «Rayon»?
Auch das muss so oder so im Gesetzestext noch klarer defi-
niert werden. Vielleicht haben wir bei dieser Vorlage einfach
zu viele Juristen in beiden Kommissionen. Man sagt ja nicht
umsonst: zwei Juristen, drei Meinungen. Dementsprechend
gross ist auch der Wirrwarr mit den vielen Gegenvorschlä-
gen. 
Aufgrund dieser Überlegungen unterstütze ich das Original
und empfehle Ihnen, dieses dem Volk ohne Gegenvorschlag
zu unterbreiten.

Cramer Robert (G, GE):  Tout d'abord, je tiens à rendre
hommage à la perspicacité de la présidente de notre Com-
mission des affaires juridiques, qui est également rappor-
teure dans cette affaire et qui s'est bornée à une introduction
extrêmement sommaire pour poser le cadre. Elle se doutait
bien que, finalement, tous les débats que nous avons eus en
commission, nous allions les avoir une nouvelle fois au
conseil. Je mêle donc ma voix à cette symphonie, en espé-
rant que ce ne soit pas une cacophonie pour ceux à qui elle
est infligée.
La première question qui se pose dans le cadre de l'objet
que nous traitons maintenant est celle de savoir si oui ou
non nous avons envie d'opposer un contre-projet à l'initiative
populaire. Voilà la première question, celle dont nous avons
déjà parlé lors de la dernière session, puisque le 18 juin
2013, lors de la session d'été, nous avons décidé, par 23
voix contre 21, qu'il fallait élaborer un contre-projet. En ce
sens, le texte avait été renvoyé en commission. 
Est-ce que nous sommes toujours convaincus qu'il faut faire
un contre-projet? La question est posée par plusieurs per-
sonnes, tout d'abord par Monsieur Minder. Celui-ci dit qu'il
ne faut pas faire de contre-projet, et c'est très logique qu'il le
dise puisqu'il est pour l'initiative populaire. Il propose de
suivre le Conseil national, donc de recommander au peuple
et aux cantons d'adopter l'initiative. Il est évident que si on
est pour l'initiative, si on trouve qu'elle est formidable, que
c'est cette initiative qu'il fallait rédiger, on pense en même
temps qu'il ne faut pas de contre-projet. Je dois donner acte
à Monsieur Minder de ce qu'il est parfaitement cohérent
dans sa prise de position.
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Je ne dirai pas exactement la même chose du Conseil fédé-
ral et de la minorité I (Savary). Le Conseil fédéral nous dit
qu'il faut recommander le rejet de l'initiative et en même
temps, il ne veut pas proposer de contre-projet tout en fai-
sant un projet de loi. Ce faisant, il fait quelque chose d'extrê-
mement délicat, parce qu'il nous dit en fait deux choses
contradictoires, à savoir d'une part qu'il pense qu'il y a né-
cessité de légiférer par rapport aux actes pédophiles, par
rapport aux atteintes à l'intégrité sexuelle des enfants. Le
Conseil fédéral considère qu'il faut légiférer sur ce point.
D'autre part, il nous dit qu'il faut recommander le rejet de
cette initiative. Je me demande comment nous pouvons me-
ner une campagne dans ces conditions.
Personnellement, je trouve que la loi proposée par le
Conseil fédéral est excellente. Du reste, toute la commission
le trouve, puisque vous aurez remarqué que personne ne
parle du projet 1, qui est cette loi. Nous y adhérons tous;
nous ne l'avons pas discutée: son traitement a été réglé en
quelques minutes en commission. Nous sommes donc d'ac-
cord que c'est une bonne loi.
Même si nous considérons tous que c'est une bonne loi, je
nous vois mal participer à un débat, au cours de la cam-
pagne précédant la votation populaire, en disant au peuple:
«Nous sommes contre l'initiative et c'est la raison pour la-
quelle nous avons fait une très bonne loi», sans pouvoir rien
montrer. C'est la raison pour laquelle un contre-projet est in-
dispensable pour dire quelle est l'opinion du Parlement dans
cette affaire, dans quel sens nous estimons qu'il faut légifé-
rer, ce que nous souhaitons.
Or ce que nous souhaitons, c'est très précisément ce que
l'on trouve dans le contre-projet tel qu'il a été adopté par la
majorité de la commission. Ce que nous souhaitons, ce sont
deux choses. C'est d'abord respecter le principe de la pro-
portionnalité, c'est-à-dire ne pas avoir une automaticité entre
un comportement et cette exclusion professionnelle à vie qui
est prévue par l'initiative. Nous pensons que c'est excessif,
et les initiants eux-mêmes, si on relit les débats au Conseil
national, l'admettent. Monsieur Freysinger, qui est l'un des
initiants, nous dit en substance: «C'est vrai, on va avoir des
cas qui ne sont pas très acceptables», et lui-même du reste
a admis le fait d'opposer un contre-projet direct à sa propre
initiative.
Donc on voit bien que cette initiative, telle qu'elle a été rédi-
gée, ne convient pas. C'est une bonne idée de faire une ini-
tiative sur cette problématique, mais malheureusement,
techniquement, celle-ci est mal écrite. Non seulement elle
ne convient pas à cause de l'automaticité, du fait qu'elle ne
respecte pas le principe de proportionnalité, mais aussi elle
ne convient pas parce qu'elle ne va pas assez loin.
En effet, on ne doit pas se borner, lorsqu'on parle de cette
problématique, aux actes qui se seraient passés dans le
cadre d'une activité professionnelle ou bénévole. On doit
s'intéresser à tous les autres, car on sait très bien que les
comportements de type pédophile, ou ceux qui portent at-
teinte à l'intégrité des mineurs, dans la plupart des cas, ne
se passent pas dans un contexte professionnel ou non pro-
fessionnel qui implique des activités avec des mineurs, mais
qu'ils se passent pour l'essentiel dans l'entourage, dans le
cadre de la famille. En ce sens, il faut élargir les sanctions; il
ne faut pas uniquement se contenter de parler de l'interdic-
tion professionnelle, mais il faut également parler d'autre
chose, et bien sûr interdire les contacts. Eh oui, je suis d'ac-
cord avec Monsieur Minder dans la description qu'il fait: in-
terdire les contacts, c'est très large; cela peut être aussi bien
éviter d'être voisin, éviter de se rapprocher d'un domicile
qu'avoir l'interdiction de téléphoner, d'envoyer des mes-
sages, etc.
Toutes ces interdictions doivent être possibles, parce qu'il
est extrêmement choquant et pénible d'imaginer qu'une vic-
time d'une infraction contre l'intégrité sexuelle puisse se voir
à nouveau confrontée à l'auteur de cette infraction, à celui
qu'elle perçoit comme ayant été son bourreau. Il est juste de
prévoir cela et d'élargir ainsi le champ d'application de l'ini-
tiative populaire, et c'est ce que souhaite le contre-projet.

Nous avons devant nous une seconde proposition de contre-
projet que je trouve extrêmement malheureuse: c'est celle
qui a été défendue tout à l'heure par Messieurs Martin
Schmid et Raphaël Comte. Cette proposition vise à avoir
une automaticité qui ne concernerait que les pédophiles.
Alors, vous devez connaître tout d'abord la signification du
mot «pédophile». J'ai sous les yeux le procès-verbal de
notre séance de commission du 26 août dernier. Un expert,
Monsieur Bernardo Stadelmann, nous y donne une défini-
tion des pédophiles. Selon certains experts, entre 12 et
20 pour cent des auteurs de comportements portant atteinte
à l'intégrité sexuelle des enfants sont des pédophiles, alors
que pour d'autres experts ce sont 40 pour cent. Vous voyez
bien ce que l'on est en train de faire: on se propose d'inscrire
dans la Constitution un mot dont personne ne sait exacte-
ment ce qu'il signifie, un mot qui, pour être défini par les tri-
bunaux, dépendra non seulement du pouvoir d'appréciation
du juge, mais aussi de celui du médecin et du spécialiste
dans une fourchette située entre 12 et 40 pour cent. C'est
simplement inacceptable. On ne peut pas aller en votation
populaire avec un texte sans savoir ce qu'il signifie.
C'est la raison pour laquelle on doit écarter ce texte, parce
que non seulement on ne sait pas ce qu'il signifie, mais en
plus il va beaucoup moins loin, sous ses apparences de sé-
vérité parce qu'une automaticité est prévue, que le contre-
projet rédigé par la commission, qui reprend l'excellente pro-
position qu'avait déposée la minorité Caroni au Conseil na-
tional en indiquant très clairement que l'échelle va de dix ans
à une interdiction à vie d'exercer une activité professionnelle
ou non professionnelle organisée impliquant des contacts
réguliers avec les mineurs. Il est donc clair que dans le cas
de comportements pédophiles, c'est la sanction à vie qui
sera choisie.
Votre commission, en faisant le choix de reprendre le texte
qui, au Conseil national, avait été préparé par la minorité Ca-
roni, reprend en réalité un texte qui va moins loin dans le
respect du principe de proportionnalité que celui qu'avait
prévu, au Conseil national, la majorité de la commission. Ce
dernier indiquait simplement que l'interdiction pouvait inter-
venir pour une durée déterminée. Ici, avec la minorité Ca-
roni, nous disons que l'interdiction d'exercer une activité pro-
fessionnelle doit être d'au moins dix ans.
Tout cela pour vous dire que nous avons choisi un texte ri-
goureux et que nous avons choisi un texte équilibré. Je crois
que nous avons fait notre travail de parlementaires. Alors il
est possible que faire son travail de parlementaire, ce ne soit
pas tout à fait céder à l'émotion populaire, ce ne soit pas hur-
ler avec les loups. Mais je crois que nous avons une fonc-
tion, nous avons été élus pour cela et cette fonction nous de-
vons l'exercer. Nous l'avons fait ici, je crois, avec sérieux.

Schwaller Urs (CE, FR): Ich habe für die Initiative einige
Sympathien, und ich unterstütze das Anliegen der Initianten,
Pädophile mit aller Härte anzupacken und sie beruflich, pri-
vat und in Vereinen in jedem Fall dauerhaft von Kindern fern-
zuhalten. Diese Leute sind krank und gefährliche Kriminelle.
Erklären Sie einmal den Eltern eines missbrauchten Kindes,
die Justiz und die Verwaltung hätten um die Gefährlichkeit
eines Verurteilten gewusst, ihm aber noch einmal eine
Chance geben wollen und ihn mit Kindern arbeiten lassen –
das ist nicht erklärbar und für die Betroffenen auch nicht
nachvollziehbar!
Die Schwäche der Initiative ist aber ohne Zweifel die Undiffe-
renziertheit in der Formulierung des Textes. Die Initiative, wir
wissen das, sieht einen zwingenden Automatismus vor und
ignoriert in jedem Fall das verfassungsmässige Gebot der
Verhältnismässigkeit. Das ist unter rechtlichem Gesichts-
punkt unbefriedigend, das stört und plagt mich vor allem als
Jurist. Ich werde deshalb heute für den Gegenentwurf der
Mehrheit stimmen – es ist der einzige taugliche Versuch –,
obwohl auch er nicht voll zu überzeugen vermag. Was heisst
schon «strafbare Handlung einer gewissen Schwere gegen
die sexuelle Integrität eines Kindes unter dem Schutzalter»,
also eines Kindes, davon gehe ich einmal aus, unter 16 Jah-
ren? Der Minderheitsantrag Schmid Martin – 12 Jahre als
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neues absolutes Schutzalter – geht mir altersmässig so oder
so zu wenig weit. Ein Schutzalter von 16 Jahren ist auch
heute nicht unvernünftig, ich unterstütze ein solches Schutz-
alter. 
Sollte am Schluss der parlamentarischen Beratungen der di-
rekte Gegenvorschlag der Mehrheit scheitern und in der
Volksabstimmung trotz aller juristischen Bedenken die
Volksinitiative durchkommen – wir alle wissen, dass die
Chancen hierfür intakt sind –, so wird es an uns sein, am
Parlament, die Initiative zusammen mit den Initianten ver-
nünftig umzusetzen. Ich kann mir etwa vorstellen, dass der
Begriff «Pädophile» so präzisiert wird, dass nur der tatsäch-
lich nichttherapierbare Täter im Netz hängenbleibt, nicht
aber der 19-Jährige mit seiner knapp 16 Jahre alten Schul-
freundin. 
Wie ausgeführt – ich komme damit zum Schluss –, werde
ich heute dem Gegenvorschlag der Mehrheit zustimmen. Ich
lade Sie ein, dasselbe zu tun. Es ist meines Erachtens der
einzige Weg, um gegen die Initiative anzutreten. Ein indirek-
ter Gegenvorschlag, wie ihn Kollegin Savary vorschlägt, wird
in der Volksabstimmung kein Gewicht haben; wir haben das
gerade bei der Abzocker-Initiative erlebt. Er wird unterge-
hen, für mich ist das keine Lösung.

Schmid Martin (RL, GR): Ich möchte doch noch darauf ein-
gehen, dass verschiedentlich geäussert worden ist, der di-
rekte Gegenvorschlag der Minderheit, die ich vertrete, sei im
Schutzbereich weniger weitgehend als der Gegenvorschlag
der Mehrheit. Ich möchte nur darauf eingehen, damit Sie
verstehen, was mein Antrag will. Die Minderheit will in die
Bundesverfassung nur schreiben, dass der Automatismus
eines lebenslänglichen Berufs- und Tätigkeitsverbots immer
dann gelten soll, wenn ein Übergriff einer pädophilen Person
auf ein Kind unter 12 Jahren vorliegt. Kollege Schwaller hat
jetzt darauf hingewiesen, dass in Fällen, in denen ein Kind
von 13 Jahren betroffen sei, der von mir beantragte Verfas-
sungstext nicht greifen würde. Auf Gesetzesstufe regle aber
ich auch jene Fälle, bei denen beispielsweise ein Angestell-
ter eines Behindertenheims einen einmaligen Übergriff auf
ein behindertes Kind von 13 Jahren gemacht hat; das ist
auch gemäss meinem Minderheitsantrag alles auf Geset-
zesstufe geregelt. Wenn Sie das genau studieren, erkennen
Sie, dass ebendieser Schutzbereich im gesetzlichen Unter-
bau beinhaltet ist. Die Minderheit hebt aber den Automatis-
mus nicht auf Verfassungsstufe. Als Jurist vertrete ich ein-
fach die Auffassung, auch wenn ich kein Verfassungsspezia-
list bin, dass es eine verfassungsrechtliche Grundlage
braucht, wenn man einen Automatismus auf Gesetzesstufe
verankern will; das kann nicht nur auf Gesetzesstufe statu-
iert werden, weil es eben ein zu grosser Eingriff in die Per-
sönlichkeitsrechte ist, weil es nicht mit den verfassungsmäs-
sigen Rechten übereinstimmt und weil auch das Verhältnis-
mässigkeitsprinzip nicht eingehalten wird. Da gehe ich mit
Kollege Cramer einig. Deshalb beantrage ich, dass dieser
Bereich geregelt wird. Ich möchte also nochmals der irrigen
Meinung entgegentreten, dass Fälle mit 13-Jährigen im Min-
derheitsantrag nicht geregelt seien.
Der zweite Problempunkt ist die Definition der Pädophilie. Es
wird das Argument vorgebracht, dass das nicht geregelt
werde. Leider hat der Rat nicht die Unterlagen zur Verfü-
gung, welche wir in der Kommission gehabt haben. Ich er-
laube mir deshalb, auch daraus zu zitieren. Das Bundesamt
für Justiz hat diesbezüglich eine Grundlage erarbeitet. Ich
könnte mir vorstellen, dass die Definitionen der Pädophilie
des Klassifikationssystems ICD-10 der WHO übernommen
werden. Das ist ein Beispiel, wie man das gesetzgeberisch
umsetzen könnte. Pädophilie wird dort, da müssen Sie gut
zuhören, allgemein als «sexuelle Präferenz für Kinder, Jun-
gen oder Mädchen oder Kinder beiderlei Geschlechts, die
sich in der Vorpubertät oder in einem frühen Stadium der
Pubertät befinden» umschrieben. Es gibt dann für die Dia-
gnose verschiedenste Kriterien für die Störung der Sexual-
präferenz und dann spezifische Kriterien für Pädophilie – ich
muss das hier nicht weiter ausführen. Diese Kriterien beste-
hen schon und können auch von Sachverständigen ange-

wendet werden. Ich wehre mich deshalb dagegen, dass man
hier argumentiert, das sei nicht umsetzbar. 
Kollege Minder hat darauf hingewiesen, dass verschieden-
ste Terminologien in der Verfassung einem unbestimmten
Rechtsbegriff gleichkommen. Zum Glück! Es liegt ja im We-
sen der Verfassung, dass sie einen Spielraum offenlassen
muss, damit man das dann auf Gesetzesstufe umsetzen
kann. Auch was eine schutzbedürftige Person ist – da gehen
Sie höchstwahrscheinlich einig mit mir –, ist höchst ausle-
gungsbedürftig und wird auch im Einzelfall wieder bestimmt
werden. 
Ich bin der Überzeugung, dass der Antrag meiner Minderheit
einen glaubwürdigen direkten Gegenvorschlag zur Volks-
initiative darstellt. Wenn Sie auch noch der Vorlage 1 ge-
mäss meiner Minderheit zustimmen, regeln wir all diese
Fälle und könnten auch in einer Volksabstimmung sehr gut
argumentieren. 
Noch eine Ausführung zum Kontaktverbot, da haben wir ja
beim direkten Gegenvorschlag keinen Unterschied zwischen
den Anträgen der Mehrheit und der Minderheit: Auch hier
darf man darauf hinweisen, dass dieses Kontakt- und Ray-
onverbot noch nicht ausgestaltet ist. Dazu braucht es dann
eben wieder die Gesetzesgrundlagen. Aber ich möchte dar-
auf hinweisen, dass es aus meiner Sicht nicht geht, diesen
Absatz nicht in die Verfassung aufzunehmen. Sonst würde
die verfassungsmässige Grundlage fehlen, um auf Geset-
zesstufe so strenge Kontakt- und Rayonverbote einzuführen.
Das wäre dann nicht verhältnismässig. Wenn man jetzt ar-
gumentiert, man solle die Initiative annehmen, man könne
dann auf Gesetzesstufe entsprechende Kontakt- und Rayon-
verbote einführen, so möchte ich darauf hinweisen, dass ich
grösste Bedenken habe, ob das verfassungsrechtlich zuläs-
sig ist. Deshalb ist in dieser Hinsicht einem direkten Gegen-
entwurf, sei es jenem der Mehrheit oder jenem der Minder-
heit, der Vorzug zu geben. 

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Ich beginne dort, wo
Konsens herrscht. Konsens herrscht darüber, dass, wer Kin-
der oder schutzbedürftige Personen sexuell ausbeutet, nicht
mehr mit Kindern oder schutzbedürftigen Personen arbeiten
darf. Konsens besteht auch darüber, dass das heute gel-
tende Recht nicht genügt und dass deshalb Handlungsbe-
darf besteht. Nun liegt diese Volksinitiative vor, über die Sie
beraten und auch entscheiden müssen, und auch darüber
besteht weitgehend Konsens: Die Lösung, die mit dieser In-
itiative vorgeschlagen wird, ist völlig undifferenziert. Mit die-
ser Initiative wird alles über einen Leisten geschlagen. Diese
Initiative kann, wie ein Holzhammer, sogar bei einer harmlo-
sen Jugendliebe zuschlagen. Mit einem zwingenden, auto-
matischen und lebenslänglichen Tätigkeitsverbot, wie es die
Initiative vorschlägt, ist eine differenzierte Lösung nicht mög-
lich.
Vor allem ist die Initiative nicht verhältnismässig. Ein Verfas-
sungstext, der nicht verhältnismässig ist, das ist keine Nu-
ance. Das Verhältnismässigkeitsprinzip muss für unsere
Bundesverfassung gelten; es ist die Grundlage des staatli-
chen Handelns. Ich glaube, das sollten wir nicht vergessen.
Wenn man deshalb zum Schluss kommt, dass diese Initia-
tive abgelehnt werden muss, weil sie nicht verhältnismässig
ist, dann ist das eben, ich sage es noch einmal, keine Nu-
ance, sondern dann haben Bundesrat und Parlament die
Aufgabe zu sagen: Wie kann man das Problem anpacken?
Wie kann man das Problem lösen, aber auf einer Basis, die
dem Verhältnismässigkeitsprinzip entspricht, der Grundlage
unseres staatlichen Handelns?
Ich muss mich auch dagegen wehren, dass wir sagen: «Wir
nehmen die Initiative einmal an und setzen sie dann schon
irgendwie um.» Das geht auch nicht. Damit schaden wir der
direkten Demokratie. Unsere Bevölkerung soll abstimmen,
und sie soll, wenn sie abstimmt und sich entscheidet, auch
die Gewähr haben, dass das Abstimmungsergebnis umge-
setzt werden kann. Aber jetzt zu sagen, wir würden dann
schauen, irgendwie gehe das dann schon und die Initianten
hätten auch gesagt, die Initiative gehe zu weit, aber wir wür-
den dann eine Lösung suchen – damit schaden wir langfri-
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stig der direkten Demokratie. Deshalb haben wir jetzt die
Aufgabe – ich weiss, es ist eine schwierige Aufgabe – zu sa-
gen: Ja, die Initianten sprechen etwas an, was wir alle auch
teilen, aber wir suchen jetzt eine Lösung, mit der wir das An-
liegen umsetzen können. 
Die Initiative ist nicht unklar formuliert, sondern eben sehr
klar formuliert; sie lässt keinen Spielraum, das ist das Pro-
blem. Es ist ein automatisches, zwingendes lebenslängli-
ches Tätigkeitsverbot. Es steht hier – Sie kennen ja den
Text –, «weil die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes oder
einer abhängigen Person beeinträchtigt» worden sei. Das ist
die Grundlage, und das führt automatisch – ich sage es zum
letzten Mal –, zwingend zu einem lebenslänglichen Tätig-
keitsverbot. Da haben Sie keinen Spielraum und können
nachher nicht beim Umsetzen ein bisschen schummeln.
Deshalb haben wir aus meiner Sicht die Aufgabe, wirklich
eine Lösung zu suchen.
Der Bundesrat hat mit einem konkreten Vorschlag zu einer
Gesetzesänderung gezeigt, wie man ans Ziel gelangt, und –
Sie haben es auch gesagt – der Vorschlag ist offenbar gut,
er ist machbar. Es stellt sich einfach die Frage, ob Sie mit
diesem Vorschlag genug Munition haben, um die Bevölke-
rung im Abstimmungskampf zu überzeugen.
Ich bin der Meinung, Herr Ständerat Cramer, dass der Bun-
desrat sich nicht widerspricht, wenn er sagt, dass es Hand-
lungsbedarf gebe, aber gleichzeitig Nein zur Initiative sagt.
Ich glaube, unsere Bevölkerung muss einfach wissen: Damit
der Gesetzgeber handelt, damit die Politik handelt, muss
man nicht immer zuerst die Bundesverfassung ändern. Stel-
len Sie sich vor, Sie müssten jedes Mal, wenn Sie etwas er-
reichen wollen, zuerst die Bundesverfassung ändern. Das ist
eine falsche Botschaft. Die Bevölkerung muss wissen – und
ich glaube, sie weiss es auch –, dass die Politik auch han-
delt, wenn man ein Gesetz anpasst, und da haben wir Ihnen
einen Vorschlag gemacht.
Die Politik handelt mit dem Gesetzesvorschlag, den wir un-
terbreiten, sogar noch zusätzlich. Wir müssen nämlich dort
handeln, das haben Sie auch gesagt, wo sexuelle Gewalt an
Kindern am häufigsten vorkommt, nämlich – ich glaube, man
kann es nicht oft genug sagen – im Familien- und Bekann-
tenkreis. Dort müssen wir handeln. Das kommt in der Initia-
tive nicht einmal vor – stellen Sie sich das vor! Ich will nicht
sagen, dass wir sonst am Problem vorbeilegiferieren, aber
wir sollten vor allem dort handeln, wo die Probleme tatsäch-
lich bestehen. Das haben natürlich diejenigen, die einen di-
rekten Gegenvorschlag unterstützen, auch in ihren Vor-
schlag aufgenommen – aber es ist wichtig, dass wir uns
dessen bewusst sind.
Es besteht also weitgehend Konsens darüber, dass die In-
itiative nicht zum Ziel führt, dass sie deshalb abzulehnen ist
und dass wir gezielte Regelungen treffen sollten. Gegen-
stand der heutigen Diskussion ist aber natürlich wieder die
Frage: Wie bekämpfen wir diese Initiative am besten, wie
können wir die Bevölkerung überzeugen?
Sie haben letztes Mal entschieden, dass Ihre Kommission
noch einmal nach einer Lösung suchen solle, um der Initia-
tive mit einem direkten Gegenentwurf begegnen zu können.
Der Bundesrat hat Verständnis dafür, er hat wirklich auch
solche Überlegungen angestellt; man könnte so der Bevöl-
kerung einen konkreten alternativen Verfassungstext vorle-
gen. Ich muss Ihnen aber einfach sagen: Wenn ich die
Fahne anschaue, sehe ich, dass zu Vorlage 5 drei Anträge
vorliegen. Erstens gibt es den Antrag der Mehrheit für einen
direkten Gegenentwurf, der weitgehend der Fassung ent-
spricht, die im Nationalrat von Herrn Caroni vertreten wurde,
mit einem Tätigkeitsverbot für mindestens zehn Jahre, wenn
die Tat eine gewisse Schwere aufweist. Zweitens liegt der
Antrag der Minderheit Schmid Martin vor, der ein zwingen-
des lebenslängliches Tätigkeitsverbot verlangt, aber nur bei
erwachsenen Personen mit Pädophilie. Beide Anträge se-
hen auch ein Kontakt- und Rayonverbot vor. Drittens gibt es
den Antrag, auf einen direkten Gegenvorschlag zu verzich-
ten.
Ich habe heute nicht feststellen können, dass eine Annähe-
rung zwischen Mehr- und Minderheit stattfände. Sie haben

im Gegenteil relativ viel Energie darauf verwendet zu erklä-
ren, warum der jeweils andere Antrag nicht gut beziehungs-
weise falsch sei. Ich verstehe das; wenn ich mich entschei-
den müsste – ich bin da ganz ehrlich –, wäre es für mich
nicht einfach. Aber es ist keine ideale Ausgangslage, um
jetzt gemeinsam mit einem direkten Gegenentwurf gegen
diese Initiative anzutreten. Bei einem direkten Gegenentwurf
besteht das Risiko, dass man die Kräfte verzettelt, indem der
eine sagt, er sei schon immer gegen diesen Gegenvorschlag
gewesen, und der andere sagt, er sei schon immer gegen je-
nen Gegenvorschlag gewesen. Dann wird es relativ schwie-
rig, gemeinsam die Initiative zu bekämpfen. Gerade weil es
einen idealen direkten Gegenentwurf wahrscheinlich einfach
nicht gibt, hat der Bundesrat entschieden, auf Gesetzesstufe
zu handeln und Ihnen die Möglichkeit zu geben, rasch zu le-
giferieren und im Abstimmungskampf dann aufzuzeigen,
dass Sie tatsächlich legiferiert haben.
Ich möchte Ihnen noch etwas zu bedenken geben: Wenn Sie
jetzt der Bevölkerung einen direkten Gegenentwurf unter-
breiten, welchen auch immer, dann schränken Sie sich mög-
licherweise Ihren Handlungsspielraum ein. Wenn die Initia-
tive trotzdem angenommen wird, dann ist der Handlungs-
spielraum für eine allenfalls doch moderate, unvollständige
Umsetzung der Volksinitiative möglicherweise einge-
schränkt. Die Initianten können dann sagen, dass diese Al-
ternative, diese Umsetzung vom Volk abgelehnt wurde. Ich
erinnere Sie daran, dass wir die gleiche Frage bei der Aus-
schaffungs-Initiative hatten. Wir hatten dort auch einen di-
rekten Gegenentwurf. Er wurde abgelehnt, und die Initianten
haben nachher immer Folgendes gesagt: Das, was ihr jetzt
in einer moderaten Umsetzung machen wollt, das ist genau
das, was die Bevölkerung abgelehnt hat! Ich möchte Ihnen
das nur zu bedenken geben. Es kann sein, dass Sie sich mit
einem direkten Gegenentwurf, sollte er dann von der Bevöl-
kerung nicht angenommen werden, den Handlungsspiel-
raum einschränken. 
Sie entnehmen meinen Überlegungen, dass der Bundesrat
gegenüber einem direkten Gegenentwurf nach wie vor zu-
rückhaltend bleibt. Ich kann heute zu den beiden direkten
Gegenentwürfen – wir haben das im Bundesrat auch nicht
diskutiert – keine Stellungnahme abgeben. Ich bitte Sie
aber, noch einmal zu überdenken, ob wir nicht gemeinsam
mit einem verabschiedeten Gesetzesvorschlag – dieser geht
weit, er ist gut, das haben Sie alle auch bestätigt – gegen die
Initiative antreten sollten. Trotz der allseitigen mittleren Un-
zufriedenheit sollten wir jetzt die Reihen schliessen und sa-
gen: Wir treten gemeinsam gegen diese Initiative an!

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress, Art. 1
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Titre et préambule, art. 1
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Bevor wir über Arti-
kel 2 befinden können, müssen wir die Frage behandeln, ob
wir einen direkten Gegenentwurf wollen oder nicht. Deshalb
gehen wir zu Vorlage 5.
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5. Bundesbeschluss über das Tätigkeits- und Kontakt-
verbot nach einer Straftat gegen die sexuelle Integrität
(Gegenentwurf zur Volksinitiative «Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»)
5. Arrêté fédéral concernant l'interdiction d'exercer une
activité et l'interdiction de contact après une infraction
contre l'intégrité sexuelle (contre-projet à l'initiative po-
pulaire «pour que les pédophiles ne travaillent plus avec
des enfants»)

Antrag der Mehrheit
Eintreten

Antrag der Minderheit
(Comte, Levrat, Savary)
Nichteintreten

Proposition de la majorité
Entrer en matière

Proposition de la minorité
(Comte, Levrat, Savary)
Ne pas entrer en matière

Abstimmung – Vote
Für Eintreten ... 29 Stimmen
Dagegen ... 14 Stimmen

Detailberatung – Discussion par article

Titel
Antrag der Kommission
Bundesbeschluss über das Tätigkeits- und Kontaktverbot
nach einer Straftat gegen die sexuelle Integrität (Gegenent-
wurf zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kin-
dern arbeiten dürfen») 

Titre
Proposition de la commission
Arrêté fédéral concernant l'interdiction d'exercer une activité
et l'interdiction de contact après une infraction contre l'inté-
grité sexuelle (contre-projet à l'initiative populaire «pour que
les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»)

Angenommen – Adopté

Ingress
Antrag der Kommission
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft, gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesver-
fassung, nach Prüfung der am 20. April 2011 eingereichten
Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern ar-
beiten dürfen», beschliesst: 

Préambule
Proposition de la commission
L'Assemblée fédérale de la Confédération suisse, vu l'arti-
cle 139 alinéa 5 de la Constitution, vu l'initiative populaire
fédérale «pour que les pédophiles ne travaillent plus avec
des enfants», déposée le 20 avril 2011, arrête: 

Angenommen – Adopté

Ziff. I Einleitung 
Antrag der Kommission
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Ch. I introduction 
Proposition de la commission
La Constitution est modifiée comme suit: 

Angenommen – Adopté

Art. 123c
Antrag der Mehrheit
Titel
Tätigkeits- und Kontaktverbot
Abs. 1
Volljährigen Personen, die verurteilt werden, weil sie eine
strafbare Handlung einer gewissen Schwere gegen die se-
xuelle Integrität einer minderjährigen oder einer besonders
schutzbedürftigen Person begangen haben, wird für die
Dauer von mindestens 10 Jahren, wenn nötig auch lebens-
länglich, verboten, eine berufliche oder organisierte ausser-
berufliche Tätigkeit mit regelmässigem Kontakt zu minder-
jährigen oder besonders schutzbedürftigen Personen
auszuüben.
Abs. 2
Besteht die Gefahr, dass jemand bei einem Kontakt zu be-
stimmten Personen erneut strafbare Handlungen begeht, so
kann ihm verboten werden, mit diesen Personen Kontakt
aufzunehmen oder sich an bestimmten Orten aufzuhalten.
Abs. 3
Das Gesetz regelt die Voraussetzungen für die Anordnung
des Tätigkeitsverbots und des Kontakt- und Rayonverbots,
ihren Anwendungsbereich sowie die Modalitäten des Voll-
zugs.

Antrag der Minderheit
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Abs. 1
Volljährige Personen mit Pädophilie, die verurteilt werden,
weil sie eine strafbare Handlung gegen die sexuelle Integri-
tät eines Kindes von weniger als 12 Jahren begangen ha-
ben, wird lebenslänglich verboten, eine berufliche oder orga-
nisierte ausserberufliche Tätigkeit mit regelmässigem
Kontakt zu Minderjährigen auszuüben.

Art. 123c
Proposition de la majorité
Titre
Interdiction d'exercer une activité et interdiction de contact
Al. 1
Toute personne majeure condamnée pour avoir commis une
infraction d'une certaine gravité contre l'intégrité sexuelle
d'un mineur ou d'une personne particulièrement vulnérable
se voit interdire, pour la durée d'au moins dix ans, ou à vie si
nécessaire, d'exercer une activité professionnelle ou non
professionnelle organisée impliquant des contacts réguliers
avec des mineurs ou des personnes particulièrement vulné-
rables.
Al. 2
S'il y a lieu de craindre qu'une personne commette de nou-
velles infractions si elle est en contact avec des personnes
déterminées, elle peut se voir interdire de prendre contact
avec ces personnes ou de fréquenter certains lieux.
Al. 3
La loi règle les conditions auxquelles l'interdiction d'exercer
une activité, l'interdiction de contact et l'interdiction géogra-
phique, peuvent être ordonnées, leur étendue, ainsi que les
modalités de leur exécution.

Proposition de la minorité
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Al. 1
Tout pédophile majeur condamné pour avoir commis une in-
fraction contre l'intégrité sexuelle d'un enfant de moins de
12 ans se voit interdire à vie d'exercer une activité profes-
sionnelle ou non professionnelle organisée impliquant des
contacts réguliers avec des mineurs.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag der Mehrheit ... 25 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 15 Stimmen
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Ziff. II
Antrag der Kommission
Dieser Gegenentwurf wird Volk und Ständen zur Abstim-
mung unterbreitet. Sofern die Volksinitiative «Pädophile sol-
len nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» nicht zurückge-
zogen wird, wird er zusammen mit der Volksinitiative nach
dem Verfahren gemäss Artikel 139b der Bundesverfassung
Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet.

Ch. II
Proposition de la commission
Le présent contre-projet sera soumis au vote du peuple et
des cantons. Il sera soumis au vote en même temps que
l'initiative populaire «pour que les pédophiles ne travaillent
plus avec des enfants», si cette initiative n'est pas retirée,
selon la procédure prévue à l'article 139b de la Constitution.

Angenommen – Adopté

Gesamtabstimmung – Vote sur l'ensemble
Für Annahme des Entwurfes ... 27 Stimmen
Dagegen ... 14 Stimmen
(1 Enthaltung)

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Art. 2
Antrag der Mehrheit
Abs. 1
Sofern die Volksinitiative nicht zurückgezogen wird, wird sie
zusammen mit dem Gegenentwurf (Bundesbeschluss vom
... über das Tätigkeits- und Kontaktverbot nach einer Straftat
gegen die sexuelle Integrität) Volk und Ständen nach dem
Verfahren gemäss Artikel 139b der Bundesverfassung zur
Abstimmung unterbreitet.
Abs. 2
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die
Initiative abzulehnen und den Gegenentwurf anzunehmen.

Antrag der Minderheit I
(Savary, Levrat)
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit II
(Minder)
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Antrag der Minderheit III
(Comte)
(Eventualantrag, falls der direkte Gegenentwurf, Vorlage 5,
in der Gesamtabstimmung angenommen wird)
Abs. 1
Sofern die Volksinitiative nicht zurückgezogen wird, wird sie
zusammen mit dem Gegenentwurf (Bundesbeschluss vom
... über das Tätigkeits- und Kontaktverbot nach einer Straftat
gegen die sexuelle Integrität) Volk und Ständen nach dem
Verfahren gemäss Artikel 139b der Bundesverfassung zur
Abstimmung unterbreitet.
Abs. 2
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die
Initiative und den Gegenentwurf anzunehmen und den Ge-
genentwurf in der Stichfrage vorzuziehen.

Art. 2
Proposition de la majorité
Al. 1
Si l'initiative populaire n'est pas retirée, elle sera soumise au
vote du peuple et des cantons en même temps que le con-
tre-projet (arrêté fédéral du ... concernant l'interdiction
d'exercer une activité et l'interdiction de contact après une

infraction contre l'intégrité sexuelle), selon la procédure
prévue à l'article 139b de la Constitution.
Al. 2
L'Assemblée fédérale recommande au peuple et aux can-
tons de rejeter l'initiative et d'accepter le contre-projet.

Proposition de la minorité I
(Savary, Levrat)
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité II
(Minder)
Adhérer à la décision du Conseil national

Proposition de la minorité III
(Comte)
(Proposition subsidiaire, au cas où le contre-projet direct,
projet 5, serait adopté au vote sur l'ensemble)
Al. 1
Si l'initiative populaire n'est pas retirée, elle sera soumise au
vote du peuple et des cantons en même temps que le
contre-projet (arrêté fédéral du ... concernant l'interdiction
d'exercer une activité et l'interdiction de contact après une
infraction contre l'intégrité sexuelle), selon la procédure
prévue à l'article 139b de la Constitution.
Al. 2
L'Assemblée fédérale recommande au peuple et aux can-
tons d'accepter l'initiative et le contre-projet, et de donner la
préférence au contre-projet en réponse à la question subsi-
diaire.

Comte Raphaël (RL, NE): Suite au vote sur le projet 5, ma
proposition de minorité III est retirée.

Savary Géraldine (S, VD): Ma proposition de minorité I à
l'article 2 est de facto caduque.

Le président (Lombardi Filippo, président): Dans la mesure
où nous avons accepté le contre-projet direct (projet 5), nous
sommes dans la logique de la majorité, donc la proposition
de la minorité I et celle de la minorité II sont caduques parce
qu'elles font référence soit à la version du Conseil fédéral,
soit à celle du Conseil national.
Si quelqu'un veut remettre en question ce résultat, il doit
soutenir la proposition de la minorité III; cela est encore pos-
sible. Il ne faut donc pas retirer la minorité III.
Ich zitiere Artikel 102 des Parlamentsgesetzes: «Unterbreitet
die Bundesversammlung Volk und Ständen neben der Volks-
initiative einen Gegenentwurf zur Abstimmung, so kann sie
a. die Volksinitiative zur Ablehnung und den Gegenentwurf
zur Annahme empfehlen; oder b. beide Vorlagen zur An-
nahme empfehlen. Empfiehlt sie beide Vorlagen zur An-
nahme, so empfiehlt sie den Stimmberechtigten, bei der
Stichfrage den Gegenentwurf anzunehmen.» Das ist die
Formulierung, wie sie die Minderheit III beantragt.

Comte Raphaël (RL, NE): J'avais déposé cette proposition
de minorité uniquement au cas où ce serait la minorité qui
l'emporte dans le projet 5 – ce qui n'empêche pas un autre
collègue de la reprendre parce qu'il soutenait le contre-projet
de la majorité. Mais pour ma part, je ne souhaite pas propo-
ser au peuple et aux cantons d'adopter le contre-projet di-
rect puisque je l'ai rejeté. Je dois donc retirer ma proposition
de minorité, mais naturellement un collègue peut estimer
qu'elle était parfaitement pertinente.

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Der Antrag der
Minderheit III ist zurückgezogen worden. Die Anträge der
Minderheiten I und II entfallen nach Annahme der Vorlage 5.

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité
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Il presidente (Lombardi Filippo, presidente): Secondo l'arti-
colo 74 capoverso 4 della legge sul Parlamento non vi è vo-
tazione sul complesso. 

1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das
Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetz-
buchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafge-
setzes)
1. Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique
(Modification du Code pénal, du Code pénal militaire et
du droit pénal des mineurs)

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Cela
a déjà été largement exprimé dans le débat précédent: pa-
rallèlement à ses travaux sur l'initiative populaire et le
contre-projet direct, notre commission est entrée en matière
sans opposition et a procédé à la discussion par article du
projet du Conseil fédéral, le projet 1, visant notamment à
étendre l'interdiction d'exercer aux activités non profession-
nelles, à créer deux formes aggravées d'interdiction d'exer-
cer une activité en cas d'infraction sur un mineur ou une per-
sonne particulièrement vulnérable, à créer une interdiction
de contact et une interdiction géographique, ainsi qu'à ins-
taurer une obligation pour les employeurs et les respon-
sables d'association, d'exiger un extrait du casier judiciaire
avant l'engagement.
Il faut relever que l'avant-projet du texte qui vous est soumis
a été mis en consultation le 23 février 2011, soit environ
deux mois avant le dépôt de l'initiative populaire. Le Conseil
fédéral ainsi que le Parlement avaient donc déjà beaucoup
réfléchi à cette question. On ne peut pas dire que l'on soit
resté sans rien faire, contrairement à ce que certains affir-
ment.
Je vous invite à entrer en matière sur ce projet.

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Herr Schmid, sind
Sie damit einverstanden, dass die Anträge der Minderheiten,
die Sie vertreten, als Folge der Abstimmung über Ihren Min-
derheitsantrag bei Vorlage 5 jeweils entfallen?

Schmid Martin (RL, GR): Ja, ich wollte mich eben zu Wort
melden, um zuhanden des Amtlichen Bulletins festzuhalten,
dass meine Minderheitsanträge zu Vorlage 1 entfallen, weil
mein Minderheitsantrag zu Vorlage 5, dem direkten Gegen-
entwurf, nicht gutgeheissen wurde.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
L'entrée en matière est décidée sans opposition

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress, Ziff. I Einleitung
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Titre et préambule, ch. I introduction
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 19 Abs. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1 art. 19 al. 3
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Il s'agit
ici de la situation où l'auteur d'une infraction est irrespon-
sable ou partiellement responsable. Dans ce cas, l'interdic-

tion d'exercer une activité, l'interdiction de contact et l'inter-
diction géographique pourront tout de même être ordonnées
à titre facultatif, même si la personne est irresponsable ou
partiellement responsable.

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 67
Antrag der Mehrheit
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 3–7
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Abs. 3
Wird eine Person mit Pädophilie wegen einer der nachfol-
genden Straftaten verurteilt, so verbietet ihr das Gericht le-
benslänglich jede berufliche und jede organisierte ausserbe-
rufliche Tätigkeit, die einen regelmässigen Kontakt zu
Minderjährigen umfasst:
a. Menschenhandel (Art. 182), sexuelle Handlungen mit Kin-
dern (Art. 187), sexuelle Nötigung (Art. 189) ... von weniger
als 12 Jahren begangen hat;
b. Streichen
c. ... sexuelle Handlungen mit Kindern von weniger als
12 Jahren zum Inhalt hatten.
Abs. 4
Hat der Täter eine Tat im Sinne von Absatz 3 begangen, so
holt das Gericht das Gutachten eines Sachverständigen ein.
Dieses äussert sich darüber, ob der Täter von einer Pädo-
philie gemäss den von der medizinischen Wissenschaft an-
erkannten Kriterien betroffen ist.
Abs. 5
... zu einer Strafe verurteilt, so legt das Gericht fest, welcher
Anteil der Strafe auf eine Straftat entfällt, die ein Tätigkeits-
verbot nach Absatz 1 nach sich zieht. Die Strafanteile für
mehrere einschlägige Straftaten werden addiert. Es können
mehrere Tätigkeitsverbote verhängt werden.
Abs. 6
Das Gericht kann das zeitlich befristete Verbot nach Ab-
satz 2 auf Antrag der Vollzugsbehörde ...
Abs. 7
... nach Absatz 3 verhängt worden ist.

Ch. 1 art. 67
Proposition de la majorité
Al. 1, 2
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 3–7
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Al. 3
Si un pédophile a été condamné pour l'un des actes sui-
vants, le juge lui interdit à vie l'exercice de toute activité pro-
fessionnelle et de toute activité non professionnelle organi-
sée impliquant des contacts réguliers avec des mineurs:
a. traite d'êtres humains (art. 182), actes d'ordre sexuel avec
des enfants (art. 187), contrainte sexuelle (art. 189) ... si la
victime avait moins de 12 ans;
b. Biffer
c. ... avec des enfants de moins de 12 ans.
Al. 4
Si l'auteur a commis une infraction au sens de l'alinéa 3, le
juge ordonne une expertise. Celle-ci détermine si l'auteur
est pédophile sur la base des critères reconnus par la
science médicale.
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Al. 5
... à une peine pour plusieurs infractions, le juge détermine
la part de la peine qui correspond à une infraction donnant
lieu à une interdiction d'exercer une activité au sens de l'ali-
néa 1. Les parts de peine qui correspondent ...
Al. 6
A la demande des autorités d'exécution, le juge peut prolon-
ger de cinq ans en cinq ans au plus une interdiction limitée
dans le temps prononcée en vertu de l'alinéa 2 lorsque c'est
...
Al. 7
... du présent article. Il l'ordonne dans tous les cas si l'inter-
diction a été prononcée pour un acte visé à l'alinéa 3.

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: A l'ar-
ticle 67, l'alinéa 1 prévoit une interdiction générale d'exercer
une activité professionnelle ou non professionnelle si l'au-
teur a commis un crime ou un délit et a été condamné pour
cette infraction à une peine minimale qui peut être une peine
privative de liberté de plus de six mois ou une peine pécu-
niaire de plus de plus de 180 jours-amende. L'alinéa 2 pré-
voit une interdiction qualifiée si l'auteur a commis un crime
ou un délit contre un mineur ou une autre personne particu-
lièrement vulnérable. Les alinéas 3 et 4 prévoient des inter-
dictions systématiques pour une durée de dix ans pour les
auteurs d'infractions d'ordre sexuel condamnés à une peine
privative de liberté de plus de six mois, à une peine pécu-
niaire de plus de 180 jours-amende ou à une mesure prévue
aux articles 59 à 61 ou 64 du Code pénal. L'alinéa 6 permet
au juge de prononcer une interdiction à vie si le pronostic est
défavorable.

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité

Ziff. 1 Art. 67a
Antrag der Kommission
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 3
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 1 art. 67a
Proposition de la commission
Al. 1, 2
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 3
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: A l'ali-
néa 1, il s'agit simplement de définir les termes «activité
professionnelle» et «activité non professionnelle organisée».
A l'alinéa 3, il est logique que la commission propose de
suivre le Conseil fédéral et non le Conseil national, car ce
dernier avait suspendu ses travaux sur toutes les disposi-
tions qui étaient en lien direct avec l'initiative populaire. Donc
dans tous les cas, ce sera comme cela.

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 67b
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1 art. 67b
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Ici, je
tiens simplement à préciser que l'alinéa 1 ne prévoit pas de
peine minimale et que l'alinéa 2 décrit le contenu de ces in-
terdictions de contact et interdictions géographiques. Il faut
préciser peut-être qu'à la lettre d de l'alinéa 2, il est prévu
que l'interdiction géographique peut par exemple signifier
qu'on interdit à une personne de quitter un lieu déterminé à

certaines heures. Il s'agit par exemple, dans les cas de vio-
lence domestique ou de persécution obsessionnelle, d'em-
pêcher le délinquant de quitter son logement à certaines
heures pour que sa victime puisse se déplacer sans avoir
peur de le rencontrer. L'alinéa 3 prévoit par ailleurs la possi-
bilité d'utiliser des moyens électroniques, comme le GPS,
pour surveiller l'application de ces interdictions géogra-
phiques et de contact.

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 67c
Antrag der Mehrheit
Abs. 1–4, 5 Einleitung, Bst. a
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 5 Bst. b–d
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 6–10
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Antrag der Minderheit
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Abs. 5 Bst. c
Streichen
Abs. 5 Bst. d
d. ... Artikel 67 Absatz 3 ...
Abs. 6
... Absatz 4 oder 5 auf. In einem Fall nach Absatz 5 Buch-
stabe d kann das Verbot zudem nur gestützt auf das Gutach-
ten eines Sachverständigen aufgehoben werden, das fest-
stellt, dass der Täter nicht mehr von Pädophilie betroffen ist.
Der Sachverständige darf den Täter weder behandelt noch
in anderer Weise betreut haben.

Ch. 1 art. 67c
Proposition de la majorité
Al. 1–4, 5 introduction, let. a
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 5 let. b–d
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 6–10
Adhérer à la décision du Conseil national

Proposition de la minorité
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Al. 5 let. c
Biffer
Al. 5 let. d
d. ... de l'article 67 alinéa 3 ...
Al. 6
... aux alinéas 4 et 5. Une interdiction au sens de l'alinéa 5
lettre d ne peut être levée que sur la base d'une expertise
établissant que l'auteur n'est plus pédophile. L'expert ne doit
pas avoir traité l'auteur ni s'en être occupé d'une autre ma-
nière.

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Je pré-
cise que ni l'interdiction d'exercer une activité, ni l'interdiction
géographique, ni l'interdiction de contact ne peuvent être as-
sorties du sursis.
Conformément à l'alinéa 5, l'auteur peut demander à l'auto-
rité compétente la levée de l'interdiction ou son réexamen
après un certain temps, en fonction de la situation. L'alinéa 7
prévoit l'obligation de rapporter aux autorités compétentes
les cas de non-respect des interdictions ou de problèmes
liés à l'assistance de probation.

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité

Ziff. 1 Art. 67d; 67e; 95 Abs. 1, 3; 105 Abs. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
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Ch. 1 art. 67d; 67e; 95 al. 1, 3; 105 al. 3
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 187 Ziff. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1 art. 187 ch. 3
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Là, on
a simplement ajouté «ou du premier acte commis». C'est
donc un complément qui a été introduit dans le projet par le
Conseil fédéral.

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 294
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1 art. 294
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 295
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1 art. 295
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Le non-
respect des règles de conduite ou de l'assistance de proba-
tion doit être sanctionné en soi, même s'il n'y a pas de risque
de récidive accru au sens de l'article 95 alinéa 5 du Code
pénal. C'est une demande de l'Association suisse de proba-
tion et de travail social dans la justice qui a mis l'accent sur
le fait que cela doit être tout de même sanctionné, même s'il
n'y a pas de risque de récidive.

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 366 Abs. 3; 369 Abs. 4ter
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1 art. 366 al. 3; 369 al. 4ter
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 369a
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Urteile, die ein Verbot nach Artikel 67 Absätze 2 und 3 oder
nach Artikel 67b dieses Gesetzes, nach Artikel 50 Absätze 2
und 3 oder nach Artikel 50b ...

Ch. 1 art. 369a
Proposition de la majorité
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
... des articles 67 alinéas 2 et 3 et 67b du présent code, 50
alinéas 2 et 3 et 50b ...

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité

Ziff. 1 Art. 371 Titel, Abs. 1
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 1 art. 371 titre, al. 1
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Ziff. 1 Art. 371a
Antrag der Mehrheit
Abs. 1, 2, 3 Einleitung, Bst. b, c, 4
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 3 Bst. a
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Abs. 3 Bst. a
a. ... nach Artikel 67 Absatz 2 oder 3 dieses Gesetzes ...

Ch. 1 art. 371a
Proposition de la majorité
Al. 1, 2, 3 introduction, let. b, c, 4
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 3 let. a
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Al. 3 let. a
a. ... au sens de l'article 67 alinéas 2 et 3 du présent code ou
de l'article 50 alinéas 2 à 4 du ...

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Il faut
parler de l'extrait spécial du casier judiciaire, qui est une
nouveauté. Il ne contient que les jugements dans lesquels
est ordonnée une interdiction d'exercer une activité, une in-
terdiction de contact ou une interdiction géographique en
vue de protéger des mineurs ou des personnes particulière-
ment vulnérables. Ces jugements seront inscrits pour toute
la durée des interdictions, et le candidat à une activité pro-
fessionnelle ou extraprofessionnelle n'est ainsi pas obligé de
dévoiler systématiquement l'ensemble de ses antécédents
pénaux. Evidemment, si c'est quelqu'un qui a des problèmes
d'alcool au volant, peut-être que pour une association de
football, il serait aussi bien de se renseigner sur ces antécé-
dents-là. Mais cela permet de limiter l'extrait de casier aux
interdictions que je viens de mentionner.

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité

Ziff. 2 Ingress
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 2 préambule
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté
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Ziff. 2 Art. 50
Antrag der Mehrheit
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 3
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 4
... regelmässigen Kontakt zu volljährigen, besonders schutz-
bedürftigen ...
Abs. 5–7
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Abs. 3
Wird eine Person mit Pädophilie wegen einer der nachfol-
genden Straftaten verurteilt, so verbietet ihm das Gericht le-
benslänglich jede berufliche und jede organisierte ausserbe-
rufliche Tätigkeit, die einen regelmässigen Kontakt zu
Minderjährigen umfasst:
a. ... (Art. 155), sexuelle Handlungen mit Kindern (Art. 156),
Ausnützung ... von weniger als 12 Jahren begangen hat.
b. Streichen
Abs. 4
Hat der Täter eine Tat im Sinne von Absatz 3 begangen, so
holt das Gericht das Gutachten eines Sachverständigen ein.
Dieses äussert sich darüber, ob der Täter von einer Pädo-
philie gemäss den von der medizinischen Wissenschaft an-
erkannten Kriterien betroffen ist.
Abs. 5
Wird der Täter im selben Verfahren wegen mehrerer Strafta-
ten zu einer Strafe verurteilt, so legt das Gericht fest, wel-
cher Anteil der Strafe auf eine Straftat entfällt, die ein Tätig-
keitsverbot nach Absatz 1 nach sich zieht. Die Strafanteile
für mehrere einschlägige Straftaten werden addiert. Es kön-
nen mehrere Tätigkeitsverbote verhängt werden.
Abs. 6
Das Gericht kann das zeitlich befristete Verbot nach Ab-
satz 2 auf Antrag der Vollzugsbehörde ...
Abs. 7
... Absatz 3 verhängt ...

Ch. 2 art. 50
Proposition de la majorité
Al. 1, 2
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 3–7
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Al. 3
Si un pédophile a été condamné pour l'un des actes sui-
vants, le juge lui interdit à vie l'exercice de toute activité pro-
fessionnelle et ...
a. (art. 155), actes d'ordre sexuel avec des enfants (art. 156)
et exploitation d'une situation militaire (art. 157), si la victime
avait moins de 12 ans.
b. Biffer
Al. 4
Si l'auteur a commis une infraction au sens de l'alinéa 3, le
juge ordonne une expertise. Celle-ci détermine si l'auteur
est pédophile sur la base des critères reconnus par la
science médicale.
Al. 5
Si, dans le cadre d'une même procédure, l'auteur a été con-
damné à une peine pour plusieurs infractions, le juge déter-
mine la part de la peine qui correspond à une infraction don-
nant lieu à une interdiction d'exercer une activité au sens de
l'alinéa 1. Il ordonne une interdiction au sens des alinéas 1,
2 ou 3 en fonction de cette part, de la mesure et de l'infrac-
tion. Les parts ...
Al. 6
A la demande des autorités d'exécution, le juge peut prolon-
ger de cinq ans en cinq ans au plus une interdiction limitée

dans le temps prononcée en vertu de l'alinéa 2 lorsque c'est
...
Al. 7
... du présent article. Il l'ordonne dans tous les cas si l'inter-
diction a été prononcée pour un acte visé à l'alinéa 3.

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité

Ziff. 2 Art. 50a
Antrag der Kommission
Abs. 1, 2
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 3
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 2 art. 50a
Proposition de la commission
Al. 1, 2
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 3
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 2 Art. 50b
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 2 art. 50b
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Ziff. 2 Art. 50c
Antrag der Mehrheit
Abs. 1–4, 5 Einleitung, Bst. a
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 5 Bst. b–d
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 6–10
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Antrag der Minderheit
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Abs. 5 Bst. c
Streichen
Abs. 5 Bst. d
d. ... Artikel 50 Absatz 3 ...
Abs. 6
... Absatz 4 oder 5 auf. In einem Fall nach Absatz 5 Buch-
stabe d kann das Verbot zudem nur gestützt auf das Gutach-
ten eines Sachverständigen aufgehoben werden, das fest-
stellt, dass der Täter nicht mehr von Pädophilie betroffen ist.
Der Sachverständige darf den Täter weder behandelt noch
in anderer Weise betreut haben.

Ch. 2 art. 50c
Proposition de la majorité
Al. 1–4, 5 introduction, let. a
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 5 let. b–d
Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 6–10
Adhérer à la décision du Conseil national

Proposition de la minorité
(Schmid Martin, Bischof, Comte)
Al. 5 let. c
Biffer
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Al. 5 let. d
d. ... de l'article 50 alinéa 3 ...
Al. 6
... aux alinéas 4 et 5. Une interdiction au sens de l'alinéa 5
lettre d ne peut être levée que sur la base d'une expertise
établissant que l'auteur n'est plus pédophile. L'expert ne doit
pas avoir traité l'auteur ni s'en être occupé d'une autre ma-
nière.

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité

Ziff. 2 Art. 50d; 50e; 50f; 60b Abs. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 2 art. 50d; 50e; 50f; 60b al. 3
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Ziff. 3 Art. 16a
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 3 art. 16a
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Pour
ce qui concernait le Code pénal militaire, on a simplement
repris ce qui est prévu dans le droit pénal ordinaire en
l'adaptant au Code pénal militaire.
Ici, il s'agit du droit pénal des mineurs. Pour ce qui concerne
l'article 16a et l'interdiction d'exercer une activité, l'interdic-
tion de contacter et l'interdiction géographique pour les mi-
neurs, il s'agit d'une formulation légèrement plus ouverte,
pour donner aux autorités compétentes une plus large
marge d'appréciation, dans l'idée de resocialisation qui est
liée au droit pénal des mineurs. Aucune infraction n'aura
pour conséquence pour les délinquants mineurs une inter-
diction systématique d'exercer une activité; il y aura toujours
un pouvoir d'appréciation du juge.
L'alinéa 3 prévoit que les mineurs condamnés soient accom-
pagnés et surveillés par une personne compétente et l'ali-
néa 4 que les mineurs puissent également faire l'objet d'une
surveillance électronique.

Angenommen – Adopté

Ziff. 3 Art. 19 Abs. 4
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 3 art. 19 al. 4
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. II, III
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. II, III
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Änderung bisherigen Rechts 
Modification du droit en vigueur 

Ziff. 1–4
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1–4
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Angenommen – Adopté

Gesamtabstimmung – Vote sur l'ensemble
Für Annahme des Entwurfes ... 39 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(0 Enthaltungen)

Abschreibung – Classement

Antrag des Bundesrates
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte
Proposition du Conseil fédéral
Classer les interventions parlementaires
selon lettre aux Chambres fédérales

Angenommen – Adopté

13.3520

Motion Föhn Peter.
Vermummungsverbot
im Strafgesetzbuch
Motion Föhn Peter.
Inscrire dans le Code pénal
l'interdiction
de dissimuler son visage

Ordnungsantrag – Motion d'ordre
Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Ordnungsantrag – Motion d'ordre) 

Ordnungsantrag Keller-Sutter
Zuweisung der Motion 13.3520 an die zuständige Kommis-
sion zur Vorprüfung und Anhörung der Kantone.

Motion d'ordre Keller-Sutter
Transmettre la motion 13.3520 à la commission compétente
pour examen préalable et consultation auprès des cantons.

Föhn Peter (V, SZ): Ich bin nun nicht sicher, ob nur über den
Ordnungsantrag diskutiert und abgestimmt werden soll oder
ob ich zuerst meine Motion begründen soll. Oder werden wir
jetzt den Vorstoss besprechen und erst nachher den Ord-
nungsantrag? Das richtige Vorgehen wäre doch wahrschein-
lich, zunächst über den Ordnungsantrag zu sprechen; es
wäre effizienter – obwohl ich natürlich sehr gerne über
meine Motion sprechen würde. 

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Zuerst gebe ich
das Wort Frau Keller-Sutter zur Begründung ihres Ord-
nungsantrages.

Keller-Sutter Karin (RL, SG): Gerne sage ich ein paar
Worte zu meinem Ordnungsantrag. 
Wenn man auf die vergangene Sommersession zurückblickt,
sieht man, dass wir dort eine Abstimmung über die Motion
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Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStG
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Differenzen – Divergences
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)

Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Ich gebe Ihnen einen
Überblick darüber, wo wir in dieser Debatte stehen. Nach-
dem sich der Nationalrat in der Frühjahrssession 2013 mit
diesem Geschäft befasst hat, kommt es nun zu uns zurück.
Inzwischen hat der Ständerat einem direkten Gegenentwurf,
nämlich der Vorlage 5, zugestimmt, welcher nun von der
Minderheit Caroni aufgenommen wird. Die Kommissions-
mehrheit möchte wie beim Beschluss in der vergangenen
Frühjahrssession auf einen direkten Gegenentwurf verzich-
ten.
In Bezug auf die Vorlage 2, also den Bundesbeschluss zur
Volksinitiative, beantragt Ihnen die Kommissionsmehrheit im
Einklang mit dem Bundesrat neu, die Volksinitiative zur Ab-
lehnung zu empfehlen. Die Minderheit I (Guhl) beantragt, am
Beschluss des Nationalrates festzuhalten und die Volks-
initiative ohne Gegenentwurf zur Annahme zu empfehlen. 
Bevor wir die Vorlage 2 bereinigen können, beraten wir Vor-
lage 5, den direkten Gegenentwurf, und führen eine Eintre-
tensdebatte. 

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Notre prési-
dente a rappelé à quel stade du débat nous nous trouvons:
nous avons aujourd'hui à nous déterminer à nouveau sur un
contre-projet direct et sur le mot d'ordre concernant l'initia-
tive elle-même.
Lors du dernier débat, en mars 2013, notre conseil avait re-
fusé tout contre-projet direct, que ce soit celui de la majorité
qui voulait l'individualisation des mesures et le pouvoir d'ap-
préciation du juge, ou celui de la minorité Caroni qui voulait
fixer une durée minimum de dix ans d'interdiction de travail
avec les enfants pour les pédophiles condamnés, l'interdic-
tion pouvant être prononcée à vie si nécessaire.

L'objet a passé au Conseil des Etats, et lors de la session
d'été, il y a eu un va-et-vient entre le Conseil des Etats et sa
commission. La semaine dernière finalement, le 11 septem-
bre 2013, le Conseil des Etats a traité à nouveau cet objet,
c'est-à-dire l'initiative et le contre-projet direct, mais égale-
ment, il faut le préciser, la modification du Code pénal, afin
d'introduire dans celui-ci toute une série de modifications.
Ces modifications concernent l'interdiction de travailler, que
ce soit dans le cadre d'une activité professionnelle ou non
professionnelle, que le fait reproché au délinquant soit sur-
venu dans le cadre professionnel ou non professionnel. Il y a
en outre l'introduction de l'interdiction de rayon et de l'inter-
diction de contact, et finalement aussi la question de l'extrait
spécial du casier judiciaire.
Le Conseil des Etats a adopté un contre-projet direct. Que
contient-il? Selon ce contre-projet, il y a lieu d'introduire une
interdiction de travailler avec des enfants d'au moins dix ans,
voire à vie si nécessaire dans les cas suivants: si l'auteur est
majeur, si la victime est mineure ou particulièrement vulné-
rable, si l'infraction commise est une infraction contre l'inté-
grité sexuelle – les infractions contre l'intégrité sexuelle com-
prenant les comportements visés aux articles 182 et 187 à
200 du Code pénal –, si l'infraction est d'une certaine gra-
vité. Le contre-projet du Conseil des Etats exclut donc les
cas «bagatelles». Il prévoit aussi l'interdiction géographique
et l'interdiction de contact dans la perspective de renforcer la
prévention contre la récidive, allant en la matière au-delà
des exigences de l'initiative.
Ce projet a été examiné dans notre commission, mais la ma-
jorité de la commission n'a pas retenu l'idée d'un contre-pro-
jet direct. Cela a été justifié par des arguments de deux
ordres et relevant de deux oppositions au contre-projet di-
rect. Certains membres estiment qu'il faut favoriser un vote
populaire exclusif sur l'initiative, sans pâle copie et sans pro-
position, même opportune, contre la récidive, mais allant au-
delà du champ d'intervention prévu par l'initiative. D'autres
membres de la commission estiment que le contre-projet du
Conseil des Etats persiste à écarter le pouvoir d'appréciation
du juge au cas par cas et qu'en imposant une durée mini-
male d'interdiction de dix ans, il viole le principe de la pro-
portionnalité. La révision du Code pénal en cours, actuelle-
ment pendante devant la Commission des affaires juridiques
de notre conseil et qui sera certainement adoptée par le Par-
lement en décembre 2013, permettra, selon eux, de ré-
pondre plus rapidement et de manière plus complète que
l'initiative à la préoccupation de lutter contre la récidive en
matière d'actes contre l'intégrité sexuelle des mineurs. C'est
une voie nettement plus rapide et efficace.
Une minorité Caroni reprend le contre-projet direct du Con-
seil des Etats, estimant qu'il faut proposer au peuple et aux
cantons une solution de remplacement crédible et concrète
à opposer à une initiative populaire qui comporte divers dé-
fauts qui ont déjà été évoqués lors du premier débat.
La commission a décidé, par 16 voix contre 9, de ne pas en-
trer en matière sur un contre-projet direct à l'initiative de l'as-
sociation Marche Blanche.
J'ajoute que, suite au débat sur le contre-projet direct, la
commission s'est à nouveau penchée sur le mot d'ordre
concernant l'initiative. Elle vous propose, comme la dernière
fois, de recommander au peuple et aux cantons de rejeter
l'initiative populaire «pour que les pédophiles ne travaillent
plus avec des enfants» dès lors qu'elle contient un certain
nombre de défauts.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Auch wenn
wir nun mit Vorlage 5 beginnen, muss diese doch in den
Kontext zur Initiative, nämlich zur Vorlage 2, gestellt werden:
In der vergangenen Frühjahrssession hat unser Rat die
Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern ar-
beiten dürfen» von Marche Blanche beraten. Die Kommis-
sion empfahl Ihnen damals mit 17 zu 7 Stimmen bei 1 Ent-
haltung, die Initiative abzulehnen, und unterbreitete Ihnen ei-
nen Gegenentwurf auf Verfassungsstufe. Dieser fand in der
Gesamtabstimmung jedoch keine Mehrheit, worauf die In-
itiative mit einer knappen Mehrheit von 82 zu 79 Stimmen
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zur Annahme empfohlen wurde. Obwohl die Beratungen auf
Gesetzesstufe über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt-
und Rayonverbot inzwischen weit vorangeschritten sind, hat
der Ständerat nochmals einen Versuch unternommen, einen
Gegenentwurf zur Volksinitiative auf Verfassungsstufe aus-
zuarbeiten. Dieser – das ist nun Vorlage 5 – wurde im Ple-
num des Ständerates am 11. September mit 27 zu 14 Stim-
men bei 1 Enthaltung angenommen. Zudem wurde die
Volksinitiative zur Ablehnung empfohlen.
Die Mehrheit Ihrer Kommission empfiehlt Ihnen gemäss
Bundesrat, auf den Gegenentwurf des Ständerates nicht
einzutreten und die Initiative abzulehnen. Lassen Sie mich
die Gründe für eine negative Abstimmungsempfehlung zu
dieser Volksinitiative in Erinnerung rufen. Zuvor möchte ich
aber noch einmal betonen, dass der Schutz von Kindern in
ihrer körperlichen, geistigen und sexuellen Integrität uns al-
len ein zentrales Anliegen ist. Es wäre unfair, diejenigen, die
diese Initiative wegen des Verstosses gegen das Verhältnis-
mässigkeitsprinzip ablehnen, zu unterstellen, sie würden die
Rechte der Täter höher gewichten als diejenigen der Opfer. 
Die Mehrheit unserer Kommission lehnt die Volksinitiative
aus folgenden Gründen ab:
Die Volksinitiative mit ihrem obligatorischen, das heisst auto-
matischen und zeitlich unbefristeten Tätigkeitsverbot steht
im Widerspruch nicht nur zur schweizerischen, sondern
auch zur internationalen Rechtsordnung. Insbesondere Arti-
kel 8 der EMRK, der die persönliche Freiheit und die Ach-
tung des Privat- und Familienlebens statuiert, kann betroffen
sein. Zudem sind wir als Gesetzgeber immer dazu angehal-
ten, das verfassungsmässige Prinzip der Verhältnismässig-
keit zu wahren.
Dieses gebietet, bei jedem Eingriff in ein Grundrecht eine
sorgfältige Interessenabwägung vorzunehmen. Ein schema-
tischer Automatismus, wie ihn die Volksinitiative fordert, wo-
nach weder der Eignung noch der Erforderlichkeit, noch der
Angemessenheit einer Massnahme Rechnung getragen
wird, steht in krassem Widerspruch zu unserer Grundrechts-
ordnung. Kommt dazu, dass die Initiative unvollständig ist,
indem sie Straftaten gegen Leib und Leben von ihrem An-
wendungsbereich ausnimmt. 
Ich möchte Sie zudem an Folgendes erinnern: dass die mei-
sten Fälle von Kindesmissbrauch im Familienkreis oder im
familiennahen Bereich vorkommen und nicht bei der Aus-
übung einer beruflichen Tätigkeit; dass ein endgültiges, le-
benslängliches Berufsausübungsverbot nicht mit dem Ver-
hältnismässigkeitsprinzip unserer Bundesverfassung verein-
bar ist und der Europäischen Menschenrechtskonvention wi-
dersprechen kann; dass gemäss der Volksinitiative den
Richtern jegliche Ermessensfreiheit genommen werden soll,
wann ein Berufsverbot ausgesprochen wird, und sie nicht
zwischen Bagatelldelikten und schweren Übergriffen unter-
scheiden können; dass wir ein Schuldstrafrecht kennen, wo-
nach das Ausmass der Schuld des Täters die Grundlage für
die Zumessung der Strafe zu bilden hat; und dass wir als
Gesetzgeber daran gehalten sind, uns an rechtsstaatliche
Prinzipien wie die Verhältnismässigkeit zu halten.
Der Mehrheit der Kommission geht es also darum, praxist-
augliche und wirksame Massnahmen zum Schutz von Kin-
dern vor sexuellem Missbrauch auf Gesetzesstufe zu veran-
kern. Deshalb bitte ich Sie, der Mehrheit Ihrer Kommission
zu folgen, auf den direkten Gegenentwurf, die Vorlage 5,
nicht einzutreten und bei der Vorlage 2 die Volksinitiative zur
Ablehnung zu empfehlen.
Nicht vorenthalten möchte ich Ihnen zum Schluss die Infor-
mation, dass die Ablehnung des direkten Gegenentwurfs auf
Verfassungsstufe gemäss Ständerat in unserer Kommission
auf sehr unterschiedlichen Motiven beruhte. Die Unterstüt-
zer der Volksinitiative sind an einem griffigen Gegenentwurf
aus abstimmungstaktischen Gründen nicht interessiert. An-
dere Kommissionsmitglieder bezweifeln grundsätzlich den
Mehrwert eines verfassungs- und völkerrechtskonformen
Gegenentwurfes auf Verfassungsstufe, nach den Erfahrun-
gen mit der Ausschaffungs-Initiative. Weiteren Kommis-
sionsmitgliedern ging der ständerätliche Gegenentwurf
schlicht zu weit; er sieht für Delikte mit einer gewissen

Schwere ein automatisches Berufs- und Tätigkeitsverbot
von mindestens zehn Jahren vor.
Moniert wurde zudem, dass der ständerätliche Gegenent-
wurf ein Kontakt- und Rayonverbot enthält, das in der Volks-
initiative so nicht vorgesehen ist; ein Verbot auf Gesetzes-
stufe war jedoch sowohl in der nationalrätlichen wie auch in
der ständerätlichen Kommission für Rechtsfragen unbestrit-
ten.
Ich bitte Sie, den Beschlüssen der Mehrheit unserer Kom-
mission zu folgen.

Caroni Andrea (RL, AR): Wir alle wollen Kinder besser vor
Pädophilen schützen. Offen ist die Frage nach dem Weg da-
hin. Es gibt deren drei: die zwei extremen und einen in der
Mitte. Das eine Extrem ist diese Initiative. Wie wir wissen,
schiesst sie über das Ziel hinaus, weil sie unverhältnismäs-
sig ist. Sie zielt nämlich auf jegliche sexuelle Handlungen mit
Minderjährigen und geht damit weit über das Phänomen der
eigentlichen Pädophilie hinaus. Pädophilie ist ja eine krank-
hafte sexuelle Vorliebe für Kinder vor der Geschlechtsreife.
Der Initiativtext verlangt aber auch für geringfügige Sexual-
straftaten an reiferen Minderjährigen zwingend ein lebens-
langes Berufsverbot. Wollen Sie wirklich einen 23-jährigen
Lehrer seines Berufs berauben, weil er einmal eine 17-jäh-
rige Schülerin unsittlich berührt hat? Wollen Sie dasselbe
unerbittliche Schicksal einen 19-Jährigen ereilen lassen, der
mit seiner 15-jährigen Freundin einvernehmlich intim wurde?
Die Initianten, die sich gegen jeglichen Gegenvorschlag
wehren, sagen jeweils, der Gesetzestext würde dann für die
nötigen Ausnahmen sorgen. Allein, mir fehlt der Glaube,
denn der Initiativtext ist klar: Man hat bewusst nicht von Kin-
dern bis zu einem gewissen Alter gesprochen. Bislang be-
stand beim Initiativkomitee keine Bereitschaft, für irgendeine
verbindliche Präzisierung zu sorgen.
Weiter ist die Initiative auch zu starr formuliert, denn sie
schliesst jegliche Neubeurteilung aus. Denken Sie an den
50-Jährigen, der nach Jahrzehnten aufgrund der Unverjähr-
barkeit bestraft wird, sich in den seit dieser Tat vergangenen
Jahrzehnten aber nichts mehr hat zuschulden kommen las-
sen. Die Initiative würde auch diesen aus dem Verkehr zie-
hen, obwohl bewiesen wäre, dass er keine Gefahr mehr dar-
stellt. Dies in aller Kürze zur übertriebenen Initiative.
Das andere Extrem ist die Option, heute nichts zu tun und
nur auf den indirekten Gegenvorschlag zu setzen. Das ist
ein Vorgehen von Hasardeuren und birgt drei Gefahren:
1. Dieser Gegenvorschlag liegt noch gar nicht vor, es gibt
zudem immer wieder Verzögerungsmanöver, und wir wissen
nicht, ob er rechtzeitig vorliegen wird. 
2. Wir wissen auch nicht, was im indirekten Gegenvorschlag
stehen wird. Kommt er dann mit den Elementen daher, die
wir heute schon beschlossen haben? Da steht zwar einiges
drin, aber dann ist er mangels Automatismus und starker
Sanktion zu schwach. Oder würzen und schärfen wir ihn
dann noch in der Kommission? Dann können wir dasselbe
heute schon in den direkten Gegenvorschlag giessen. 
3. Das ist die grösste Gefahr des Nichtstuns: Wir können un-
seren Stimmbürgerinnen und -bürgern nichts vorlegen. Wir
haben bei der Minder-Initiative gesehen, wie schwierig es
ist, mit einem abstrakten indirekten Gegenvorschlag zu ar-
gumentieren. Wenn die Leute zu Hause sitzen und sich Ge-
danken machen oder wenn sie im «Leuen» vor dem Podium
sitzen und das Abstimmungsbüchlein in der Hand haben,
wollen sie sehen, welches ihre Optionen sind; dann wollen
sie einen Gegenvorschlag, den sie anfassen können, den
sie «riechen» können und bei dem sie wissen, dass sie Ja
sagen können und dass sie dann Ja zu einer starken Lösung
sagen. Und das können wir nur mit einem direkten Gegen-
vorschlag erreichen.
Sie sehen also, warum ich die beiden extremen Wege nicht
tauglich finde, weder die Initiative noch die Lösung, heute
nichts zu tun. 
Meine Minderheit schlägt Ihnen nun den Mittelweg vor, den
ausgewogenen, aber scharfen direkten Gegenvorschlag. Er
garantiert einerseits ein Machtwort: Wenn jemand eine rote
Linie überschreitet, dann folgt zwingend ein hartes, zehn
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Jahre langes Berufsverbot; wenn nötig, ist es sogar lebens-
länglich. Andererseits wahrt der Gegenvorschlag auch die
Verhältnismässigkeit, denn er nimmt die ganz leichten Fälle,
die ich Ihnen vorher beschrieben habe, verbindlich aus. Er
erlaubt es, lebenslängliche Berufsverbote dort zu verhän-
gen, wo sie nötig sind. Für die Fälle, die dazwischen liegen,
erlaubt er nach zehn Jahren eine Neubeurteilung.
Ich weiss, es ist nicht gerade à la mode, Neubeurteilungen
in Erwägung zu ziehen. Aber es gibt Täter, die erwiesener-
massen geheilt sind. Im Extremfall wurde jemand chemisch
kastriert, und wir wissen, dass er nach einer so langen Zeit
wirklich keine Gefahr mehr darstellen kann. Für solche Fälle
müssen wir die Möglichkeit eines Notventils haben, um je-
mandem dann wieder seine Chance zu geben. Diese zehn-
jährige Mindestfrist habe ich nicht erfunden. Die kommt ja
vom Mitinitianten Christophe Darbellay, der diese selber in
einer parlamentarischen Initiative gefordert hat. Und wir ge-
ben sogar noch einen drauf: In der Frühlingssession hatten
wir einen sehr ähnlichen Gegenvorschlag, und in der Zwi-
schenzeit hat der Ständerat diesen noch angereichert mit ei-
nem verfassungsverbindlichen Kontakt- und Rayonverbot. 
Das müsste nun beiden Ratsseiten gefallen. Denn erstens
ist es – ich sage das zur Rechten – eine Verschärfung, und
zweitens ist es eine Idee, die Kollege Carlo Sommaruga, der
gleich neben mir sitzt, aufgebracht hat und die wir nun hier in
die Verfassung schreiben wollen. Das ist eine wertvolle Er-
gänzung, denn wie Frau Markwalder ausgeführt hat, spielen
sich ja viele Delikte im Verwandtschafts-, Bekanntschafts-
und Familienkreise ab, und da ist ein solches Verbot auch
ein taugliches Mittel.
Ich bedaure nun sehr, dass es unmöglich war, mit den Initi-
anten über einen Rückzug zu reden, denn es hätte sehr
wohl Spielraum für taugliche Formulierungen gegeben. Neh-
men wir also diesen Abstimmungskampf auf! Aber geben wir
uns dazu auch das nötige Werkzeug in die Hand, nämlich
diesen harten, aber fairen direkten Gegenvorschlag.
Ich bitte Sie, der Minderheit zu folgen und den direkten Ge-
genvorschlag des Ständerates anzunehmen.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Herr Caroni, Sie erwähnen ja
immer und immer wieder das Beispiel des 19-Jährigen mit
der 15-Jährigen und sagen, dass Sie deshalb die Initiative
nicht, hingegen aber den Gegenvorschlag unterstützen woll-
ten. Können Sie mir mit Blick auf die Vorlage 5, den Entwurf
der ständerätlichen Kommission für Rechtsfragen, sagen,
wo dort das aus Ihrer Sicht grosse Problem behoben wird?
Dort ist nämlich von volljährigen Personen, die gegenüber
minderjährigen Personen eine solche Straftat begehen, die
Rede. Geben Sie mir also Recht, dass dieses Problem aus
Ihrer Sicht weiterhin besteht? Die Initianten selber haben ja
gesagt, dass man es bei der Ausführungsgesetzgebung
selbstverständlich auch explizit regeln könne.

Caroni Andrea (RL, AR): Vielen Dank für Ihre Frage, Frau
Kollegin Rickli. Wir haben ja im Unterschied zu Ihrer Initiative
den Ausdruck der «gewissen Schwere» drin. Wir könnten
uns dann alle einig sein, und alle Stimmbürger wüssten, weil
es transparent wäre, dass bei einer «gewissen Schwere»
die Jugendliebe nicht mitgemeint sein kann; der Ausdruck
kann sich nicht auf die Berührung zwischen einem 23-jähri-
gen Lehrer und einer 17-jährigen Schülerin beziehen. Ihre
Initiative gibt uns leider diesen Spielraum nicht. Es steht ver-
bindlich drin, wer irgendeine solche Tat an Kindern verübe,
der sei lebenslänglich auszuschliessen. Und Kinder sind
nach der Botschaft und der Uno-Kinderrechtskonvention alle
Menschen bis zum 18. Altersjahr. Wenn wir bei der Um-
setzung noch einen Kompromiss finden, dann à la bonne
heure, aber es ist nicht ehrlich, mit dieser absoluten Formu-
lierung in den Abstimmungskampf zu ziehen.

Jositsch Daniel (S, ZH): Der Sprecher der Minderheit, Herr
Caroni, hat Recht – er hat Recht, wenn er ausführt, dass
und warum die Initiative ein Problem aufgreift, das aufgegrif-
fen werden muss, und zwar dringend. Die Minderheit schlägt
aber eine Lösung vor, die nicht zweckmässig ist.

Es geht vor allem um zwei Punkte. Einerseits geht es um
den vorgesehenen Automatismus: Das würde bedeuten,
dass wir dem Richter jegliche Einzelabwägung im konkreten
Fall aus der Hand nehmen, dass er automatisch in jedem
Fall ein entsprechendes Berufsverbot zu verhängen hätte.
Andererseits geht es darum, dass der Richter zwingend in
jedem Fall, ohne Ausnahme, ein lebenslängliches Berufsver-
bot verhängen würde. Damit würden wir das Verhältnismäs-
sigkeitsprinzip verletzen, und wir würden vor allem Leute,
von denen keine Gefahr ausgeht, mit einer Massnahme von
einer beruflichen Tätigkeit fernhalten.
Wir wollen ein Berufsverbot, das sich auf diejenigen Perso-
nen konzentriert, die für Kinder und Jugendliche tatsächlich
gefährlich sind. Deshalb lehnen wir die Initiative ab, und des-
halb waren wir grundsätzlich auch einverstanden damit,
dass man einen direkten Gegenvorschlag macht. Wir haben
nämlich gesagt: Gut, es wäre vielleicht zweckmässig, in ei-
ner Abstimmung einen direkten Gegenvorschlag zu haben.
Ein Gegenvorschlag ist aber ein Gegenprojekt; es ist nicht
die Idee eines Gegenvorschlages, eine «Initiative light» her-
zustellen, die möglichst nahe am Original ist. Wenn wir so
etwas machen, dann sagen die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger zu Recht: Wir wählen das Original.
Wir haben in der letzten Debatte einen direkten Gegenvor-
schlag präsentiert, der die beiden Fehler der Initiative verhin-
dert: Er sieht keinen Automatismus und nicht zwingend ein
lebenslängliches Berufsverbot. Sie haben zu diesem direk-
ten Gegenvorschlag Nein gesagt.
Der direkte Gegenvorschlag des Ständerates, der jetzt vor-
liegt, vertreten durch die Minderheit Caroni, beinhaltet wei-
terhin einen Automatismus. Das heisst, er lässt uns eigent-
lich am gleichen Ort wie die Initiative, ausser dass er eine
Beschränkung bis auf zehn Jahre hinab zulässt. Ansonsten
unterscheidet er sich aber grundsätzlich nicht von der Initia-
tive.
Einen solchen Gegenvorschlag können wir nicht unterstüt-
zen; deshalb werden wir nicht auf die Vorlage 5 eintreten.

Guhl Bernhard (BD, AG): Aus Sicht der BDP ist es völlig klar:
Wer ein Kind oder eine abhängige Person sexuell miss-
braucht hat und dafür verurteilt wurde, soll nicht mehr mit
Kindern arbeiten dürfen. An dieser Grundhaltung der BDP
hat sich seit der letzten Beratung in diesem Rat nichts geän-
dert.
Der Ständerat legt nun einen Gegenvorschlag vor. Dieser ist
nicht so konsequent wie die Initiative. Wenn die Richter es
wollen, könnte ein verurteilter Täter bereits nach zehn Jah-
ren wieder eine Gruppe Kinder betreuen und sich so ein
neues Opfer aussuchen. Das will die BDP verhindern. Der
Schutz der Kinder und abhängigen Personen ist höher zu
gewichten als das Recht der Täter auf einen gewünschten
Job mit Kindern. Der Täter könnte im Falle einer Annahme
der Initiative zum Beispiel weiterhin Fussball spielen, aber
das Training mit den Junioren würde man ihm verbieten. Na-
türlich haben wir damit keine Garantien, dass die Täter nicht
rückfällig werden, aber wir schützen so viele gefährdete Kin-
der.
Bezüglich der Rechte des Täters mache ich mir keine Sor-
gen. Es gibt genügend andere Jobs, genügend andere Hob-
bys, die der Täter nach einer Verurteilung nach wie vor aus-
üben könnte.
Ich fasse zusammen: Die BDP-Fraktion lehnt den direkten
Gegenvorschlag ab und wird auf die Vorlage 5 nicht eintre-
ten, dies zur Verhinderung weiterer möglicher Opfer.

von Graffenried Alec (G, BE): Wir haben bereits viel Erfah-
rung im Umgang mit Initiativen, bei denen wir möglicher-
weise teilweise die Stossrichtung unterstützen oder deren
Stossrichtung in der Stimmbevölkerung Sympathien ge-
niesst. Da war zum Beispiel die Verwahrungs-Initiative, die
ohne Gegenvorschlag geblieben ist; sie wurde angenom-
men. Dann gab es die Ausschaffungs-Initiative. Dort haben
wir das gemacht, was jetzt Herr Kollege Caroni macht, d. h.
einen direkten Gegenvorschlag vorgelegt; die Initiative
wurde auch angenommen. Wir hatten ebenfalls die Unver-
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jährbarkeits-Initiative von Marche Blanche. Dort wurde ein
indirekter Gegenvorschlag erarbeitet; auch diese Initiative
wurde angenommen. Das gleiche Muster hatten wir zuletzt
auch bei der Abzocker-Initiative.
Jetzt haben wir wieder eine Initiative von Marche Blanche.
Es geht um das Berufsverbot für pädosexuelle Straftäter. Die
Initiative geht zu weit, sie sieht in ihrer Radikalität keine Ver-
hältnismässigkeitsprüfung vor. Wir lehnen deswegen diese
Initiative ab. Wir sind jedoch mehrheitlich bereit, etwas in
diese Richtung zu tun, in diese Richtung zu legiferieren. Wir
wollen den berechtigten Bedenken der Initianten nachkom-
men, denn fast alle sind im Grunde genommen überzeugt,
dass da irgendetwas dran ist. 
Was ist der Zweck eines direkten oder indirekten Gegenvor-
schlages? Wir wollen damit erstens eine bessere Lösung
vorschlagen, in diesem Fall eine Lösung, welche das Ver-
hältnismässigkeitsprinzip in der Anwendung zulässt und re-
spektiert. Wir wollen zweitens erreichen, dass die Initianten
ihre Initiative zugunsten eines besseren Gegenprojekts zu-
rückziehen. Dieses zweite Anliegen können Sie gleich ver-
gessen. Die Initianten werden ihre Initiative nicht zurückzie-
hen, sowenig sie die Unverjährbarkeits-Initiative trotz eines
sehr guten indirekten Gegenvorschlages zurückgezogen ha-
ben.
Wie die Erfahrung zeigt, die ich geschildert habe, können wir
eigentlich machen, was wir wollen: Wenn wir einen Gegen-
vorschlag machen, der einigermassen eine Chance hat,
dann muss er ebenso streng sein wie die Initiative. Aber
auch dann würden die Initianten ihre Initiative nicht zurück-
ziehen, weil das Wort «Rückzug» nicht in ihrem Wortschatz
ist. Doch einen solchen Gegenvorschlag wollen wir ja auch
gar nicht. Oder wir machen einen moderaten direkten Ge-
genvorschlag unter Berücksichtigung der Verhältnismässig-
keit – das will Herr Caroni –, der aus unserer Sicht aber in
der Abstimmung dann chancenlos wäre; auch das zeigt die
Erfahrung. 
In dieser Situation schlagen wir Ihnen vor, bei der Vernunft
zu bleiben. Wir schreiben nicht in die Verfassung, was nicht
in die Verfassung gehört, sondern wir erarbeiten dafür einen
indirekten Gegenvorschlag – der liegt ja bereits vor, es ist
die Vorlage 1. In diesen indirekten Gegenvorschlag, in diese
Vorlage 1, schreiben wir die Verschärfungen hinein, die ver-
nünftig sind. 
Ich bitte Sie daher namens der Mehrheit der grünen Frak-
tion, dem Antrag der Mehrheit der Kommission zuzustim-
men, auf die Vorlage 5, den direkten Gegenvorschlag, nicht
einzutreten und die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Namens der SVP-Fraktion bitte
ich Sie, nicht auf den Gegenvorschlag des Ständerates ein-
zutreten und die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen» anzunehmen. 
Der Ständerat hat seinem Gegenvorschlag noch ein Kon-
takt- und Rayonverbot hinzugefügt. Damit will er den Stimm-
bürgern weismachen, er wolle ebenfalls härter gegen Pädo-
phile vorgehen. Die Medien haben dies auch so aufgenom-
men und bereits geschrieben, der Gegenvorschlag gehe
weiter als die Initiative. Das stimmt so nicht, denn das Bun-
desgesetz über das zwingende Tätigkeitsverbot und das
Kontakt- und Rayonverbot wurde im Nationalrat bereits bera-
ten und ist von links bis rechts unbestritten; wir haben am
21. März darüber debattiert. Ich finde es unstatthaft, dass
der Ständerat diesen Punkt in den Gegenvorschlag auf-
nimmt, obwohl parallel dazu das Gesetz beraten wird.
Wichtig ist, dass wir Kinder effektiv schützen. Darum braucht
es ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot in Beruf und Freizeit
für Täter, die Sexualdelikte an Kindern begehen. Nur so kön-
nen wir verhindern, dass Pädophile wieder an Schulen ar-
beiten und in Vereinen und Institutionen mit Kindern tätig
sind. Dazu sollen auch Kontakt- und Rayonverbote ausge-
sprochen werden können. Allerdings möchte ich darauf hin-
weisen, dass diese oftmals nur eine Scheinsicherheit bieten,
wie z. B. der versuchte Mord in der Tiefgarage eines Ein-
kaufszentrums in Dietikon/ZH am 20. August 2013 zeigt: Der

Mann hatte ein Kontaktverbot und hat trotzdem seine Ehe-
frau abgepasst und fast erschossen.
Es braucht noch viel mehr, um Kinder vor Pädophilen zu
schützen. Ein wichtiges Element ist, dass verurteilte Täter
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Deshalb bitte ich
Sie, die Volksinitiative anzunehmen.
Der Gegenvorschlag des Ständerates entspricht praktisch
jenem, den wir im Nationalrat am 21. März behandelt haben:
1. Er ist zu schwammig formuliert. Die Initiative definiert die
Täter so: «Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexu-
elle Unversehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen Per-
son beeinträchtigt haben». Der Ständerat spricht von Hand-
lungen «einer gewissen Schwere». Der Gesetzgeber, also
Sie, müsste dann definieren, was eine «gewisse Schwere»
bedeutet. Die Definition der «gewissen Schwere» würde viel
zu reden geben. Es bestünde die Gefahr, dass viele Pädo-
phile wegen des Verständnisses des Parlamentes von weni-
ger schweren Delikten weiterhin mit Kindern arbeiten dürf-
ten. In den Kommissionssitzungen wurde eine «gewisse
Schwere» oftmals mit einer Mindeststrafe von sechs Mona-
ten gleichgesetzt. Leider ist es so, dass viele Täter für sol-
che Delikte Strafen unter sechs Monaten oder Geldstrafen
erhalten. Diese Täter wären dann von einem Tätigkeitsver-
bot ausgenommen.
2. Die Initiative besagt, ein Täter verliere endgültig das
Recht, eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Min-
derjährigen oder abhängigen Personen auszuüben. Der
Ständerat möchte aber lediglich «mindestens zehn Jahre»,
obgleich er erwähnt: «wenn nötig auch lebenslänglich». Nur:
Wer definiert dies? Es liegt dann wieder im richterlichen Er-
messen. Und leider zeigt uns der Alltag oft, dass viele Rich-
ter Urteile zugunsten der Täter und nicht der Opfer fällen.
Deshalb dürfen wir kein Risiko eingehen: Nur die Initiative
stellt sicher, dass ein Pädophiler nicht mehr mit Kindern oder
abhängigen Personen arbeiten darf.
3. Während die Initiative will, dass verurteilte Täter nie mehr
mit Minderjährigen arbeiten dürfen, will der Ständerat den
Passus «mit regelmässigem Kontakt» einführen. Was ist re-
gelmässig? Das wöchentliche Training im Fussballclub, das
monatliche Üben in einem Theaterverein? Es ist unklar, was
mit dem Begriff «regelmässig» gemeint ist. Auch das bedeu-
tet: Es könnte Schlupflöcher für verurteilte Pädophile geben. 
Sie sehen also: Während die Initiative klar formuliert ist,
schafft der Gegenvorschlag Unklarheiten. Es ist für mich un-
vorstellbar, dass man überhaupt daran denkt, Pädophile
wieder mit Kindern arbeiten zu lassen. Christa Markwalder
hat in ihrem Votum gesagt, es gehe hier um eine Einschrän-
kung der persönlichen Freiheitsrechte der Täter gemäss
EMRK. Hier muss man sagen: Der Täter wird nicht in seiner
persönlichen Freiheit eingeschränkt, wir reden hier nicht
über Strafen, sondern über ein Berufsverbot. Es gibt genü-
gend andere Berufe, die solche Täter ausüben können. Es
muss nicht zwingend ein Beruf mit Kindern sein. Man zwingt
ja auch keinen Alkoholiker, der gesunden will, in einem Spiri-
tuosenladen zu arbeiten.

Flach Beat (GL, AG): Es liegt an uns hier in diesem Haus,
den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern eine Vorlage zu
präsentieren, auf die sie sich letztlich dann verlassen kön-
nen. Es liegt an uns, dafür zu sorgen, dass das, was wir dem
Volk zur Abstimmung unterbreiten, sich in unser Rechtssy-
stem einfügt. Ich sage Ihnen: Diese Initiative, so, wie sie jetzt
hier steht, fügt sich nicht in unser Rechtssystem ein. Unser
Rechtssystem baut darauf, dass wir nach abendländischer
Manier die Einzelfallgerechtigkeit beachten. Unsere Verfas-
sung ist nicht so genau wie das Gesetz, Frau Rickli, das
muss sie aber auch nicht sein. Unsere Verfassung gibt die
Richtung vor und sagt den Richtern, dass sie gerecht sein
sollen.
Ich bitte Sie darum, aus Interesse an unserem Rechtssy-
stem dem Beschluss des Ständerates zu folgen, der neben
einem Berufsverbot eben auch die Verhältnismässigkeit da-
durch wahrt, dass er sagt, ab einer gewissen Schwere der
Tat sei dieses Berufsverbot zwingend auszusprechen. Nicht
einen direkten Gegenvorschlag zu machen würde bedeuten,
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die Initiative quasi aufs Tablett zu heben, und wir werden
grosse Mühe haben, sie nachher umzusetzen.

Chevalley Isabelle (GL, VD): Oui, cette initiative est mal ré-
digée; oui, elle va poser des problèmes insolubles à de nom-
breuses associations. En effet, elle n'a pas sa place dans la
Constitution fédérale, mais devant le peuple elle passera et
certains électoralistes de ce Parlement l'ont bien compris, et
c'est pour cela qu'ils ne veulent pas de contre-projet direct.
Mais la responsabilité d'élus est d'entendre les inquiétudes
du peuple tout en ayant un texte qui soit applicable. Ne pas
présenter un contre-projet direct serait faire preuve d'une ir-
responsabilité totale.
Ce dossier donne une image du Parlement où chacun reste
dans son dogme, que ce soient les électoralistes qui veulent
aller se faire plaisir devant le peuple ou les puristes du Code
pénal qui n'entendent pas l'appel du peuple.
Je vous en conjure, nous devons donner le choix au peuple
entre l'initiative et le contre-projet direct. Ne pas le faire se-
rait une prise d'otages des citoyens qui veulent faire quelque
chose contre des pédophiles qui n'auraient jamais dû retra-
vailler avec des enfants, mais qui sont conscients que l'initia-
tive rendra la vie impossible à tout le milieu associatif.
Au nom du groupe vert'libéral, je vous demande de soutenir
la proposition du Conseil des Etats et de soutenir la minorité
de votre commission.

Amherd Viola (CE, VS): Wir behandeln heute Vorlage 2, den
Bundesbeschluss über die Volksinitiative, sowie Vorlage 5,
den vom Ständerat erarbeiteten direkten Gegenentwurf. Die
Geschichte von Vorlage 5 wurde von unserer Ratspräsiden-
tin und von den Kommissionssprechern zusammengefasst,
da braucht es keine Ergänzungen. Betreffend Vorlage 2 be-
steht eine Differenz zum Ständerat. Der Nationalrat hat die
Volksinitiative in der Sommersession zur Annahme empfoh-
len, währenddem der Ständerat diese zur Ablehnung und
dafür den Gegenentwurf zur Annahme empfiehlt. 
Wir behandeln jetzt aber Vorlage 5, dazu Folgendes: Für die
CVP/EVP-Fraktion nimmt der Kinder- und Jugendschutz ei-
nen hohen Stellenwert ein. Pädokriminelle haben in der
Nähe von Kindern nichts zu suchen. Dafür setzen wir uns
ein. Deshalb sind wir mit dem Ziel der Initiative, Kinder vor
Pädophilen zu schützen, zu hundert Prozent einverstanden.
Entsprechend setzen wir uns für praxistaugliche, rechts-
staatlich saubere Lösungen ein. Die Volksinitiative enthält in
ihrer Formulierung jedoch Unklarheiten und Unsicherheiten,
welche problematisch sind – die Beispiele wurden genannt.
Da für uns die rechtsstaatlichen Prinzipien auch bei berech-
tigten Anliegen nicht über Bord geworfen werden dürfen, plä-
dieren wir für eine Lösung, welche den Schutz der Kinder,
Jugendlichen und Abhängigen ermöglicht, gleichzeitig aber
den Rechtsstaat nicht infrage stellt.
Bei dieser Sachlage unterstützt unsere Fraktion mehrheitlich
den Gegenentwurf gemäss Ständerat. Dieser enthält alle
wichtigen Elemente, welche die Umsetzung eines wirkungs-
vollen Kinderschutzes unter Respektierung des Rechtsstaa-
tes, insbesondere des Verhältnismässigkeitsprinzips, wie
auch der Anliegen der Initianten ermöglichen.
Das heisst, es wird gemäss Entwurf der Kommission des
Ständerates bei Delikten von einer gewissen Schwere – hier
ist die Verhältnismässigkeit gegeben – ein automatisches
Tätigkeitsverbot von mindestens zehn Jahren ausgespro-
chen. Dieses kann, wenn nötig, ausdrücklich auch lebens-
länglich ausgesprochen werden. Zusätzlich sieht der Ent-
wurf ein Kontakt- und Rayonverbot vor, was über die Volks-
initiative hinausgeht. Diese Massnahme ist für Opfer sehr
wichtig, was zusätzlich für den Gegenentwurf spricht.
Der direkte Gegenentwurf enthält somit alle Elemente, die
es erlauben, pädokriminelle Täter aus dem Verkehr zu zie-
hen und die Gesellschaft vor ihnen zu schützen. Die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger haben mit dem direkten Ge-
genentwurf eine echte Alternative zur Verfügung.
Die CVP/EVP-Fraktion wird mehrheitlich auf den direkten
Gegenentwurf eintreten und dem Beschluss des Ständera-
tes zustimmen.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die FDP-Liberale
Fraktion unterstützt den Antrag der Minderheit Caroni. 

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Es gab in diesen letz-
ten Wochen und Monaten intensive Bemühungen, einen di-
rekten Gegenentwurf zu finden, den man dieser Volksinitia-
tive gegenüberstellen könnte. Ihre Kommission hat sich
intensiv bemüht, der Ständerat hat intensiv gesucht, und der
Bundesrat anerkennt diese Bemühungen. Denn all diejeni-
gen, die das Anliegen der Initiative unterstützen, nämlich
Kinder besser vor sexuellen Übergriffen, vor sexueller Ge-
walt zu schützen, und die aber gleichzeitig der Meinung sind,
dass die Initiative überschiesst, dass die Initiative das Ver-
hältnismässigkeitsprinzip nicht berücksichtigt, haben eben
einen Gegenvorschlag, eine Alternative gesucht. 
Ich möchte doch explizit noch einmal sagen, dass das Ver-
hältnismässigkeitsprinzip, das mit der Initiative nicht beach-
tet wird, nicht irgendetwas Abstraktes ist. Es ist die Grund-
lage eines Rechtsstaates. Es ist die Grundlage jeglichen
staatlichen Handelns, dass staatliches Handeln immer ver-
hältnismässig sein muss. Ich bitte Sie, das auch hier zu be-
rücksichtigen. 
Das Resultat in Bezug auf diesen direkten Gegenentwurf –
das muss man nüchtern feststellen – ist folgendes: Man hat
das Ziel nicht erreicht, man konnte sich nicht auf einen sol-
chen direkten Gegenvorschlag einigen. Das liegt vielleicht
auch daran, dass es, um das Ziel zu erreichen, gar keine Än-
derung der Bundesverfassung braucht. Das hat der Bundes-
rat bereits festgestellt. Nun ist es aber so, dass diejenigen,
die heute diesen direkten Gegenentwurf ablehnen, nicht
nichts tun wollen. Vielmehr liegt die Alternative – die echte
Alternative – bereits mit der Vorlage 1 vor, mit dem indirekten
Gegenvorschlag. Der Bundesrat hat Ihnen Gesetzesände-
rungen vorgeschlagen, die sämtliche Anliegen der Initiative
aufnehmen, indem man damit Kinder besser vor sexueller
Gewalt im beruflichen respektive im Freizeitumfeld schützt.
Ich muss es aber noch einmal sagen, und es ist wichtig,
dass wir das zur Kenntnis nehmen: Die grosse Mehrheit der
sexuellen Übergriffe, die grosse Mehrheit der Fälle sexueller
Gewalt gegenüber Kindern findet in der Familie und im ver-
wandtschaftlichen Umfeld und nicht im beruflichen Umfeld,
nicht in der Schule und nicht im Verein statt. Deshalb ist der
indirekte Gegenvorschlag, wie ihn der Bundesrat Ihnen vor-
legt, hier auch die bessere Alternative. Denn er schützt Kin-
der auch im privaten, im familiären Umfeld besser, und er
schützt Kinder eben auch allgemein vor Gewalt und gewalt-
tätigen Übergriffen – und nicht nur bei sexueller Gewalt.
Dieses konkrete Projekt liegt nun auf dem Tisch. Der Stän-
derat hat es einstimmig verabschiedet – einstimmig! Ich bitte
Sie, diese Vorlage 1 dann zügig an die Hand zu nehmen und
zügig zu verabschieden, damit der Bundesrat diese Geset-
zesvorlage, diese umfassende Vorlage, die Kinder besser
vor Übergriffen schützt, rasch in Kraft setzen kann.
Ich bitte Sie, hier die Mehrheit Ihrer Kommission zu unter-
stützen – nicht weil sie nichts tun will, sondern weil sie Kin-
der besser vor sexueller Gewalt schützen kann. Das Projekt
liegt auf dem Tisch, Sie können es verabschieden. Damit
haben wir echt etwas für die Kinder in unserem Land getan.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die Kommissionsbe-
richterstatter verzichten auf ein weiteres Votum.

5. Bundesbeschluss über das Tätigkeits- und Kontakt-
verbot nach einer Straftat gegen die sexuelle Integrität
(Gegenentwurf zur Volksinitiative «Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»)
5. Arrêté fédéral concernant l'interdiction d'exercer une
activité et l'interdiction de contact après une infraction
contre l'intégrité sexuelle (contre-projet à l'initiative po-
pulaire «pour que les pédophiles ne travaillent plus avec
des enfants»)

Antrag der Mehrheit
Nichteintreten
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Antrag der Minderheit
(Caroni, Chevalley, Eichenberger, Flach, Gmür, Markwalder,
Meier-Schatz, Perrinjaquet, Vogler)
Eintreten

Proposition de la majorité
Ne pas entrer en matière

Proposition de la minorité
(Caroni, Chevalley, Eichenberger, Flach, Gmür, Markwalder,
Meier-Schatz, Perrinjaquet, Vogler)
Entrer en matière

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9351)
Für Eintreten ... 62 Stimmen
Dagegen ... 119 Stimmen
(3 Enthaltungen)

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Dieses Abstim-
mungsergebnis bedeutet, dass es nun definitiv keinen Ge-
genentwurf gibt.

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Art. 2
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit I
(Guhl, Brand, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Rickli Nata-
lie, Schwander, Stamm)
Festhalten

Antrag der Minderheit II
(Caroni, Chevalley, Eichenberger, Flach, Gmür, Markwalder,
Meier-Schatz, Perrinjaquet, Vogler)
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 2
Proposition de la majorité
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité I
(Guhl, Brand, Egloff, Nidegger, Reimann Lukas, Rickli Nata-
lie, Schwander, Stamm)
Maintenir

Proposition de la minorité II
(Caroni, Chevalley, Eichenberger, Flach, Gmür, Markwalder,
Meier-Schatz, Perrinjaquet, Vogler)
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Durch das Nichtein-
treten auf Vorlage 5 ist der Antrag der Minderheit II (Caroni)
hinfällig geworden. Es verbleiben somit der Antrag der Mehr-
heit und der Antrag der Minderheit I (Guhl). 

Guhl Bernhard (BD, AG): Nachdem dieser Rat den direkten
Gegenvorschlag abgelehnt hat, stellt sich die Frage, ob wir
diese Initiative dem Volk zur Annahme oder zur Ablehnung
empfehlen. Die Minderheit I (Guhl) möchte, dass der Natio-
nalrat an seinem Entscheid der vergangenen Frühjahrsses-
sion festhält, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Die
Volksinitiative nimmt ein völlig berechtigtes Anliegen auf. Da-
mit das darin enthaltene Tätigkeitsverbot vom Gesetzgeber
nicht zu sehr verwässert wird, ist es notwendig, diese Be-
stimmung auf Verfassungsebene festzuhalten.
Um nun allfällige Entgegnungen vorwegzunehmen: Beim
Verbot der Tätigkeit mit Kindern handelt es sich nicht um

eine eigentliche Bestrafung für das Vergehen an Kindern.
Bei der Festlegung der Strafe haben die Richter die Möglich-
keit, die Schwere der Tat zu berücksichtigen; sie haben die
Möglichkeit, das Verhältnismässigkeitsprinzip walten zu las-
sen. Beim Tätigkeitsverbot geht es um eine präventive
Massnahme, die ergriffen wird, um künftige Opfer zu verhin-
dern, um verurteilte Täter, die die Strafe abgesessen haben,
nicht so leicht wieder an Kinder herankommen zu lassen.
Die Minderheit I möchte also nicht, dass unverhältnismäs-
sige Strafen ausgesprochen werden; sie möchte künftige
Opfer verhindern, indem z. B. ein Kindergartenabwart, der
sich an einem Kind verging – es z. B. auszog –, nicht nach
zehn Jahren wieder an Kinder herankommt.
Ich bitte Sie also, dem Antrag der Minderheit I zuzustimmen,
denn nur die Initiative und nicht ein allfälliger indirekter Ge-
genvorschlag ist hart genug.

Landolt Martin (BD, GL): Die BDP-Fraktion wird die Minder-
heit I (Guhl) unterstützen und diese Volksinitiative zur An-
nahme empfehlen.
Wir sind uns dabei bewusst, dass die Initiative nicht frei von
Mängeln und sehr restriktiv und absolut formuliert ist. Aber
mit dem Blick auf den heutigen, vor Kurzem versenkten,
aber auch mit dem Blick auf frühere Gegenvorschläge kom-
men wir zum Schluss, dass die Initiative selbst das beste un-
ter den vorgeschlagenen Konzepten ist.
Wir wären möglicherweise bereit gewesen, auf Gegenvor-
schläge einzutreten, welche die Initiative präzisiert hätten;
aber wir sind auf keinen Fall dazu bereit, auf Gegenvor-
schläge einzutreten, welche die Absicht haben, die Initiative
aufzuweichen. Wir wollen, dass Pädophile ein Leben lang
von Minderjährigen ferngehalten werden. Und wir helfen auf
keinen Fall dabei mit, dass angeblich Therapierte nach zehn
Jahren wieder dorthin zurückkehren, wo sie ihren Opfern
schwerstes Leid zugefügt haben.
Auch wenn wir uns durchaus bewusst sind, dass die abso-
lute Sicherheit nie bestehen wird, so wollen wir uns nicht
vorwerfen müssen, wir hätten das Mögliche nicht versucht.
Und wenn wir die Wahl haben zwischen dem Risiko, einen
Täter allenfalls zu hart zu bestrafen, und dem Risiko, die Op-
fer zu wenig zu schützen, dann fällt uns diese Wahl sehr
leicht. Für uns steht der Opferschutz absolut und unverhan-
delbar im Zentrum, auch wenn der Preis dafür eine allenfalls
über den Verhältnissen liegende Strafe für den Täter sein
könnte.
All jenen, die jetzt vor der Initiative warnen, muss entgegen-
gehalten werden, dass wir hier über ein spezifisches Berufs-
verbot diskutieren und nicht etwa über die Einführung der
Todesstrafe oder dergleichen. Verurteilte werden also nur
von einem Teilbereich des gesellschaftlichen und beruflichen
Lebens ausgeschlossen. Und im Rahmen der Bestrafung
von verurteilten Pädophilen wird dieses Berufsverbot ja letzt-
lich nur eine komplementäre Sanktion sein können.
Nein, es ist nicht unverhältnismässig, wenn verurteilte Pädo-
phile nie mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Und es interes-
siert mich ganz ehrlich gesagt dann nicht mehr im Gering-
sten, ob ein verurteilter Pädophiler allenfalls irgendwann the-
rapierbar wäre. Das entschuldigt weder seine Tat, noch hilft
es irgendeinem Opfer über sein Schicksal hinweg.
Empfehlen wir deshalb dem Stimmvolk die Initiative zur An-
nahme, und stimmen wir dem Antrag der Minderheit I (Guhl)
zu.

Jositsch Daniel (S, ZH): Herr Landolt, ich möchte jetzt nicht
so weit gehen und Sie fragen, wer die Kinder eigentlich vor
der BDP schützt. Allerdings müssen Sie mir schon die Frage
gestatten, ob Ihnen klar ist, dass wir einen indirekten Gegen-
vorschlag machen wollen, der genau diese Punkte auf-
nimmt. Ich teile Ihre Ausführungen an sich, allerdings ver-
stehe ich nicht, was Sie dagegen haben, dass wir einen
indirekten Gegenvorschlag machen.

Landolt Martin (BD, GL): Herr Kollege Jositsch, der indirekte
Gegenvorschlag liegt im Moment noch nicht abschliessend
vor. Der Gegenvorschlag vom letzten Mal enthielt für uns
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eben nicht nur eine Präzisierung, sondern war auch eine
Aufweichung der Initiative, und das wollen wir um keinen
Preis! 

Vischer Daniel (G, ZH): Die Grünen sind eine Partei, die im-
mer vorrangig für Opferschutz war. Auch das Opferhilfege-
setz geht ja auf eine Initiative in den Neunzigerjahren zu-
rück, die aus dem links-grünen Lager kam. Darum haben wir
heute überhaupt schweizweit ein Opferhilfegesetz. 
Die Volksinitiative nimmt ein Anliegen auf, das der Bundesrat
bereits parallel dazu ebenfalls aufgenommen hat: Es geht
darum, Opfer besser vor pädophilen Tätern zu schützen, vor
allem zu verhindern, dass in sensiblen Bereichen Kontakte
stattfinden, die verheerende Folgen haben. Wir haben einen
indirekten Gegenvorschlag in Ausarbeitung. Wir haben ei-
nen indirekten Gegenvorschlag, der weit mehr umfasst als
die Initiative, nämlich zum Beispiel auch ein Rayonverbot,
der also tatsächlich alle Bereiche aufnimmt, die es zu regeln
gilt. Demgegenüber haben wir eine Volksinitiative, die in der
Formulierung, wie sie jetzt vorliegt – und nur das ist massge-
bend –, gar nicht durchsetzbar ist, weil sie unverhältnismäs-
sig ist und weil sie einen absoluten Anspruch stellt, der nicht
gerechtfertigt ist. Der indirekte Gegenvorschlag ist geeignet,
die Opfer zu schützen. 
Es wäre ein verheerendes Signal, wenn der Nationalrat nun
die Volksinitiative zur Annahme empfehlen würde. Das wäre
Stimmungspolitik. Denn jeder, der diese Initiative nach den
Kriterien beurteilt, die bei der Auslegung eines Textes nor-
malerweise massgebend sind – die Verhältnismässigkeit ist
eines der zentralen Verfassungskriterien unseres Staates –,
muss zur Auffassung kommen, dass sie in ihrer Absolutheit
nicht haltbar ist, weil sie keine Unterschiede zwischen ein-
zelnen Tatbeständen macht.
Es kann ja nicht sein, dass in diesem Rat ein differenziertes
Denken nicht mehr möglich ist – bloss aus der Angst heraus,
wir könnten Dritten nicht erklären, was wir tun. Manchmal
habe ich in diesem Saal den Eindruck, gewisse Parlamenta-
rierinnen und Parlamentarier würden sich selbst für bankrott
erklären. Sie haben nämlich Angst davor, ihren eigenen
Wählern und Wählerinnen sachlich auseinanderzusetzen,
warum sie etwas falsch finden, und ihnen gleichzeitig zu sa-
gen, dass wir es sind, die in diesem Fall real etwas für den
Opferschutz tun.

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Die SP-Fraktion und
die grünliberale Fraktion unterstützen den Antrag der Mehr-
heit.

Caroni Andrea (RL, AR): Ich möchte Ihnen nur kundtun, dass
die FDP-Fraktion gestern einstimmig, ohne Gegenstimme,
beschlossen hat, diese Initiative zur Ablehnung zu empfeh-
len. Wie Sie vorhin gehört haben, setzen wir uns für eine
starke Lösung zum besseren Schutz von Kindern gegen Pä-
dophilie ein. Nun haben wir leider keinen direkten Gegenvor-
schlag. Wir setzen nun aber voll auf den indirekten Gegen-
vorschlag. Eine Vorlage 1 mit einem verschärften Berufs-
und Tätigkeitsverbot liegt bereits vor. Es hat darin auch ein
Kontakt- und Rayonverbot. Wir werden uns nun in der letzten
Runde zur Vorlage 4 noch mit aller Vehemenz dafür einset-
zen, dass auch hier noch die nötige Zusatzschärfe hinzu-
kommt, damit wir einen starken indirekten Gegenvorschlag
haben. Im Idealfall ist er so stark, wie wir schon den direkten
Gegenvorschlag wollten.
Ich bitte Sie also namens meiner Fraktion, die Initiative zur
Ablehnung zu empfehlen und sich dann mit dem indirekten
Gegenvorschlag mutig in den Abstimmungskampf zu bege-
ben.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Die Volksinitiative, über
die Sie jetzt befinden werden, ist nicht verhältnismässig, weil
sie auch bei einer Jugendliebe zu einem zwingenden, end-
gültigen Tätigkeitsverbot führt. Das ist nicht verhältnismäs-
sig.
Ich bitte Sie, den Initiativtext noch einmal zu lesen: Er ist
klar, er ist unmissverständlich. Auch wenn jetzt die Initianten

bzw. die Befürworter der Initiative sagen, das könne man
dann schon noch zurechtbiegen, muss ich Ihnen sagen: Es
geht hier um einen Verfassungstext. Die Initianten haben
nicht die Interpretationshoheit darüber und können ihn auch
nicht zurechtbiegen, sondern es geht darum, diesen Text in
die Bundesverfassung zu schreiben. Sie müssen sich fra-
gen, ob Sie wirklich einen Text in die Bundesverfassung
schreiben wollen, der nicht verhältnismässig ist. Die Tatsa-
che, dass die Initiantinnen und Initianten selber sagen, man
müsse dann schauen, in gewissen Situationen sei es viel-
leicht etwas schwierig, zeigt, dass sie letztlich selber aner-
kennen, dass ihre Initiative Schwachstellen hat, dass sie
nicht verhältnismässig umsetzbar ist, dass man nachher et-
was zurechtbiegen muss. Aber noch einmal: Nicht die Initi-
anten entscheiden über die Umsetzung, sondern es geht um
einen Text für die Bundesverfassung.
Ich möchte Ihnen noch etwas zu bedenken geben: Was be-
deutet es für die direkte Demokratie, wenn man eine Volks-
initiative zur Annahme empfiehlt, von der man von vornher-
ein bereits weiss, dass sie nicht umsetzbar bzw. nicht mit
dem Verhältnismässigkeitsprinzip zu vereinbaren ist? Das ist
schlecht für die direkte Demokratie. Da sagen Sie den Leu-
ten: Ihr könnt abstimmen, ihr könnt Artikel für die Bundesver-
fassung annehmen, aber wir werden es sicher nicht so um-
setzen, wie ihr euch das gedacht habt. Das ist schlecht!
Die Bundesverfassung eignet sich auch nicht für Signale,
dafür, Zeichen zu setzen. Die Bundesverfassung soll die
Grundlage unseres staatlichen Handelns bleiben, sie soll
verbindlich sein. Deshalb ist es unsere Aufgabe und auch
unsere Verantwortung gegenüber der Bevölkerung, ehrlich
und offen zu sagen, dass unsere Bundesverfassung verbind-
lich ist, dass wir uns daran halten wollen, dass Sie sich als
Gesetzgeber daran halten wollen. Aber dann können Sie der
Bevölkerung nicht Texte zur Annahme empfehlen, von de-
nen Sie von vornherein wissen, dass Sie sie nicht so umset-
zen werden.
Eine Bitte an all diejenigen, die jetzt vielleicht aus Enttäu-
schung, aus Frustration darüber, dass kein direkter Gegen-
entwurf zustande gekommen ist, sagen: «Dann nehmen wir
halt die Initiative an!» Ich glaube, diese Haltung wäre ein
schlechter Ratgeber. Kämpfen Sie, kämpfen Sie, alle diejeni-
gen, die Verbesserungen wollen, einen besseren Schutz für
Kinder vor sexueller Gewalt, die aber gleichzeitig auch der
Verhältnismässigkeit, der Grundlage unseres rechtsstaatli-
chen Handelns, zustimmen! Kämpfen Sie gemeinsam für ei-
nen starken indirekten Gegenvorschlag, aber kämpfen Sie
auch gemeinsam dafür, dass diese Initiative nicht angenom-
men wird, weil sie nicht umsetzbar ist!
Ich möchte Ihnen zum Schluss noch etwas zu bedenken ge-
ben: Der Ständerat hat diese Initiative letztlich sehr deutlich
zur Ablehnung empfohlen. Wenn Ihr Rat diese Initiative zur
Annahme empfiehlt, wie Sie das letztes Mal mit knappem
Abstimmungsresultat getan haben, dann gibt es keine Ab-
stimmungsempfehlung aus dem Parlament. Ist das ein Zei-
chen, das Sie setzen wollen? Dass das Parlament keine Ab-
stimmungsempfehlung gibt? Ich bitte Sie, auch das zu be-
rücksichtigen.
Ich bitte Sie, Ihrer Kommissionsmehrheit zu folgen und diese
Volksinitiative zur Ablehnung zu empfehlen.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Frau Bundesrätin, Sie haben
gesagt, dass ein Initiativtext, ein Verfassungstext, verbind-
lich, endgültig sei und nicht geändert werden könne. Dürfen
wir davon ausgehen, dass die vor drei Jahren angenomme-
ne Ausschaffungs-Initiative von Ihnen nun ebenso eins zu
eins umgesetzt wird?

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Frau Rickli, vielen Dank
für diese Frage. Genau diese Initiative zeigt das Problem
auf, wenn man der Bevölkerung sagt: «Ihr könnt Verfas-
sungstexte annehmen, auch wenn diese nachher mit Grund-
prinzipien unserer Bundesverfassung» – die ja ebenfalls von
der Bevölkerung angenommen wurde – «in direktem Wider-
spruch stehen.» Das ist eben schlecht für die direkte Demo-
kratie, und das möchten wir in Zukunft verhindern. Deshalb
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sollten wir der Bevölkerung nur Verfassungstexte zur An-
nahme empfehlen, die nachher auch umgesetzt werden
können.

Lüscher Christian (RL, GE): Madame la conseillère fédérale,
n'avez-vous pas l'impression que si ce Parlement donne un
mot d'ordre de rejet de l'initiative, il donnera l'impression au
peuple, une fois de plus, que ce Parlement se range plutôt
du côté des personnes qui ont commis des infractions que
du côté des victimes? On a vu les désastres que ce genre
de politique avait amenés ces dernières décennies.

Sommaruga Simonetta, conseillère fédérale: Je vous remer-
cie de votre question, Monsieur Lüscher. Tous ceux qui re-
jettent cette initiative le font par respect – j'insiste sur ce
point: «par respect» – de la démocratie directe. Ce n'est pas
parce qu'ils veulent que rien ne soit fait, mais parce qu'ils
savent qu'il y a un projet très concret, prêt pour passer en
votation, qui va plus loin que l'initiative et que l'on peut faire
entrer en vigueur plus vite que tout ce qui est possible dans
le cadre de l'initiative. C'est pourquoi tous ceux qui disent
non à l'initiative le font parce qu'ils veulent faire une bonne
chose pour les enfants. (Applaudissements partiels)

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Au nom de
la majorité de la commission, je vous invite à recommander
de rejeter l'initiative populaire. En commission, la décision de
proposer le rejet de l'initiative a été prise par 17 voix con-
tre 8.
Les arguments ont déjà été développés dans ma première
intervention, et je les répète brièvement ici. Ils touchent
exactement le sujet abordé par la question de Monsieur Lü-
scher, à savoir que le rejet de cette initiative se fonde sur le
fait qu'elle est imprécise, qu'en plus elle viole le principe de
la proportionnalité et que par conséquent elle ne pourra pas
être correctement mise en oeuvre.
Au surplus, la majorité de la commission estime qu'il faut op-
poser un contre-projet indirect à l'initiative populaire. Ce
contre-projet indirect a déjà été examiné une première fois
par notre conseil au mois de juin dernier. Il a été accepté, à
l'unanimité, par le Conseil des Etats et il est actuellement en
train d'être examiné par la Commission des affaires juri-
diques de notre conseil. Ce contre-projet indirect prévoit des
modifications du Code pénal en y inscrivant des dispositions
dont le champ d'application est beaucoup plus étendu sur le
plan de la protection des enfants et au niveau de la préven-
tion.
Nous aurons l'occasion d'examiner une nouvelle fois le
contre-projet indirect qui pourrait être mis en vigueur certai-
nement, comme l'a dit Madame la conseillère fédérale Som-
maruga, beaucoup plus vite qu'une éventuelle concrétisation
de l'initiative.
Dès lors, je vous invite à suivre la majorité de la commission
et à recommander le rejet de l'initiative populaire.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission: Die Mehr-
heit Ihrer Kommission beantragt Ihnen mit 17 zu 8 Stimmen,
die Ablehnung dieser Initiative zu empfehlen. Wie bereits in
der Eintretensdebatte zu Vorlage 5 ausgeführt wurde, ent-
hält diese Volksinitiative einen schematischen Automatismus
zum Berufs- und Tätigkeitsverbot und verstösst damit gegen
das verfassungsmässige Prinzip der Verhältnismässigkeit.
Sie nimmt zudem den Richterinnen und Richtern die Frei-
heit, jeden Einzelfall entsprechend der Schwere des Über-
griffs zu beurteilen. Sie verstösst damit auch gegen das
Schuldstrafrecht, wonach das Ausmass der Schuld des Tä-
ters die Grundlage für die Zumessung einer Strafe zu bilden
hat.
Ich möchte noch einmal betonen, dass niemand, der diese
Initiative zur Ablehnung empfiehlt und gleichzeitig das Ge-
setzesprojekt, das im Ständerat einstimmig verabschiedet
wurde und nun von unserer Kommission weiterberaten wird,
unterstützt, Pädophile oder Pädokriminelle in ihren Rechten
besser schützen will als deren Opfer. Vielmehr geht es dar-
um, Augenmass zu wahren, die Richter in ihrer Urteilsfin-

dung nicht erheblich einzuschränken und damit den Rechts-
staat zu schwächen sowie darum, die Gesellschaft nicht der
Illusion zu überlassen, dass mit der Annahme dieser Initia-
tive Kinder automatisch besser vor sexuellen Übergriffen ge-
schützt seien.
Ich bitte Sie deshalb im Namen der Kommissionsmehrheit,
die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9352)
Für den Antrag der Mehrheit ... 88 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit I ... 88 Stimmen
(14 Enthaltungen)

Mit Stichentscheid der Präsidentin
wird der Antrag der Mehrheit angenommen
Avec la voix prépondérante de la présidente
la proposition de la majorité est adoptée

10.511

Parlamentarische Initiative
Binder Max.
Karenzfrist
bei Mandaten und Funktionen
für ehemalige Bundesräte
Initiative parlementaire
Binder Max.
Anciens conseillers fédéraux.
Pas de pantouflage
avant un certain délai

Erstrat – Premier Conseil
Bericht SPK-NR 03.05.13 (BBl 2013 5215)
Rapport CIP-CN 03.05.13 (FF 2013 4653)

Stellungnahme des Bundesrates 03.07.13 (BBl 2013 6559) 
Avis du Conseil fédéral 03.07.13 (FF 2013 5895) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

10.517

Parlamentarische Initiative
Leutenegger Oberholzer Susanne.
Einschränkung von Mandaten
von ehemaligen
Bundesräten und Bundesrätinnen
Initiative parlementaire
Leutenegger Oberholzer Susanne.
Anciens conseillers fédéraux.
Délai d'attente
avant de pantoufler

Erstrat – Premier Conseil
Bericht SPK-NR 03.05.13 (BBl 2013 5215)
Rapport CIP-CN 03.05.13 (FF 2013 4653)

Stellungnahme des Bundesrates 03.07.13 (BBl 2013 6559) 
Avis du Conseil fédéral 03.07.13 (FF 2013 5895) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Antrag der Mehrheit
Eintreten

Antrag der Minderheit
(Romano, Bäumle, Gössi, Hiltpold, Humbel, Moret, Pfister
Gerhard)
Nichteintreten
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D'autre part, la note marginale de l'article 188 du Code pé-
nal est intitulée «Acte d'ordre sexuel avec des personnes dé-
pendantes», «Sexuelle Handlungen mit Abhängigen». Il y a
donc lieu d'adapter le texte à cette note marginale, ce que
notre Commission des affaires juridiques, unanime, vous
propose d'accepter.

Angenommen – Adopté

12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStG
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Differenzen – Divergences
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)

Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission: Hier,
le Conseil national a décidé, par 119 voix contre 62 et 3 abs-
tentions, de ne pas entrer en matière sur le contre-projet di-
rect de notre conseil, adopté le 11 septembre dernier. Par
ailleurs, par 88 voix contre 88 et 14 abstentions, avec la voix
prépondérante de la présidente en faveur du rejet, le Conseil
national a décidé de recommander le rejet de l'initiative po-
pulaire. Le 12 septembre 2013, la commission du Conseil
national a décidé de traiter les divergences dans le projet 1,
donc les modifications du Code pénal, du Code pénal mi-
litaire et du droit pénal des mineurs, seulement à sa pro-
chaine séance ordinaire, c'est-à-dire après la présente ses-
sion d'automne.
Notre commission, par 9 voix contre 3 et 1 abstention, pro-
pose de suivre le Conseil national et de ne pas maintenir
l'excellent contre-projet direct, respectueux du principe de la
proportionnalité, adopté par notre conseil, ceci pour des rai-
sons pragmatiques et en raison du résultat des votes inter-
venus hier au Conseil national.
D'autre part, notre commission ne souhaite pas prolonger
inutilement les débats en vue d'un résultat couru d'avance,
alors qu'il est important du point de vue du délai de traite-
ment de l'initiative populaire qu'une décision du Parlement
intervienne pendant cette session-ci.
S'agissant de la recommandation de vote, par 9 voix con-
tre 4, la commission propose, à l'instar du Conseil national,
de recommander le rejet de l'initiative populaire. Je tiens à
relever que la commission espère vivement que les modifi-
cations du Code pénal, du Code pénal militaire et du droit
pénal des mineurs (projet 1), adoptées à l'unanimité par
notre conseil, soient traitées dans les plus brefs délais par le
Conseil national, à commencer par sa commission compé-
tente, afin que ces dispositions puissent entrer en vigueur le

plus rapidement possible, c'est-à-dire, dans le meilleur des
cas semble-t-il, au début de l'année 2015.
Je ne reviens pas sur les arguments de la majorité exposés
de façon détaillée lors des débats précédents. Il a en effet
été clairement établi que cette initiative populaire est impré-
cise, incomplète, excessive et qu'elle viole le principe de la
proportionnalité, fondamental dans notre ordre juridique et
notre Etat de droit.
Une minorité souhaite malgré tout recommander au peuple
et aux cantons l'acceptation de l'initiative populaire. Je laisse
son porte-parole s'exprimer.

Häberli-Koller Brigitte (CE, TG): Nachdem wir nun keinen
direkten Gegenvorschlag mehr haben, stellt sich die Frage,
ob wir die Initiative dem Volk zur Annahme oder zur Ableh-
nung empfehlen wollen. Die Initiative ist nicht frei von Män-
geln, und sie ist restriktiv und absolut formuliert. Aber beim
klaren Tätigkeitsverbot geht es um eine präventive Mass-
nahme, um künftig Opfer zu verhindern, um zu erreichen,
dass verurteilte Täter nicht so leicht wieder an Kinder heran-
kommen. Es handelt sich also um ein spezifisches Berufs-
verbot, und Verurteilte werden damit von einem Teilbereich
des gesellschaftlichen und beruflichen Lebens ausgeschlos-
sen. Bei der Bestrafung von verurteilten Pädophilen wird
dieses Berufsverbot ja eine komplementäre Sanktion sein.
Ich empfinde es nicht als unverhältnismässig, wenn verur-
teilte Pädokriminelle nie mehr mit Kindern arbeiten dürfen,
und bitte Sie mit der Minderheit Ihrer Kommission, die Initia-
tive zur Annahme zu empfehlen. Der Nationalrat hat, wie wir
von der Kommissionspräsidentin gehört haben, seine Emp-
fehlung zur Ablehnung mit Stichentscheid der Präsidentin
beschlossen.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Die Argumente wurden
alle ausgeführt. Ich möchte einfach nochmals kurz in Erinne-
rung rufen: Frau Ständerätin Häberli-Koller hat jetzt gesagt,
die Initiative sei nicht frei von Mängeln. Das ist doch etwas
sanft ausgedrückt – diese Initiative ist krass unverhältnis-
mässig. Ich muss Ihnen einfach noch einmal deutlich sagen:
Die Initiative ist auch so konkret formuliert, dass man am
Schluss nicht sagen kann, man setze sie ein bisschen um.
Wenn darin steht, dass jemand, der verurteilt sei, weil er die
sexuelle Unversehrtheit eines Kindes beeinträchtigt habe,
endgültig die Möglichkeit verliere, mit Kindern zu arbeiten,
dann ist das eben nicht ein bisschen umsetzbar. Ich bitte Sie
auch aus Respekt vor der direkten Demokratie, im Interesse
der direkten Demokratie, der Bevölkerung zu sagen, was
Sache ist, dass wir in unsere Bundesverfassung nicht Sym-
bole und Signale hineinschreiben sollten, sondern dass wir
das hineinschreiben sollten, was wir auch tatsächlich umset-
zen können. 
Es ist nicht so, dass Sie nichts tun können für den besseren
Schutz der Kinder. Es ist nicht so, dass Sie hier hilflos sitzen
und sagen müssen: «Wenn ich die Initiative ablehne, liefere
ich die Kinder weiterhin Pädokriminellen aus.» Sie haben
gehandelt, Sie haben die Vorlage 1 bereits verabschiedet;
ich bin Ihnen äusserst dankbar dafür. Sie haben dort aufge-
zeigt, dass man erstens etwas tun kann, dass man zweitens
auch mehr tun muss, als die Initiative vorschlägt. Es geht
auch um die Situation, in der Kinder sexueller Gewalt im Fa-
milien- und Bekanntenkreis ausgeliefert sind; das ist der Ort,
wo diese Form der Gewalt bekanntlich am häufigsten vor-
kommt. Das ist aber auch der Ort, wo Kinder anderen For-
men von Gewalt ausgesetzt sind; auch dort braucht es mehr
Instrumente.
Ihr Rat hat diese Vorlage verabschiedet. Ich werde mich
sehr dafür einsetzen, dass auch die Kommission des Natio-
nalrates die Beratungen jetzt fortsetzt. Ich glaube, der Wille
ist vorhanden, dass man die Vorlage im Dezember verab-
schieden kann. Ich werde mich dafür einsetzen, dass wir die
Vorlage so rasch wie möglich in Kraft setzen. Sie haben das
Instrument bereits ergriffen, Sie haben es in der Hand. 
Deshalb bitte ich Sie aus Respekt vor der direkten Demokra-
tie und auch zum Schutz der Grundlagen unseres Rechts-
staates – damit wir eine Bundesverfassung haben, die hält,
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was sie verspricht –, diese Initiative zur Ablehnung zu emp-
fehlen.

5. Bundesbeschluss über das Tätigkeits- und Kontakt-
verbot nach einer Straftat gegen die sexuelle Integrität
(Gegenentwurf zur Volksinitiative «Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»)
5. Arrêté fédéral concernant l'interdiction d'exercer une
activité et l'interdiction de contact après une infraction
contre l'intégrité sexuelle (contre-projet à l'initiative po-
pulaire «pour que les pédophiles ne travaillent plus avec
des enfants»)

Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
(= Nichteintreten)

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national
(= Ne pas entrer en matière)

Angenommen – Adopté

Präsident (Lombardi Filippo, Präsident): Damit gibt es defi-
nitiv keinen Gegenentwurf zur Volksinitiative.

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Art. 2
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Antrag der Minderheit
(Häberli-Koller, Comte, Engler, Minder)
... die Initiative anzunehmen.

Art. 2
Proposition de la majorité
Adhérer à la décision du Conseil national

Proposition de la minorité
(Häberli-Koller, Comte, Engler, Minder)
... d'accepter l'initiative.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag der Mehrheit ... 21 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 14 Stimmen
(2 Enthaltungen)

11.022

Bürgerrechtsgesetz.
Totalrevision
Loi sur la nationalité.
Révision totale

Fortsetzung – Suite
Botschaft des Bundesrates 04.03.11 (BBl 2011 2825)
Message du Conseil fédéral 04.03.11 (FF 2011 2639)

Nationalrat/Conseil national 13.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 13.03.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 16.09.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Bundesgesetz über das Schweizer Bürgerrecht
Loi fédérale sur la nationalité suisse

Art. 13–16
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Cramer Robert (G, GE), pour la commission: Il n'y a pas d'ob-
servation dès l'instant où la version du Conseil fédéral n'est
contestée par personne. 

Angenommen – Adopté

Art. 17
Antrag der Kommission
Abs. 1, 3
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates
Abs. 2
...
c. ... der Einbürgerungsvoraussetzungen, insbesondere der
Integration.

Art. 17
Proposition de la commission
Al. 1, 3
Adhérer à la décision du Conseil national
Al. 2
...
c. ... les conditions de la naturalisation, notamment celles
concernant son intégration.

Cramer Robert (G, GE), pour la commission: Ici, c'est une
proposition qui est de nature rédactionnelle, qui nous a été
faite par l'administration et qui n'a rencontré aucune opposi-
tion dans notre commission. 

Angenommen – Adopté

Art. 18
Antrag der Mehrheit
Abs. 1
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
Abs. 2
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Antrag der Minderheit
(Diener Lenz, Föhn, Minder)
Abs. 2
Streichen
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12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStG
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)
Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9584)
Für Annahme des Entwurfes ... 91 Stimmen
Dagegen ... 97 Stimmen
(7 Enthaltungen)

Präsidentin (Graf Maya, Präsidentin): Dieses Resultat be-
deutet, dass die Initiative dem Volk ohne Abstimmungsemp-
fehlung der Bundesversammlung unterbreitet wird. 

12.085

Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen
(Rüstungsprogramm 2012
und Gripen-Fondsgesetz)
Acquisition
de l'avion de combat Gripen
(Programme d'armement 2012
et loi sur le fonds Gripen)

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 14.11.12 (BBl 2012 9281)
Message du Conseil fédéral 14.11.12 (FF 2012 8559)

Ständerat/Conseil des Etats 05.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 11.09.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Text des Erlasses 2 (BBl 2013 7369) 
Texte de l'acte législatif 2 (FF 2013 6593) 

2. Bundesgesetz über den Fonds zur Beschaffung des
Kampfflugzeugs Gripen
2. Loi fédérale sur le fonds d'acquisition de l'avion de
combat Gripen

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.085/9585)
Für Annahme des Entwurfes ... 119 Stimmen
Dagegen ... 71 Stimmen
(4 Enthaltungen)

12.095

Bundesgesetz
über die Lärmsanierung
der Eisenbahnen.
Revision
Loi fédérale
sur la réduction du bruit émis
par les chemins de fer.
Révision

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 30.11.12 (BBl 2013 489) 
Message du Conseil fédéral 30.11.12 (FF 2013 443) 

Nationalrat/Conseil national 12.06.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 12.09.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBl 2013 7391) 
Texte de l'acte législatif 1 (FF 2013 6617) 

1. Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Eisenbah-
nen
1. Loi fédérale sur la réduction du bruit émis par les che-
mins de fer

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.095/9593)
Für Annahme des Entwurfes ... 188 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(7 Enthaltungen)
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12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStG
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)
Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 
Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

2. Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile
sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
2. Arrêté fédéral concernant l'initiative populaire «pour
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

Abstimmung – Vote
Für Annahme des Entwurfes ... 23 Stimmen
Dagegen ... 15 Stimmen
(3 Enthaltungen)

12.085

Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen
(Rüstungsprogramm 2012
und Gripen-Fondsgesetz)
Acquisition
de l'avion de combat Gripen
(Programme d'armement 2012
et loi sur le fonds Gripen)

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 14.11.12 (BBl 2012 9281)
Message du Conseil fédéral 14.11.12 (FF 2012 8559)
Ständerat/Conseil des Etats 05.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 11.09.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Text des Erlasses 2 (BBl 2013 7369) 
Texte de l'acte législatif 2 (FF 2013 6593) 

2. Bundesgesetz über den Fonds zur Beschaffung des
Kampfflugzeugs Gripen
2. Loi fédérale sur le fonds d'acquisition de l'avion de
combat Gripen

Abstimmung – Vote
Für Annahme des Entwurfes ... 25 Stimmen
Dagegen ... 17 Stimmen
(0 Enthaltungen)

12.095

Bundesgesetz
über die Lärmsanierung
der Eisenbahnen.
Revision
Loi fédérale
sur la réduction du bruit émis
par les chemins de fer.
Révision

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 30.11.12 (BBl 2013 489) 
Message du Conseil fédéral 30.11.12 (FF 2013 443) 
Nationalrat/Conseil national 12.06.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 12.09.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Text des Erlasses 1 (BBl 2013 7391) 
Texte de l'acte législatif 1 (FF 2013 6617) 

1. Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Eisenbah-
nen
1. Loi fédérale sur la réduction du bruit émis par les che-
mins de fer

Abstimmung – Vote
Für Annahme des Entwurfes ... 42 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(0 Enthaltungen)

12.098

Gegen Masseneinwanderung.
Volksinitiative
Contre l'immigration de masse.
Initiative populaire

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 07.12.12 (BBl 2013 291) 
Message du Conseil fédéral 07.12.12 (FF 2013 279) 
Nationalrat/Conseil national 20.06.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 20.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Text des Erlasses (BBl 2013 7351) 
Texte de l'acte législatif (FF 2013 6575) 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «gegen Mas-
seneinwanderung»
Arrêté fédéral relatif à l'initiative populaire «contre l'im-
migration de masse»

Abstimmung – Vote
Für Annahme des Entwurfes ... 37 Stimmen
Dagegen ... 5 Stimmen
(0 Enthaltungen)
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Zweite Sitzung – Deuxième séance

Dienstag, 26. November 2013
Mardi, 26 novembre 2013

08.00 h

12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStG
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Differenzen – Divergences
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)

Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 26.11.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.12.13 (Differenzen – Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ordnungsantrag der Fraktion der Schweizerischen Volkspartei
Die Vorlagen 1 und 4 des Geschäftes 12.076 sind von der
Traktandenliste zu nehmen und unter einer neuen Ge-
schäftsnummer zu erfassen.

Motion d'ordre du groupe de l'Union démocratique du Centre
Les projets 1 et 4 de l'objet 12.076 sont retirés de l'ordre du
jour et sont saisis sous un nouveau numéro d'objet. 

Rutz Gregor A. (V, ZH):  Die SVP-Fraktion beantragt Ihnen,
das Geschäft 12.076 von der Traktandenliste zu nehmen
und die Vorlagen 1 und 4 unter einer neuen Geschäftsnum-
mer zu erfassen. Dies tun wir vor dem Hintergrund, dass die
Schlussabstimmung über die Volksinitiative «Pädophile sol-
len nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» am 27. Septem-
ber erfolgt ist. Dies tun wir auch vor dem Hintergrund, dass
Kommission und Ratsplenum in der gesetzlichen Frist kei-
nen Gegenvorschlag beschlossen haben, und mit Blick dar-
auf, dass es irreführend sein und zu falschen Schlüssen füh-
ren kann, wenn wir hier unter der gleichen Geschäftsnum-
mer wie bei der Volksinitiative über Gesetzesvorlagen bera-
ten, welche dann als Gegenvorschläge wahrgenommen wer-
den könnten.
Das gesetzliche Prozedere und die Fristen bezüglich der Be-
handlung von Volksinitiativen sind klar. Das Parlament hat
die Möglichkeit, Gegenvorschläge zu beschliessen. Hierzu
ist es auch möglich, Fristverlängerungen zu gewähren. Die
Behandlungsfrist kann auch noch einmal verlängert werden,

wenn eine Differenzbereinigung ansteht; dies im Wissen
darum, dass die Mühlen des Parlamentes nicht immer gleich
schnell mahlen. Wenn aber innert der gesetzlichen Frist kein
Gegenvorschlag zustande kommt, ordnet der Bundesrat die
Volksabstimmung an. Am 27. September dieses Jahres ha-
ben Nationalrat und Ständerat über diese Initiative befun-
den: Unser Rat empfiehlt Annahme, der Ständerat empfiehlt
Ablehnung.
Das Initiativkomitee – das ist ein wichtiger Punkt, den Sie
kennen müssen – hat Anfang Oktober das offizielle Schrei-
ben mit der Anfrage, ob es die Initiative zurückziehen
möchte oder nicht, erhalten. Es hat sich gegen den Rückzug
entschieden.
Nun unter der gleichen Geschäftsnummer und unter dem
gleichen Titel weitere Vorlagen zu behandeln ist aus zwei
Gründen problematisch:
1. Auch wenn Sie sich jetzt vielleicht auf eine generelle Ge-
setzgebungskompetenz, von der wir sowieso viel zu häufig
Gebrauch machen, unseres Rates berufen, ist es unseres
Erachtens nicht statthaft, unter dem gleichen Titel, dem Titel
der Volksinitiative, weitere Vorlagen zu beraten, nachdem
das Initiativkomitee über den Rückzug der Initiative bereits
entschieden hat. Der Sinn eines Gegenvorschlages ist es ja,
eine Alternative zu einer Initiative in den Raum zu stellen
und dem Komitee die Möglichkeit zu geben, sich für die In-
itiative oder allenfalls für den Gegenvorschlag zu entschei-
den. Es entspricht nicht den guten demokratischen Gepflo-
genheiten, dass wir dies nach der Schlussabstimmung tun.
2. Es widerspricht jeder Logik, wenn Sie jetzt einen Gegen-
vorschlag oder ein anderes Gesetzgebungsprojekt in dieser
Sache beschliessen wollen. Dann machen Sie das ja als Al-
ternative zur Initiative, weil Sie mit der Initiative nicht einver-
standen sind. Ich darf Sie an dieser Stelle doch noch einmal
daran erinnern, dass die Mehrheit dieses Rates am 27. Sep-
tember beschlossen hat, die Initiative zu unterstützen. Nach-
dem Sie ein Ja zur Initiative empfehlen, ist es geradezu ab-
surd, dass wir heute in diesem Zusammenhang über weitere
Gesetzesvorlagen beraten.
Wenn Sie vor der Volksabstimmung, welche unseres Erach-
tens abgewartet werden müsste, über diese Vorlage beraten
möchten, können Sie dies tun, aber dann müssen Sie diese
Vorlage mit einer neuen Geschäftsnummer versehen, damit
keine Verwechslungen passieren können und damit klar ist,
dass es sich hier nicht um einen Gegenvorschlag handelt,
dass die Beratung zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten dürfen» erledigt ist und dass die-
ser Rat die Initiative zur Annahme empfohlen hat.
Ich danke Ihnen für die Unterstützung unseres Ordnungsan-
trages.

Vischer Daniel (G, ZH): Ich ersuche Sie, diesen Ordnungs-
antrag abzulehnen. Der Ordnungsantrag ist Quatsch – sorry,
dass ich das so deutlich sagen muss. Herr Rutz hat nicht be-
griffen, dass es zwischen einem direkten und einem indirek-
ten Gegenvorschlag einen Unterschied gibt. Ein indirekter
Gegenvorschlag ist ein laufendes Geschäft, das der Initiative
indirekt, aber eben nicht direkt gegenübergestellt wird.
Es ist richtig: Dieser Rat hat das Geschäft der Volksinitiative
behandelt und abgeschlossen. Er hat beschlossen, der In-
itiative keinen direkten Gegenvorschlag gegenüberzustellen,
dies auch im Wissen darum, dass unabhängig von der Initia-
tive bereits ein Gesetzesvorhaben an die Hand genommen
worden ist. Die formalistische Argumentation von Herrn Kol-
lege Rutz zielt an der Geschäftslage dieses Rates vorbei. Es
ist eine Selbstverständlichkeit, dass dieser Rat dieses Ge-
setz heute beraten kann.
Worum geht es den Antragstellern? Gut, sie wollen vielleicht
staatsrechtlich ein paar Nuancen in den Diskurs reinbringen.
Aber das ist ja nicht das eigentliche Ziel. Wir haben es schon
in der Kommission erlebt: Die Leute, die diesen Antrag stel-
len, wollen verhindern, dass dieses Gesetz rechtzeitig in
Kraft treten kann.
Dieses Gesetz wurde auf Initiative von Leuten aus der Kom-
mission in Angriff genommen, unabhängig von der Volks-
initiative und vor der Volksinitiative. Es geht weiter als diese.
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Es regelt das Rayonverbot und andere Punkte, mit denen
eben ein Augenmerk auf die ganze Problematik gelegt wird.
Lassen wir uns nicht vorführen: Hinter diesem Ordnungsan-
trag steckt eine unredliche Verzögerungstaktik – so nicht!
Wir gehen in die Volksabstimmung im Wissen darum, dass
wir mit diesem indirekten Gegenvorschlag als Alternative et-
was zu bieten haben.

Freysinger Oskar (V, VS): Herr Vischer, ist es nicht eher so,
dass Sie einen Etikettenschwindel betreiben? Denn dieser
Rat hat die Volksinitiative zur Annahme empfohlen und kei-
nen Gegenvorschlag beschlossen, weder einen direkten
noch einen indirekten.

Vischer Daniel (G, ZH): Herr Freysinger, sorry, Sie müssen
auseinanderhalten, was Sache ist. Dieser Rat hat beschlos-
sen: Initiative ja, Gegenvorschlag nein. Das war ein Ent-
scheid. Dieser Rat hat eine Debatte geführt im Wissen, dass
in der Kommission dieser Gesetzentwurf behandelt wird.
Und dieser Rat hat zur Kenntnis genommen, dass in diesem
Gegenvorschlag, der ein indirekter ist, wesentliche Elemente
behandelt werden, die weiter gehen als die Initiative und in
diesem Sinne nicht nur mit der Initiative zu tun haben.

Caroni Andrea (RL, AR): Namens der FDP-Liberalen Frak-
tion bitte ich Sie, diesem Ordnungsantrag nicht zuzustim-
men. Wir haben in diesem doch langwierigen Geschäft
schon alle möglichen und denkbaren Verzögerungsmanöver
erlebt. Dieser Antrag setzt dem einfach noch die Krone auf,
indem wir jetzt in Oberformalismus verfallen sollen und hö-
ren müssen, dass wir in diesem Rat intern die Laufnummer
falsch verwenden würden. Aber: Wir verwenden sie richtig,
denn das heute zu beratende Gesetz haben wir immer unter
dieser Nummer und unter diesem Titel beraten, und das Ein-
zige, was wir heute tun, ist, dass wir es zu Ende beraten.
Auch inhaltlich passt das ja zusammen: Es geht ja um den
Schutz von Kindern und besonders verletzlichen Personen,
mit vielerlei Instrumenten, zusätzlichen Instrumenten, den in
der Initiative angesprochenen Instrumenten. Ich sehe also
auch hier überhaupt kein Problem mit diesem Titel.
Wenn es Ihnen nur um den Titel und die Nummer ginge,
könnte man ja diskutieren, ob man hier eine Nummer
12.076a und eine Nummer 12.076b nehmen wollte. Aber Ihr
Hauptpunkt ist gar nicht der Titel, Ihre Hauptforderung ist es,
das Geschäft von der Traktandenliste zu nehmen. Damit er-
hoffen sich die Initianten, dass das Geschäft derart verzö-
gert wird, dass wir vor der Volksabstimmung ohne Gegen-
vorschlag – indirekt, direkt oder einfach verknüpft – auf dem
Podium stehen. Dann könnten Sie auf uns zeigen und sa-
gen: Sehen Sie, das Parlament hat nichts getan, sogar in
der Wintersession 2013 hat es das Geschäft nochmals ver-
zögert und von der Traktandenliste genommen.
Ich bitte Sie, dieses oberdurchsichtige Manöver abzulehnen.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Si l'intérêt de
cette chambre est la protection des enfants contre les pédo-
philes, c'est le rejet de cette motion d'ordre qui doit s'impo-
ser. C'est la position de la commission, puisque nous avons
déjà débattu de ce sujet en commission.
Comme vous le voyez sur le dépliant du projet 4, il y a une
proposition de classement sur laquelle nous devrons nous
prononcer. Ce projet 4 consiste à bloquer encore le débat
sur l'interdiction d'exercer une activité dans le cadre de la ré-
vision du Code pénal proposée par le Conseil fédéral.
Nous sommes à la fin du traitement de cet objet. Si au-
jourd'hui nous arrivons au terme du traitement des projets 1
et 4, nous aurons ainsi terminé le travail sur l'initiative, pour
laquelle il n'y aura pas de prise de position du Parlement
puisque les deux chambres ne se sont pas mises d'accord
sur un éventuel contre-projet direct qui a été écarté – ni sur
la révision du Code pénal et du Code pénal militaire, laquelle
pourra entrer en vigueur rapidement.
Si aujourd'hui on devait suspendre les travaux, attendre l'at-
tribution d'un nouveau numéro d'objet et le traiter plus tard,
cela impliquerait au moins trois mois de retard dans le traite-

ment de cet objet. Cela voudrait dire qu'il n'y aurait pas de
nouvelles dispositions dans le Code pénal pouvant s'appli-
quer rapidement à des situations dramatiques. Cela voudrait
dire que les juges ne disposeraient pas des normes permet-
tant d'interdire le travail des pédophiles avec les enfants; il
n'y aurait également pas de normes relatives à la mise en
application de dispositions d'assistance permettant de s'as-
surer que les interdictions de rayon, de contact ou d'activité
prononcées sont appliquées.
Je vous invite à rejeter cette manoeuvre purement politi-
cienne et tactique pour rester concentré sur le problème qui
est celui de la protection des mineurs contre les pédophiles.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission:  Ich bitte
Sie, diesen Ordnungsantrag abzulehnen. Wir befinden uns
bei diesem Geschäft nun in der letzten Phase; wir befinden
uns in der Differenzbereinigung zu einer Gesetzesvorlage,
die zum Ziel hat, Kinder besser vor pädophilen Straftätern zu
schützen. Diese Gesetzesvorlage dient als indirekter Ge-
genvorschlag zur Volksinitiative. Formell ist sie jedoch kein
indirekter Gegenvorschlag, weil die Vorlage früher und auf-
grund parlamentarischer Vorstösse vom Bundesrat konzi-
piert und dem Parlament vorgelegt wurde. Wir hatten die
parlamentarische Initiative Darbellay 04.473 sowie die parla-
mentarische Initiative Simoneschi-Cortesi 04.469, die beide
auch gewisse rechtsstaatliche Mängel aufwiesen. Carlo
Sommaruga hat dann die Motion 08.3373 eingereicht, die
eben einen besseren Schutz von Kindern vor straffälligen
Pädophilen verlangt. 
Die Gesetzesvorlage, die wir heute in der Differenzbereini-
gung beraten, enthält ein Tätigkeits- und Berufsverbot, das
auch ausserberufliche Tätigkeiten erfasst, ein Kontakt- und
Rayonverbot und einen neuen Sonderprivatauszug aus dem
Strafregister. Damit geht die Gesetzesvorlage weiter als die
Volksinitiative, die wir in diesem Rat bereits zu Ende beraten
haben. Uns ist es wichtig, dass wir ein rechtsstaatlich kohä-
rentes Konzept haben, das dem Prinzip der Verhältnismäs-
sigkeit entspricht, und dass der Volksinitiative, auch wenn
unser Rat sie zur Annahme empfiehlt, am Schluss auch ein
Gegenprojekt auf Gesetzesstufe vonseiten des Parlamentes
gegenübergestellt wird. 
Ich bitte Sie deshalb, diesen Ordnungsantrag abzulehnen.

Präsident (Lustenberger Ruedi, Präsident): Die SP-Frak-
tion, die CVP/EVP-Fraktion und die grünliberale Fraktion leh-
nen den Ordnungsantrag ab. 

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9623)
Für den Ordnungsantrag der SVP-Fraktion ... 55 Stimmen
Dagegen ... 127 Stimmen
(0 Enthaltungen)

1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das
Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetz-
buchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafge-
setzes)
1. Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique
(Modification du Code pénal, du Code pénal militaire et
du droit pénal des mineurs)

Ziff. 1 Art. 67
Antrag der Mehrheit
Abs. 3–7
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag der Minderheit I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Abs. 3–7
Festhalten
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Antrag der Minderheit II
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander,
Stamm)
Abs. 3
Wird jemand wegen einer der nachfolgenden Straftaten ver-
urteilt, so wird ihm jede berufliche und jede organisierte aus-
serberufliche Tätigkeit verboten, die einen Kontakt zu Min-
derjährigen umfasst ...
Abs. 4
... schutzbedürftigen Opfer, verurteilt, so wird ihm jede beruf-
liche und jede organisierte ausserberufliche Tätigkeit verbo-
ten, die einen Kontakt zu volljährigen, besonders schutzbe-
dürftigen Personen umfasst ...

Antrag der Minderheit III
(Vischer Daniel, Jositsch, Kiener Nellen, Pardini, Schneider
Schüttel, Sommaruga Carlo, Wermuth)
Abs. 3
... oder 64 verurteilt, so kann ihm das Gericht für zehn Jahre
jede berufliche und jede organisierte ausserberufliche Tätig-
keit, die einen regelmässigen Kontakt zu Minderjährigen um-
fasst, verbieten: ...
Abs. 4
... oder 64 verurteilt, so kann ihm das Gericht für zehn Jahre
jede berufliche und jede organisierte ausserberufliche Tätig-
keit, die einen regelmässigen Kontakt zu volljährigen, beson-
ders schutzbedürftigen Personen umfasst, verbieten: ...

Ch. 1 art. 67
Proposition de la majorité
Al. 3–7
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition de la minorité I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Al. 3–7
Maintenir

Proposition de la minorité II
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander,
Stamm)
Al. 3
Si l'auteur a été condamné pour un des actes suivants,
l'exercice de toute activité professionnelle et de toute activité
non professionnelle organisée impliquant des contacts avec
des mineurs lui est interdit: ...
Al. 4
Si l'auteur a été condamné pour un des actes suivants, il a
interdiction d'exercer toute activité professionnelle et toute
activité non professionnelle organisée impliquant des con-
tacts avec des adultes particulièrement vulnérables: ...

Proposition de la minorité III
(Vischer Daniel, Jositsch, Kiener Nellen, Pardini, Schneider
Schüttel, Sommaruga Carlo, Wermuth)
Al. 3
... et 64, le juge peut lui interdire l'exercice ...
Al. 4
... et 64, le juge peut lui interdire l'exercice ...

Ziff. 1 Art. 67a Abs. 3; 67c Abs. 5 Bst. b–d; 369a; 371a
Abs. 3 Bst. a
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag der Minderheit I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Festhalten

Ch. 1 art. 67a al. 3; 67c al. 5 let. b–d; 369a; 371a al. 3
let. a
Proposition de la majorité
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition de la minorité I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Maintenir

Ziff. 2 Art. 50
Antrag der Mehrheit
Abs. 3–7
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag der Minderheit I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Abs. 3–7
Festhalten

Antrag der Minderheit II
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander,
Stamm)
Abs. 3
Wird jemand wegen einer der nachfolgenden Straftaten ver-
urteilt, so wird ihm jede berufliche und jede organisierte aus-
serberufliche Tätigkeit verboten, die einen Kontakt zu Min-
derjährigen umfasst: ...
Abs. 4
... schutzbedürftigen Opfer, verurteilt, so wird ihm jede beruf-
liche und jede organisierte ausserberufliche Tätigkeit verbo-
ten, die einen Kontakt zu volljährigen, besonders schutzbe-
dürftigen Personen umfasst: ...

Antrag der Minderheit III
(Vischer Daniel, Jositsch, Kiener Nellen, Pardini, Schneider
Schüttel, Sommaruga Carlo, Wermuth)
Abs. 3
... oder 64 des Strafgesetzbuchs verurteilt, so kann ihm das
Gericht für zehn Jahre jede berufliche und jede organisierte
ausserberufliche Tätigkeit, die einen regelmässigen Kontakt
zu Minderjährigen umfasst, verbieten: ...
Abs. 4
... oder 64 des Strafgesetzbuchs verurteilt, so kann ihm das
Gericht für zehn Jahre jede berufliche und jede organisierte
ausserberufliche Tätigkeit, die einen regelmässigen Kontakt
zu besonders schutzbedürftigen Personen umfasst, verbie-
ten: ...

Ch. 2 art. 50
Proposition de la majorité
Al. 3–7
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition de la minorité I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Al. 3–7
Maintenir

Proposition de la minorité II
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander,
Stamm)
Al. 3
Si l'auteur a été condamné pour un des actes suivants,
l'exercice de toute activité professionnelle et de toute activité
non professionnelle organisée impliquant des contacts avec
des mineurs lui est interdit: ...
Al. 4
Si l'auteur a été condamné pour un des actes suivants, il a
interdiction d'exercer toute activité professionnelle et toute
activité non professionnelle organisée impliquant des con-
tacts avec des adultes particulièrement vulnérables: ...

Proposition de la minorité III
(Vischer Daniel, Jositsch, Kiener Nellen, Pardini, Schneider
Schüttel, Sommaruga Carlo, Wermuth)
Al. 3
... et 64 CP, le juge peut lui interdire l'exercice ...
Al. 4
... et 64 CP, le juge peut lui interdire l'exercice ...
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Ziff. 2 Art. 50a Abs. 3; 50c Abs. 5 Bst. b–d; Ziff. 3 Art. 19
Abs. 4
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag der Minderheit I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Festhalten

Ch. 2 art. 50a al. 3; 50c al. 5 let. b–d; ch. 3 art. 19 al. 4
Proposition de la majorité
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition de la minorité I
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Maintenir

Präsident (Lustenberger Ruedi, Präsident): Wir führen eine
gemeinsame Debatte über alle Differenzen mit Ausnahme
von Ziffer 1 Artikel 366 Absätze 3 und 3bis. 

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Namens der Minderheit bitte
ich Sie, die Vorlagen 1 und 4 weiterhin getrennt zu behan-
deln. 
Warum? Die Vorlage 1 wurde im Nationalrat am 11. Juni
2013 mit 176 zu 0 Stimmen gutgeheissen. Auch die SVP-
Fraktion hatte zugestimmt, obwohl wir mit unseren Strafver-
schärfungsanträgen nicht durchgekommen waren. Damals
hatte das Parlament die Sexualdelikte aber bewusst und ex-
plizit ausgeklammert und in die Vorlage 4 überführt, weil
diese Gegenstand der Volksinitiative «Pädophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten dürfen» sind. Nachdem in den
Räten verschiedene direkte und indirekte Gegenvorschläge
verworfen wurden, versucht die Mehrheit der Kommission für
Rechtsfragen auf diesem Weg nochmals, der Volksinitiative
etwas entgegenzusetzen. Sie spricht gar von einem indirek-
ten Gegenvorschlag, was schlicht falsch ist. Sie haben vor-
hin die juristischen Argumente von Gregor Rutz gehört.
Ich verstehe das Engagement gegen die Volksinitiative über-
haupt nicht. Es geht darum, dass ein Täter, der wegen eines
Sexualdelikts an Kindern oder abhängigen Personen verur-
teilt wird, nicht mehr mit Kindern arbeiten darf – Punkt. Ei-
gentlich ist es ja tragisch, dass wir darüber überhaupt disku-
tieren müssen. Es geht darum, unsere Kinder vor Wieder-
holungstätern zu schützen. Nachdem verschiedene direkte
und indirekte Gegenvorschläge gescheitert sind, will die
Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen nun wieder die
genau gleichen problematischen Punkte, die neue Unklar-
heiten schaffen, gesetzlich verankern.
1. Die Initiative will ein lebenslängliches Berufsverbot. In der
Vorlage 1, also im Bundesgesetz, ist aber nur ein zehnjähri-
ges Berufsverbot vorgesehen.
2. Die Initiative will ein generelles Berufsverbot. Der Gesetz-
entwurf will ein solches nur für Täter, die zu einer Freiheits-
strafe von über sechs Monaten oder zu einer Geldstrafe von
über 180 Tagessätzen verurteilt wurden. Leider sieht die
Realität dann so aus, dass viele Täter kein Berufsverbot er-
halten, weil die Richter eine zu tiefe Strafe aussprechen.
3. Im Gesetz ist wieder die Rede von «regelmässigem Kon-
takt». Nur wenn ein Täter regelmässigen Kontakt mit Kin-
dern hat, soll er ein Berufsverbot erhalten. Doch was ist «re-
gelmässig»? Bezieht sich das auf den Lehrer, der die Kinder
täglich sieht? Auf den Fussballtrainer, der die Kinder einmal
in der Woche sieht? Was ist mit Tätern, die die Kinder nur
einmal im Monat für eine Theaterprobe sehen oder die nur
im Pfadi-Sommerlager Kinder betreuen?
Sie sehen, wir reden wieder über dieselben Probleme, über
die wir hier schon x-mal diskutiert haben. Da der Rest des
Gesetzes unbestritten ist, empfiehlt Ihnen die Minderheit, die
Vorlagen 1 und 4 weiterhin separat zu behandeln.
Es ist klar, was die Gegner der Volksinitiative wollen: dem
Stimmbürger vorgaukeln, es gebe noch einen Vorschlag, der
viel weiter gehe als die Initiative – das ist Blabla, das kennen
wir ja schon von vielen anderen Volksinitiativen. Fakt ist: Das

Gegenteil ist der Fall, die Volksinitiative soll nicht umgesetzt
werden. Dagegen wehren wir uns.
Sie erinnern sich an die Schlussabstimmung zur Pädophi-
len-Initiative am 27. September dieses Jahres. Der National-
rat hat den Bundesbeschluss dazu mit 97 zu 91 Stimmen
abgelehnt. Wenn ihnen das Anliegen weiterhin ernst ist,
müssten diese 97 Nationalräte und Nationalrätinnen, die da-
mals so gestimmt haben, heute für unsere Anträge stimmen,
für den Antrag meiner Minderheit in der Vorlage 4 sowie für
meine Minderheitsanträge I und II in der Vorlage 1. Der An-
trag der Minderheit III (Vischer Daniel) ist abzulehnen. Diese
will sogar wieder einen Schritt zurückgehen und dem Ge-
richt eine Kann-Kompetenz gewähren.
Die Anträge sehen auf den Fahnen vielleicht etwas kompli-
ziert aus, aber einfach gesagt, geht es um zwei Konzepte.
Unser Konzept ist folgendes: Wir wollen ein Berufs- und Tä-
tigkeitsverbot für verurteilte Sexualstraftäter. Die Mehrheit
der Kommission für Rechtsfragen will mit ihrem Konzept le-
diglich ein zehnjähriges Berufsverbot, was hier im Rat schon
verschiedentlich abgelehnt wurde.
Um unsere Kinder besser vor Wiederholungstätern zu schüt-
zen, bitte ich Sie, unseren Minderheitsanträgen zuzustim-
men. 

Vischer Daniel (G, ZH): Wir machen ja ein Gesetz, weil wir
gegenüber der Initiative in einigen Punkten eine differen-
zierte Anschauung haben. Es wurde schon erwähnt: Dieses
Gesetz geht weiter als die Initiative, indem es zusätzliche
Punkte regelt. Ich gehe jetzt auf den Teil des Votums von
Frau Rickli nicht mehr ein, der sich eigentlich nochmals auf
die vorhergehende Debatte bezog; das haben wir halt jetzt
entschieden.
Hier geht es einerseits um die Frage, ob der Gesetzgeber
eine kaskadenartige Abstufung festlegen soll, und anderer-
seits darum, ob der Text der Initiative übernommen werden
soll. Die Mehrheit der Kommission hat sich für diese Abstu-
fung entschieden. Diese führt ja im Endeffekt dazu, dass de
facto ein lebenslanges Berufsverbot ausgesprochen werden
kann. Es gibt aber eine richterliche Kontrolle dazwischen,
und dies ist rechtsstaatlich nicht nur notwendig, sondern
auch sinnvoll. In diesem Sinne weicht die Mehrheit klar vom
Antrag der Minderheit Rickli Natalie ab.
Mein Minderheitsantrag wiederum macht nicht mit beim anti-
zipierten Misstrauensvotum, das gegen den Richterstand er-
hoben wird. Unser Rechtsstaat lebt von klaren Vorgaben für
die Gerichte, lebt aber auch von einer Einzelfalljurisprudenz
und -jurisdiktion. Unser Rechtsstaat lebt davon, dass eine
Richterin und oder Richter immer das im zu entscheidenden
Einzelfall adäquate Urteil fällt. Es wird darauf hinauslaufen,
dass in einer grossen Mehrzahl von Fällen dieses zehnjäh-
rige Berufsverbot ausgesprochen wird. Aber es kann Fälle
geben, wo es nicht adäquat ist, wo es nicht der Sachlage
entspricht, und da muss der Richter einen gewissen Spiel-
raum haben.
Sie haben gemerkt, wenn Sie lauschen, wie die Diskussio-
nen um dieses Geschäft auch ausserhalb des Ratshauses
vor sich gehen, dass in den letzten zehn Jahren ein unglaub-
liches Misstrauen gegen unsere Richterinnen und Richter
gestreut worden ist. Es ist etwa so wie in den Neunzigerjah-
ren das Misstrauen gegen Lehrer. Und dieses Misstrauen
wird sich eines Tages rächen. Sie können nicht ein wesentli-
ches Element dieses Rechtsstaates, das Ihnen die Sicher-
heit im Alltag garantiert, einfach madig machen. Und deswe-
gen brauchen wir hier eine Kann-Vorschrift, weil nur das
ermöglicht, dass einzelfallmässig geurteilt werden kann und
auf den Einzelfall bezogen Massnahmen gesprochen wer-
den.
In diesem Sinne ersuche ich Sie, meinem Antrag, dem An-
trag der Minderheit III, zuzustimmen. Ich ersuche Sie gleich-
zeitig, den Antrag der Minderheit II abzulehnen. Er will jetzt
einfach die Initiative in diesen Gegenvorschlag übernehmen.
Wie schon eingangs erwähnt, macht das keinen Sinn, dann
müssten wir ja dieses Gesetz in der Tat gar nicht beraten.
Frau Rickli hat ja jetzt hinlänglich bewiesen: Sie will einfach
den Initiativtext, und im Übrigen will sie gar nichts. Ja, Frau
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Rickli, Sie wollen gar nichts, weil Sie sich, wie vorhin gesagt,
dann auf den Podien aufblasen und sagen wollen: «Der Ge-
setzgeber hat gar nichts gemacht.» Auf diesen Trick sind wir
vorhin nicht reingefallen. Ihr Minderheitsantrag will jetzt ein-
fach nochmals die Initiative hier inkorporieren. 
Gehen wir einen differenzierten Weg!

Rickli Natalie Simone (V, ZH):  Herr Vischer, Sie scheinen
bereits Angst vor den Diskussionen zur Volksabstimmung
auf den Podien zu haben. Sie haben gesagt, ich wolle gar
nichts. Haben Sie mir vorher nicht zugehört? Haben Sie mit-
bekommen, dass ich gesagt habe, dass alle im Rat, von
links bis rechts – mit 176 zu 0 Stimmen – für das Gesetz wa-
ren, abgesehen von den Sexualdelikten, die Sie heute wie-
der hineinnehmen wollen? Würden Sie also bitte die Aus-
sage, dass ich nichts machen will, zurücknehmen?

Vischer Daniel (G, ZH): Nein, ich nehme das nicht zurück.
Denn es geht um diese Vorlage, und diese Vorlage geht von
A bis Z. Entweder wollen Sie diese Vorlage, oder Sie wollen
sie nicht – Punkt.

Jositsch Daniel (S, ZH): Beim Antrag der Minderheit III (Vi-
scher Daniel) geht es im Vergleich zur Mehrheitsversion ei-
gentlich um ein einziges Wort bzw. um die Frage, ob das Ge-
setz eine Muss-Bestimmung oder eine Kann-Bestimmung
beinhalten soll. Der Unterschied zwischen einer Muss-Be-
stimmung und einer Kann-Bestimmung ist klar: Bei einer
Muss-Bestimmung ist der Richter dazu verpflichtet, eine ge-
setzliche Bestimmung in jedem Fall zwingend anzuwenden,
unabhängig davon, ob es im konkreten Fall Sinn macht oder
nicht. Mit einer Kann-Bestimmung geben wir dem Richter ei-
nen Auftrag, wofür wir ihn ja auch haben: Wir haben ja Rich-
ter, die selbstständig denken können, damit sie im Rahmen
der gesetzlichen Möglichkeiten einzelfallweise entscheiden,
was zweckmässig ist und was nicht.
Was spricht gegen eine Kann-Bestimmung? Nun, eigentlich
nichts, denn eine Kann-Bestimmung ermöglicht im Einzel-
fall – wenn man findet, es sei ausnahmsweise nicht gerecht-
fertigt, ein solches Berufsverbot zu verhängen –, darauf zu
verzichten. Warum will die Mehrheit das nicht? Es ist ja un-
vernünftig, wenn man sagt: «Wir wollen das auch in denjeni-
gen Fällen, in denen es nicht gerechtfertigt ist.» Die Mehr-
heit argumentiert unterschwellig damit, dass die Richter
diesen Ermessensspielraum zuungunsten der Opfer ausnüt-
zen würden. Nun, das ist erstens einmal eine Unterstellung,
und zweitens einmal muss ich Sie daran erinnern, dass die
Richter, namentlich die Bundesrichter, von diesem Parla-
ment gewählt werden. Wenn Sie also kein Vertrauen in Ihre
Richter haben, Frau Rickli, dann würde ich an Ihrer Stelle
vonseiten der SVP andere Richter aufstellen, dann liegt hier
offenbar das Problem. Ich bin aber der Meinung: Wir sollten
in einem Rechtsstaat bleiben, in dem wir nicht einfach im
Gesetz gewissermassen gesetzestechnische Selbstschus-
sanlagen montieren, die dann einfach losgehen, ohne dass
der Richter etwas machen kann. Ich glaube, es ist sinnvoll,
dass wir für die Einzelfallgerechtigkeit Raum lassen.
Ich erinnere an den in diesem Zusammenhang bereits mehr-
fach erwähnten Fall der Jugendliebe: Ein 20-Jähriger, der
ein einvernehmliches Verhältnis mit einer 15-Jährigen hat,
wird bestraft – das ist richtig –, weil er gegen Artikel 187 des
Strafgesetzbuches verstösst. Die Frage ist einfach: Muss
man ihm jetzt lebenslänglich oder während zehn Jahren ver-
bieten, als Primarlehrer zu arbeiten? Die Antwort eines je-
den wird wahrscheinlich sein: nein. Die Chefin des Initiativ-
komitees, Frau Christine Bussat, hat, als ich sie darauf
aufmerksam gemacht habe – übrigens zu einem Zeitpunkt,
als der Text noch nicht definitiv, die Initiative noch nicht lan-
ciert war –, praktisch wörtlich gesagt: «Ja, das ist zwar tra-
gisch, aber keine nationale Katastrophe.» So gehen die Initi-
anten mit Einzelfällen um, so gehen sie mit menschlichen
Schicksalen um. Das ist die Folge, wenn es zu einer Muss-
Bestimmung kommt; dann muss der Richter auch in Fällen,
in denen es offensichtlich nicht notwendig ist, ein Berufsver-
bot verhängen. Ich muss Ihnen sagen: Das ist eines Rechts-

staates schlicht unwürdig. Deshalb ersuche ich Sie im Na-
men der SP-Fraktion, die Minderheit III zu unterstützen.
Beim Antrag der Minderheit II wird die Verhältnismässigkeit
ausser Acht gelassen. Frau Rickli möchte für jedes Delikt
aus dem Katalog ohne Mindeststrafe ein zehnjähriges Be-
rufsverbot. Auch hier muss man sagen, dass ein solches im
Einzelfall nicht verhängt werden sollte, wenn es nicht ge-
rechtfertigt ist.
Zum Antrag der Minderheit I habe ich nur eine kleine Bemer-
kung: Ich habe Verständnis für taktische Manöver, aber Sie
müssen auch Verständnis haben, wenn man diese durch-
schaut. Es ist offensichtlich, dass Sie schlicht und einfach
Angst vor dem Gegenvorschlag haben, und ich weiss auch,
warum. Sie haben Angst, weil die Initiative erhebliche Män-
gel aufweist und wesentlich weniger weit geht als das Geset-
zesprojekt, das übrigens schon lange vor der Initiative in Be-
arbeitung war. Das Gegenprojekt, das wir hier beraten, sieht
eben eine umfassende Lösung vor, während die Initiative
einzelne Fälle trifft und andere Fälle nicht. Deshalb ist der
Antrag der Minderheit I ebenfalls abzulehnen.

Rickli Natalie Simone (V, ZH): Herr Jositsch, Sie haben die
Initiantin der Volksinitiative, Christine Bussat, angegriffen.
Sie ist nicht hier, sie kann sich nicht verteidigen. Ich finde es
eine Frechheit von Ihnen, dass Sie gesagt haben, sie habe
behauptet, dies sei keine Katastrophe. Sie waren in der
Kommission für Rechtsfragen, als Frau Bussat gesagt hat,
sie wolle selbstverständlich auch nicht, dass ein 20-Jähriger,
der etwas mit einer 15-Jährigen hat, verurteilt wird. Herr Jo-
sitsch, können Sie hier und heute einen Fall dokumentieren,
in dem ein 20-Jähriger, der etwas mit einer 15-Jährigen
hatte, ein Berufsverbot erhalten hat? Die Richter haben ja
heute schon die Möglichkeit, Berufsverbote auszusprechen.
Können Sie mir das bitte beantworten?

Jositsch Daniel (S, ZH): Frau Rickli, ich habe Frau Bussat
nicht angegriffen, sondern zitiert. Wenn Sie meinen, dass
sich Frau Bussat durch ihre eigenen Äusserungen selbst be-
leidigt, müssen Sie das mit Frau Bussat besprechen – ich
habe sie lediglich zitiert.
Zu Ihrer Frage: Das heute geltende Berufsverbot kann nur
ausgesprochen werden, wenn die Tat, um die es geht und
die beurteilt wird, im Zusammenhang mit der beruflichen Tä-
tigkeit steht. Das ist der Mangel des heutigen Berufsverbots,
und deshalb erweitern wir das auch – in jedem Falle. Das ist
tatsächlich nach geltendem Recht ein Mangel.
Was Sie von mir jetzt verlangen, ist eine Prognose für die
Zukunft. Ich muss Ihnen sagen, dass ich nicht in der Lage
bin abzuschätzen, wie viele 20-Jährige in Zukunft eine Lie-
besbeziehung mit 15-Jährigen haben werden, aber ich kann
mir vorstellen, dass dies einige sein werden. Eine solche Tat
ist ein Offizialdelikt und wird deswegen von Amtes wegen
verfolgt. Natürlich gibt es eine relativ hohe Dunkelziffer. Aber
wissen Sie, wenn wir das machen, dann, muss ich Ihnen sa-
gen, können Sie geradeso gut sagen, dass wir den Konsum
von Kinderpornografie auch nicht unter Strafe hätten stellen
sollen, weil wir auch dort Beweisprobleme haben. Beweis-
probleme sind doch kein Grund, sich bei der Gesetzgebung
so oder anders zu entscheiden. Wir müssen Gesetze ma-
chen, die für den Einzelfall zum Tragen kommen.
Ich erlaube mir noch folgenden Satz, Frau Rickli: Selbst
wenn es ein Fall in zehn Jahren wäre – ich spreche im Kon-
junktiv –, wäre es gerechtfertigt, für diesen einzelnen Men-
schen die richtige Entscheidung zu fällen. Das ist eben Ge-
rechtigkeit in einem Rechtsstaat.

Vogler Karl (CE, OW): Namens der CVP/EVP-Fraktion ersu-
che ich Sie, alle Minderheitsanträge abzulehnen und der
Kommissionsmehrheit zu folgen. 
Was die Minderheit I betrifft, so ist deren Antrag, Sie haben
es heute Morgen bereits ausführlich gehört, einzig politisch
motiviert. Ihre Absicht ist es, im Rahmen der anstehenden
Abstimmung zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen» ausführen zu können, dass es
in unserem Land am Schutz Minderjähriger und besonders
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schutzbedürftiger Personen vor Sexualstraftätern fehle.
Solch politisch-taktische Manöver lehnt unsere Fraktion ent-
schieden ab.
Heute geht es darum, dass wir die Vorlagen 1 und 4 wieder
zusammenfügen. Damit wird ein wirksamer und umfassen-
der Schutz von Minderjährigen und besonders schutzbedürf-
tigen Personen vor Sexualstraftätern geschaffen. Und, das
ist auch wichtig, dieser Schutz kann mit der Gesetzesrevi-
sion gemäss dem Entwurf des Bundesrates rasch, jedenfalls
viel schneller erreicht werden, als das mit der Umsetzung
der Volksinitiative, sofern diese denn überhaupt angenom-
men werden sollte, der Fall wäre.
Zusammengefasst: Der wirksame Schutz potenzieller Opfer
geht taktisch-politisch motivierten Überlegungen und Win-
kelzügen ohne Wenn und Aber vor. Die Sache und das Ziel
der Gesetzesrevision sind zu ernst, als dass man sie politi-
schen Interessen opfern dürfte. Ich ersuche Sie namens der
CVP/EVP-Fraktion, den Antrag der Minderheit I (Rickli Nata-
lie) abzulehnen und der Mehrheit zu folgen.
Ebenso abzulehnen sind die Anträge der Minderheiten II
(Rickli Natalie) und III (Vischer Daniel). Der Antrag der Min-
derheit II ist abzulehnen, weil er inhaltlich der Volksinitiative
entspricht, mithin also nicht verhältnismässig ist. Anderer-
seits – und ich betone das – ist es sehr wohl möglich, ein le-
benslängliches Tätigkeitsverbot auszusprechen, wenn be-
reits im Zeitpunkt des Urteils zu erwarten ist, dass die
Verbotsdauer von zehn Jahren zur Abwendung der vom Tä-
ter ausgehenden Gefahr nicht ausreicht und so das Gericht
ein lebenslängliches Verbot aussprechen kann, oder wenn
das Gericht auf Antrag der Vollzugsbehörde jeweils über
eine Verlängerung von höchstens fünf Jahren befinden
muss, was letztlich ebenfalls in einem lebenslänglichen Ver-
bot münden kann. 
Schliesslich ist auch – ich habe es gesagt – der Antrag der
Minderheit III abzulehnen. Ein zwingendes zehnjähriges Ver-
bot bei Delikten gemäss den Absätzen 3 und 4 ist nach An-
sicht unserer Fraktion verhältnismässig und schafft insbe-
sondere auch den notwendigen Schutz für potenzielle Opfer.
Zusammenfassend ersuche ich Sie, mit der Mehrheit dem
ständerätlichen Beschluss bzw. dem bundesrätlichen Ent-
wurf zuzustimmen und alle Minderheitsanträge abzulehnen.

Caroni Andrea (RL, AR): Namens der FDP-Liberalen Frak-
tion ersuche ich Sie ebenso, sämtliche Minderheitsanträge
abzulehnen und die Vorlage definitiv zu bereinigen. Wir ha-
ben heute die Chance, diese wichtige Vorlage für Kinder und
besonders verletzliche Personen zu einem erfolgreichen Ab-
schluss zu bringen.
Die Hauptfrage dabei ist vor allem, ob wir die beiden Vorla-
gen wieder zusammenführen wollen. Weiter gibt es im Inhalt
noch zwei separate Minderheitsanträge. Wir haben die Vor-
lage 1 mit einem Kontakt- und Rayonverbot sowie mit einem
allgemein verschärften Berufsverbot bereits verabschiedet.
In der Vorlage 4 haben wir zurzeit wertvolle zusätzliche Ele-
mente zur Verschärfung, indem wir ein mindestens zehnjäh-
riges Berufsverbot bei Straftaten von einer gewissen Schwe-
re gegen besonders verletzliche Personen vorsehen. Die
Zusammenführung ist ein wertvoller Schritt, und daher ist
der Antrag der Minderheit I (Rickli Natalie) abzulehnen. Er
ist, wie wir heute mehrfach gehört haben, einzig abstim-
mungstaktisch motiviert.
Frau Rickli hat gefragt, was wir gegen die Volksinitiative ha-
ben. Viele in diesem Rat finden sie gut, haben ihr zuge-
stimmt; viele in diesem Rat finden sie nicht gut und haben
sie abgelehnt. Aber alle zusammen können der Vorlage 4
und dem Zusammenfügen mit der Vorlage 1 zustimmen,
denn im Verhältnis zum Status quo ist es ohnehin eine Ver-
schärfung. Auch all diejenigen, die am Ende die Volksinitia-
tive bevorzugen, müssten jetzt schon die zusammengefügte
Vorlage annehmen; dann hätten sie zumindest einmal den
Spatz in der Hand. Frau Rickli hat auch gesagt, man wolle
auf diesem Weg eine Umsetzung der Initiative verhindern.
Nun ist es immer noch so, dass Initiativen zuerst angenom-
men werden müssen, bevor man sie umsetzt. Aber wir legen
hiermit eine wertvolle Basis für einen besseren Schutz, und

zwar unabhängig von der Initiative. Sollte die Initiative dann
durchkommen, was ich nicht hoffe, dann machen wir uns im
notwendigen Rahmen hinter die Umsetzung.
Ich bitte Sie also, den Antrag der Minderheit I abzulehnen
und die Vorlagen zusammenzuführen.
Zum Antrag der Minderheit II (Rickli Natalie): Auch das ha-
ben wir mehrfach gehört, dieser Antrag ist nichts anderes als
eine Kopie des Initiativtextes. Und den brauchen wir nicht,
den haben wir schon. Der Antrag ist unverhältnismässig, da
er Bagatellen wie die von Herrn Jositsch jetzt schon oft zi-
tierte Jugendliebe mit einbezieht. Zudem sieht er auch keine
Möglichkeit zur Überprüfung nach zehn Jahren vor.
Den Antrag der Minderheit III (Vischer Daniel) bitte ich Sie
ebenso abzulehnen. Ich habe, wie Herr Vischer weiss, eine
grosse Sympathie für das rechtsstaatliche Prinzip des rich-
terlichen Ermessens. Aber, Herr Jositsch – Sie haben von
einer Selbstschussanlage gesprochen –, unser Gesetz ist
voller Schranken und Leitplanken für den Richter. Es gibt
Mindeststrafen im Gesetz. Nur schon wenn Sie eine Strafart
festlegen, haben Sie dem Richter ja schon einen Spielraum
genommen; wenn Sie irgendwo «Freiheitsstrafe» ins Gesetz
schreiben, dann kann er nicht mehr einfach eine Busse ge-
ben. Also sind unsere Gesetze ja genau das: Leitplanken für
den Richter. In diesem Fall bleiben wir noch im Rahmen der
Verhältnismässigkeit, auch wenn wir weit an ihre Grenze ge-
hen, indem wir sagen: In diesen schweren Fällen ab sechs
Monaten Freiheitsstrafe – nicht bei Jugendliebe, Herr Jo-
sitsch – ist ein Pädophiler vermutlich wirklich unkurierbar
und so gefährlich, dass wir ihm zumindest diese zehn Jahre
Berufsverbot auferlegen wollen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, die Anträge der Minderheiten I,
II und III abzulehnen und die Vorlage sauber, verhältnismäs-
sig und vor allem auch rasch so zu bereinigen.

Reimann Lukas (V, SG):  Die SVP-Fraktion bittet Sie, die
Vorlagen 1 und 4 weiterhin getrennt zu behandeln und die
Anträge der Minderheiten I und II (Rickli Natalie) zu unter-
stützen sowie den Antrag der Minderheit III (Vischer Daniel)
abzulehnen.
Die Volksinitiative ist unmissverständlich, und ihr berechtig-
tes Ziel ist klar: Personen, die verurteilt werden, weil sie die
sexuelle Unversehrtheit eines Kindes beeinträchtigt haben,
verlieren endgültig das Recht, eine berufliche oder ehren-
amtliche Tätigkeit mit Minderjährigen auszuüben. Dies und
nur dies garantiert den bestmöglichen Schutz für Kinder vor
Wiederholungstätern. Die erneuten Versuche, nun dieser In-
itiative Konzepte entgegenzustellen in der Hoffnung, das
Volk stimme dann der Initiative nicht zu, sind ein demokratie-
politisches und sicherheitspolitisches Trauerspiel. Lassen
wir doch nun das Volk entscheiden, und falls das Volk der In-
itiative zustimmt, setzen wir sie um!
Um künftige Tätigkeiten mit Minderjährigen zu verbieten,
verwenden die Gegenkonzepte zur Initiative den strittigen
Begriff des unzulässigen «regelmässigen Kontakts», woge-
gen die Initiative gar keinen Kontakt mehr zulassen will. Die
Initiative sieht ein lebenslängliches Berufsverbot vor, wäh-
rend die Gegenkonzepte eine Beschränkung auf zehn Jahre
vorsehen. Während die Initiative ein generelles Berufsverbot
vorsieht, sieht der Gesetzentwurf nur ein Berufsverbot für
Täter vor, die zu einer Freiheitsstrafe von über sechs Mona-
ten oder zu einer Geldstrafe von über 180 Tagessätzen ver-
urteilt wurden. 
Auch die Minderheit III (Vischer Daniel) können wir nicht un-
terstützen. Es braucht eine Einzelfallgerechtigkeit, aber es
braucht auch Schranken für die Richter. Gerade in derart
sensiblen Bereichen wie der Pädokriminalität braucht es
eben Schranken und feste Leitplanken für die Richter. 
Der Schutz der Kinder vor Wiederholungstätern muss ober-
ste Priorität geniessen. Aus diesem Grund unterstützt die
SVP-Fraktion die Anträge der Minderheiten I und II (Rickli
Natalie). In der Vorlage 1 sind die Bereiche der Volksinitia-
tive auszuklammern, und das Ergebnis der Volksabstim-
mung ist abzuwarten.
Es wurde jetzt in der Debatte oft der Begriff «Rechtsstaat»
bemüht. Ein Rechtsstaat hält sich aber auch an die Verfah-
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ren, die er sich selber vorgegeben hat. Artikel 86 Absatz 4
des Parlamentsgesetzes sagt klar: «Ein Bundesbeschluss
über den Gegenentwurf zu einer Volksinitiative muss dem
anderen Rat zusammen mit dem Bundesbeschluss über die
entsprechende Volksinitiative zugeleitet werden.» Wir haben
am 27. September 2013 die Schlussabstimmung zu diesem
Geschäft durchgeführt. Jetzt nachträglich einen indirekten
Gegenentwurf zu beschliessen ist unredlich und wider-
spricht dem Parlamentsgesetz. Das Volk entscheidet bald.
Jetzt für wenige Monate eine Vorlage zu machen, die dann
wieder abgeändert werden müsste, wenn das Volk der Initia-
tive zustimmen würde, macht keinen Sinn. Es ist ein Abstim-
mungskampf, der hier betrieben wird, und zwar nicht von un-
serer Seite.
In diesem Sinne bitten wir Sie, die Minderheitsanträge Rickli
Natalie zu unterstützen und die Vorlagen zu trennen.

Guhl Bernhard (BD, AG):  Der BDP ist die Verhinderung
möglicher weiterer Opfer wichtiger, als dass wir dem Täter
nun das Recht geben würden, nach zehn Jahren wieder mit
Kindern in Kontakt zu kommen. Wer sich an einem Kind ver-
gangen hat, sollte eine solche Tat möglichst nicht wiederho-
len können. Das Tätigkeitsverbot ist damit eine präventive
Massnahme, welche verhindern soll, dass ein verurteilter
Täter später relativ einfach an Kinder herankommt. Diese
präventive Massnahme soll aus Sicht der BDP lebenslang
dauern – und nicht nur zehn Jahre.
Die BDP fordert damit nichts Unmenschliches. Beim Verbot
der Tätigkeit mit Kindern handelt es sich nicht um die eigent-
liche Bestrafung für das Vergehen an Kindern. Es ist wie er-
wähnt eine präventive Massnahme. Der Täter kann nach wie
vor als Fussballtrainer arbeiten, aber nicht mehr als Ju-
niorentrainer. Der Täter kann nach wie vor in der Bildung ar-
beiten, aber dann in der Erwachsenenbildung und nicht an
einer Schule mit Kindern. Bei der Festlegung der eigentli-
chen Strafe hat das Gericht ja nach wie vor die Möglichkeit,
die Schwere der Tat zu berücksichtigen.
Ich bitte Sie daher, den Anträgen der Minderheit Rickli Nata-
lie zu folgen – nicht aus Angst vor dieser Vorlage, wie Herr
Jositsch sagte, sondern um künftige Opfer zu verhindern,
denn jedes Opfer ist eines zu viel.

Flach Beat (GL, AG): Ich nehme es vorweg: Die Grünlibera-
len unterstützen durchwegs die Mehrheit, das heisst die Fas-
sung von Bundesrat und Ständerat, und bitten Sie, dies auch
zu tun.
Die Minderheit I (Rickli Natalie) will eigentlich nichts ande-
res, als die Inkraftsetzung des Gesetzes zu verzögern. Das
ist schade. Es ist vor allen Dingen auch deshalb schade,
weil das Gesetz Bestandteile enthält, die in der Initiative gar
nicht enthalten sind, beispielsweise den Schutz von be-
hinderten erwachsenen Personen, die ein besonderes
Schutzbedürfnis haben. Es ist aber auch deshalb schade,
weil wir in der Diskussion, wenn es dann um die Volksinitia-
tive geht – ich gebe zu, das ist für mich ein wichtiges Argu-
ment –, den Menschen sagen könnten, dass wir sehr wohl
etwas getan haben, sogar aus einem früheren Anlass her-
aus als die Initiative. Wir könnten dann sagen, dass wir et-
was getan haben, was den Richtern nicht nur einen Hammer
in die Hand gibt, sondern auch Zirkel und Massstab, wie wir
es in unserem Rechtsstaat gewohnt sind. Damit wird jeder
Täter, gemessen an der Schwere seiner Tat, bestraft, und es
werden dann allenfalls auch die nötigen Massnahmen ergrif-
fen, um die Opfer zu schützen. 
Die Opfer zu schützen ist auch unser höchstes Anliegen. Wir
schützen die Opfer am besten, indem wir dieses Gesetz
möglichst schnell in Kraft setzen. Dann haben wir nämlich
den grössten Teil unseres Wunsches bereits verwirklicht. Die
Anträge der Minderheit II (Rickli Natalie) gehen in diesem
Bereich viel zu weit. Sie wollen wieder den Vorschlagham-
mer ins Gesetz einbauen, statt dem Richter Zirkel und
Massstab zu belassen.
Den Antrag der Minderheit III (Vischer Daniel) lehnen wir ab,
weil wir glauben, mit der Ausgestaltung des Gesetzes, den
Berufsverboten und den Kriterien eine Möglichkeit gefunden

zu haben, die Rechtsstaatlichkeit und die Verhältnismässig-
keit so ins Gesetz hineinzuschreiben, dass der Richter noch
verschiedene Möglichkeiten hat. Dabei kommt aber unser
Wille, den Schutz der Betroffenen sicherzustellen, dennoch
klar zum Ausdruck: indem wir erst ab einer gewissen
Schwere der Vergehen, nämlich bei einer Freiheitsstrafe von
über sechs Monaten, einer Geldstrafe von über 180 Tages-
sätzen oder weiteren Massnahmen, dem Richter sagen,
jetzt müsse er automatisch ein zehnjähriges Berufsverbot
aussprechen.
Ich bitte Sie darum, alle Minderheitsanträge abzulehnen, der
Mehrheit zu folgen, Rechtsstaatlichkeit und Verhältnismäs-
sigkeit ins Gesetz aufzunehmen und den Schutz der poten-
ziellen Opfer durch ein schnelles Handeln des Parlamentes
auch tatsächlich zu gewährleisten.

von Graffenried Alec (G, BE):  Wir bitten Sie, der Minder-
heit III (Vischer Daniel) zuzustimmen, die Minderheitsan-
träge Rickli Natalie zu verwerfen und auch nicht der Mehr-
heit Ihrer Kommission zu folgen.
Alle wollen etwas tun in Richtung der Initiative. Wir alle wol-
len unsere Kinder schützen. Ich will auch meine Kinder
schützen. Ich kann hier meine Interessen offenlegen, Frau
Rickli: Ich habe vier Kinder, und natürlich will ich alles dafür
tun, diese Kinder zu schützen. Ich habe genug von Ihren Un-
terstellungen, ich wolle nichts tun, um die Kinder zu schüt-
zen. Natürlich will ich alles dafür tun, nicht nur meine Kinder,
sondern alle Kinder zu schützen. Und entgegen Ihrer An-
sicht, Frau Rickli, wollen das auch die Richterinnen und
Richter in unserem Land. Sie stellen sich dieser schwierigen
Aufgabe bereits heute: Wie werden Kinder in einer freiheitli-
chen Gesellschaft wirksam geschützt? Das ist kein Honig-
lecken; das ist eine schwierige Aufgabe, der sich Richterin-
nen und Richter in diesem Land jeden Tag immer wieder
stellen und bei der sie ihre Verantwortung wahrnehmen.
Die Frage, um die es hier geht, ist relativ einfach: Diese
Volksinitiative wird sowieso zur Abstimmung gebracht. Die
Initianten haben sektiererische Züge. Sie wollen keine Lö-
sungen, sie wollen nur Recht erhalten, und sie wollen die
Gerichte anschwärzen. Wir können uns hier verrenken, wie
wir wollen – diese Initiative wird nicht zurückgezogen. Wir
können also «copy/paste» mit der Initiative machen. Aber
wir können auch sagen: Wir wollen eine qualitativ vernünf-
tige, eine hochstehende Gesetzgebung machen. Wir können
uns von der Vernunft leiten lassen und so Gesetze erlassen,
wie wir das üblicherweise machen. Wir können den Gerich-
ten unser Vertrauen aussprechen, dass sie bei der Urteils-
findung angemessene Regelungen finden. Wir wollen
strenge Regelungen, aber wir wollen auch eine freiheitliche
Rechtsordnung.
Ich bin schon etwas überrascht, Herr Caroni und Herr Flach,
wenn Sie, die die Freiheit und das Liberale im Parteinamen
tragen, sich hier für etwas einsetzen, was ich, wie Herr Jo-
sitsch, als Selbstschussanlage im StGB empfinde. Ich finde
diese Metapher sehr treffend. Wir wollen keine solchen
Selbstschussanlagen im StGB, wir wollen, dass die freiheitli-
che Rechtsordnung obsiegt. Das können Sie tun, indem Sie
der Minderheit III zustimmen und damit einen ausgewoge-
nen, qualitativ angemessenen Gegenvorschlag ermögli-
chen.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Worum geht es heute?
Es geht heute darum, Kinder und besonders schutzbedürf-
tige Personen besser vor Pädokriminalität und auch vor an-
deren Formen von Gewalt zu schützen. Dazu braucht es ver-
schiedene Massnahmen; es gibt nicht eine einzige Mass-
nahme, die genügt. Sie wie auch der Ständerat haben ver-
schiedene Massnahmen bereits beschlossen und einstim-
mig verabschiedet. Jetzt gibt es eine Frage, die noch offen
ist: In welchen Fällen, unter welchen Voraussetzungen und
vor allem wie lange soll ein Tätigkeitsverbot gelten, wenn
sich jemand strafbar gemacht hat?
Wir haben alle ein Interesse: Wenn es um den Schutz von
Kindern geht, wenn es um den Schutz von besonders ver-
letzlichen Personen geht, müssen diese Massnahmen grei-
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fen; sie müssen eine Wirkung erzielen und rasch erfolgen.
Ich bitte Sie, diese Überlegungen jetzt mit einzubeziehen,
wenn Sie heute den Entscheid fällen, wie lange ein Tätig-
keitsverbot aufgrund von bestimmten Massnahmen gelten
soll. Ich bitte Sie aber auch, heute nicht über taktische Fra-
gen zu diskutieren. Ich bitte Sie wirklich, das eigentliche Ziel
im Auge zu behalten: den Schutz der Kinder und der beson-
ders verletzlichen Personen.
Der Ständerat hat denn auch mit dem Wiedereinbezug der
Vorlage 4 in die Vorlage 1 entschieden, eine Vorlage verab-
schieden zu wollen, die auch das zwingende Tätigkeitsver-
bot beinhaltet. Aufgrund von bestimmten Straftaten soll auto-
matisch ein Tätigkeitsverbot von mindestens zehn Jahren
gelten. Diese Dauer des Tätigkeitsverbots von zehn Jahren
kann, wenn nötig, noch verlängert werden und allenfalls
auch lebenslänglich sein. Das ist eine harte Massnahme. Es
ist aber eine vertretbare Massnahme, wenn man davon aus-
geht, dass eben die Straftat auch eine gewisse Schwere
hatte.
Damit haben der Ständerat und der Bundesrat gezeigt, dass
es möglich ist, durchaus strenge Massnahmen zu beschlies-
sen, die gleichzeitig aber auch verhältnismässig sind. Der
Bundesrat und der Ständerat sind der Meinung, dass eine
Sanktion in Form eines Tätigkeitsverbots von mindestens
zehn Jahren bei Straftaten, die eine Freiheitsstrafe von
sechs Monaten und mehr nach sich ziehen, streng, aber
auch verhältnismässig ist.
Was verlangen die Minderheiten heute? Die Minderheit I
(Rickli Natalie) möchte auf dieses Tätigkeitsverbot in dieser
Vorlage ganz verzichten. Was ist die Folge, wenn Sie der
Minderheit I heute zustimmen? Es gibt nur eine Folge: Es ist
eine Verzögerung – Kinder werden damit länger nicht besser
geschützt. Besonders verletzliche Personen erhalten den
dringenden Schutz, den sie brauchen, noch länger nicht. Es
ist einzig und allein eine Verzögerung, die Sie bewirken; das
möchte ich nicht verantworten. 
Ich bitte Sie deshalb namens des Bundesrates, den Antrag
der Minderheit I abzulehnen.
Was will die Minderheit II (Rickli Natalie)? Die Minderheit II
will die Bestimmung aus der Volksinitiative aufnehmen, die
der Bundesrat ablehnt. Der Bundesrat lehnt sie ab, weil sie
unverhältnismässig ist. Ein automatisches, zwingendes le-
benslängliches Berufs- und Tätigkeitsverbot auch bei Baga-
tellfällen ist mit unserer Bundesverfassung, mit dem Verhält-
nismässigkeitsprinzip nicht vereinbar. 
Der Bundesrat und der Ständerat lehnen deshalb diese Be-
stimmung ab. Ich bitte Sie, das heute auch wieder zu tun.
Was verlangt die Minderheit III (Vischer Daniel)? Die Minder-
heit III möchte diese Bestimmung, nämlich, dass es ein
zwingendes Tätigkeitsverbot von mindestens zehn Jahren
gibt, aufweichen. Der Bundesrat ist der Meinung, dass das
dann keine echte Alternative mehr zur Volksinitiative ist.
Auch der Bundesrat nimmt das richterliche Ermessen, das
ein ganz wichtiges Prinzip unserer Rechtsordnung ist, sehr
ernst. Er ist aber der Meinung, dass eine bestimmte
Schwere der Tat vorliegt, wenn diese eine Sanktion von min-
destens sechs Monaten Freiheitsstrafe nach sich zieht, und
dass deshalb auch eine bestimmte Schwere des Tätigkeits-
verbots gerechtfertigt werden kann. Der Bundesrat unter-
stützt deshalb seine eigene Vorlage und den Beschluss des
Ständerates.
Der Bundesrat lehnt den Antrag der Minderheit III ab und bit-
tet Sie, das ebenfalls zu tun.
Ich bitte Sie, dem Antrag der Mehrheit Ihrer Kommission,
dem Ständerat und dem Bundesrat zu folgen. Damit be-
schliessen Sie die Massnahme, die für Kinder und für be-
sonders verletzliche Personen nicht nur am besten wirkt,
sondern auch am schnellsten wirkt.

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Nous ar-
rivons, comme nous l'avons dit dans le débat sur la motion
d'ordre, à la fin du processus parlementaire sur ce sujet. A
ce propos, on peut rappeler trois choses. Premièrement, au
mois de mars de cette année, toute idée de contre-projet di-
rect a été rejetée. Deuxièmement, au mois de juin dernier,

lors de la session d'été, il y a eu la prise de position définitive
sur l'initiative populaire «pour que les pédophiles ne tra-
vaillent plus avec des enfants». Il n'y aura pas de décision
du Parlement puisque les deux chambres ont eu des posi-
tions divergentes. Troisièmement, en ce qui concerne la révi-
sion du Code pénal et du Code pénal militaire, lancée par le
Conseil fédéral avant la mise en oeuvre de l'initiative popu-
laire, votre conseil avait séparé, dans un premier temps, les
articles relatifs à l'interdiction d'activité – lesquels ont été in-
sérés dans le projet 4 – et les articles relatifs aux autres as-
pects de la révision, lesquels sont restés dans le projet 1.
Ces autres aspects de la révision, qui ont déjà été évoqués
ce matin par divers orateurs et par Madame la conseillère fé-
dérale Sommaruga, ont été adoptés à l'unanimité par votre
conseil lors de la session d'été 2013. Il est important de rap-
peler que ce sont des réformes et des innovations impor-
tantes pour la protection des victimes adultes et mineures.
Je rappellerai qu'une innovation essentielle consiste à pou-
voir prononcer l'interdiction d'exercer une activité, que l'in-
fraction ait été commise dans le cadre professionnel ou non
professionnel.
Aujourd'hui, il y a une grande lacune dans la loi. Elle est à
l'origine de l'incompréhension du fait que les juges condam-
nant des pédophiles ne prononcent pas systématiquement
d'interdiction professionnelle. Ils ne le peuvent pas dans le
cadre du droit pénal actuel. De plus, il convient de relever
que ce sont les interdictions de contact et les interdictions
géographiques ainsi que la mise en oeuvre effective de l'in-
terdiction par l'assistance de probation.
Le Conseil des Etats a décidé de réintégrer la question de
l'interdiction de travailler dans le projet 1; votre commission
propose également de suivre cette voie-là. Ce matin nous
avons écarté une première tentative de bloquer ce proces-
sus et la minorité I (Rickli Natalie), qui est une autre façon de
bloquer la révision, vous demande de maintenir un projet 4.
Maintenir le projet 4 signifie simplement empêcher votre
conseil de pouvoir terminer les travaux sur l'interdiction
d'exercer une activité et de rapidement pouvoir mettre en ap-
plication la réforme du droit pénal.
La commission vous demande donc, par 15 voix contre 6, de
rejeter la proposition défendue par la minorité I (Rickli Nata-
lie), dans la mesure où il s'agit, à son avis, d'une manoeuvre
politicienne en vue de bloquer les travaux du Parlement,
comme je l'ai indiqué.
Avec la réintégration de la thématique de l'interdiction d'acti-
vité dans le projet 1, la majorité de la commission vous pro-
pose d'approuver intégralement le projet du Conseil fédéral
qui prévoit – il s'agit là de bien le préciser – un dispositif pro-
gressif de sanction en matière d'interdiction de travailler, que
ce soit d'ailleurs dans le Code pénal ou dans le Code pénal
militaire, en proposant une interdiction d'activité de plus en
plus longue en fonction de la gravité de l'infraction commise
et des victimes en cause, comme le passage d'une interdic-
tion facultative à une interdiction obligatoire dans certains
cas.
Ainsi, ce dispositif permet l'interdiction d'activité facultative
de six mois à cinq ans pour tout crime et délit qui pourrait
être réitéré dans l'exercice d'une activité, qu'il s'agisse ou
non d'infractions qui touchent à la liberté ou à l'intégrité
sexuelle. Cela peut donc s'appliquer aussi à d'autres délits,
ce qui est important. Mais cette interdiction facultative devra
déjà être d'un à dix ans en cas d'infraction contre un mineur
ou une personne particulièrement vulnérable. Puis, l'élément
essentiel qui permet de prévoir un dispositif légal extrême-
ment performant, c'est celui d'une interdiction obligatoire de
dix ans dans les cas de délit ou de crime portant sur la li-
berté et l'intégrité sexuelle non seulement des mineurs,
comme le veulent les initiants, mais aussi des personnes
particulièrement vulnérables, comme les handicapés ou les
personnes âgées.
L'interdiction d'activité peut enfin être prononcée à vie
lorsqu'il n'y a pas de garantie que l'auteur ne représente plus
un danger pour la société. On voit donc que le projet du
Conseil fédéral, qui s'inscrit dans la ligne de la motion
08.3373, va progressivement et très efficacement sanction-
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ner tous les cas de figure, dans le respect du principe de
proportionnalité, qui est un des principes de base de notre
ordre juridique, que ce soit en droit constitutionnel ou en
droit pénal.
Cette proposition va aussi plus loin que l'initiative dans le
respect de nos principes de base.
Je le répète: le projet du Conseil fédéral, que la majorité de
la commission vous propose d'accepter, va donc plus loin et
est plus efficace que l'initiative. La question de la nature obli-
gatoire d'une interdiction d'activité, qui est un élément étran-
ger à notre Code pénal, a été contestée par la minorité III
(Vischer Daniel). Celle-ci souhaite que l'on continue à laisser
le pouvoir d'appréciation aux juges et ainsi leur laisser la fa-
culté de prononcer une interdiction d'activité de dix ans en
fonction des situations particulières. La majorité de votre
commission vous demande de rejeter cette proposition de
minorité, dans la mesure où elle estime que cette interdiction
d'activité de dix ans a sa place, surtout que c'est une inter-
diction très ciblée puisqu'elle vise des infractions extrême-
ment graves à l'origine de l'interdiction d'exercer une activité.
La minorité II (Rickli Natalie) propose de reprendre le texte
de l'initiative avec l'obligation de prononcer une interdiction à
vie. Je vous invite, également au nom de la commission, à
rejeter cette proposition, dans la mesure où il s'agit simple-
ment de reprendre le texte de l'initiative alors que nous
avons déjà eu un long débat sur les lacunes et les pro-
blèmes d'ordre juridique que pose une telle solution d'inter-
diction à vie obligatoire.
En résumé, pour pouvoir aller de l'avant rapidement et avoir
une protection qui, on peut l'espérer, pourra entrer en vi-
gueur déjà au 1er janvier 2015, je vous invite à soutenir la
proposition de la majorité. Si le projet 1, dans son intégralité,
est bloqué, la protection des victimes par l'interdiction d'exer-
cer une activité ne pourra entrer en vigueur qu'en 2016 ou
2017 puisqu'il faudra encore un processus législatif complet
pour traiter la loi d'application en cas d'adoption de l'initiative
populaire.
Au nom de la majorité, merci d'approuver le projet 1 et de re-
jeter l'ensemble des propositions de minorité.

Markwalder Christa (RL, BE), für die Kommission:  Vorab
möchte ich noch einmal betonen, dass uns allen der Schutz
von Kindern und schutzbedürftigen Personen vor pädophilen
Straftätern ein zentrales Anliegen ist. Diesem wollen wir mit
rechtsstaatlich korrekten und verhältnismässigen Massnah-
men zum Ziel verhelfen.
Wir befinden uns nun in der Differenzbereinigung der Geset-
zesvorlage, die uns vom Bundesrat primär aufgrund von par-
lamentarischen Vorstössen und zusätzlich zur Volksinitiative
«Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
vorgelegt worden ist. Wenn wir nun die Differenzen fertigbe-
raten, haben wir die Chance, dass dieses Gesetzesprojekt
2015 in Kraft tritt und damit wesentliche Verbesserungen im
Bereich des Schutzes von Kindern vor pädophilen Straftä-
tern erreicht werden können.
Unser Rat hat die Volksinitiative intensiv beraten und sie im
Gegensatz zur Kommission für Rechtsfragen und zum Stän-
derat in der Schlussabstimmung in der Herbstsession 2013
zur Annahme empfohlen. Aufgrund der Differenzen beider
Räte resultiert keine Abstimmungsempfehlung zuhanden
der Stimmbevölkerung. Hingegen geht es nun darum, die
verbleibenden Differenzen im Gesetzesprojekt zu bereini-
gen.
Wir haben in diesem Gesetzesprojekt insbesondere drei
Elemente. Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, dass
dieses Gesetzesprojekt über das enge Anliegen der Volks-
initiative hinausgeht. Einerseits wird ein Tätigkeits- anstelle
eines Berufsverbots aufgenommen, das auch ausserberufli-
che Tätigkeiten erfasst, inklusive einer Verschärfung bei De-
likten gegen Minderjährige. Dazu kommen ein Kontakt- und
Rayonverbot, das entweder ergänzend oder alternativ ange-
wandt werden kann, sowie ein neuer Sonderprivatauszug
des Strafregisters, der gewisse Tätigkeitsverbote zum
Schutz von Minderjährigen separat und länger aufführt.

Das Kontakt- und Rayonverbot sowie weitere Bestimmungen
haben wir in der Sommersession 2013 bereits beraten, je-
doch diejenigen Bestimmungen in eine separate Vorlage
ausgelagert, die ein zwingendes Tätigkeitsverbot von minde-
stens zehn Jahren für pädophile Straftäter vorsehen. Den er-
sten Teil dieser Gesetzesvorlage haben wir bereits mit 176
zu 0 Stimmen in der Gesamtabstimmung gutgeheissen. Der
Ständerat hat diese beiden Vorlagen, die Vorlagen 1 und 4,
in der Herbstsession wieder zusammengefügt und in der
Gesamtabstimmung mit 39 zu 0 Stimmen gutgeheissen.
Wenn diese Vorlage auf Januar 2015 in Kraft treten soll, bitte
ich Sie – auch im Interesse des besseren Schutzes der Kin-
der dieses Landes – zusammen mit der Mehrheit Ihrer Kom-
mission für Rechtsfragen, die beiden Vorlagen 1 und 4 in
eine einheitliche Gesetzesvorlage zu integrieren und damit
die Vorlage 4 abzuschreiben. Alles andere wäre nur abstim-
mungstechnische Taktiererei und würde unserem gemeinsa-
men Anliegen, nämlich dem besseren Schutz von Kindern
vor pädophilen Straftätern, nicht gerecht. Unsere Kommis-
sion hat mit 15 zu 6 Stimmen entschieden, die Vorlage 4 in
die Vorlage 1 zu integrieren. Ich bitte Sie, hier der Mehrheit
zu folgen.
Zur Minderheit II (Rickli Natalie) – es wurde schon verschie-
dentlich erwähnt –: Sie will keine Differenzierung des Tätig-
keitsverbots für schwere Straftaten und übernimmt damit ein
wesentliches Element des Initiativtextes, das eben dem Ver-
hältnismässigkeitsprinzip unserer Verfassung widerspricht.
Dieser Antrag wurde in der Kommission mit 15 zu 7 Stim-
men abgelehnt. Ich bitte Sie, entsprechend der Mehrheit zu
folgen. 
Zum Antrag der Minderheit III (Vischer Daniel), der den
Richtern einen weiter gehenden Ermessensspielraum über-
lassen will: Wir haben bewusst eine Verschärfung der Be-
stimmungen in den Gesetzentwurf übernommen. Es war un-
ser aller Anliegen, nicht nur das Berufsverbot zu ver-
schärfen, sondern auch das Tätigkeitsverbot zu erweitern,
sofern Delikte einer gewissen Schwere begangen wurden.
Deshalb bitte ich Sie, auch den Antrag der Minderheit III ab-
zulehnen.
Schliesslich haben wir noch Artikel 366 Absatz 3 angepasst.
Hier geht es um den Strafregisterauszug, in dem neu auch
Urteile gegen Jugendliche, die mit Kontakt- und Rayonver-
boten sanktioniert worden sind, erfasst werden sollen. Als
die Vorlage vom Bundesrat konzipiert wurde, war die Ände-
rung des Strafregisterrechts noch nicht in Kraft, die von un-
serem Rat 2010 beschlossen worden, aber erst auf den
1. Januar 2013 in Kraft getreten ist.
Ich bitte Sie dementsprechend, den Anträgen der Mehrheit
Ihrer Kommission zu folgen und die Anträge sämtlicher Min-
derheiten abzulehnen.

Erste Abstimmung – Premier vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9624)
Für den Antrag der Mehrheit ... 129 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit III ... 59 Stimmen
(0 Enthaltungen)

Zweite Abstimmung – Deuxième vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9625)
Für den Antrag der Mehrheit ... 103 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit II ... 83 Stimmen
(1 Enthaltung)

Präsident (Lustenberger Ruedi, Präsident): Wir stimmen
nun über das Konzept der Minderheit I (Rickli Natalie) ab.
Die Abstimmung gilt auch für die Vorlage 4.

Dritte Abstimmung – Troisième vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9626)
Für den Antrag der Mehrheit ... 120 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit I ... 65 Stimmen
(3 Enthaltungen)

Präsident (Lustenberger Ruedi, Präsident): Ich habe die
Freude, drei Kolleginnen und Kollegen zum Geburtstag zu
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gratulieren: Heute feiern Frau Ursula Schneider Schüttel,
Herr Andreas Aebi und unser ehemaliger Ratspräsident,
Herr Max Binder, Geburtstag. Herzliche Gratulation! (Beifall)

Ziff. 1 Art. 366
Antrag der Kommission
Abs. 3
Urteile gegen Jugendliche wegen eines Verbrechens oder
Vergehens sind aufzunehmen, wenn diese sanktioniert wor-
den sind:
a. mit einem Freiheitsentzug (Art. 25 JStG);
b. mit einer Unterbringung (Art. 15 JStG);
c. mit einer ambulanten Behandlung (Art. 14 JStG); oder
d. mit einem Tätigkeitsverbot oder einem Kontakt- und Rayon-
verbot (Art. 16a JStG).
Abs. 3bis
Urteile gegen Jugendliche wegen einer Übertretung sind
aufzunehmen, wenn diese mit einem Tätigkeitsverbot oder
einem Kontakt- und Rayonverbot (Art. 16a JStG) sanktio-
niert worden sind.

Ch. 1 art. 366
Proposition de la commission
Al. 3
Les jugements concernant les mineurs ayant commis un
crime ou un délit sont inscrits lorsque a été prononcé:
a. une privation de liberté (art. 25 DPMin);
b. un placement (art. 15 DPMin);
c. un traitement ambulatoire (art. 14 DPMin); ou
d. une interdiction d'exercer une activité, une interdiction de
contact ou une interdiction géographique (art. 16a DPMin).
Al. 3bis
Les jugements concernant les mineurs ayant commis une
contravention sont inscrits, lorsque a été prononcée une in-
terdiction d'exercer une activité, une interdiction de contact
ou une interdiction géographique (art. 16a DPMin).

Sommaruga Carlo (S, GE), pour la commission: Une des in-
novations intéressantes de cette réforme du Code pénal et
du Code pénal militaire est la possibilité d'obtenir un extrait
spécial du casier judiciaire destiné à des particuliers. Il s'agit
là en fait d'un mécanisme qui permet à chaque personne qui
entend postuler pour une activité auprès de jeunes ou de
personnes particulièrement vulnérables de solliciter un ex-
trait dans lequel figurera l'existence ou l'inexistence d'inter-
dictions de travailler. Ce document pourra être obtenu si la
personne démontre qu'elle postule pour une activité de ce
genre.
Ce projet du Conseil fédéral permet de résoudre tout le dé-
bat relatif au maintien systématique de l'inscription au casier
judiciaire de l'interdiction d'exercer une activité ou d'une
condamnation pour une durée nettement plus longue suite à
une condamnation, afin de permettre aux associations
comme aux employeurs de vérifier que la personne n'a pas
eu d'activité criminelle en matière sexuelle à l'égard d'en-
fants. Il s'agit d'une solution, je dirai, élégante puisque c'est
la personne concernée qui doit demander l'extrait, que ce
dernier ne peut être demandé que dans des conditions parti-
culières – il faut prouver qu'on le demande en vue d'avoir
une activité. L'effet essentiel de cette disposition, c'est que
les personnes qui ont été condamnées à une mesure d'inter-
diction de travailler ne postuleront plus à des fonctions – pro-
fessionnelles ou non professionnelles – en relation avec des
mineurs ou avec des personnes particulièrement vulné-
rables puisqu'elles devront produire cet extrait et que celui-ci
leur sera défavorable.
Je vous invite donc à approuver cette solution qui, finale-
ment, relève du bon sens et surtout du pragmatisme, en évi-
tant une lourdeur administrative extrêmement importante
tout en assurant la protection de la personnalité et de nos
enfants.

Angenommen – Adopté

4. Bundesgesetz über das zwingende Tätigkeitsverbot
(Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgeset-
zes und des Jugendstrafgesetzes)
4. Loi fédérale sur l'interdiction systématique d'exercer
une activité (Modification du Code pénal, du Code pénal
militaire et du droit pénal des mineurs)

Antrag der Mehrheit
Abschreibung der Vorlage

Antrag der Minderheit
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Keine Abschreibung der Vorlage

Proposition de la majorité
Classer le projet

Proposition de la minorité
(Rickli Natalie, Brand, Egloff, Guhl, Nidegger, Schwander)
Ne pas classer le projet

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit
Adopté selon la proposition de la majorité
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Bürgerrechtsgesetz.
Totalrevision
Loi sur la nationalité.
Révision totale

Differenzen – Divergences
Botschaft des Bundesrates 04.03.11 (BBl 2011 2825)
Message du Conseil fédéral 04.03.11 (FF 2011 2639)

Nationalrat/Conseil national 13.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 13.03.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 16.09.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 26.11.13 (Differenzen – Divergences) 

Bundesgesetz über das Schweizer Bürgerrecht
Loi fédérale sur la nationalité suisse

Ersatz von Ausdrücken; Art. 2 Abs. 2–4
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Remplacement d'expressions; art. 2 al. 2–4
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen – Adopté

Art. 9
Antrag der Mehrheit
Abs. 1 Bst. b, 2
Festhalten

Antrag der Minderheit I
(Tschümperlin, Amarelle, Glättli, Heim, Leuenberger-
Genève, Masshardt, Schenker Silvia, Sommaruga Carlo)
Abs. 1 Bst. b
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates
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ments du 1er septembre 2013. La situation est vraiment ex-
trêmement délicate et douloureuse. C'est un problème hu-
manitaire, bien sûr, d'où le fait qu'il est en premier lieu dans
les préoccupations de nos services et de nous-même, mais
c'est aussi un problème politique et c'est un problème sécu-
ritaire. Les internés d'Achraf sont donc liés à l'Organisation
des moudjahidines du peuple iranien qui était dans les an-
nées 2000 considérée comme une organisation terroriste –
d'ailleurs les Etats-Unis l'ont considérée comme une organi-
sation terroriste jusqu'en 2012 pour être précis! Le camp
Achraf se situe géographiquement – c'est toujours intéres-
sant de voir les choses – à quelques dizaines de kilomètres
de Bagdad et à peu près à la même distance de la frontière
avec l'Iran. Le camp existe depuis 1986. Il a été sous con-
trôle américain dès 2003 et il est sous contrôle irakien, en ef-
fet, depuis 2009. Donc théoriquement – je le souligne car le
droit international est encore et toujours trop théorique – les
internés sont sous protection du droit international. Vous sa-
vez qu'il y a, de manière générale, une initiative de la Suisse
et du CICR pour augmenter la capacité de faire respecter le
droit international humanitaire. Je pense que c'est le projet
le plus important que la Suisse mène actuellement. Je ne
sais pas si l'on arrivera un jour à faire quelque chose comme
cela. C'est une sorte de Conseil des droits de l'homme pour
la problématique humanitaire, mais il n'est pas évident de
faire passer ce message dans l'ensemble de la communauté
internationale. On progresse, mais il n'existe à l'heure ac-
tuelle pas d'éléments pour faire véritablement respecter le
droit international humanitaire sur le terrain.
Donc c'est typiquement un cas dans lequel il faudrait avoir la
possibilité de mieux faire respecter le droit international et
humanitaire. La situation est véritablement suivie en perma-
nence par le HCR. La Suisse suit la situation des habitants
du camp à Achraf par ses contacts avec le HCR, avec le
CICR et avec la Mission d'assistance des Nations Unies
pour l'Irak, ainsi que depuis son ambassade d'Amman – pas
celle de Bagdad, car nous n'en avons pas.
Les événements du 1er septembre 2013 étaient réellement
terribles, mais encore aujourd'hui il n'y a pas d'éléments clai-
rement élucidés; on ne sait pas exactement ce qui s'est
passé. Ce que l'on sait, c'est qu'il y a eu 52 morts et qu'il y a
toujours 7 disparus. Ces informations viennent de l'ONU,
dont le secrétaire général a immédiatement, le jour-même,
appelé les autorités irakiennes à assurer la sécurité des ré-
sidents du camp, à mener une enquête et à en publier les ré-
sultats.
La Suisse est intervenue en parallèle, et c'est là que je peux
faire une petite remarque sur la question de la «séche-
resse»: nous avons décidé, en parallèle de l'ONU, d'interve-
nir par le biais de notre ambassadeur à Amman. Ce dernier
a pris contact et a discuté avec son homologue irakien pour
lui demander des éclaircissements quant aux faits et aux in-
tentions des autorités irakiennes. Ses demandes à l'Irak ont
été les mêmes que celles de l'ONU. Lors de cette démarche,
nous avons rappelé, comme nous le faisons systématique-
ment depuis des années, les bases et les principes mêmes
du droit international. Le respect du droit international a été
systématiquement et depuis longtemps une demande de la
Suisse. Ces demandes ont effectivement été faites dans un
cadre confidentiel pour qu'elles soit formulées non pas avec
«sécheresse» – je n'utiliserai pas ce mot –, mais avec une
clarté totale.
Le droit international prévoit une obligation d'enquêter sur
toutes les allégations de violation en vue de poursuivre en
justice les auteurs présumés. Les autorités irakiennes nous
ont répété leur intention de coopérer avec le HCR et assuré
avoir ouvert une enquête.
Quant aux faits et aux responsabilités, l'ONU a aussi dépê-
ché des enquêteurs, mais ceux-ci n'ont été utilisés que pour
dresser le bilan, soit les 52 morts et les 7 disparus pour être
clair. L'établissement des faits exacts et des responsabilités
dépend clairement – compte tenu du fait que le camp est
sous administration irakienne – de la juridiction irakienne. Il
est donc important que le contact soit très étroit, encore
maintenant, entre l'ONU et l'Irak pour obtenir que cette en-

quête soit réellement faite et que les responsabilités soient
clairement déterminées une fois pour toutes. Ce n'est pas le
cas pour le moment, ce qui implique qu'il faut rester vigilant
sur ce dossier. La Suisse maintient sa ligne, c'est-à-dire
qu'elle intervient en parallèle de l'ONU pour l'appuyer dans
le cadre de ce dossier, mais qu'elle n'a pas directement un
rôle dans l'enquête, ou l'importance des responsables de
l'ONU dans ce dossier.
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Differenzen – Divergences
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)
Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
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Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 
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Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
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1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das
Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetz-
buchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafge-
setzes)
1. Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique
(Modification du Code pénal, du Code pénal militaire et
du droit pénal des mineurs)

Ziff. 1 Art. 366 Abs. 3, 3bis
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates

Ch. 1 art. 366 al. 3, 3bis
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil national

Seydoux-Christe Anne (CE, JU), pour la commission:  Le
11 septembre 2013, votre conseil a adopté à l'unanimité le
projet 1 du Conseil fédéral relatif à la modification du Code
pénal, du Code pénal militaire et du droit pénal des mineurs,
intitulé «Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique». La
majorité du Conseil national s'est ralliée à notre décision.
Il subsiste, comme l'a dit Monsieur le président, une diver-
gence relative à l'article 366 alinéas 3 et 3bis du projet de
modification du Code pénal sur lequel la Commission des af-
faires juridiques du Conseil national est revenue avec l'ac-
cord de notre commission. En effet, l'article 366 alinéa 3 du
Code pénal a été modifié le 1er janvier 2010 dans le cadre
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d'une révision de la loi sur l'armée. Cette modification est
entrée en vigueur le 1er janvier 2013. Or elle n'a pas été
prise en considération dans le projet de loi du Conseil fédé-
ral sur l'interdiction d'exercer une activité, l'interdiction de
contact et l'interdiction géographique.
Dans le cadre du projet 1, l'alinéa 3 doit dès lors subir un
certain nombre de modifications. Premièrement, la phrase
introductive de l'article 366 alinéa 3 du Code pénal fait l'objet
d'une légère adaptation linguistique; il n'y a aucune modifi-
cation quant au fond. Deuxièmement, une nouvelle lettre d
est introduite qui correspond en fait à la lettre c du projet du
Conseil fédéral. Troisièmement, comme seuls les jugements
pour crimes ou délits sont inscrits en vertu de l'alinéa 3, il
faut ajouter un nouvel alinéa 3bis qui prévoit l'inscription des
interdictions d'exercer une activité, des interdictions de con-
tact et des interdictions géographiques pour des contraven-
tions. L'article 105 alinéa 3 du Code pénal permet en effet
d'ordonner une interdiction d'exercer une activité, une inter-
diction de contact ou une interdiction géographique en cas
de contravention si la loi le prévoit expressément.
Il n'existe actuellement aucune disposition légale de ce gen-
re. Cependant, si des bases légales permettant l'inscription
des interdictions pour des contraventions sont adoptées
dans le futur, le droit du casier judiciaire sera prêt pour cette
éventualité.
C'est pourquoi je vous prie d'adopter les alinéas 3 et 3bis de
l'article 366 du Code pénal tels qu'ils vous sont proposés,
comme l'a fait, à l'unanimité, votre commission et comme l'a
fait le Conseil national.

Sommaruga Simonetta, Bundesrätin: Ich habe der Berichter-
stattung der Kommissionspräsidentin nichts beizufügen. Die
Differenzen sind ausgeräumt, und es bleibt mir eigentlich nur
zu danken, nämlich für diese sehr speditive Arbeitsweise. 
Sie haben mit diesem Gesetzesprojekt der Volksinitiative ge-
gen die Pädophilie jetzt eine echte Vorlage entgegengesetzt,
die auf rechtsstaatliche Art und Weise, unter Wahrung der
Verhältnismässigkeit und mit Augenmass ein Problem an-
geht, das uns alle beschäftigt. Die Vorteile dieses Gesetze-
sprojektes, das jetzt auch für die Schlussabstimmung bereit
ist, liegen darin, dass es rasch in Kraft treten kann, wenn sie
ihm in dieser Form zustimmen. Man kann dann während des
Abstimmungskampfes zur Volksinitiative gegen die Pädophi-
lie aufzeigen, dass man zum Schutz der Betroffenen wirklich
etwas tut, dass man in diesem Gesetzentwurf sogar noch
weiter gehende Massnahmen eingebaut hat und vor allem
dass diese Initiative zu spät kommt und zu radikal ist. Man
kann aufzeigen, dass man mit diesem Gesetzentwurf den
Weg geht, der dem Problem gerecht wird. Ich möchte mich
herzlich bedanken.

Angenommen – Adopté

12.069

Kompetenz zum Abschluss
völkerrechtlicher Verträge.
Vorläufige Anwendung und Verträge
von beschränkter Tragweite
Compétence de conclure
des traités internationaux.
Application provisoire
et traités de portée mineure

Zweitrat – Deuxième Conseil
Botschaft des Bundesrates 04.07.12 (BBl 2012 7465)
Message du Conseil fédéral 04.07.12 (FF 2012 6959)

Nationalrat/Conseil national 16.04.13 (Erstrat – Premier Conseil)

Ständerat/Conseil des Etats 02.12.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Engler Stefan (CE, GR), für die Kommission: Wir behandeln
die Änderung des Regierungs- und Verwaltungsorganisati-
onsgesetzes sowie des Parlamentsgesetzes als Zweitrat.
Die vom Bundesrat beantragten Gesetzesänderungen be-
treffen grob gesagt zwei Themenbereiche, zum einen die
Kompetenz zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge von
beschränkter Tragweite, zum andern die Kompetenz, die
vorläufige Anwendung völkerrechtlicher Verträge zu be-
schliessen. Diese Änderungen gehen auf zwei Motionen aus
dem Jahre 2010 zurück, die Massnahmen in den zwei er-
wähnten Bereichen verlangen: beim selbstständigen Ab-
schluss völkerrechtlicher Verträge durch den Bundesrat und
bei der vorläufigen Anwendung völkerrechtlicher Verträge.
Nach geltendem Recht – und daran ändert auch die vorlie-
gende Revision nichts – wird zwischen dem ordentlichen
und dem vereinfachten Verfahren zum Abschluss völker-
rechtlicher Verträge unterschieden. Während beim ordent-
lichen Verfahren Staatsverträge, die vom Bundesrat ausge-
handelt und unterzeichnet wurden, von der Bundesver-
sammlung zu genehmigen sind, ist beim vereinfachten Ver-
fahren keine Genehmigung durch die Bundesversammlung
erforderlich. Der Bundesrat kann also den betreffenden Ver-
trag selbstständig abschliessen.
Damit der Bundesrat die Kompetenz zum selbstständigen
Abschluss eines Staatsvertrages hat, ist entweder eine aus-
drückliche Ermächtigung in einem Spezialgesetz oder in ei-
nem von der Bundesversammlung genehmigten völkerrecht-
lichen Vertrag erforderlich, oder aber es muss sich um einen
Vertrag von beschränkter Tragweite handeln. An die Frage,
was Verträge von beschränkter Tragweite sind, knüpft der
erste Teil dieses Revisionsvorhabens an. Dieser ist weitge-
hend unbestritten und durch den Nationalrat in der bundes-
rätlichen Fassung übernommen worden.
Die Änderungen folgen gemäss der Botschaft drei Leitlinien:
Erstens soll sich das Parlament nicht mit Fragen befassen,
die nur von marginaler Bedeutung sind. Zweitens soll der
subsidiäre Charakter von Verträgen mit beschränkter Trag-
weite im Verhältnis zu völkerrechtlichen Verträgen, die auf-
grund einer speziellen Ermächtigung abgeschlossen wur-
den, beibehalten werden. Drittens soll der Grundsatz der
Parallelität von innerstaatlichem und internationalem Recht
möglichst beibehalten werden.
Entsprechend diesem Grundsatz sollen die Prinzipien und
die Kriterien, welche die Kompetenzen des Bundesrates
zum Erlass rechtsetzender Bestimmungen regeln, auch für
den Abschluss völkerrechtlicher Verträge gelten. Unter Be-
rücksichtigung dieser Leitlinien hält der bundesrätliche Ent-
wurf materiell im Wesentlichen an den heutigen Zuständig-
keiten zum Abschluss von völkerrechtlichen Verträgen von
beschränkter Tragweite fest. Neu werden die völkerrechtli-
chen Verträge, die als solche von beschränkter Tragweite
gelten, noch weiter präzisiert.Zusätzlich wird mit einer Be-
stimmung eine nichtabschliessende Liste von Verträgen de-
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07.500

Parlamentarische Initiative
Stähelin Philipp.
Aufhebung der Bestimmungen
zum Vorauszahlungsvertrag
Initiative parlementaire
Stähelin Philipp.
Abroger les dispositions
sur le contrat de vente
avec paiements préalables

Schlussabstimmung – Vote final
Ständerat/Conseil des Etats 27.09.12 (Frist – Délai)
Bericht RK-SR 03.05.13 (BBl 2013 4631)
Rapport CAJ-CE 03.05.13 (FF 2013 4139)
Stellungnahme des Bundesrates 03.07.13 (BBl 2013 5793) 
Avis du Conseil fédéral 03.07.13 (FF 2013 5221) 
Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 26.11.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Text des Erlasses (BBl 2013 9681)
Texte de l'acte législatif (FF 2013 8699) 

Obligationenrecht (Aufhebung der Bestimmungen zum
Vorauszahlungsvertrag)
Code des obligations (Abrogation des dispositions sur
la vente avec paiements préalables)

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 07.500/9816)
Für Annahme des Entwurfes ... 194 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(0 Enthaltungen)

12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStG
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)

Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 26.11.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.12.13 (Differenzen – Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBl 2013 9683)
Texte de l'acte législatif 1 (FF 2013 8701)

Präsident (Lustenberger Ruedi, Präsident): Herr Keller hat
das Wort für eine Erklärung der Redaktionskommission.

Keller Peter (V, NW), für die Kommission:  Gemäss Artikel 3
Absatz 3 der Verordnung der Bundesversammlung vom
3. Oktober 2003 über die Redaktionskommission sind er-
hebliche Textänderungen in jedem Rat durch eine Vertrete-
rin oder einen Vertreter der Redaktionskommission vor der
Schlussabstimmung zu erläutern.
Gemäss Beschluss des Nationalrates vom 11. Juni 2013,
dem sich der Ständerat anschloss, wurde das Kontakt- und
Rayonverbot in Artikel 67b Absatz 2 Buchstabe d des Straf-
gesetzbuches, in Artikel 50b Absatz 2 Buchstabe d des Mili-
tärstrafgesetzes und in Artikel 16a Absatz 2 des Jugend-
strafgesetzes geändert.
In Artikel 294 Absatz 2 des Strafgesetzbuches, welcher auf
die zuvor genannten Artikel verweist, wurde die entspre-
chende Änderung nicht nachvollzogen. Die Redaktionskom-
mission hat die Bestimmung in Artikel 294 Absatz 2 des
Strafgesetzbuches entsprechend angepasst. Es handelt
sich dabei nicht um eine materielle Änderung. Den Wortlaut
finden Sie im Schlussabstimmungstext, den Sie erhalten ha-
ben.

Präsident (Lustenberger Ruedi, Präsident): Wir kommen zu
den Fraktionserklärungen. Frau Rickli spricht für die SVP-
Fraktion.

Rickli Natalie Simone (V, ZH):  Wir sind bei der Schlussab-
stimmung zum Geschäft 12.076 bezüglich des Bundes-
gesetzes über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und
Rayonverbot. Irreführenderweise läuft das Geschäft immer
noch unter der Geschäftsnummer 12.076, «Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen». Nationalrat Gregor
Rutz hat Ihnen am vergangenen 26. November ja aufge-
zeigt, weshalb dies politisch irreführend und auch juristisch
nicht korrekt ist. 
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Beim vorliegenden Gesetz handelt es nicht um einen indi-
rekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Pädophile sollen
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen». Das muss an die-
ser Stelle noch einmal deutlich gesagt werden. Sie wissen
auch, dass ein indirekter Gegenvorschlag gar nicht in Kraft
treten könnte, sollte die Volksinitiative angenommen werden.
Das sage ich hier auch explizit zuhanden der Journalisten
und der Schweizerischen Depeschenagentur, die irrtümli-
cherweise immer wieder von einem Gegenvorschlag spre-
chen. Ich weiss, es ist kompliziert, aber es ist wichtig, dass
man das korrekt wiedergibt.
Wir stimmen heute über das Bundesgesetz über das Tätig-
keitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot ab. Die SVP-
Fraktion hat diesem Gesetz am 10. Juni 2013 zugestimmt.
Der Nationalrat hatte es mit 176 zu 0 Stimmen gutgeheis-
sen. Am vergangenen 26. November nun hat der Nationalrat
diesem Gesetz ein zehnjähriges Berufsverbot für Pädophile
hinzugefügt, dies aber nur bei einer Mindeststrafe von sechs
Monaten. Damit will er den Stimmbürgern weismachen,
dass die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kin-
dern arbeiten dürfen» gar nicht nötig sei. Dagegen wehrt
sich die SVP. Die Volksinitiative fordert ein lebenslanges Be-
rufsverbot; dieses unterstützen wir. Aus diesem Grund kön-
nen wir dem vorliegenden Bundesgesetz so nicht zustim-
men, wenn auch der Rest des Gesetzes in die richtige
Richtung geht. 
Aus diesem Grund wird sich die SVP-Fraktion der Stimme
enthalten.

Präsident (Lustenberger Ruedi, Präsident):  Herr Guhl  hat
das Wort für eine Erklärung im Namen der BDP-Fraktion.

Guhl Bernhard (BD, AG):  Eigentlich könnte ich fast die
Worte meiner Vorrednerin wiederholen, ich lese jetzt
aber doch die Fraktionserklärung der BDP-Fraktion herun-
ter. 
Die BDP-Fraktion hat nach verschiedenen Beratungen und
Diskussionen um direkte und indirekte Gegenentwürfe in der
Herbstsession beschlossen, die Initiative zur Annahme zu
empfehlen, und hat entsprechend abgestimmt. Das nun vor-
liegende Gesetz, welches ursprünglich als indirekter Gegen-
vorschlag gedacht war, enthält einige Verschärfungen für
Pädokriminelle. Dazu gehört ein lebenslängliches Tätigkeits-
verbot, wie es auch von den Initianten verlangt wird. Vorge-
sehen sind auch Kontakt- und Rayonverbote für verurteilte
Sexualstraftäter. Diese über die Initiative hinausgehenden
Massnahmen sind es, welche die BDP-Fraktion dazu veran-
lassen, die Vorlage nicht abzulehnen.
Der BDP geht diese Vorlage aber zu wenig weit. Ziel der In-
itiative ist die Verhinderung weiterer Opfer durch bereits ver-
urteilte Täter. Die nun im Gesetz vorgeschlagenen zehn
Jahre Tätigkeitsverbot sind der BDP zu wenig. Wie die Initia-
tive fordert die BDP-Fraktion ein lebenslanges Tätigkeitsver-
bot.
Daher kann die BDP-Fraktion dieser Vorlage so nicht zu-
stimmen und wird sich der Stimme enthalten.

1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das
Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetz-
buchs, des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafge-
setzes)
1. Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique
(Modification du Code pénal, du Code pénal militaire et
du droit pénal des mineurs)

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.076/9832)
Für Annahme des Entwurfes ... 115 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(79 Enthaltungen)

12.097

Überstellung
verurteilter Personen.
Vertrag zwischen der Schweiz
und Kosovo
Transfèrement
des personnes condamnées.
Traité entre la Suisse
et le Kosovo

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 30.11.12 (BBl 2013 159) 
Message du Conseil fédéral 30.11.12 (FF 2013 159) 

Nationalrat/Conseil national 10.09.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.12.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Text des Erlasses (BBl 2013 9705)
Texte de l'acte législatif (FF 2013 8723)

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Vertrags
zwischen der Schweiz und Kosovo über die Überstel-
lung verurteilter Personen
Arrêté fédéral portant approbation du traité entre la
Suisse et le Kosovo sur le transfèrement des personnes
condamnées

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.097/9818)
Für Annahme des Entwurfes ... 153 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(41 Enthaltungen)

12.100

Menschen mit Behinderungen.
Übereinkommen
Personnes handicapées.
Convention

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 19.12.12 (BBl 2013 661) 
Message du Conseil fédéral 19.12.12 (FF 2013 601) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 26.11.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Text des Erlasses (BBl 2013 9703)
Texte de l'acte législatif (FF 2013 8721)

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Überein-
kommens vom 13. Dezember 2006 über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen
Arrêté fédéral sur l'approbation de la Convention du
13 décembre 2006 relative aux droits des personnes
handicapées

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; Beilage – Annexe 12.100/9819)
Für Annahme des Entwurfes ... 139 Stimmen
Dagegen ... 55 Stimmen
(1 Enthaltung)
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07.500

Parlamentarische Initiative
Stähelin Philipp.
Aufhebung der Bestimmungen
zum Vorauszahlungsvertrag
Initiative parlementaire
Stähelin Philipp.
Abroger les dispositions
sur le contrat de vente
avec paiements préalables

Schlussabstimmung – Vote final
Ständerat/Conseil des Etats 27.09.12 (Frist – Délai)
Bericht RK-SR 03.05.13 (BBl 2013 4631)
Rapport CAJ-CE 03.05.13 (FF 2013 4139)
Stellungnahme des Bundesrates 03.07.13 (BBl 2013 5793) 
Avis du Conseil fédéral 03.07.13 (FF 2013 5221) 
Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Erstrat – Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 26.11.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Text des Erlasses (BBl 2013 9681)
Texte de l'acte législatif (FF 2013 8699) 

Obligationenrecht (Aufhebung der Bestimmungen zum
Vorauszahlungsvertrag)
Code des obligations (Abrogation des dispositions sur
la vente avec paiements préalables)

Abstimmung – Vote
Für Annahme des Entwurfes ... 41 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(0 Enthaltungen)

12.076

Pädophile sollen nicht mehr
mit Kindern arbeiten dürfen.
Volksinitiative.
Änderung des StGB, des MStG
und des JStG
Pour que les pédophiles
ne travaillent plus avec des enfants.
Initiative populaire.
Modification du CP, du CPM
et du DPMin

Schlussabstimmung – Vote final
Botschaft des Bundesrates 10.10.12 (BBl 2012 8819)
Message du Conseil fédéral 10.10.12 (FF 2012 8151)

Nationalrat/Conseil national 21.03.13 (Erstrat – Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 10.06.13 (Fortsetzung – Suite) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.13 (Fortsetzung – Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.06.13 (Zweitrat – Deuxième Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 11.09.13 (Fortsetzung – Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.13 (Differenzen – Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 26.11.13 (Differenzen – Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.12.13 (Differenzen – Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 
Ständerat/Conseil des Etats 13.12.13 (Schlussabstimmung – Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBl 2013 9683)
Texte de l'acte législatif 1 (FF 2013 8701)

Altherr Hans (RL, AR), für die Kommission: Es ist mir natür-
lich bewusst, dass ich störe. Ich tue es aber im Auftrag der
Redaktionskommission – Sie spüren also hier sozusagen
die höhere Gewalt der Redaktionskommission. 
Nach Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung der Bundesver-
sammlung über die Redaktionskommission sind erhebliche
Textänderungen in jedem Rat vor der Schlussabstimmung
durch eine Vertreterin oder einen Vertreter der Redaktions-
kommission zu erläutern.
Mein Votum bezieht sich auf das Bundesgesetz über das
Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot im Zu-
sammenhang mit der Volksinitiative «Pädophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten dürfen». Nach einem Beschluss
des Nationalrates vom 11. Juni dieses Jahres, dem sich der
Ständerat angeschlossen hat, wurde das Kontakt- und
Rayonverbot in Artikel 67b Absatz 2 Buchstabe d des Straf-
gesetzbuches, in Artikel 50b Absatz 2 Buchstabe d des Mili-
tärstrafgesetzes und in Artikel 16a Absatz 2 des Jugend-
strafgesetzes geändert.
In Artikel 294 Absatz 2 des Strafgesetzbuches, welcher auf
die zuvor genannten Artikel verweist, wurde die entspre-
chende Änderung nicht nachvollzogen. Die Redaktionskom-
mission hat die Bestimmung in Artikel 294 Absatz 2 des Straf-
gesetzbuches entsprechend angepasst. Es handelt sich da-
bei nicht um eine materielle Änderung. Den Wortlaut finden
Sie im Schlussabstimmungstext, den Sie erhalten haben.

1. Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das Kon-
takt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs,
des Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes)
1. Loi fédérale sur l'interdiction d'exercer une activité,
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique
(Modification du Code pénal, du Code pénal militaire et
du droit pénal des mineurs)

Abstimmung – Vote
Für Annahme des Entwurfes ... 32 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(9 Enthaltungen)
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12.076

21.03.2013 11:40:34Abstimmung vom / Vote du:

Vorlage 3 - Eintreten
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8743

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin

12.076

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 12 22 8 6 27 41 116
= Nein / non / no 6 6 49 61
o Enth. / abst. / ast. 1 1 3 5
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 2 1 1 3 7
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 3 1 4 1 10
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann * V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri * RL SO Kiener Nellen % S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt + BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo * RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche + BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser + GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher + RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier * RL VS Lustenberger o CE LU Schelbert = G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner = V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli % G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher * V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli = G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz % CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi + RL SZ Moret + RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli * V ZH Schwaab + S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri = G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas o S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl * V ZH
Bugnon = V VD Grunder + BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Müri % V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller + BD BE Neirynck + CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede = G BE
Chevalley + GL VD Hassler + BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin o S AG Hausammann = V TG Noser + RL ZH Tschümperlin + S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer o S BL van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon % V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel = G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz * BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers o G GE Perrin = V NE von Graffenried = G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti + RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel % CE AI Humbel + CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh = V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia * - GE Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti + BD ZH Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder = V BE Quadri = V TI Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala + RL ZH Jositsch + S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen + BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 8743Identif.: 49.7 / 21.03.2013 11:40:3421.03.2013 18:23:30 /2
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit Rickli Natalie (Nichteintreten)Bedeutung Nein / Signification du non:
Antrag der Mehrheit (Eintreten)Bedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076

21.03.2013 12:13:19Abstimmung vom / Vote du:

Vorlage 3 - Art. 123c
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8744

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin

12.076

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 6 9 39 47 101
= Nein / non / no 20 7 12 3 27 1 70
o Enth. / abst. / ast. 1 3 4
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 2 1 1 3 7
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 2 2 1 3 2 6 1 17
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas + V BE Fischer Roland = GL LU Kaufmann * V ZH Reimann Maximilian + V AG
Aebischer Matthias o S BE Flach = GL AG Keller Peter + V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas + V ZG Flückiger Sylvia + V AG Kessler = GL SG Ribaux = RL NE
Allemann + S BE Fluri * RL SO Kiener Nellen % S BE Rickli Natalie + V ZH
Amarelle + S VD Français = RL VD Killer Hans + V AG Riklin Kathy * CE ZH
Amaudruz + V GE Frehner + V BS Knecht + V AG Rime + V FR
Amherd = CE VS Freysinger + V VS Landolt = BD GL Ritter = CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann * CE BS Romano + CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar + V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo * RL ZH Rösti + V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi * V TI
Barthassat + CE GE Gasser = GL GR Lohr = CE TG Rutz Gregor + V ZH
Bäumle = GL ZH Geissbühler + V BE Lüscher = RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier * RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert + G LU
Bertschy = GL BE Giezendanner + V AG Maier Thomas = GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder + V ZH Gilli % G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger = RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod = G ZH Markwalder = RL BE Schläfli = CE SO
Blocher * V ZH Glanzmann = CE LU Marra + S VD Schmid-Federer = CE ZH
Böhni = GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger = RL BL
Borer * V SO Gmür = CE SZ Meier-Schatz % CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi + V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter = CE BL
Bourgeois = RL FR Graf Maya * G BL Mörgeli * V ZH Schwaab o S VD
Brand + V GR Graf-Litscher + S TG Moser = GL ZH Schwander + V SZ
Brunner + V SG Grin + V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland + V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg = GL BE Müller Philipp = RL AG Stahl * V ZH
Bugnon + V VD Grunder * BD BE Müller Thomas + V SG Stamm + V AG
Bulliard = CE FR Gschwind + CE JU Müller Walter = RL SG Steiert + S FR
Buttet + CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt = CE SO Stolz = RL BS
Candinas = CE GR Gysi + S SG Müri % V LU Streiff = CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz = G VD
Caroni = RL AR Haller = BD BE Neirynck = CE VD Tornare + S GE
Cassis = RL TI Hardegger + S ZH Nidegger + V GE Trede + G BE
Chevalley = GL VD Hassler = BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann + V TG Noser = RL ZH Tschümperlin + S SZ
Darbellay + CE VS Heer + V ZH Nussbaumer + S BL van Singer = G VD
de Buman = CE FR Heim o S SO Pantani + V TI Veillon % V VD
de Courten + V BL Herzog + V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder = RL VD Hess Lorenz * BD BE Parmelin + V VD Vitali = RL LU
Egloff + V ZH Hiltpold = RL GE Pelli = RL TI Vogler = CE OW
Eichenberger = RL AG Hodgers o G GE Perrin + V NE von Graffenried + G BE
Estermann + V LU Huber = RL UR Pezzatti = RL ZG von Siebenthal + V BE
Fässler Daniel % CE AI Humbel = CE AG Pfister Gerhard = CE ZG Voruz = S VD
Favre Laurent = RL NE Hurter Thomas + V SH Pieren + V BE Walter + V TG
Fehr Hans + V ZH Hutter Markus = RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh + V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold = CE ZH Poggia * - GE Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti = BD ZH Weibel = GL ZH
Feller = RL VD Joder + V BE Quadri + V TI Wermuth * S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi + CE TI Wobmann + V SO
Fiala = RL ZH Jositsch + S ZH Reimann Lukas + V SG Ziörjen = BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 8744Identif.: 49.7 / 21.03.2013 12:13:1921.03.2013 18:24:00 /3
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit CaroniBedeutung Nein / Signification du non:
Antrag der MehrheitBedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076

21.03.2013 12:14:15Abstimmung vom / Vote du:

Vorlage 3 - Gesamtabstimmung
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8745

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin

12.076

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 11 13 36 60
= Nein / non / no 12 7 21 47 87
o Enth. / abst. / ast. 15 1 6 7 29
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 2 1 1 3 7
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 2 1 3 2 6 1 16
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann * V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias o S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux o RL NE
Allemann + S BE Fluri * RL SO Kiener Nellen % S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français = RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy * CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd o CE VS Freysinger = V VS Landolt = BD GL Ritter = CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann o CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo * RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi * V TI
Barthassat = CE GE Gasser + GL GR Lohr o CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher = RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier * RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner = V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli % G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger = RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder o RL BE Schläfli o CE SO
Blocher * V ZH Glanzmann = CE LU Marra + S VD Schmid-Federer o CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger = RL BL
Borer * V SO Gmür = CE SZ Meier-Schatz % CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter o CE BL
Bourgeois = RL FR Graf Maya * G BL Mörgeli * V ZH Schwaab + S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni o S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas o S ZH Müller Leo o CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp = RL AG Stahl * V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard o CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter = RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt o CE SO Stolz o RL BS
Candinas = CE GR Gysi + S SG Müri % V LU Streiff o CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef o S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni o RL AR Haller = BD BE Neirynck o CE VD Tornare + S GE
Cassis = RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley o GL VD Hassler = BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin o S AG Hausammann = V TG Noser = RL ZH Tschümperlin + S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer o S BL van Singer + G VD
de Buman o CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon % V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder o RL VD Hess Lorenz * BD BE Parmelin = V VD Vitali = RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold = RL GE Pelli = RL TI Vogler o CE OW
Eichenberger = RL AG Hodgers + G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber o RL UR Pezzatti = RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel % CE AI Humbel o CE AG Pfister Gerhard = CE ZG Voruz o S VD
Favre Laurent = RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus = RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh = V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold o CE ZH Poggia * - GE Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti = BD ZH Weibel + GL ZH
Feller = RL VD Joder = V BE Quadri = V TI Wermuth * S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch + S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen = BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 8745Identif.: 49.7 / 21.03.2013 12:14:1521.03.2013 18:24:23 /4
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Bedeutung Nein / Signification du non:
Bedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076-2

21.03.2013 12:15:49Abstimmung vom / Vote du:

Art. 2
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8746

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Arrêté 
fédéral concernant l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

12.076-2

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 2 12 13 10 42 79
= Nein / non / no 18 6 12 46 82
o Enth. / abst. / ast. 7 1 5 1 14
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 2 1 1 3 7
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 2 1 3 2 7 1 17
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann * V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri * RL SO Kiener Nellen % S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy * CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime * V FR
Amherd = CE VS Freysinger = V VS Landolt = BD GL Ritter = CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann o CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo * RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi * V TI
Barthassat = CE GE Gasser + GL GR Lohr = CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher = RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier * RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner = V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli % G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger o RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli = CE SO
Blocher * V ZH Glanzmann = CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger = RL BL
Borer * V SO Gmür = CE SZ Meier-Schatz % CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter = CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya * G BL Mörgeli * V ZH Schwaab + S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl * V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard = CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter o RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt o CE SO Stolz + RL BS
Candinas = CE GR Gysi + S SG Müri % V LU Streiff o CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Neirynck + CE VD Tornare + S GE
Cassis = RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler = BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Noser o RL ZH Tschümperlin + S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman o CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon % V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz * BD BE Parmelin = V VD Vitali = RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold = RL GE Pelli + RL TI Vogler o CE OW
Eichenberger o RL AG Hodgers + G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti = RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel % CE AI Humbel o CE AG Pfister Gerhard = CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent = RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus o RL ZH Piller Carrard o S FR Wandfluh = V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold o CE ZH Poggia * - GE Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti o BD ZH Weibel + GL ZH
Feller = RL VD Joder = V BE Quadri = V TI Wermuth * S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch + S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen = BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 8746Identif.: 49.7 / 21.03.2013 12:15:4921.03.2013 18:24:49 /5
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit Rickli Natalie (Empfehlung auf Annahme der Volksinitiative)Bedeutung Nein / Signification du non:
Antrag des Bundesrates (Empfehlung auf Ablehnung der Volksinitiative)Bedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076

10.06.2013 21:13:56Abstimmung vom / Vote du:

Vorlage 4 - Rückweisungsantrag
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8959

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin

12.076

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 23 10 13 26 44 1 117
= Nein / non / no 4 7 47 58
o Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0 0
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 4 2 1 1 3 2 8 21
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt * BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl * S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé + S ZH Leutenegger Filippo * RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi * V TI
Barthassat = CE GE Gasser % GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle * GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier + RL VS Lustenberger + CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher * V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer * V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz + CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi + RL SZ Moret * RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli = V ZH Schwaab * S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri * G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder = BD BE Müller Thomas * V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind * CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas * CE GR Gysi + S SG Müri = V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Neirynck + CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler = BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Noser + RL ZH Tschümperlin + S SZ
Darbellay * CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon * V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder * RL VD Hess Lorenz * BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers + G GE Perrin * V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti + RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel + CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh = V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia + - GE Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti = BD ZH Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder * V BE Quadri = V TI Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala + RL ZH Jositsch + S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen = BD ZH
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12.076-1

11.06.2013 10:22:46Abstimmung vom / Vote du:

Art. 67c Abs. 4
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8971

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 16 5 8 14 26 40 109
= Nein / non / no 8 3 3 1 39 1 55
o Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0 0
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 7 1 3 5 16 32
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas * V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia * V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans * V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht * V AG Rime * V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt + BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé = S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer * S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser % GL GR Lohr * CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle * GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier + RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder * V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher * V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer * V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz * CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi * V ZH Gössi + RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli = V ZH Schwaab + S VD
Brand * V GR Graf-Litscher + S TG Moser * GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg * GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder = BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert * S FR
Buttet = CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Müri = V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Neirynck * CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler + BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann * V TG Noser + RL ZH Tschümperlin * S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman * CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon = V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz + BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers + G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti + RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel * CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas * V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans * V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh * V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold * CE ZH Poggia = - GE Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti * BD ZH Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder * V BE Quadri = V TI Wermuth * S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch * S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen + BD ZH
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12.076-1

11.06.2013 10:23:54Abstimmung vom / Vote du:

Art. 67c Abs. 5
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8972

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 16 7 10 14 26 40 113
= Nein / non / no 9 1 41 1 52
o Enth. / abst. / ast. 1 3 4
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 6 1 1 5 14 27
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas * V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia * V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans * V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht * V AG Rime * V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt + BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé = S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche o BD BE Leutenegger Oberholzer * S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser % GL GR Lohr * CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier + RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder * V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer * V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz * CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi * V ZH Gössi + RL SZ Moret o RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli = V ZH Schwaab + S VD
Brand * V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg * GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert * S FR
Buttet = CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Müri = V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller + BD BE Neirynck * CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler + BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Noser + RL ZH Tschümperlin * S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman * CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon = V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz + BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers + G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti + RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel * CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas * V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans * V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh * V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia = - GE Wasserfallen o RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti + BD ZH Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder * V BE Quadri = V TI Wermuth * S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala o RL ZH Jositsch * S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen + BD ZH
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12.076-1

11.06.2013 10:35:30Abstimmung vom / Vote du:

Art. 294 Abs. 1
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8973

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 18 7 10 13 28 39 115
= Nein / non / no 8 1 44 1 54
o Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0 0
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 5 2 1 1 7 11 27
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas * V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans * V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt * BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar * V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche + BD BE Leutenegger Oberholzer * S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser % GL GR Lohr * CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi * S GE Germanier + RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder * V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher * V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz * CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi + RL SZ Moret + RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli = V ZH Schwaab * S VD
Brand * V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner * V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm * V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert * S FR
Buttet = CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Müri = V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller + BD BE Neirynck * CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley * GL VD Hassler + BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Noser + RL ZH Tschümperlin * S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon = V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz + BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers * G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti + RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel * CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh * V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia = - GE Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti + BD ZH Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder * V BE Quadri = V TI Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch * S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen + BD ZH
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12.076-1

11.06.2013 10:54:10Abstimmung vom / Vote du:

Art. 366a (gilt auch für Art. 369 Abs. 4quater
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8974

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 21 5 8 13 25 39 1 112
= Nein / non / no 7 1 3 1 50 62
o Enth. / abst. / ast. 1 1
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 3 3 3 1 6 5 21
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland * GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans * V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt * BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé = S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche + BD BE Leutenegger Oberholzer * S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser % GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle * GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi * S GE Germanier + RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder * V ZH Gilli * G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz * CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi + RL SZ Moret + RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli = V ZH Schwaab * S VD
Brand * V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert * S FR
Buttet = CE VS Guhl * BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Müri = V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Neirynck * CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley * GL VD Hassler + BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Noser + RL ZH Tschümperlin * S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon = V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz + BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers + G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti = RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel + CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh = V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia + - GE Wasserfallen o RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti + BD ZH Weibel + GL ZH
Feller = RL VD Joder * V BE Quadri = V TI Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch * S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen + BD ZH
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12.076-1

11.06.2013 10:55:00Abstimmung vom / Vote du:

Art. 369 Abs. 1bis
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8975

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 21 6 8 14 23 39 1 112
= Nein / non / no 7 1 5 1 50 64
o Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0 0
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 3 2 3 1 6 5 20
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland * GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans * V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt * BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé = S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche + BD BE Leutenegger Oberholzer * S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser % GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle * GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi * S GE Germanier + RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder * V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz * CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi + RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli = V ZH Schwaab * S VD
Brand * V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert * S FR
Buttet = CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Müri = V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Neirynck * CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley * GL VD Hassler + BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Noser + RL ZH Tschümperlin * S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon = V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz + BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff = V ZH Hiltpold + RL GE Pelli * RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers + G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti = RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel + CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh = V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia + - GE Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti + BD ZH Weibel + GL ZH
Feller = RL VD Joder * V BE Quadri = V TI Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch * S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen + BD ZH
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12.076-1

11.06.2013 11:08:14Abstimmung vom / Vote du:

4. DNA-Profil-Gesetz
Art. 16 Abs. 1 Bst. e bis l und Abs. 3 und 4

Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8976

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 12 8 14 26 39 99
= Nein / non / no 12 5 3 1 51 1 73
o Enth. / abst. / ast. 2 2 4
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 5 2 3 6 4 20
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland * GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Maximilian = V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt * BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann * CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé = S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline * S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser % GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle * GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi * S GE Germanier + RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo * S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli = CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür = CE SZ Meier-Schatz * CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi + RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli * V ZH Schwaab * S VD
Brand = V GR Graf-Litscher * S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt o CE SO Stolz + RL BS
Candinas = CE GR Gysi + S SG Müri = V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Neirynck * CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger = V GE Trede + G BE
Chevalley * GL VD Hassler = BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Noser + RL ZH Tschümperlin + S SZ
Darbellay = CE VS Heer = V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Pantani = V TI Veillon = V VD
de Courten = V BL Herzog = V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz = BD BE Parmelin = V VD Vitali + RL LU
Egloff * V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler * CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers + G GE Perrin = V NE von Graffenried + G BE
Estermann = V LU Huber + RL UR Pezzatti + RL ZG von Siebenthal = V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel o CE AG Pfister Gerhard = CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent = RL NE Hurter Thomas = V SH Pieren = V BE Walter = V TG
Fehr Hans = V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh = V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia = - GE Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti o BD ZH Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder * V BE Quadri = V TI Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi = CE TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch * S ZH Reimann Lukas = V SG Ziörjen o BD ZH
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12.076-1

11.06.2013 11:09:04Abstimmung vom / Vote du:

Gesamtabstimmung
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 8977

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo CE BD GL G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 27 6 8 14 29 40 51 1 176
= Nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 0 0
o Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0 0
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 4 3 3 6 4 20
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas + V BE Fischer Roland * GL LU Kaufmann + V ZH Reimann Maximilian + V AG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter + V NW Reynard + S VS
Aeschi Thomas + V ZG Flückiger Sylvia + V AG Kessler + GL SG Ribaux + RL NE
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie + V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans + V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz + V GE Frehner + V BS Knecht + V AG Rime + V FR
Amherd + CE VS Freysinger + V VS Landolt * BD GL Ritter + CE SG
Amstutz % V BE Fridez + S JU Lehmann * CE BS Romano + CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar + V BL Galladé + S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti + V BE
Badran Jacqueline * S ZH Gasche + BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi + V TI
Barthassat + CE GE Gasser % GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor + V ZH
Bäumle * GL ZH Geissbühler + V BE Lüscher % RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi * S GE Germanier + RL VS Lustenberger + CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner * V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder + V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo * S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher + V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer + V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz * CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi + V ZH Gössi + RL SZ Moret + RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli * V ZH Schwaab * S VD
Brand + V GR Graf-Litscher * S TG Moser + GL ZH Schwander + V SZ
Brunner + V SG Grin + V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland + V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stahl + V ZH
Bugnon + V VD Grunder * BD BE Müller Thomas + V SG Stamm + V AG
Bulliard + CE FR Gschwind + CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet + CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Müri + V LU Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Naef + S ZH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller + BD BE Neirynck * CE VD Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Nidegger + V GE Trede + G BE
Chevalley * GL VD Hassler * BD GR Nordmann + S VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann + V TG Noser + RL ZH Tschümperlin + S SZ
Darbellay + CE VS Heer + V ZH Nussbaumer + S BL van Singer + G VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Pantani + V TI Veillon + V VD
de Courten + V BL Herzog + V TG Pardini + S BE Vischer Daniel + G ZH
Derder + RL VD Hess Lorenz + BD BE Parmelin + V VD Vitali + RL LU
Egloff * V ZH Hiltpold + RL GE Pelli + RL TI Vogler + CE OW
Eichenberger + RL AG Hodgers + G GE Perrin + V NE von Graffenried + G BE
Estermann + V LU Huber + RL UR Pezzatti + RL ZG von Siebenthal + V BE
Fässler Daniel * CE AI Humbel + CE AG Pfister Gerhard + CE ZG Voruz + S VD
Favre Laurent + RL NE Hurter Thomas + V SH Pieren + V BE Walter + V TG
Fehr Hans + V ZH Hutter Markus + RL ZH Piller Carrard + S FR Wandfluh + V BE
Fehr Hans-Jürg + S SH Ingold + CE ZH Poggia + - GE Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Quadranti + BD ZH Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder * V BE Quadri + V TI Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Regazzi + CE TI Wobmann + V SO
Fiala + RL ZH Jositsch * S ZH Reimann Lukas + V SG Ziörjen + BD ZH
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12.076-5

18.09.2013 08:48:06Abstimmung vom / Vote du:

Eintreten
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9351

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: 
Bundesbeschluss über das Tätigkeits- und Kontaktverbot nach einer Straftat gegen die sexuelle Integrität (Gegenentwurf zur 
Volksinitiative „Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen“) (Entwurf der RK-S vom 26. August 2013)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Arrêté 
fédéral concernant l’interdiction d’exercer une activité et l’interdiction de contact après une infraction contre l’intégrité sexuelle 
(contre-projet à l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»)  (Projet de la CAJ-E du 26 
août 2013)

12.076-5

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 7 8 6 3 43 51 1 119
= Nein / non / no 11 20 5 24 2 62
o Enth. / abst. / ast. 1 2 3
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 4 1 2 1 1 4 14
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas + V BE Fischer Roland = GL LU Kaufmann + V ZH Reimann Lukas + V SG
Aebischer Matthias + S BE Flach = GL AG Keller Peter + V NW Reimann Maximilian * V AG
Aeschi Thomas + V ZG Flückiger Sylvia + V AG Kessler = GL SG Reynard + S VS
Allemann + S BE Fluri = RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie + V ZH
Amarelle + S VD Français * RL VD Killer Hans + V AG Riklin Kathy = CE ZH
Amaudruz + V GE Frehner + V BS Knecht + V AG Rime + V FR
Amherd = CE VS Freysinger * V VS Landolt + BD GL Ritter * CE SG
Amstutz + V BE Fridez + S JU Lehmann = CE BS Romano + CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar + V BL Galladé + S ZH Leutenegger Filippo = RL ZH Rösti + V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche + BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi + V TI
Barthassat + CE GE Gasser = GL GR Lohr = CE TG Rutz Gregor + V ZH
Bäumle = GL ZH Geissbühler + V BE Lüscher o RL GE Rytz Regula = G BE
Bernasconi + S GE Germanier = RL VS Lustenberger + CE LU Schelbert + G LU
Bertschy * GL BE Giezendanner + V AG Maier Thomas = GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder + V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger = RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod = G ZH Markwalder = RL BE Schläfli = CE SO
Blocher + V ZH Glanzmann = CE LU Marra + S VD Schmid-Federer = CE ZH
Böhni = GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger = RL BL
Borer + V SO Gmür = CE SZ Meier-Schatz = CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi + V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter = CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli + V ZH Schwaab + S VD
Brand + V GR Graf-Litscher + S TG Moser = GL ZH Schwander % V SZ
Brunner + V SG Grin + V VD Müller Geri * G AG Semadeni = S GR
Büchel Roland + V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo = S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg = GL BE Müller Philipp = RL AG Stahl + V ZH
Bugnon + V VD Grunder + BD BE Müller Thomas + V SG Stamm * V AG
Bulliard = CE FR Gschwind + CE JU Müller Walter = RL SG Steiert * S FR
Buttet + CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt * CE SO Stolz = RL BS
Candinas = CE GR Gysi + S SG Munz + S SH Streiff = CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Müri + V LU Thorens Goumaz = G VD
Caroni = RL AR Haller + BD BE Naef + S ZH Tornare + S GE
Cassis = RL TI Hardegger + S ZH Neirynck = CE VD Trede o G BE
Chevalley = GL VD Hassler + BD GR Nidegger + V GE Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann + V TG Nordmann + S VD Tschümperlin + S SZ
Clottu + V NE Heer + V ZH Noser = RL ZH van Singer = G VD
Darbellay * CE VS Heim + S SO Nussbaumer + S BL Veillon + V VD
de Buman = CE FR Herzog + V TG Pantani + V TI Vischer Daniel + G ZH
de Courten + V BL Hess Lorenz * BD BE Pardini + S BE Vitali = RL LU
Derder = RL VD Hiltpold = RL GE Parmelin + V VD Vogler = CE OW
Egloff + V ZH Hodgers * G GE Pelli = RL TI von Graffenried + G BE
Eichenberger = RL AG Huber = RL UR Perrinjaquet + RL NE von Siebenthal + V BE
Estermann + V LU Humbel = CE AG Pezzatti + RL ZG Voruz + S VD
Fässler Daniel * CE AI Hurter Thomas + V SH Pfister Gerhard + CE ZG Walter * V TG
Favre Laurent = RL NE Hutter Markus = RL ZH Pieren + V BE Wandfluh + V BE
Fehr Hans + V ZH Ingold = CE ZH Piller Carrard + S FR Wasserfallen o RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Poggia + - GE Weibel = GL ZH
Feller = RL VD Joder + V BE Quadranti + BD ZH Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame = G NE Quadri + V TI Wobmann + V SO
Fiala = RL ZH Jositsch + S ZH Regazzi + CE TI Ziörjen + BD ZH

Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit Caroni (Eintreten)Bedeutung Nein / Signification du non:
Antrag der Mehrheit (Nichteintreten)Bedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076-2

18.09.2013 09:11:47Abstimmung vom / Vote du:

Art. 2
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9352

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Arrêté 
fédéral concernant l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

12.076-2

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 11 9 15 10 44 89
= Nein / non / no 11 8 14 1 53 1 88
o Enth. / abst. / ast. 9 5 14
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 2 1 1 1 2 8

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Lukas = V SG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reimann Maximilian = V AG
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Reynard + S VS
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français * RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd o CE VS Freysinger * V VS Landolt = BD GL Ritter + CE SG
Amstutz = V BE Fridez + S JU Lehmann o CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé = S ZH Leutenegger Filippo o RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser + GL GR Lohr = CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher = RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier o RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy * GL BE Giezendanner = V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger o RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli = CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann o CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger = RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz o CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter o CE BL
Bourgeois = RL FR Graf Maya + G BL Mörgeli = V ZH Schwaab + S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander % V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp o RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder = BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz o RL BS
Candinas = CE GR Gysi + S SG Munz + S SH Streiff o CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Müri = V LU Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Naef + S ZH Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Neirynck o CE VD Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler = BD GR Nidegger = V GE Tschäppät * S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Nordmann + S VD Tschümperlin + S SZ
Clottu = V NE Heer = V ZH Noser + RL ZH van Singer + G VD
Darbellay * CE VS Heim + S SO Nussbaumer + S BL Veillon = V VD
de Buman o CE FR Herzog = V TG Pantani = V TI Vischer Daniel + G ZH
de Courten = V BL Hess Lorenz * BD BE Pardini + S BE Vitali = RL LU
Derder + RL VD Hiltpold = RL GE Parmelin = V VD Vogler + CE OW
Egloff = V ZH Hodgers + G GE Pelli = RL TI von Graffenried + G BE
Eichenberger + RL AG Huber + RL UR Perrinjaquet = RL NE von Siebenthal = V BE
Estermann = V LU Humbel + CE AG Pezzatti = RL ZG Voruz + S VD
Fässler Daniel * CE AI Hurter Thomas = V SH Pfister Gerhard = CE ZG Walter = V TG
Favre Laurent = RL NE Hutter Markus + RL ZH Pieren * V BE Wandfluh = V BE
Fehr Hans = V ZH Ingold o CE ZH Piller Carrard + S FR Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Poggia = - GE Weibel + GL ZH
Feller = RL VD Joder = V BE Quadranti = BD ZH Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Quadri = V TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch + S ZH Regazzi = CE TI Ziörjen = BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 9352Identif.: 49.10 / 18.09.2013 09:11:4718.09.2013 09:12:34 /3
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit Guhl (Empfehlung auf Annahme der Volksinitiative)Bedeutung Nein / Signification du non:
Antrag der Mehrheit (Empfehlung auf Ablehnung der Volksinitiative)Bedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076-2

27.09.2013 08:36:11Abstimmung vom / Vote du:

Schlussabstimmung
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9584

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: 
Bundesbeschluss über die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen»
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Arrêté 
fédéral sur l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants»

12.076-2

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 12 10 12 12 45 91
= Nein / non / no 17 9 15 1 54 1 97
o Enth. / abst. / ast. 4 3 7
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 2 2 4
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann * V ZH Reimann Lukas = V SG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reimann Maximilian = V AG
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia * V AG Kessler + GL SG Reynard + S VS
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt = BD GL Ritter = CE SG
Amstutz = V BE Fridez + S JU Lehmann o CE BS Romano = CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé = S ZH Leutenegger Filippo = RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser + GL GR Lohr = CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher = RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier o RL VS Lustenberger = CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner = V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger = RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli o CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann = CE LU Marra + S VD Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz + CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter o CE BL
Bourgeois = RL FR Graf Maya # G BL Mörgeli = V ZH Schwaab + S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Schwander = V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp o RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder = BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard = CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz o RL BS
Candinas = CE GR Gysi + S SG Munz + S SH Streiff = CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Müri = V LU Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Naef + S ZH Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Neirynck + CE VD Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler = BD GR Nidegger = V GE Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Nordmann + S VD Tschümperlin + S SZ
Clottu = V NE Heer = V ZH Noser + RL ZH van Singer + G VD
Darbellay = CE VS Heim + S SO Nussbaumer + S BL Veillon = V VD
de Buman + CE FR Herzog = V TG Pantani = V TI Vischer Daniel + G ZH
de Courten = V BL Hess Lorenz = BD BE Pardini + S BE Vitali = RL LU
Derder = RL VD Hiltpold = RL GE Parmelin = V VD Vogler + CE OW
Egloff = V ZH Hodgers * G GE Pelli + RL TI von Graffenried + G BE
Eichenberger + RL AG Huber + RL UR Perrinjaquet + RL NE von Siebenthal = V BE
Estermann = V LU Humbel + CE AG Pezzatti = RL ZG Voruz + S VD
Fässler Daniel o CE AI Hurter Thomas = V SH Pfister Gerhard = CE ZG Walter = V TG
Favre Laurent = RL NE Hutter Markus = RL ZH Pieren = V BE Wandfluh = V BE
Fehr Hans = V ZH Ingold = CE ZH Piller Carrard + S FR Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Poggia = - GE Weibel + GL ZH
Feller = RL VD Joder = V BE Quadranti = BD ZH Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame * G NE Quadri = V TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch + S ZH Regazzi = CE TI Ziörjen = BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 9584Identif.: 49.10 / 27.09.2013 08:36:1127.09.2013 08:36:40 /17
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Ablehnung der VorlageBedeutung Nein / Signification du non:
Annahme der Vorlage (Empfehlung auf Ablehnung der Volksinitiative)Bedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076

26.11.2013 08:16:32Abstimmung vom / Vote du:

Ordnungsantrag der SVP-Fraktion (absetzen der Tagesordnung)
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9623

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin

12.076

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 55 55
= Nein / non / no 9 24 7 15 26 45 1 127
o Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0 0
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 1 4
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 2 5 2 3 1 13
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas + V BE Fischer Roland = GL LU Kaufmann + V ZH Reimann Lukas + V SG
Aebischer Matthias = S BE Flach = GL AG Keller Peter + V NW Reimann Maximilian + V AG
Aeschi Thomas + V ZG Flückiger Sylvia + V AG Kessler = GL SG Reynard = S VS
Allemann = S BE Fluri = RL SO Kiener Nellen = S BE Rickli Natalie + V ZH
Amarelle = S VD Français = RL VD Killer Hans + V AG Riklin Kathy * CE ZH
Amaudruz + V GE Frehner + V BS Knecht + V AG Rime + V FR
Amherd = CE VS Freysinger + V VS Landolt = BD GL Ritter = CE SG
Amstutz + V BE Fridez = S JU Lehmann * CE BS Romano = CE TI
Aubert = S VD Friedl = S SG Leuenberger-Genève = G GE Rossini = S VS
Baader Caspar + V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo * RL ZH Rösti + V BE
Badran Jacqueline = S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer = S BL Rusconi + V TI
Barthassat * CE GE Gasser = GL GR Lohr = CE TG Rutz Gregor + V ZH
Bäumle = GL ZH Geissbühler + V BE Lüscher = RL GE Rytz Regula = G BE
Bernasconi = S GE Germanier = RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert = G LU
Bertschy * GL BE Giezendanner + V AG Maier Thomas = GL ZH Schenker Silvia = S BS
Binder + V ZH Gilli = G SG Maire Jacques-André = S NE Schilliger = RL LU
Birrer-Heimo = S LU Girod = G ZH Markwalder = RL BE Schläfli = CE SO
Blocher + V ZH Glanzmann = CE LU Marra = S VD Schmid-Federer % CE ZH
Böhni = GL TG Glättli = G ZH Masshardt = S BE Schneeberger = RL BL
Borer + V SO Gmür = CE SZ Meier-Schatz = CE SG Schneider Schüttel = S FR
Bortoluzzi + V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter = CE BL
Bourgeois = RL FR Graf Maya = G BL Mörgeli + V ZH Schwaab = S VD
Brand + V GR Graf-Litscher = S TG Moser % GL ZH Schwander % V SZ
Brunner + V SG Grin + V VD Müller Geri = G AG Semadeni = S GR
Büchel Roland + V SG Gross Andreas = S ZH Müller Leo = CE LU Sommaruga Carlo = S GE
Büchler Jakob = CE SG Grossen Jürg * GL BE Müller Philipp % RL AG Stahl + V ZH
Bugnon + V VD Grunder * BD BE Müller Thomas + V SG Stamm + V AG
Bulliard = CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter = RL SG Steiert = S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt = CE SO Stolz = RL BS
Candinas = CE GR Gysi = S SG Munz = S SH Streiff = CE BE
Carobbio Guscetti = S TI Hadorn = S SO Müri + V LU Thorens Goumaz = G VD
Caroni = RL AR Haller = BD BE Naef = S ZH Tornare = S GE
Cassis = RL TI Hardegger = S ZH Neirynck = CE VD Trede = G BE
Chevalley = GL VD Hassler = BD GR Nidegger + V GE Tschäppät = S BE
Chopard-Acklin = S AG Hausammann + V TG Nordmann = S VD Tschümperlin = S SZ
Clottu + V NE Heer + V ZH Noser = RL ZH van Singer = G VD
Darbellay * CE VS Heim = S SO Nussbaumer = S BL Veillon + V VD
de Buman = CE FR Herzog + V TG Pantani + V TI Vischer Daniel = G ZH
de Courten + V BL Hess Lorenz * BD BE Pardini = S BE Vitali = RL LU
Derder = RL VD Hiltpold = RL GE Parmelin + V VD Vogler = CE OW
Egloff + V ZH Hodgers = G GE Pelli * RL TI von Graffenried = G BE
Eichenberger = RL AG Huber = RL UR Perrinjaquet = RL NE von Siebenthal + V BE
Estermann + V LU Humbel = CE AG Pezzatti = RL ZG Voruz = S VD
Fässler Daniel * CE AI Hurter Thomas + V SH Pfister Gerhard = CE ZG Walter + V TG
Favre Laurent = RL NE Hutter Markus = RL ZH Pieren + V BE Wandfluh + V BE
Fehr Hans + V ZH Ingold = CE ZH Piller Carrard = S FR Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline = S ZH Jans = S BS Poggia = - GE Weibel = GL ZH
Feller * RL VD Joder + V BE Quadranti = BD ZH Wermuth = S AG
Feri Yvonne = S AG John-Calame = G NE Quadri + V TI Wobmann + V SO
Fiala = RL ZH Jositsch = S ZH Regazzi = CE TI Ziörjen = BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 9623Identif.: 49.11 / 26.11.2013 08:16:3226.11.2013 08:25:18 /2
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Ablehnung des OrdnungsantragesBedeutung Nein / Signification du non:
Zustimmung zum OrdnungsantragBedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076-1

26.11.2013 09:18:51Abstimmung vom / Vote du:

Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB und Art. 50 Abs. 3 und 4 MStGB
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9624

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 10 27 8 28 55 1 129
= Nein / non / no 15 44 59
o Enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 0 0 0 0
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 1 4
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 2 1 1 2 7
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas + V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann + V ZH Reimann Lukas + V SG
Aebischer Matthias = S BE Flach + GL AG Keller Peter + V NW Reimann Maximilian + V AG
Aeschi Thomas + V ZG Flückiger Sylvia + V AG Kessler + GL SG Reynard = S VS
Allemann = S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen = S BE Rickli Natalie + V ZH
Amarelle = S VD Français + RL VD Killer Hans + V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz + V GE Frehner + V BS Knecht + V AG Rime + V FR
Amherd + CE VS Freysinger + V VS Landolt + BD GL Ritter + CE SG
Amstutz + V BE Fridez = S JU Lehmann + CE BS Romano + CE TI
Aubert = S VD Friedl = S SG Leuenberger-Genève = G GE Rossini = S VS
Baader Caspar + V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti + V BE
Badran Jacqueline = S ZH Gasche + BD BE Leutenegger Oberholzer = S BL Rusconi + V TI
Barthassat + CE GE Gasser + GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor + V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler + V BE Lüscher + RL GE Rytz Regula = G BE
Bernasconi = S GE Germanier + RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert = G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner + V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia = S BS
Binder + V ZH Gilli = G SG Maire Jacques-André = S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo = S LU Girod = G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher + V ZH Glanzmann + CE LU Marra = S VD Schmid-Federer % CE ZH
Böhni + GL TG Glättli = G ZH Masshardt = S BE Schneeberger + RL BL
Borer + V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz + CE SG Schneider Schüttel = S FR
Bortoluzzi + V ZH Gössi + RL SZ Moret + RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya = G BL Mörgeli + V ZH Schwaab = S VD
Brand + V GR Graf-Litscher = S TG Moser % GL ZH Schwander % V SZ
Brunner + V SG Grin + V VD Müller Geri = G AG Semadeni = S GR
Büchel Roland + V SG Gross Andreas = S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo = S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg * GL BE Müller Philipp % RL AG Stahl + V ZH
Bugnon + V VD Grunder * BD BE Müller Thomas + V SG Stamm + V AG
Bulliard + CE FR Gschwind + CE JU Müller Walter + RL SG Steiert = S FR
Buttet + CE VS Guhl + BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi = S SG Munz = S SH Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti = S TI Hadorn = S SO Müri + V LU Thorens Goumaz = G VD
Caroni + RL AR Haller + BD BE Naef = S ZH Tornare = S GE
Cassis + RL TI Hardegger = S ZH Neirynck + CE VD Trede = G BE
Chevalley + GL VD Hassler + BD GR Nidegger + V GE Tschäppät = S BE
Chopard-Acklin = S AG Hausammann + V TG Nordmann = S VD Tschümperlin = S SZ
Clottu + V NE Heer + V ZH Noser + RL ZH van Singer = G VD
Darbellay * CE VS Heim = S SO Nussbaumer = S BL Veillon + V VD
de Buman + CE FR Herzog + V TG Pantani + V TI Vischer Daniel = G ZH
de Courten + V BL Hess Lorenz + BD BE Pardini = S BE Vitali + RL LU
Derder + RL VD Hiltpold + RL GE Parmelin + V VD Vogler + CE OW
Egloff + V ZH Hodgers = G GE Pelli * RL TI von Graffenried = G BE
Eichenberger + RL AG Huber + RL UR Perrinjaquet + RL NE von Siebenthal + V BE
Estermann + V LU Humbel + CE AG Pezzatti + RL ZG Voruz = S VD
Fässler Daniel * CE AI Hurter Thomas + V SH Pfister Gerhard + CE ZG Walter + V TG
Favre Laurent + RL NE Hutter Markus + RL ZH Pieren + V BE Wandfluh + V BE
Fehr Hans + V ZH Ingold + CE ZH Piller Carrard = S FR Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline = S ZH Jans = S BS Poggia + - GE Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder + V BE Quadranti + BD ZH Wermuth * S AG
Feri Yvonne = S AG John-Calame = G NE Quadri + V TI Wobmann + V SO
Fiala + RL ZH Jositsch = S ZH Regazzi + CE TI Ziörjen + BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 9624Identif.: 49.11 / 26.11.2013 09:18:5126.11.2013 09:19:20 /3
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit III Vischer DanielBedeutung Nein / Signification du non:
Antrag der MehrheitBedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076-1

26.11.2013 09:19:59Abstimmung vom / Vote du:

Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB und Art. 50 Abs. 3 und 4 MStGB
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9625

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 10 21 15 13 44 103
= Nein / non / no 4 8 15 55 1 83
o Enth. / abst. / ast. 1 1
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 1 4
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 3 1 1 2 8
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Lukas = V SG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reimann Maximilian = V AG
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Reynard + S VS
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français = RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt = BD GL Ritter + CE SG
Amstutz = V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano + CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi = V TI
Barthassat = CE GE Gasser + GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher = RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier + RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner = V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer % CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz + CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi = RL SZ Moret = RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois = RL FR Graf Maya + G BL Mörgeli = V ZH Schwaab + S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser % GL ZH Schwander % V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo * CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg * GL BE Müller Philipp % RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet = CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Munz + S SH Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Müri = V LU Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Naef + S ZH Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Neirynck + CE VD Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler = BD GR Nidegger = V GE Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Nordmann + S VD Tschümperlin + S SZ
Clottu = V NE Heer = V ZH Noser + RL ZH van Singer + G VD
Darbellay * CE VS Heim + S SO Nussbaumer + S BL Veillon = V VD
de Buman + CE FR Herzog = V TG Pantani = V TI Vischer Daniel + G ZH
de Courten = V BL Hess Lorenz = BD BE Pardini + S BE Vitali = RL LU
Derder = RL VD Hiltpold = RL GE Parmelin = V VD Vogler + CE OW
Egloff = V ZH Hodgers + G GE Pelli * RL TI von Graffenried + G BE
Eichenberger + RL AG Huber + RL UR Perrinjaquet = RL NE von Siebenthal = V BE
Estermann = V LU Humbel + CE AG Pezzatti = RL ZG Voruz + S VD
Fässler Daniel * CE AI Hurter Thomas = V SH Pfister Gerhard o CE ZG Walter = V TG
Favre Laurent = RL NE Hutter Markus = RL ZH Pieren = V BE Wandfluh = V BE
Fehr Hans = V ZH Ingold + CE ZH Piller Carrard + S FR Wasserfallen = RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Poggia = - GE Weibel + GL ZH
Feller = RL VD Joder = V BE Quadranti = BD ZH Wermuth * S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Quadri = V TI Wobmann = V SO
Fiala = RL ZH Jositsch + S ZH Regazzi = CE TI Ziörjen = BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 9625Identif.: 49.11 / 26.11.2013 09:19:5926.11.2013 09:20:27 /4
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit II Rickli NatalieBedeutung Nein / Signification du non:
Antrag der MehrheitBedeutung Ja / Signification du oui:
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12.076-1

26.11.2013 09:21:11Abstimmung vom / Vote du:

Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB und Art. 50 Abs. 3 und 4 MStGB
und Vorlage 4

Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9626

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V - Tot.

+ Ja / oui / si 10 24 15 27 44 120
= Nein / non / no 1 8 55 1 65
o Enth. / abst. / ast. 2 1 3
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 1 1 1 1 4
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 1 2 1 1 2 7
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas = V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann = V ZH Reimann Lukas = V SG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter = V NW Reimann Maximilian = V AG
Aeschi Thomas = V ZG Flückiger Sylvia = V AG Kessler + GL SG Reynard + S VS
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie = V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans = V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz = V GE Frehner = V BS Knecht = V AG Rime = V FR
Amherd + CE VS Freysinger = V VS Landolt = BD GL Ritter + CE SG
Amstutz = V BE Fridez + S JU Lehmann + CE BS Romano + CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar = V BL Galladé * S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti = V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche = BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi = V TI
Barthassat + CE GE Gasser + GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor = V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler = V BE Lüscher o RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier + RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner = V AG Maier Thomas + GL ZH Schenker Silvia + S BS
Binder = V ZH Gilli + G SG Maire Jacques-André + S NE Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Markwalder + RL BE Schläfli + CE SO
Blocher = V ZH Glanzmann + CE LU Marra + S VD Schmid-Federer % CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Masshardt + S BE Schneeberger + RL BL
Borer = V SO Gmür + CE SZ Meier-Schatz + CE SG Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi = V ZH Gössi + RL SZ Moret + RL VD Schneider-Schneiter + CE BL
Bourgeois + RL FR Graf Maya + G BL Mörgeli = V ZH Schwaab + S VD
Brand = V GR Graf-Litscher + S TG Moser % GL ZH Schwander % V SZ
Brunner = V SG Grin = V VD Müller Geri + G AG Semadeni + S GR
Büchel Roland = V SG Gross Andreas + S ZH Müller Leo + CE LU Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Grossen Jürg * GL BE Müller Philipp % RL AG Stahl = V ZH
Bugnon = V VD Grunder * BD BE Müller Thomas = V SG Stamm = V AG
Bulliard + CE FR Gschwind = CE JU Müller Walter + RL SG Steiert + S FR
Buttet o CE VS Guhl = BD AG Müller-Altermatt + CE SO Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Gysi + S SG Munz + S SH Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Hadorn + S SO Müri = V LU Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Haller = BD BE Naef + S ZH Tornare + S GE
Cassis + RL TI Hardegger + S ZH Neirynck + CE VD Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hassler = BD GR Nidegger = V GE Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hausammann = V TG Nordmann + S VD Tschümperlin + S SZ
Clottu = V NE Heer = V ZH Noser + RL ZH van Singer + G VD
Darbellay * CE VS Heim + S SO Nussbaumer + S BL Veillon = V VD
de Buman + CE FR Herzog = V TG Pantani = V TI Vischer Daniel + G ZH
de Courten = V BL Hess Lorenz = BD BE Pardini + S BE Vitali + RL LU
Derder + RL VD Hiltpold + RL GE Parmelin = V VD Vogler + CE OW
Egloff = V ZH Hodgers + G GE Pelli * RL TI von Graffenried + G BE
Eichenberger + RL AG Huber + RL UR Perrinjaquet + RL NE von Siebenthal = V BE
Estermann = V LU Humbel + CE AG Pezzatti + RL ZG Voruz + S VD
Fässler Daniel * CE AI Hurter Thomas = V SH Pfister Gerhard + CE ZG Walter = V TG
Favre Laurent + RL NE Hutter Markus + RL ZH Pieren = V BE Wandfluh = V BE
Fehr Hans = V ZH Ingold + CE ZH Piller Carrard + S FR Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Poggia = - GE Weibel + GL ZH
Feller + RL VD Joder = V BE Quadranti = BD ZH Wermuth * S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Quadri = V TI Wobmann = V SO
Fiala + RL ZH Jositsch + S ZH Regazzi o CE TI Ziörjen = BD ZH

Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Antrag der Minderheit I Rickli NatalieBedeutung Nein / Signification du non:
Antrag der MehrheitBedeutung Ja / Signification du oui:

113



12.076-1

13.12.2013 08:32:05Abstimmung vom / Vote du:

Schlussabstimmung
Gegenstand / Objet du vote:

Procès-verbal de vote
CONSEIL NATIONAL

Abstimmungsprotokoll
Geschäft / Objet

NATIONALRAT

Ref. 9832

Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen. Volksinitiative. Änderung des StGB, MStGB und JStG: Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot (Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und des 
Jugendstrafgesetzes)
Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants. Initiative populaire. Modification du CP, CPM et du DPMin: Loi 
fédérale sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction géographique (Modification du code 
pénal, du code pénal militaire et du droit pénal des mineurs)

12.076-1

Fraktion / Groupe / Gruppo GL CE BD G RL S V Tot.

+ Ja / oui / si 12 20 15 26 42 115
= Nein / non / no 0 0 0 0 0 0 0 0
o Enth. / abst. / ast. 10 9 4 56 79
% Entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 / excusé selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art.  57 cps. 4 2 1 3
* Hat nicht teilgenommen / n'a pas participé au vote / non ha partecipato al  voto 2 2
# Die Präsidentin/der Präsident stimmt nicht / La présidente/le président ne prend pas part aux votes 1 1

Aebi Andreas o V BE Fischer Roland + GL LU Kaufmann o V ZH Reimann Lukas o V SG
Aebischer Matthias + S BE Flach + GL AG Keller Peter o V NW Reimann Maximilian o V AG
Aeschi Thomas o V ZG Flückiger Sylvia o V AG Kessler + GL SG Reynard + S VS
Allemann + S BE Fluri + RL SO Kiener Nellen + S BE Rickli Natalie o V ZH
Amarelle + S VD Français + RL VD Killer Hans o V AG Riklin Kathy + CE ZH
Amaudruz o V GE Frehner o V BS Knecht o V AG Rime o V FR
Amherd + CE VS Freysinger o V VS Landolt o BD GL Ritter + CE SG
Amstutz o V BE Fridez + S JU Lehmann o CE BS Romano o CE TI
Aubert + S VD Friedl + S SG Leuenberger-Genève + G GE Rossini + S VS
Baader Caspar o V BL Galladé % S ZH Leutenegger Filippo + RL ZH Rösti o V BE
Badran Jacqueline + S ZH Gasche o BD BE Leutenegger Oberholzer + S BL Rusconi o V TI
Barazzone o CE GE Gasser + GL GR Lohr + CE TG Rutz Gregor o V ZH
Bäumle + GL ZH Geissbühler o V BE Lüscher + RL GE Rytz Regula + G BE
Bernasconi + S GE Germanier + RL VS Lustenberger # CE LU Schelbert + G LU
Bertschy + GL BE Giezendanner o V AG Mahrer + G GE Schenker Silvia + S BS
Binder o V ZH Gilli + G SG Maier Thomas + GL ZH Schilliger + RL LU
Birrer-Heimo + S LU Girod + G ZH Maire Jacques-André + S NE Schläfli + CE SO
Blocher o V ZH Glanzmann + CE LU Markwalder + RL BE Schmid-Federer + CE ZH
Böhni + GL TG Glättli + G ZH Marra + S VD Schneeberger + RL BL
Borer o V SO Gmür + CE SZ Masshardt + S BE Schneider Schüttel + S FR
Bortoluzzi o V ZH Golay o V GE Meier-Schatz + CE SG Schneider-Schneiter o CE BL
Bourgeois + RL FR Gössi o RL SZ Moret + RL VD Schwaab + S VD
Brand o V GR Graf Maya + G BL Mörgeli o V ZH Schwander o V SZ
Brunner o V SG Graf-Litscher + S TG Moser + GL ZH Semadeni + S GR
Büchel Roland o V SG Grin o V VD Müller Geri + G AG Sommaruga Carlo + S GE
Büchler Jakob + CE SG Gross Andreas % S ZH Müller Leo + CE LU Stahl o V ZH
Bugnon % V VD Grossen Jürg + GL BE Müller Philipp + RL AG Stamm o V AG
Bulliard + CE FR Grunder o BD BE Müller Thomas o V SG Steiert + S FR
Buttet o CE VS Gschwind o CE JU Müller Walter + RL SG Stolz + RL BS
Candinas + CE GR Guhl o BD AG Müller-Altermatt + CE SO Streiff + CE BE
Carobbio Guscetti + S TI Gysi + S SG Munz + S SH Thorens Goumaz + G VD
Caroni + RL AR Hadorn + S SO Müri o V LU Tornare + S GE
Cassis + RL TI Haller o BD BE Naef * S ZH Trede + G BE
Chevalley + GL VD Hardegger + S ZH Neirynck + CE VD Tschäppät + S BE
Chopard-Acklin + S AG Hassler o BD GR Nidegger o V GE Tschümperlin + S SZ
Clottu o V NE Hausammann o V TG Nordmann * S VD van Singer + G VD
Darbellay o CE VS Heer o V ZH Noser + RL ZH Veillon o V VD
de Buman + CE FR Heim + S SO Nussbaumer + S BL Vischer Daniel + G ZH
de Courten o V BL Herzog o V TG Pantani o V TI Vitali + RL LU
Derder + RL VD Hess Lorenz o BD BE Pardini + S BE Vogler + CE OW
Egloff o V ZH Hiltpold + RL GE Parmelin o V VD von Graffenried + G BE
Eichenberger + RL AG Huber + RL UR Pelli + RL TI von Siebenthal o V BE
Estermann o V LU Humbel + CE AG Perrinjaquet + RL NE Voruz + S VD
Fässler Daniel o CE AI Hurter Thomas o V SH Pezzatti o RL ZG Walter o V TG
Favre Laurent + RL NE Hutter Markus + RL ZH Pfister Gerhard o CE ZG Wandfluh o V BE
Fehr Hans o V ZH Ingold + CE ZH Pieren o V BE Wasserfallen + RL BE
Fehr Jacqueline + S ZH Jans + S BS Piller Carrard + S FR Weibel + GL ZH
Feller o RL VD Joder o V BE Quadranti o BD ZH Wermuth + S AG
Feri Yvonne + S AG John-Calame + G NE Quadri o V TI Wobmann o V SO
Fiala o RL ZH Jositsch + S ZH Regazzi o CE TI Ziörjen o BD ZH

Ref.: (Erfassung) Nr: 9832Identif.: 49.11 / 13.12.2013 08:32:0513.12.2013 08:32:34 /4
Conseil national, Système de vote électroniqueNationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem

Ablehnung der VorlageBedeutung Nein / Signification du non:
Annahme der VorlageBedeutung Ja / Signification du oui:
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2009-2498 7021 

Sammelfrist bis 20. April 2011 

 
Eidgenössische Volksinitiative 
«Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» 

Vorprüfung 

 
Die Schweizerische Bundeskanzlei, 
nach Prüfung der am 29. September 2009 eingereichten Unterschriftenliste zu einer 
eidgenössischen Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten 
dürfen», 
gestützt auf die Artikel 68 und 69 des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 19761 
über die politischen Rechte, 
gestützt auf Artikel 23 der Verordnung vom 24. Mai 19782 über die politischen 
Rechte, 
verfügt: 

1. Die am 29. September 2009 eingereichte Unterschriftenliste zu einer eidge-
nössischen Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbei-
ten dürfen» entspricht den gesetzlichen Formen: Sie enthält eine Rubrik für 
Kanton und politische Gemeinde, in der die Unterzeichnerinnen und 
Unterzeichner stimmberechtigt sind, sowie für das Datum der Veröffent-
lichung des Initiativtexts im Bundesblatt, ferner Titel und Wortlaut der Initi-
ative, eine vorbehaltlose Rückzugsklausel, den Hinweis, dass sich strafbar 
macht, wer bei der Unterschriftensammlung für eine eidgenössische Volks-
initiative besticht oder sich bestechen lässt (Art. 281 StGB3) oder wer das 
Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht 
(Art. 282 StGB), sowie Namen und Adressen von mindestens sieben und 
höchstens 27 Urheberinnen und Urhebern der Initiative. Die Gültigkeit der 
Initiative wird erst nach ihrem Zustandekommen durch die Bundesversamm-
lung geprüft. 

2. Folgende Urheberinnen und Urheber sind ermächtigt, die Volksinitiative 
vorbehaltlos mit absoluter Mehrheit zurückzuziehen: 
1. Bissolotti Roberto Loris, Via Lisano 2, 6900 Massagno 
2. Brönnimann Andreas, Hühnerhubelstrasse 73, 3123 Belp 
3. Buret Monelle, Place de l’Eglise 1, 1376 Goumoens-la-Ville 
4. Bussat Christine, Cheseaux-Dessus G4, 1264 Saint-Cergue 
5. Cheseaux Daniel, La Levratte 16, 1260 Nyon 

  

  
1 SR 161.1 
2 SR 161.11 
3 SR 311.0 
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7022 

6. Clivaz Varone Maud, Av. De la Gare 20, 3963 Crans-Montana 
7. Darbellay Christophe, Le Perrey, 1921 Martigny-Croix 
8. Fischer Beatrice, Rosengasse 44, 4600 Olten 
9. Fischer Marie-Thérèse, Ch. de Saule 109, 1233 Bernex 
10. Freysinger Oskar, Crettamalerne, 1965 Savièse 
11. Galladé Chantal, Frümselweg 12, 8400 Winterthur 
12. Gasser Heinz, Rütistrasse 4, 6032 Emmen 
13. Gurtner Sonja, Primevères 21, 2505 Bienne 
14. Holderried-Guyaz Andrée, Untergasse 10 C, 4922 Thunstetten 
15. Jungen Margrit, Kornfeldstrasse 10, 4125 Riehen 
16. Kullmann Samuel, Hohlengasse 10, 3661 Uetendorf 
17. Mayer David, Rue du Perron 34, 1196 Gland 
18. Pfister Viktor, Ischernstrasse 11, 4528 Zuchwil 
19. Surer Martin, Allmendstrasse 6, 3125 Toffen 
20. Verzaro Aline, Rte de l’Etraz 62, 1260 Nyon 
21. Zogmal Alain, Evaux 9, 1213 Onex 

3. Der Titel der eidgenössischen Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr 
mit Kindern arbeiten dürfen» entspricht den gesetzlichen Erfordernissen von 
Artikel 69 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976 über die 
politischen Rechte. 

4. Mitteilung an das Initiativkomitee: Marche Blanche, Ch. Terre-Bonne 1, 
1262 Eysins und Veröffentlichung im Bundesblatt vom 20. Oktober 2009. 

6. Oktober 2009 Schweizerische Bundeskanzlei 

 Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova
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Eidgenössische Volksinitiative  
«Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» 

Die Volksinitiative lautet: 

Die Bundesverfassung4 wird wie folgt geändert: 

Art. 123c (neu)  Massnahme nach Sexualdelikten an Kindern oder an 
 zum Widerstand unfähigen oder urteilsunfähigen Personen 

Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes 
oder einer abhängigen Person beeinträchtigt haben, verlieren endgültig das Recht, 
eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen oder Abhängigen 
auszuüben. 

  

4 SR 101 
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Délai imparti pour la récolte des signatures: 20 avril 2011 

 
Initiative populaire fédérale 
«Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants» 

Examen préliminaire 

 
La Chancellerie fédérale suisse, 
après examen de la liste de signatures présentée le 29 septembre 2009 à l’appui de 
l’initiative populaire fédérale «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des 
enfants», 
vu les art. 68 et 69 de la loi fédérale du 17 décembre 1976 sur les droits politiques1, 
vu l’art. 23 de l’ordonnance du 24 mai 1978 sur les droits politiques2, 
décide: 

1. La liste de signatures à l’appui de l’initiative populaire fédérale «Pour que 
les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants», présentée le 29 septem-
bre 2009, satisfait, quant à la forme, aux exigences de la loi; elle contient les 
indications suivantes: le canton et la commune politique où le signataire a le 
droit de vote, le titre et le texte de l’initiative ainsi que la date de sa publica-
tion dans la Feuille fédérale, une clause de retrait sans réserve, la mention 
selon laquelle quiconque se rend coupable de corruption active ou passive 
relativement à une récolte de signatures (art. 281 CP3) ou falsifie le résultat 
d’une récolte de signatures à l’appui d’une initiative populaire (art. 282 CP) 
est punissable, ainsi que les noms et adresses d’au moins sept, mais pas plus 
de 27 auteurs de l’initiative. L’Assemblée fédérale ne se prononcera sur la 
validité de l’initiative que lorsque celle-ci aura abouti. 

2. L’initiative populaire peut être retirée sans réserve par une décision prise à la 
majorité absolue des auteurs suivants: 
1. Bissolotti Roberto Loris, Via Lisano 2, 6900 Massagno 
2. Brönnimann Andreas, Hühnerhubelstrasse 73, 3123 Belp 
3. Buret Monelle, Place de l’Eglise 1, 1376 Goumoens-la-Ville 
4. Bussat Christine, Cheseaux-Dessus G4, 1264 Saint-Cergue 
5. Cheseaux Daniel, La Levratte 16, 1260 Nyon 
6. Clivaz Varone Maud, Av. De la Gare 20, 3963 Crans-Montana 
7. Darbellay Christophe, Le Perrey, 1921 Martigny-Croix 
8. Fischer Beatrice, Rosengasse 44, 4600 Olten 

  

  
1 RS 161.1 
2 RS 161.11 
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9. Fischer Marie-Thérèse, Ch. de Saule 109, 1233 Bernex 
10. Freysinger Oskar, Crettamalerne, 1965 Savièse 
11. Galladé Chantal, Frümselweg 12, 8400 Winterthur 
12. Gasser Heinz, Rütistrasse 4, 6032 Emmen 
13. Gurtner Sonja, Primevères 21, 2505 Bienne 
14. Holderried-Guyaz Andrée, Untergasse 10 C, 4922 Thunstetten 
15. Jungen Margrit, Kornfeldstrasse 10, 4125 Riehen 
16. Kullmann Samuel, Hohlengasse 10, 3661 Uetendorf 
17. Mayer David, Rue du Perron 34, 1196 Gland 
18. Pfister Viktor, Ischernstrasse 11, 4528 Zuchwil 
19. Surer Martin, Allmendstrasse 6, 3125 Toffen 
20. Verzaro Aline, Rte de l’Etraz 62, 1260 Nyon 
21. Zogmal Alain, Evaux 9, 1213 Onex 

3. Le titre de l’initiative populaire fédérale «Pour que les pédophiles ne travail-
lent plus avec des enfants» remplit les conditions fixées à l’art. 69, al. 2, de 
la loi fédérale du 17 décembre 1976 sur les droits politiques. 

4. La présente décision sera communiquée au comité d’initiative, Marche 
Blanche, Ch. Terre-Bonne 1, 1262 Eysins et publiée dans la Feuille fédérale 
du 20 octobre 2009. 

6 octobre 2009 Chancellerie fédérale suisse: 

 La chancelière de la Confédération, Corina Casanova 
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Initiative populaire fédérale 
«Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants» 

L’initiative populaire a la teneur suivante: 

La Constitution fédérale4 est modifiée comme suit: 

Art. 123c (nouveau) Mesure consécutive aux infractions sexuelles 
  sur des enfants, des personnes incapables de résistance 
  ou de discernement 

Quiconque est condamné pour avoir porté atteinte à l’intégrité sexuelle d’un enfant 
ou d’une personne dépendante est définitivement privé du droit d’exercer une acti-
vité professionnelle ou bénévole en contact avec des mineurs ou des personnes 
dépendantes. 

  

4 RS 101 

121



Initiative populaire fédérale 

6362 

122



2009-2498 6127 

Termine per la raccolta delle firme: 20 aprile 2011 

 
Iniziativa popolare federale 
«Affinché i pedofili non lavorino più con fanciulli» 

Esame preliminare 

 
La Cancelleria federale svizzera, 
esaminata la lista per la raccolta delle firme a sostegno dell’iniziativa popolare 
federale «Affinché i pedofili non lavorino più con fanciulli», presentata  
il 29 settembre 2009; 
visti gli articoli 68 e 69 della legge federale del 17 dicembre 19761 sui diritti politici; 
visto l’articolo 23 dell’ordinanza del 24 maggio 19782 sui diritti politici, 
decide: 

1. La lista per la raccolta delle firme a sostegno dell’iniziativa popolare fede-
rale «Affinché i pedofili non lavorino più con fanciulli», presentata il 29 set-
tembre 2009, soddisfa formalmente le esigenze legali; essa contiene le indi-
cazioni seguenti: il Cantone e il Comune politico in cui i firmatari hanno 
diritto di voto, il titolo e il testo dell’iniziativa e la data di pubblicazione nel 
Foglio federale, una clausola di ritiro incondizionata, la menzione secondo 
cui chiunque corrompe o si lascia corrompere in occasione della raccolta 
delle firme (art. 281 CP3) oppure altera il risultato della raccolta delle firme 
(art. 282 CP) è punibile, come anche il nome e l’indirizzo di almeno sette ma 
al massimo 27 promotori. La validità dell’iniziativa verrà esaminata 
dall’Assemblea federale in caso di riuscita formale. 

2. L’iniziativa popolare può essere ritirata incondizionatamente dalla maggio-
ranza assoluta dei seguenti promotori: 
1. Bissolotti Roberto Loris, Via Lisano 2, 6900 Massagno 
2. Brönnimann Andreas, Hühnerhubelstrasse 73, 3123 Belp 
3. Buret Monelle, Place de l’Eglise 1, 1376 Goumoens-la-Ville 
4. Bussat Christine, Cheseaux-Dessus G4, 1264 Saint-Cergue 
5. Cheseaux Daniel, La Levratte 16, 1260 Nyon 
6. Clivaz Varone Maud, Av. De la Gare 20, 3963 Crans-Montana 
7. Darbellay Christophe, Le Perrey, 1921 Martigny-Croix 
8. Fischer Beatrice, Rosengasse 44, 4600 Olten 
9. Fischer Marie-Thérèse, Ch. de Saule 109, 1233 Bernex 
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10. Freysinger Oskar, Crettamalerne, 1965 Savièse 
11. Galladé Chantal, Frümselweg 12, 8400 Winterthur 
12. Gasser Heinz, Rütistrasse 4, 6032 Emmen 
13. Gurtner Sonja, Primevères 21, 2505 Bienne 
14. Holderried-Guyaz Andrée, Untergasse 10 C, 4922 Thunstetten 
15. Jungen Margrit, Kornfeldstrasse 10, 4125 Riehen 
16. Kullmann Samuel, Hohlengasse 10, 3661 Uetendorf 
17. Mayer David, Rue du Perron 34, 1196 Gland 
18. Pfister Viktor, Ischernstrasse 11, 4528 Zuchwil 
19. Surer Martin, Allmendstrasse 6, 3125 Toffen 
20. Verzaro Aline, Rte de l’Etraz 62, 1260 Nyon 
21. Zogmal Alain, Evaux 9, 1213 Onex 

3. Il titolo dell’iniziativa popolare federale «Affinché i pedofili non lavorino 
più con fanciulli» soddisfa le condizioni stabilite nell’articolo 69 capoverso 
2 della legge federale del 17 dicembre 1976 sui diritti politici. 

4. La presente decisione è comunicata al comitato d’iniziativa: Marche 
Blanche, Ch. Terre-Bonne 1, 1262 Eysins e pubblicata nel Foglio federale 
del 20 ottobre 2009. 

6 ottobre 2009 Cancelleria federale svizzera: 

 La cancelliera della Confederazione, Corina Casanova
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Iniziativa popolare federale 
«Affinché i pedofili non lavorino più con fanciulli» 

L’iniziativa popolare ha il tenore seguente: 

La Costituzione federale4 è modificata come segue: 

Art. 123c (nuovo) Misura conseguente ai reati sessuali commessi su fanciulli 
 o su persone inette a resistere o incapaci di discernimento 

Chi è condannato per aver leso l’integrità sessuale di un fanciullo o di una persona 
dipendente è definitivamente privato del diritto di esercitare un’attività professionale 
od onorifica a contatto con minorenni o persone dipendenti. 

  

4 RS 101 
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2012-1798 9683 

Ablauf der Referendumsfrist: 6. April 2014 

 
Bundesgesetz 
über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und 
Rayonverbot 
(Änderung des Strafgesetzbuchs, des Militärstrafgesetzes und 
des Jugendstrafgesetzes) 

vom 13. Dezember 2013 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 10. Oktober 20121, 

beschliesst: 

I 

Die nachstehenden Bundesgesetze werden wie folgt geändert: 

1. Strafgesetzbuch2 

Art. 19 Abs. 3 
3 Es können indessen Massnahmen nach den Artikeln 59–61, 63, 64, 
67, 67b und 67e getroffen werden. 

Art. 67 
1 Hat jemand in Ausübung einer beruflichen oder einer organisierten 
ausserberuflichen Tätigkeit ein Verbrechen oder Vergehen begangen, 
für das er zu einer Freiheitsstrafe von über sechs Monaten oder einer 
Geldstrafe von über 180 Tagessätzen verurteilt worden ist, und besteht 
die Gefahr, dass er seine Tätigkeit zur Begehung weiterer Verbrechen 
oder Vergehen missbrauchen wird, so kann ihm das Gericht die betref-
fende oder vergleichbare Tätigkeiten für sechs Monate bis zu 
fünf Jahren ganz oder teilweise verbieten. 
2 Hat jemand gegen einen Minderjährigen oder eine andere besonders 
schutzbedürftige Person ein Verbrechen oder Vergehen begangen und 
besteht die Gefahr, dass er in Ausübung einer beruflichen oder einer 
organisierten ausserberuflichen Tätigkeit, die einen regelmässigen 

  

  
1 BBl 2012 8819 
2 SR 311.0 

2. Tätigkeitsver-
bot, Kontakt- 
und Rayonver-
bot. 
a. Tätigkeitsver-
bot, Vorausset-
zungen 

127

thomas.andrey
Textfeld
Über folgendes Bundesgesetz wird am 18.05.2014 nicht abgestimmt.



Tätigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot. BG 

9684 

Kontakt mit Minderjährigen oder mit anderen besonders schutzbedürf-
tigen Personen umfasst, weitere Straftaten dieser Art begeht, so kann 
ihm das Gericht die betreffende Tätigkeit für ein Jahr bis zehn Jahre 
verbieten. 
3 Wird jemand wegen einer der nachfolgenden Straftaten zu einer 
Freiheitsstrafe von über sechs Monaten, einer Geldstrafe von über 180 
Tagessätzen oder einer Massnahme nach den Artikeln 59–61 oder 64 
verurteilt, so verbietet ihm das Gericht für zehn Jahre jede berufliche 
und jede organisierte ausserberufliche Tätigkeit, die einen regelmässi-
gen Kontakt zu Minderjährigen umfasst: 

a. Menschenhandel (Art. 182), sexuelle Nötigung (Art. 189), 
Vergewaltigung (Art. 190), Schändung (Art. 191), sexuelle 
Handlungen mit Anstaltspfleglingen, Gefangenen, Beschul-
digten (Art. 192), Ausnützung der Notlage (Art. 193) oder 
Förderung der Prostitution (Art. 195), sofern er die Straftat an 
einem minderjährigen Opfer begangen hat; 

b. sexuelle Handlungen mit Kindern (Art. 187) oder sexuelle 
Handlungen mit Abhängigen (Art. 188); 

c. qualifizierte Pornografie (Art. 197 Ziff. 3), sofern die Gegen-
stände oder Vorführungen sexuelle Handlungen mit Kindern 
zum Inhalt hatten. 

4 Wird jemand wegen einer der nachfolgenden Straftaten, begangen an 
einem volljährigen, besonders schutzbedürftigen Opfer, zu einer 
Freiheitsstrafe von über sechs Monaten, einer Geldstrafe von über 180 
Tagessätzen oder einer Massnahme nach den Artikeln 59–61 oder 64 
verurteilt, so verbietet ihm das Gericht für zehn Jahre jede berufliche 
und jede organisierte ausserberufliche Tätigkeit, die einen regelmässi-
gen Kontakt zu volljährigen, besonders schutzbedürftigen Personen 
umfasst: Menschenhandel (Art. 182), sexuelle Nötigung (Art. 189), 
Vergewaltigung (Art. 190), Schändung (Art. 191), sexuelle Handlun-
gen mit Anstaltspfleglingen, Gefangenen, Beschuldigten (Art. 192), 
Ausnützung der Notlage (Art. 193) oder Förderung der Prostitution 
(Art. 195). 
5 Wird der Täter im selben Verfahren wegen mehrerer Straftaten zu 
einer Strafe oder Massnahme verurteilt, so legt das Gericht fest, wel-
cher Anteil der Strafe oder welche Massnahme auf eine Straftat ent-
fällt, die ein Tätigkeitsverbot nach sich zieht. Dieser Strafanteil, die 
Massnahme sowie die Straftat sind massgebend dafür, ob ein Tätig-
keitsverbot nach Absatz 1, 2, 3 oder 4 verhängt wird. Die Strafanteile 
für mehrere einschlägige Straftaten werden addiert. Es können meh-
rere Tätigkeitsverbote verhängt werden. 
6 Das Gericht kann die Verbote nach den Absätzen 2, 3 und 4 lebens-
länglich verhängen, wenn zu erwarten ist, dass die Dauer von zehn 
Jahren nicht ausreicht, um zu gewährleisten, dass vom Täter keine 
Gefahr mehr ausgeht. Es kann die befristeten Verbote nach den Absät-
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zen 2, 3 und 4 auf Antrag der Vollzugsbehörde jeweils um höchstens 
fünf Jahre verlängern, wenn dies notwendig ist, um den Täter von 
weiteren solchen Verbrechen und Vergehen, wie sie Anlass für das 
Verbot waren, abzuhalten. 
7 Das Gericht kann für die Dauer der Verbote Bewährungshilfe anord-
nen. Es ordnet in jedem Fall Bewährungshilfe an, wenn ein Verbot 
aufgrund einer Straftat nach Absatz 3 oder 4 verhängt worden ist. 

Art. 67a 
1 Als berufliche Tätigkeiten im Sinne von Artikel 67 gelten Tätigkei-
ten in Ausübung eines Haupt- oder Nebenberufs oder -gewerbes oder 
eines Handelsgeschäfts. Als organisierte ausserberufliche Tätigkeiten 
gelten Tätigkeiten, die nicht oder nicht primär zu Erwerbszwecken 
und die im Rahmen eines Vereins oder einer anderen Organisation 
ausgeübt werden. 
2 Das Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 umfasst die Tätigkeiten, die der 
Täter selbstständig, als Organ einer juristischen Person oder Handels-
gesellschaft, als Beauftragter oder als Vertreter einer anderen Person 
ausübt oder durch eine von seinen Weisungen abhängige Person 
ausüben lässt. 
3 Besteht die Gefahr, dass der Täter seine Tätigkeit auch zur Begehung 
von Straftaten missbraucht, wenn er sie nach Weisung und unter 
Kontrolle eines Vorgesetzten oder einer Aufsichtsperson ausübt, so ist 
ihm die Tätigkeit ganz zu untersagen. 
4 Die Verbote nach Artikel 67 Absätze 3 und 4 umfassen immer die 
ganze Tätigkeit. 

Art. 67b 
1 Hat jemand ein Verbrechen oder Vergehen gegen eine oder mehrere 
bestimmte Personen oder gegen Personen einer bestimmten Gruppe 
begangen und besteht die Gefahr, dass er bei einem Kontakt zu diesen 
Personen weitere Verbrechen oder Vergehen begehen wird, so kann 
das Gericht für eine Dauer bis zu fünf Jahren ein Kontakt- und Ray-
onverbot verhängen. 
2 Mit dem Kontakt- und Rayonverbot kann das Gericht dem Täter 
verbieten: 

a. mit einer oder mehreren bestimmten Personen oder mit Perso-
nen einer bestimmten Gruppe direkt oder über Drittpersonen 
Kontakt aufzunehmen, namentlich auf telefonischem, schrift-
lichem oder elektronischem Weg, sie zu beschäftigen, zu be-
herbergen, auszubilden, zu beaufsichtigen, zu pflegen oder in 
anderer Weise mit ihnen zu verkehren; 

Inhalt und 
Umfang 

b. Kontakt-  
und Rayonverbot
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b. sich einer bestimmten Person zu nähern oder sich in einem be-
stimmten Umkreis ihrer Wohnung aufzuhalten; 

c. sich an bestimmten Orten, namentlich bestimmten Strassen, 
Plätzen oder Quartieren, aufzuhalten. 

3 Für den Vollzug des Verbots kann die zuständige Behörde techni-
sche Geräte einsetzen, die mit dem Täter fest verbunden sind. Diese 
können insbesondere der Feststellung des Standortes des Täters die-
nen. 
4 Das Gericht kann für die Dauer des Verbots Bewährungshilfe anord-
nen. 
5 Es kann das Verbot auf Antrag der Vollzugsbehörden jeweils um 
höchstens fünf Jahre verlängern, wenn dies notwendig ist, um den 
Täter von weiteren Verbrechen und Vergehen gegen Minderjährige 
oder andere besonders schutzbedürftige Personen abzuhalten. 

Art. 67c  
1 Das Verbot wird am Tag wirksam, an dem das Urteil rechtskräftig 
wird. 
2 Die Dauer des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder einer freiheitsent-
ziehenden Massnahme (Art. 59–61 und 64) wird auf die Dauer des 
Verbots nicht angerechnet. 
3 Hat der Täter die ihm auferlegte Probezeit nicht bestanden und wird 
die bedingte Freiheitsstrafe vollzogen oder die Rückversetzung in den 
Straf- oder Massnahmenvollzug angeordnet, so wird die Dauer des 
Verbots erst von dem Tage an gerechnet, an dem der Täter bedingt 
oder endgültig entlassen wird oder an dem die Sanktion aufgehoben 
oder erlassen wird. 
4 Hat der Täter die ihm auferlegte Probezeit bestanden, so entscheidet 
die zuständige Behörde über eine inhaltliche oder zeitliche Einschrän-
kung oder über die Aufhebung des Verbots nach Artikel 67 Absatz 1 
oder nach Artikel 67b. 
5 Der Täter kann bei der zuständigen Behörde um eine inhaltliche oder 
zeitliche Einschränkung oder um die Aufhebung des Verbots ersu-
chen: 

a. bei einem Verbot nach Artikel 67 Absatz 1 oder nach Arti-
kel 67b: nach zwei Jahren des Vollzugs; 

b. bei einem befristeten Verbot nach Artikel 67 Absatz 2: nach 
der Hälfte der Verbotsdauer, jedoch frühestens nach drei Jah-
ren des Vollzugs; 

c. bei einem befristeten Verbot nach Artikel 67 Absatz 3 oder 4: 
nach fünf Jahren des Vollzugs; 

c. Gemeinsame 
Bestimmungen. 
Vollzug der 
Verbote 
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d. bei einem lebenslänglichen Verbot nach Artikel 67 Absatz 2, 3 
oder 4: nach zehn Jahren des Vollzugs. 

6 Ist nicht mehr zu befürchten, dass der Täter eine Tätigkeit zur Bege-
hung weiterer Verbrechen oder Vergehen missbraucht oder bei einem 
Kontakt zu bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten 
Gruppe weitere Verbrechen oder Vergehen begeht und hat er den 
von  ihm verursachten Schaden soweit zumutbar ersetzt, so hebt die 
zuständige Behörde das Verbot in den Fällen nach Absatz 4 oder 5 
auf. 
7 Missachtet der Verurteilte ein Tätigkeitsverbot oder ein Kontakt- 
und Rayonverbot oder entzieht er sich der damit verbundenen Bewäh-
rungshilfe oder ist diese nicht durchführbar oder nicht mehr erfor-
derlich, so erstattet die zuständige Behörde dem Gericht oder den 
Vollzugsbehörden Bericht. Das Gericht oder die Vollzugsbehörde 
kann die Bewährungshilfe aufheben oder neu anordnen. 
8 Entzieht sich der Verurteilte der Bewährungshilfe während der 
Dauer einer Probezeit, so ist Artikel 95 Absätze 4 und 5 anwendbar. 
9 Missachtet der Verurteilte während der Dauer einer Probezeit ein 
Tätigkeitsverbot oder ein Kontakt- und Rayonverbot, so sind Arti-
kel 294 und die Bestimmungen über den Widerruf einer bedingten 
Strafe oder des bedingten Teils einer Strafe sowie über die Rückver-
setzung in den Straf- und Massnahmenvollzug anwendbar. 

Art. 67d 
1 Stellt sich während des Vollzugs eines Tätigkeitsverbots oder eines 
Kontakt- und Rayonverbots heraus, dass beim Täter die Vorausset-
zungen für eine Erweiterung des Verbots oder für ein zusätzliches 
solches Verbot gegeben sind, so kann das Gericht auf Antrag der 
Vollzugsbehörden nachträglich das Verbot erweitern oder ein zusätz-
liches Verbot anordnen. 
2 Stellt sich während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder einer 
freiheitsentziehenden Massnahme heraus, dass beim Täter die Voraus-
setzungen für ein Verbot nach Artikel 67 Absatz 1 oder 2 oder nach 
Artikel 67b gegeben sind, so kann das Gericht dieses Verbot auf 
Antrag der Vollzugsbehörde nachträglich anordnen. 

Art. 67e 

Bisheriger Artikel 67b 

Art. 95 Abs. 1 erster Satz und Abs. 3  
1 Das Gericht und die Strafvollzugsbehörde können vor ihrem Ent-
scheid über Bewährungshilfe und Weisungen einen Bericht der Be-
hörde einholen, die für die Bewährungshilfe, die Kontrolle der Wei-

Änderung eines 
Verbots oder 
nachträgliche 
Anordnung eines 
Verbots 
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sungen oder den Vollzug der Tätigkeitsverbote oder der Kontakt- und 
Rayonverbote zuständig ist. … 
3 Betrifft nur den französischen Text. 

Art. 105 Abs. 3 
3 Freiheitsentziehende Massnahmen (Art. 59–61 und 64), das Tätig-
keitsverbot (Art. 67), das Kontakt- und Rayonverbot (Art. 67b) sowie 
die Veröffentlichung des Urteils (Art. 68) sind nur in den vom Gesetz 
ausdrücklich bestimmten Fällen zulässig. 

Art. 187 Ziff. 3 

3.  Hat der Täter zur Zeit der Tat oder der ersten Tathandlung das 
20. Altersjahr noch nicht zurückgelegt und liegen besondere Um-
stände vor oder ist die verletzte Person mit ihm die Ehe oder eine 
eingetragene Partnerschaft eingegangen, so kann die zuständige Be-
hörde von der Strafverfolgung, der Überweisung an das Gericht oder 
der Bestrafung absehen. 

Art. 294 
1 Wer eine Tätigkeit ausübt, deren Ausübung ihm durch ein Tätig-
keitsverbot nach Artikel 67, nach Artikel 50 des Militärstrafgesetzes 
vom 13. Juni 19273 (MStG) oder nach Artikel 16a JStG4 untersagt ist, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. 
2 Wer mit einer oder mehreren bestimmten Personen oder mit Perso-
nen einer bestimmten Gruppe Kontakt aufnimmt oder sich ihnen 
nähert, wer sich an bestimmten Orten aufhält, obwohl ihm dies durch 
ein Kontakt- und Rayonverbot nach Artikel 67b, nach Artikel 50b 
MStG oder nach Artikel 16a JStG untersagt ist, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. 

Art. 295 

Wer sich der vom Gericht oder den Vollzugsbehörden angeordneten 
Bewährungshilfe entzieht oder die vom Gericht oder den Vollzugsbe-
hörden erteilten Weisungen missachtet, wird mit Busse bestraft. 

Art. 366 Abs. 3 und 3bis 
3 Urteile gegen Jugendliche wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
sind aufzunehmen, wenn diese sanktioniert worden sind: 
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a. mit einem Freiheitsentzug (Art. 25 JStG5); 

b. mit einer Unterbringung (Art. 15 JStG); 

c. mit einer ambulanten Behandlung (Art. 14 JStG); oder  

d. mit einem Tätigkeitsverbot oder einem Kontakt- und Rayon-
verbot (Art. 16a JStG). 

3bis Urteile gegen Jugendliche wegen einer Übertretung sind aufzu-
nehmen, wenn diese mit einem Tätigkeitsverbot oder einem Kontakt- 
und Rayonverbot (Art. 16a JStG) sanktioniert worden sind. 

Art. 369 Abs. 4ter 
4ter Urteile, die eine Massnahme nach Artikel 66 Absatz 1, 67 Absatz 1 
oder 67e dieses Gesetzes oder nach Artikel 48, 50 Absatz 1 oder 50e 
MStG6 allein enthalten, werden von Amtes wegen nach zehn Jahren 
entfernt. 

Art. 369a 

Urteile, die ein Verbot nach Artikel 67 Absatz 2, 3 oder 4 oder nach 
Artikel 67b dieses Gesetzes, nach Artikel 50 Absatz 2, 3 oder 4 oder 
nach Artikel 50b MStG7 oder nach Artikel 16a JStG8 enthalten, wer-
den entfernt, wenn über das Ende des Verbots hinaus zehn Jahre 
verstrichen sind. Sind die Fristen nach Artikel 369 länger, so sind 
diese massgebend. 

Art. 371 Randtitel und Abs. 1 
1 Jede Person kann beim schweizerischen Zentralstrafregister einen sie 
betreffenden schriftlichen Auszug aus dem Strafregister anfordern. In 
diesem erscheinen Urteile wegen Verbrechen und Vergehen; Urteile 
wegen Übertretungen erscheinen nur im Auszug, wenn ein Tätigkeits-
verbot oder ein Kontakt- und Rayonverbot nach Artikel 67 oder 67b 
dieses Gesetzes oder nach Artikel 50 oder 50b MStG9 oder nach 
Artikel 16a JStG10 verhängt wurde. 

Art. 371a 
1 Wer sich für eine berufliche oder eine organisierte ausserberufliche 
Tätigkeit, die einen regelmässigen Kontakt mit Minderjährigen oder 
mit anderen besonders schutzbedürftigen Personen umfasst, bewirbt 

  

5 SR 311.1 
6 SR 321.0 
7 SR 321.0 
8 SR 311.1 
9 SR 321.0 
10 SR 311.1 
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oder eine solche Tätigkeit ausübt, kann einen ihn betreffenden Son-
derprivatauszug aus dem Strafregister anfordern. 
2 Er hat mit dem Antrag eine schriftliche Bestätigung vorzulegen, in 
welcher der Arbeitgeber oder die Organisation, der oder die den 
Sonderprivatauszug von ihm verlangt, bestätigt, dass: 

a. der Antragsteller sich auf die Tätigkeit nach Absatz 1 bewirbt 
beziehungsweise diese Tätigkeit ausübt; und 

b. er für die neue Tätigkeit oder die Fortführung der Tätigkeit 
den Sonderprivatauszug beibringen muss. 

3 Im Sonderprivatauszug erscheinen: 

a. Urteile, die ein Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 2, 3 
oder 4 dieses Gesetzes oder nach Artikel 50 Absatz 2, 3 oder 4 
MStG11 enthalten; 

b. Urteile, die ein Kontakt- und Rayonverbot nach Artikel 67b 
dieses Gesetzes oder nach Artikel 50b MStG enthalten, sofern 
dieses Verbot zum Schutz von Minderjährigen oder anderen 
besonders schutzbedürftigen Personen erlassen wurde; 

c. Urteile gegen Jugendliche, die ein Tätigkeitsverbot nach Arti-
kel 16a Absatz 1 JStG12 oder ein Kontakt- und Rayonverbot 
nach Artikel 16a Absatz 2 JStG, das zum Schutz von unmün-
digen oder anderen besonders schutzbedürftigen Personen er-
lassen wurde, enthalten. 

4 Ein Urteil wird so lange im Sonderprivatauszug aufgeführt, als ein in 
ihm enthaltenes Verbot nach Absatz 3 besteht. 

2. Militärstrafgesetz vom 13. Juni 192713 

Ingress, erstes Lemma 

gestützt auf die Artikel 60 und 123 Absätze 1 und 3 der Bundesverfassung14, 

Art. 50 
1 Hat jemand in Ausübung einer beruflichen oder einer organisierten 
ausserberuflichen Tätigkeit ein Verbrechen oder Vergehen begangen, 
für das er zu einer Freiheitsstrafe von über sechs Monaten oder einer 
Geldstrafe von über 180 Tagessätzen verurteilt worden ist, und besteht 
die Gefahr, dass er seine Tätigkeit zur Begehung weiterer Verbrechen 
oder Vergehen missbrauchen wird, so kann ihm das Gericht die betref-

  

11 SR 321.0 
12 SR 311.1 
13 SR 321.0 
14 SR 101 
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fende oder vergleichbare Tätigkeiten für sechs Monate bis zu fünf 
Jahren ganz oder teilweise verbieten. 
2 Hat jemand gegen einen Minderjährigen oder eine andere besonders 
schutzbedürftige Person ein Verbrechen oder Vergehen begangen und 
besteht die Gefahr, dass er in Ausübung einer beruflichen oder einer 
organisierten ausserberuflichen Tätigkeit, die einen regelmässigen 
Kontakt mit Minderjährigen oder mit anderen besonders schutzbedürf-
tigen Personen umfasst, weitere Straftaten dieser Art begeht, so kann 
ihm das Gericht die betreffende Tätigkeit für ein Jahr bis zehn Jahre 
verbieten. 
3 Wird jemand wegen einer der nachfolgenden Straftaten zu einer 
Freiheitsstrafe von über 6 Monaten, einer Geldstrafe von über 180 
Tagessätzen oder einer Massnahme nach den Artikeln 59–61 oder 64 
des Strafgesetzbuchs15 verurteilt, so verbietet ihm das Gericht für zehn 
Jahre jede berufliche und jede organisierte ausserberufliche Tätigkeit, 
die einen regelmässigen Kontakt zu Minderjährigen umfasst: 

a. sexuelle Nötigung (Art. 153), Vergewaltigung (Art. 154), 
Schändung (Art. 155), Ausnützung der militärischen Stellung 
(Art. 157), sofern er die Straftat an einem minderjährigen Op-
fer begangen hat; 

b. sexuelle Handlungen mit Kindern (Art. 156). 
4 Wird jemand wegen einer der nachfolgenden Straftaten, begangen an 
einem volljährigen, besonders schutzbedürftigen Opfer, zu einer 
Freiheitsstrafe von über sechs Monaten, einer Geldstrafe von über 
180 Tagessätzen oder einer Massnahme nach den Artikeln 59–61 oder 
64 des Strafgesetzbuchs verurteilt, so verbietet ihm das Gericht für 
zehn Jahre jede berufliche und jede organisierte ausserberufliche 
Tätigkeit, die einen regelmässigen Kontakt zu volljährigen, besonders 
schutzbedürftigen Personen umfasst: sexuelle Nötigung (Art. 153), 
Vergewaltigung (Art. 154), Schändung (Art. 155), Ausnützung der 
militärischen Stellung (Art. 157). 
5 Wird der Täter im selben Verfahren wegen mehrerer Straftaten zu 
einer Strafe oder Massnahme verurteilt, so legt das Gericht fest, wel-
cher Anteil der Strafe oder welche Massnahme auf eine Straftat ent-
fällt, die ein Tätigkeitsverbot nach sich zieht. Dieser Strafanteil, die 
Massnahme sowie die Straftat sind massgebend dafür, ob ein Tätig-
keitsverbot nach Absatz 1, 2, 3 oder 4 verhängt wird. Die Strafanteile 
für mehrere einschlägige Straftaten werden addiert. Es können meh-
rere Tätigkeitsverbote verhängt werden. 
6 Das Gericht kann die Verbote nach den Absätzen 2, 3 und 4 lebens-
länglich verhängen, wenn zu erwarten ist, dass die Dauer von zehn 
Jahren nicht ausreicht um zu gewährleisten, dass vom Täter keine 
Gefahr mehr ausgeht. Es kann die befristeten Verbote nach den Absät-

  

15 SR 311.0 
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zen 2, 3 und 4 auf Antrag der Vollzugsbehörde jeweils um höchstens 
fünf Jahre verlängern, wenn dies notwendig ist, um den Täter von 
weiteren solchen Verbrechen und Vergehen, wie sie Anlass für das 
Verbot waren, abzuhalten. 
7 Das Gericht kann für die Dauer der Verbote Bewährungshilfe anord-
nen. Es ordnet in jedem Fall Bewährungshilfe an, wenn ein Verbot 
aufgrund einer Straftat nach Absatz 3 oder 4 verhängt worden ist. 

Art. 50a 
1 Als berufliche Tätigkeiten im Sinne von Artikel 50 gelten Tätigkei-
ten in Ausübung eines Haupt- oder Nebenberufs oder -gewerbes oder 
eines Handelsgeschäfts. Als organisierte ausserberufliche Tätigkeiten 
gelten Tätigkeiten, die nicht oder nicht primär zu Erwerbszwecken 
und die im Rahmen eines Vereins oder einer anderen Organisation 
ausgeübt werden. 
2 Das Tätigkeitsverbot nach Artikel 50 umfasst die Tätigkeiten, die der 
Täter selbstständig, als Organ einer juristischen Person oder Handels-
gesellschaft, als Beauftragter oder als Vertreter einer anderen Person 
ausübt oder durch eine von seinen Weisungen abhängige Person 
ausüben lässt. 
3 Besteht die Gefahr, dass der Täter seine Tätigkeit auch zur Begehung 
von Straftaten missbraucht, wenn er sie nach Weisung und unter 
Kontrolle eines Vorgesetzten oder einer Aufsichtsperson ausübt, so ist 
ihm die Tätigkeit ganz zu untersagen. 
4 Die Verbote nach Artikel 50 Absätze 3 und 4 umfassen immer die 
ganze Tätigkeit. 

Art. 50b 
1 Hat jemand ein Verbrechen oder Vergehen gegen eine oder mehrere 
bestimmte Personen oder gegen Personen einer bestimmten Gruppe 
begangen und besteht die Gefahr, dass er bei einem Kontakt zu diesen 
Personen weitere Verbrechen oder Vergehen begehen wird, so kann 
das Gericht für eine Dauer bis zu fünf Jahren ein Kontakt- und Ray-
onverbot verhängen. 
2 Mit dem Kontakt- und Rayonverbot kann das Gericht dem Täter 
verbieten: 

a. mit einer oder mehreren bestimmten Personen oder mit Perso-
nen einer bestimmten Gruppe direkt oder über Drittpersonen 
Kontakt aufzunehmen, namentlich auf telefonischem, schrift-
lichem oder elektronischem Weg, sie zu beschäftigen, zu be-
herbergen, auszubilden, zu beaufsichtigen, zu pflegen oder in 
anderer Weise mit ihnen zu verkehren; 
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b. sich einer bestimmten Person zu nähern oder sich in einem be-
stimmten Umkreis ihrer Wohnung aufzuhalten; 

c. sich an bestimmten Orten, namentlich bestimmten Strassen, 
Plätzen oder Quartieren, aufzuhalten. 

3 Für den Vollzug des Verbots kann die zuständige Behörde techni-
sche Geräte einsetzen, die mit dem Täter fest verbunden sind. Diese 
können insbesondere der Feststellung des Standortes des Täters die-
nen. 
4 Das Gericht kann für die Dauer des Verbots Bewährungshilfe anord-
nen. 
5 Es kann das Verbot auf Antrag der Vollzugsbehörden jeweils um 
höchstens fünf Jahre verlängern, wenn dies notwendig ist, um den 
Täter von weiteren Verbrechen und Vergehen gegen Minderjährige 
oder andere besonders schutzbedürftige Personen abzuhalten. 

Art. 50c 
1 Das Verbot wird am Tag wirksam, an dem das Urteil rechtskräftig 
wird. 
2 Die Dauer des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder einer freiheitsent-
ziehenden Massnahme (Art. 59–61 und 64 des Strafgesetzbuchs16) 
wird auf die Dauer des Verbots nicht angerechnet. 
3 Hat der Täter die ihm auferlegte Probezeit nicht bestanden und wird 
die bedingte Freiheitsstrafe vollzogen oder die Rückversetzung in den 
Straf- oder Massnahmenvollzug angeordnet, so wird die Dauer des 
Verbots erst von dem Tage an gerechnet, an dem der Täter bedingt 
oder endgültig entlassen wird oder an dem die Sanktion aufgehoben 
oder erlassen wird. 
4 Hat der Täter die ihm auferlegte Probezeit bestanden, so entscheidet 
die zuständige Behörde über eine inhaltliche oder zeitliche Einschrän-
kung oder über die Aufhebung des Verbots nach Artikel 50 Absatz 1 
oder nach Artikel 50b. 
5 Der Täter kann bei der zuständigen Behörde um eine inhaltliche oder 
zeitliche Einschränkung oder um die Aufhebung des Verbots ersu-
chen: 

a. bei einem Verbot nach Artikel 50 Absatz 1 oder nach Arti-
kel 50b: nach zwei Jahren des Vollzugs; 

b. bei einem befristeten Verbot nach Artikel 50 Absatz 2: nach 
der Hälfte der Verbotsdauer, jedoch frühestens nach drei Jah-
ren des Vollzugs; 
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c. bei einem befristeten Verbot nach Artikel 50 Absatz 3 oder 4: 
nach fünf Jahren des Vollzugs; 

d. bei einem lebenslänglichen Verbot nach Artikel 50 Absatz 2, 3 
oder 4: nach zehn Jahren des Vollzugs. 

6 Ist nicht mehr zu befürchten, dass der Täter eine Tätigkeit zur Bege-
hung weiterer Verbrechen oder Vergehen missbraucht oder bei einem 
Kontakt zu bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten 
Gruppe weitere Verbrechen oder Vergehen begeht, und hat er den von 
ihm verursachten Schaden soweit zumutbar ersetzt, so hebt die zu-
ständige Behörde das Verbot in den Fällen nach Absatz 4 oder 5 auf. 
7 Missachtet der Verurteilte ein Tätigkeitsverbot oder ein Kontakt- 
und Rayonverbot oder entzieht er sich der damit verbundenen Bewäh-
rungshilfe oder ist diese nicht durchführbar oder nicht mehr erfor-
derlich, so erstattet die zuständige Behörde dem Gericht oder den 
Vollzugsbehörden Bericht. Das Gericht oder die Vollzugsbehörde 
können die Bewährungshilfe aufheben oder neu anordnen. 
8 Entzieht sich der Verurteilte der Bewährungshilfe während der 
Dauer einer Probezeit, so ist Artikel 95 Absätze 4 und 5 des Straf-
gesetzbuchs anwendbar. 
9 Missachtet der Verurteilte während der Dauer einer Probezeit ein 
Tätigkeitsverbot oder ein Kontakt- und Rayonverbot, so sind Arti-
kel 294 des Strafgesetzbuches und die Bestimmungen des Strafgesetz-
buchs über den Widerruf einer bedingten Strafe oder des bedingten 
Teils einer Strafe sowie über die Rückversetzung in den Straf- und 
Massnahmenvollzug anwendbar. 

Art. 50d 
1 Stellt sich während des Vollzugs eines Tätigkeitsverbots oder eines 
Kontakt- und Rayonverbots heraus, dass beim Täter die Vorausset-
zungen für eine Erweiterung des Verbots oder für ein zusätzliches 
solches Verbot gegeben sind, so kann das Gericht auf Antrag der 
Vollzugsbehörden nachträglich das Verbot erweitern oder ein zusätz-
liches Verbot anordnen. 
2 Stellt sich während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder einer 
freiheitsentziehenden Massnahme heraus, dass beim Täter die Voraus-
setzungen für ein Verbot nach Artikel 50 Absatz 1 oder 2 oder nach 
Artikel 50b gegeben sind, so kann das Gericht dieses Verbot auf 
Antrag der Vollzugsbehörde nachträglich anordnen. 

Art. 50e 

Bisheriger Artikel 50abis 
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Art. 50f 

Bisheriger Artikel 50b 

Art. 60b Abs. 3 
3 Freiheitsentziehende Massnahmen (Art. 59–61 und 64 des Strafge-
setzbuchs17), das Tätigkeitsverbot (Art. 50), das Kontakt- und Rayon-
verbot (Art. 50b) sowie die Veröffentlichung des Urteils (Art. 50f) 
sind nur in den vom Gesetz ausdrücklich bestimmten Fällen zulässig. 

3. Jugendstrafgesetz vom 20. Juni 200318 

Art. 16a Tätigkeitsverbot, Kontakt- und Rayonverbot 
1 Die urteilende Behörde kann dem Jugendlichen verbieten, bestimmte berufliche 
Tätigkeiten oder bestimmte organisierte ausserberufliche Tätigkeiten auszuüben, 
wenn die Gefahr besteht, dass er diese zur Begehung von Sexualstraftaten an 
Minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen Personen missbraucht. 
2 Besteht die Gefahr, dass der Jugendliche bei einem Kontakt zu bestimmten 
Personen oder zu Personen einer bestimmten Gruppe Straftaten begehen wird, so 
kann die urteilende Behörde dem Jugendlichen verbieten, mit diesen Personen 
Kontakt aufzunehmen oder sich an bestimmten Orten aufzuhalten. 
3 Die Vollzugsbehörde bestimmt eine geeignete Person, die den Jugendlichen 
während der Dauer eines Verbots begleitet und ihr Bericht erstattet. 
4 Für den Vollzug des Verbots nach Absatz 2 kann die Vollzugsbehörde technische 
Geräte einsetzen, die mit dem Jugendlichen fest verbunden sind. Diese können 
insbesondere der Feststellung des Standorts des Jugendlichen dienen. 

Art. 19 Abs. 4 
4 Ist der Wegfall eines Verbots nach Artikel 16a für die Sicherheit Dritter mit 
schwerwiegenden Nachteilen verbunden, so beantragt die Vollzugsbehörde recht-
zeitig dem Gericht am Wohnsitz des Jugendlichen zu prüfen, ob die Voraus-
setzungen für ein Verbot nach Artikel 67 oder 67b StGB19 gegeben sind. Sind 
die  Voraussetzungen gegeben, so wird das Verbot nach Erwachsenenstrafrecht 
angeordnet. Sind die Voraussetzungen für ein Verbot nach Artikel 67 Absatz 3 
oder 4 StGB gegeben, so legt das Gericht eine Frist zwischen einem Jahr und zehn 
Jahren fest. 

  

17 SR 311.0 
18 SR 311.1 
19 SR 311.0 
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II 

Änderung bisherigen Rechts 

Die Änderung bisherigen Rechts ist im Anhang geregelt. 

III 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Nationalrat, 13. Dezember 2013 Ständerat, 13. Dezember 2013 

Der Präsident: Ruedi Lustenberger 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz 

Der Präsident: Hannes Germann
Die Sekretärin: Martina Buol 

Datum der Veröffentlichung: 27. Dezember 201320 

Ablauf der Referendumsfrist: 6. April 2014 

 

  

20 BBl 2013 9683 

140



Tätigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot. BG 

9697 

Anhang  
(Ziff. II) 

Änderung bisherigen Rechts 

Die nachstehenden Bundesgesetze werden wie folgt geändert: 

1. Strafprozessordnung21 

Art. 214 Abs. 4 erster Satz 
4 Das Opfer wird über die Anordnung und die Aufhebung der Untersuchungs- oder 
Sicherheitshaft und einer Ersatzmassnahme nach Artikel 237 Absatz 2 Buchstabe c 
oder g sowie über eine Flucht der beschuldigten Person orientiert, es sei denn, es 
habe ausdrücklich darauf verzichtet. … 

Art. 352 Abs. 2 
2 Jede dieser Strafen kann mit einer Massnahme nach den Artikeln 66 und 67e–73 
StGB22 verbunden werden.  

Art. 374 Abs. 1 
1 Ist eine beschuldigte Person schuldunfähig und kommt eine Anwendung der 
Artikel 19 Absatz 4 oder 263 StGB23 nicht in Betracht, so beantragt die 
Staatsanwaltschaft dem erstinstanzlichen Gericht schriftlich eine Massnahme nach 
den Artikeln 59–61, 63, 64, 67, 67b oder 67e StGB, ohne vorher das Verfahren 
wegen Schuldunfähigkeit einzustellen. 

2. Jugendstrafprozessordnung vom 20. März 200924 

Art. 26 Abs. 1 Bst. c 
1 Die Untersuchungsbehörde ist zuständig zur Anordnung: 

c. der vorsorglichen Schutzmassnahmen nach den Artikeln 12–15 und 16a 
JStG25; 

  

21 SR 312.0 
22 SR 311.0 
23 SR 311.0 
24 SR 312.1 
25 SR 311.1 
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3. Militärstrafprozess vom 23. März 197926 

Art. 119 Abs. 2 Bst. e 
2 Das Strafmandatverfahren findet nicht statt: 

e. wenn eine Degradation (Art. 35 MStG), ein Ausschluss aus der Armee 
(Art. 48 und 49 MStG) oder eine Massnahme gemäss Artikel 47, 50 oder 
50b MStG als angezeigt erscheint. 

4. DNA-Profil-Gesetz vom 20. Juni 200327 

Art. 16 Abs. 1 Bst. l 
1 Das Bundesamt löscht die DNA-Profile, die nach den Artikeln 3 und 5 von 
Personen erstellt worden sind: 

l. zehn Jahre nach dem Ende eines Tätigkeitsverbots oder eines Kontakt- und 
Rayonverbots nach Artikel 67 beziehungsweise 67b StGB28, Artikel 50 
beziehungsweise 50b des Militärstrafgesetzes vom 13. Juni 192729 oder 
Artikel 16a JStG, unter Vorbehalt einer späteren Löschung nach Absatz 4. 

  

26 SR 322.1 
27 SR 363 
28 SR 311.0 
29 SR 321.0 
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Délai référendaire: 6 avril 2014 

 
Loi fédérale 
sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction 
de contact et l’interdiction géographique 
(Modification du code pénal, du code pénal militaire et du droit pénal 
des mineurs) 

du 13 décembre 2013 

 
L’Assemblée fédérale de la Confédération suisse, 

vu le message du Conseil fédéral du 10 octobre 20121, 

arrête: 

I 

Les actes mentionnés ci-après sont modifiés comme suit: 

1. Code pénal2 

Art. 19, al. 3 
3 Les mesures prévues aux art. 59 à 61, 63, 64, 67, 67b et 67e peuvent 
cependant être ordonnées. 

Art. 67 
1 Si l’auteur a commis un crime ou un délit dans l’exercice d’une 
activité professionnelle ou d’une activité non professionnelle organi-
sée et qu’il a été condamné pour cette infraction à une peine privative 
de liberté de plus de six mois ou à une peine pécuniaire de plus de 180 
jours-amende, le juge peut lui interdire totalement ou partiellement 
l’exercice de cette activité ou d’activités comparables pour une durée 
de six mois à cinq ans, s’il y a lieu de craindre qu’il commette un 
nouveau crime ou délit dans l’exercice de cette activité. 
2 Si l’auteur a commis un crime ou un délit contre un mineur ou une 
autre personne particulièrement vulnérable et qu’il y a lieu de craindre 
qu’il commette un nouvel acte de même genre dans l’exercice d’une 
activité professionnelle ou d’une activité non professionnelle organi-
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sée impliquant des contacts réguliers avec des mineurs ou d’autres 
personnes particulièrement vulnérables, le juge peut lui interdire 
l’exercice de cette activité pour une durée de un à dix ans. 
3 Si l’auteur a été condamné pour un des actes suivants à une peine 
privative de liberté de plus de six mois, à une peine pécuniaire de plus 
de 180 jours-amende ou à une des mesures prévues aux art. 59 à 61 et 
64, le juge lui interdit l’exercice de toute activité professionnelle et de 
toute activité non professionnelle organisée impliquant des contacts 
réguliers avec des mineurs pour une durée de dix ans: 

a. traite d’êtres humains (art. 182), contrainte sexuelle (art. 189), 
viol (art. 190), actes d’ordre sexuel commis sur une personne 
incapable de discernement ou de résistance (art. 191), actes 
d’ordre sexuel avec des personnes hospitalisées, détenues ou 
prévenues (art. 192), abus de la détresse (art. 193) et encoura-
gement à la prostitution (art. 195), si la victime était mineure; 

b. actes d’ordre sexuel avec des enfants (art. 187) ou des per-
sonnes dépendantes (art. 188); 

c. pornographie qualifiée (art. 197, ch. 3), si les objets ou repré-
sentations avaient comme contenu des actes d’ordre sexuel 
avec des enfants. 

4 Si l’auteur a été condamné à une peine privative de liberté de plus de 
six mois, à une peine pécuniaire de plus de 180 jours-amende ou à une 
des mesures prévues aux art. 59 à 61 et 64 pour un des actes suivants 
commis sur un adulte particulièrement vulnérable, le juge lui interdit 
l’exercice de toute activité professionnelle et de toute activité non 
professionnelle organisée impliquant des contacts réguliers avec des 
adultes particulièrement vulnérables pour une durée de dix ans: traite 
d’êtres humains (art. 182), contrainte sexuelle (art. 189), viol (art. 
190), actes d’ordre sexuel commis sur une personne incapable de 
discernement ou de résistance (art. 191), actes d’ordre sexuel avec des 
personnes hospitalisées, détenues ou prévenues (art. 192), abus de la 
détresse (art. 193) et encouragement à la prostitution (art. 195). 
5 Si, dans le cadre d’une même procédure, l’auteur a été condamné à 
une peine ou à une mesure pour plusieurs infractions, le juge déter-
mine la part de la peine ou la mesure qui correspond à une infraction 
donnant lieu à une interdiction d’exercer une activité. Il ordonne une 
interdiction au sens des al. 1, 2, 3 ou 4 en fonction de cette part, de la 
mesure ordonnée et de l’infraction commise. Les parts de peine qui 
correspondent à plusieurs infractions entrant en ligne de compte pour 
une interdiction donnée s’additionnent. Le juge peut ordonner plu-
sieurs interdictions d’exercer une activité. 
6 Le juge peut prononcer à vie une interdiction au sens des al. 2, 3 ou 4 
s’il est à prévoir qu’une durée de dix ans ne suffira pas pour garantir 
que l’auteur ne représente plus de danger. A la demande des autorités 
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d’exécution, il peut prolonger de cinq ans en cinq ans au plus une 
interdiction prononcée en vertu des al. 2, 3 ou 4 lorsque cette prolon-
gation est nécessaire pour empêcher l’auteur de commettre un nou-
veau crime ou délit de même genre que celui qui a donné lieu à 
l’interdiction. 
7 Le juge peut ordonner une assistance de probation pour la durée de 
l’interdiction. Il l’ordonne dans tous les cas si l’interdiction a été 
prononcée pour un acte visé à l’al. 3 ou 4. 

Art. 67a 
1 Sont des activités professionnelles au sens de l’art. 67 les activités 
déployées dans l’exercice à titre principal ou accessoire d’une profes-
sion, d’une industrie ou d’un commerce. Sont des activités non profes-
sionnelles organisées les activités exercées dans le cadre d’une asso-
ciation ou d’une autre organisation et ne servant pas, ou pas en 
premier lieu, des fins lucratives. 
2 L’interdiction d’exercer une activité au sens de l’art. 67 consiste à 
interdire à l’auteur d’exercer une activité de manière indépendante, en 
tant qu’organe d’une personne morale ou d’une société commerciale 
ou au titre de mandataire ou de représentant d’un tiers ou de la faire 
exercer par une personne liée par ses instructions. 
3 S’il y a lieu de craindre que l’auteur commette des infractions dans 
l’exercice de son activité alors même qu’il agit selon les instructions et 
sous le contrôle d’un supérieur ou d’un surveillant, le juge lui interdit 
totalement l’exercice de cette activité.  
4 Dans les cas visés à l’art. 67, al. 3 et 4, l’activité est toujours totale-
ment interdite. 

Art. 67b 
1 Si l’auteur a commis un crime ou un délit contre une ou plusieurs 
personnes déterminées ou contre les membres d’un groupe déterminé, 
le juge peut ordonner une interdiction de contact ou une interdiction 
géographique d’une durée de cinq ans au plus, s’il y a lieu de craindre 
qu’il commette un nouveau crime ou délit en cas de contact avec ces 
personnes. 
2 Par l’interdiction de contact ou l’interdiction géographique, il peut 
interdire à l’auteur: 

a. de prendre contact, directement ou par l’intermédiaire d’un 
tiers, avec une ou plusieurs personnes déterminées ou des 
membres d’un groupe déterminé, notamment par téléphone, 
par écrit ou par voie électronique, de les employer, de les hé-
berger, de les former, de les surveiller, de leur prodiguer des 
soins ou de les fréquenter de toute autre manière; 
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b. d’approcher une personne déterminée ou d’accéder à un péri-
mètre déterminé autour de son logement; 

c. de fréquenter certains lieux, notamment des rues, des places 
ou des quartiers déterminés. 

3 L’autorité compétente peut ordonner l’utilisation d’un appareil 
technique fixé à l’auteur pour l’exécution de l’interdiction. Cet appa-
reil peut notamment servir à localiser l’auteur. 
4 Le juge peut ordonner une assistance de probation pour la durée de 
l’interdiction. 
5 Il peut prolonger l’interdiction de cinq ans en cinq ans au plus à la 
demande des autorités d’exécution, lorsque cette prolongation est 
nécessaire pour empêcher l’auteur de commettre un nouveau crime ou 
délit contre un mineur ou une autre personne particulièrement vulné-
rable. 

Art. 67c 
1 L’interdiction prononcée a effet à partir du jour où le jugement entre 
en force. 
2 La durée de l’exécution d’une peine privative de liberté ou d’une 
mesure entraînant une privation de liberté (art. 59 à 61 et 64) n’est pas 
imputée sur celle de l’interdiction. 
3 Si l’auteur n’a pas subi la mise à l’épreuve avec succès et que la 
peine prononcée avec sursis est exécutée ou que la réintégration dans 
l’exécution d’une peine ou une mesure est ordonnée, la durée de 
l’interdiction court dès le jour où l’auteur est libéré conditionnelle-
ment ou définitivement ou dès le jour où la sanction est remise ou 
levée. 
4 Si l’auteur a subi la mise à l’épreuve avec succès, l’autorité compé-
tente se prononce sur la levée de l’interdiction au sens de l’art. 67, 
al. 1, ou de l’art. 67b ou sur la limitation de sa durée ou de son con-
tenu. 
5 L’auteur peut demander à l’autorité compétente de lever l’inter-
diction ou d’en limiter la durée ou le contenu: 

a. pour les interdictions au sens des art. 67, al. 1, et 67b: après 
une période d’exécution d’au moins deux ans; 

b. pour les interdictions de durée limitée au sens de l’art. 67, 
al. 2: après la moitié de la durée de l’interdiction, mais après 
une période d’exécution d’au moins trois ans; 

c. pour les interdictions de durée limitée au sens de l’art. 67, al. 3 
et 4: après une période d’exécution d’au moins cinq ans; 
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d. pour les interdictions à vie au sens de l’art. 67, al. 2 à 4: après 
une période d’exécution d’au moins dix ans. 

6 S’il n’y a plus lieu de craindre que l’auteur commette un nouveau 
crime ou délit dans l’exercice de l’activité concernée ou en cas de 
contact avec des personnes déterminées ou des membres d’un groupe 
déterminé et s’il a réparé le dommage qu’il a causé autant qu’on 
pouvait l’attendre de lui, l’autorité compétente lève l’interdiction dans 
les cas prévus aux al. 4 et 5. 
7 Si le condamné enfreint une interdiction d’exercer une activité, une 
interdiction de contact ou une interdiction géographique, s’il se sous-
trait à l’assistance de probation dont est assortie l’interdiction ou 
encore si l’assistance de probation ne peut pas être exécutée ou n’est 
plus nécessaire, l’autorité compétente présente un rapport au juge ou à 
l’autorité d’exécution. Le juge ou l’autorité d’exécution peut lever 
l’assistance de probation ou en ordonner une nouvelle. 
8 Si le condamné se soustrait à l’assistance de probation durant le délai 
d’épreuve, l’art. 95, al. 4 et 5, est applicable. 
9 Si le condamné enfreint une interdiction d’exercer une activité, une 
interdiction de contact ou une interdiction géographique durant le 
délai d’épreuve, l’art. 294 et les dispositions sur la révocation du 
sursis ou du sursis partiel et sur la réintégration dans l’exécution de la 
peine ou de la mesure sont applicables. 

Art. 67d 
1 S’il s’avère, pendant l’exécution d’une interdiction d’exercer une 
activité, d’une interdiction de contact ou d’une interdiction géographi-
que, que l’auteur réunit les conditions d’une extension de l’interdic-
tion ou d’une interdiction supplémentaire de ce type, le juge peut, 
ultérieurement, étendre l’interdiction ou en ordonner une nouvelle à la 
demande des autorités d’exécution. 
2 S’il s’avère, pendant l’exécution d’une peine privative de liberté ou 
d’une mesure entraînant une privation de liberté, que l’auteur réunit 
les conditions d’une interdiction au sens de l’art. 67, al. 1 ou 2, ou de 
l’art. 67b, le juge peut, ultérieurement, ordonner cette interdiction à la 
demande des autorités d’exécution. 

Art. 67e 

Ancien art. 67b 

Art. 95, al. 1, 1re phrase, et al. 3 
1 Avant de statuer sur l’assistance de probation ou les règles de 
conduite, le juge et l’autorité d’exécution peuvent demander un rap-
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port à l’autorité chargée de l’assistance de probation, du contrôle des 
règles de conduite ou de l’exécution de l’interdiction d’exercer une 
activité, de l’interdiction de contact ou de l’interdiction géographique.  
3 Si le condamné se soustrait à l’assistance de probation, s’il viole les 
règles de conduite ou si l’assistance de probation ou les règles de 
conduite ne peuvent pas être exécutées ou ne sont plus nécessaires, 
l’autorité compétente présente un rapport au juge ou à l’autorité 
d’exécution. 

Art. 105, al. 3 
3 Les mesures entraînant une privation de liberté (art. 59 à 61 et 64), 
l’interdiction d’exercer une activité (art. 67), l’interdiction de contact 
et l’interdiction géographique (art. 67b) ainsi que la publication du 
jugement (art. 68) ne peuvent être ordonnées que dans les cas expres-
sément prévus par la loi. 

Art. 187, ch. 3 

3.  Si, au moment de l’acte ou du premier acte commis, l’auteur avait 
moins de 20 ans et en cas de circonstances particulières ou si la vic-
time a contracté mariage ou conclu un partenariat enregistré avec 
l’auteur, l’autorité compétente peut renoncer à le poursuivre, à le 
renvoyer devant le tribunal ou à lui infliger une peine. 

Art. 294 
1 Quiconque exerce une activité au mépris de l’interdiction prononcée 
contre lui en vertu de l’art. 67 du présent code, de l’art. 50 du code 
pénal militaire du 13 juin 1927 (CPM)3 ou de l’art. 16a DPMin4 est 
puni d’une peine privative de liberté d’un an au plus ou d’une peine 
pécuniaire. 
2 Quiconque prend contact avec une ou plusieurs personnes détermi-
nées ou des membres d’un groupe déterminé ou les approche ou fré-
quente certains lieux au mépris de l’interdiction prononcée contre lui 
en vertu de l’art. 67b du présent code, de l’art. 50b CPM ou de l’art. 
16a DPMin est puni d’une peine privative de liberté d’un an au plus 
ou d’une peine pécuniaire. 

Art. 295 

Quiconque se soustrait à l’assistance de probation ordonnée par le 
juge ou l’autorité d’exécution ou viole les règles de conduite imposées 
par le juge ou l’autorité d’exécution est puni de l’amende. 

  

3 RS 321.0 
4 RS 311.1 
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Art. 366, al. 3 et 3bis 
3 Les jugements concernant les mineurs ayant commis un crime ou un 
délit sont inscrits dans le casier judiciaire lorsqu’une des peines ou 
mesures suivantes a été prononcée: 

a. une privation de liberté (art. 25 DPMin5); 

b. un placement (art. 15 DPMin); 

c. un traitement ambulatoire (art. 14 DPMin);  

d. une interdiction d’exercer une activité, une interdiction de 
contact ou une interdiction géographique (art. 16a DPMin). 

3bis Les jugements concernant les mineurs ayant commis une contra-
vention sont inscrits dans le casier judiciaire lorsqu’une interdiction 
d’exercer une activité, une interdiction de contact ou une interdiction 
géographique (art. 16a DPMin) a été prononcée. 

Art. 369, al. 4ter 
4ter Les jugements qui prononcent exclusivement une mesure au sens 
des art. 66, al. 1, 67, al. 1, et 67e du présent code ou 48, 50, al. 1, et 
50e CPM6 sont éliminés d’office après dix ans. 

Art. 369a 

Les jugements dans lesquels est prononcée une interdiction au sens 
des art. 67, al. 2, 3 ou 4, et 67b du présent code, des art. 50, al. 2, 3 ou 
4, et 50b CPM7 ou de l’art. 16a DPMin8 sont éliminés dix ans après la 
fin de l’interdiction. Si les délais visés à l’art. 369 sont plus longs, ils 
sont appliqués. 

 
Art. 371, titre marginal et al. 1 
1 Toute personne peut demander au casier judiciaire central suisse un 
extrait de son casier judiciaire. Y sont mentionnés les jugements pour 
crime et pour délit, ainsi que les jugements pour contravention dans 
lesquels est prononcée une interdiction d’exercer une activité, une 
interdiction de contact ou une interdiction géographique au sens de 
l’art. 67 ou 67b du présent code, de l’art. 50 ou 50b CPM9 ou de 
l’art. 16a DPMin10. 

  

5 RS 311.1 
6 RS 321.0 
7 RS 321.0 
8 RS 311.1 
9 RS 321.0 
10 RS 311.1 
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Art. 371a 
1 Toute personne qui postule à une activité professionnelle ou à une 
activité non professionnelle organisée impliquant des contacts régu-
liers avec des mineurs ou d’autres personnes particulièrement vulné-
rables ou qui exerce une telle activité peut demander un extrait spécial 
de son casier judiciaire. 
2 Le requérant doit joindre à sa demande une confirmation écrite de 
l’employeur ou de l’organisation qui exige la production d’un extrait 
spécial du casier judiciaire, confirmation attestant: 

a. qu’il postule à une activité au sens de l’al. 1 ou l’exerce; 

b. qu’il doit produire l’extrait spécial pour exercer ou poursuivre 
l’activité concernée. 

3 Sont mentionnés dans l’extrait spécial: 

a. les jugements dans lesquels est prononcée une interdiction 
d’exercer une activité au sens de l’art. 67, al. 2, 3 ou 4, du pré-
sent code ou de l’art. 50, al. 2, 3 ou 4, CPM11; 

b. les jugements dans lesquels est prononcée une interdiction de 
contact ou une interdiction géographique au sens de l’art. 67b 
du présent code ou de l’art. 50b CPM, visant à protéger les 
mineurs et les autres personnes particulièrement vulnérables; 

c. les jugements à l’encontre de mineurs dans lesquels est pro-
noncée une interdiction d’exercer une activité au sens de 
l’art. 16a, al. 1, DPMin12 ou une interdiction de contact ou une 
interdiction géographique au sens de l’art. 16a, al. 2, DPMin, 
visant à protéger les mineurs et les autres personnes particu-
lièrement vulnérables. 

4 Un jugement dans lequel est prononcée une interdiction au sens de 
l’al. 3 figure dans l’extrait spécial aussi longtemps que l’interdiction a 
effet. 

2. Code pénal militaire du 13 juin 192713 

Préambule, 1er paragraphe 

vu les art. 60 et 123, al. 1 et 3, de la Constitution14, 

  

11 RS 321.0 
12 RS 311.1 
13 RS 321.0 
14 RS 101 
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Art. 50 
1 Si l’auteur a commis un crime ou un délit dans l’exercice d’une 
activité professionnelle ou d’une activité non professionnelle organi-
sée et qu’il a été condamné pour cette infraction à une peine privative 
de liberté de plus de six mois ou à une peine pécuniaire de plus de 180 
jours-amende, le juge peut lui interdire totalement ou partiellement 
l’exercice de cette activité ou d’activités comparables pour une durée 
de six mois à cinq ans, s’il y a lieu de craindre qu’il commette un 
nouveau crime ou délit dans l’exercice de cette activité. 
2 Si l’auteur a commis un crime ou un délit contre un mineur ou une 
autre personne particulièrement vulnérable et qu’il y a lieu de craindre 
qu’il commette un nouvel acte de même genre dans l’exercice d’une 
activité professionnelle ou d’une activité non professionnelle organi-
sée impliquant des contacts réguliers avec des mineurs ou d’autres 
personnes particulièrement vulnérables, le juge peut lui interdire 
l’exercice de cette activité pour une durée de un à dix ans. 
3 Si l’auteur a été condamné pour un des actes suivants à une peine 
privative de liberté de plus de six mois, à une peine pécuniaire de plus 
de 180 jours-amende ou à une des mesures prévues aux art. 59 à 61 et 
64 CP15, le juge lui interdit l’exercice de toute activité professionnelle 
et de toute activité non professionnelle organisée impliquant des 
contacts réguliers avec des mineurs pour une durée de dix ans:  

a. contrainte sexuelle (art. 153), viol (art. 154), actes d’ordre sex-
uel commis sur une personne incapable de discernement ou de 
résistance (art. 155) et exploitation d’une situation militaire 
(art. 157), si la victime était mineure; 

b. actes d’ordre sexuel avec des enfants (art. 156). 
4 Si l’auteur a été condamné à une peine privative de liberté de plus de 
six mois, à une peine pécuniaire de plus de 180 jours-amende ou à une 
des mesures prévues aux art. 59 à 61 et 64 CP pour un des actes sui-
vants commis sur un adulte particulièrement vulnérable, le juge lui 
interdit l’exercice de toute activité professionnelle et de toute activité 
non professionnelle organisée impliquant des contacts réguliers avec 
des adultes particulièrement vulnérables pour une durée de dix ans: 
contrainte sexuelle (art. 153), viol (art. 154), actes d’ordre sexuel 
commis sur une personne incapable de discernement ou de résistance 
(art. 155) ) et exploitation d’une situation militaire (art. 157). 
5 Si, dans le cadre d’une même procédure, l’auteur a été condamné à 
une peine ou à une mesure pour plusieurs infractions, le juge déter-
mine la part de la peine ou la mesure qui correspond à une infraction 
donnant lieu à une interdiction d’exercer une activité. Il ordonne une 
interdiction au sens des al. 1, 2, 3 ou 4 en fonction de cette part, de la 

  

15 RS 311.0 

2. Interdiction 
d’exercer une 
activité, inter-
diction de  
contact et 
interdiction 
géographique. 
a. Interdiction 
d’exercer une 
activité, 
conditions 

151



Interdiction d’exercer une activité, interdiction de contact et 
interdiction géographique. LF 

8710 

mesure ordonnée et de l’infraction commise. Les parts de peine qui 
correspondent à plusieurs infractions entrant en ligne de compte pour 
une interdiction donnée s’additionnent. Le juge peut ordonner plu-
sieurs interdictions d’exercer une activité. 
6 Le juge peut prononcer à vie une interdiction au sens de l’al. 2, 3 ou 
4 s’il est à prévoir qu’une durée de dix ans ne suffira pas pour garantir 
que l’auteur ne représente plus de danger. A la demande des autorités 
d’exécution, il peut prolonger de cinq ans en cinq ans au plus une 
interdiction prononcée en vertu de l’al. 2, 3 ou 4 lorsque cette prolon-
gation est nécessaire pour empêcher l’auteur de commettre un nou-
veau crime ou délit de même genre que celui qui a donné lieu à 
l’interdiction. 
7 Le juge peut ordonner une assistance de probation pour la durée de 
l’interdiction. Il l’ordonne dans tous les cas si l’interdiction a été 
prononcée pour un acte visé à l’al. 3 ou 4. 

Art. 50a 
1 Sont des activités professionnelles au sens de l’art. 50 les activités 
déployées dans l’exercice à titre principal ou accessoire d’une pro-
fession, d’une industrie ou d’un commerce. Sont des activités non 
professionnelles organisées les activités exercées dans le cadre d’une 
association ou d’une autre organisation et ne servant pas, ou pas en 
premier lieu, des fins lucratives. 
2 L’interdiction d’exercer une activité au sens de l’art. 50 consiste à 
interdire à l’auteur d’exercer une activité de manière indépendante, en 
tant qu’organe d’une personne morale ou d’une société commerciale 
ou au titre de mandataire ou de représentant d’un tiers ou de la faire 
exercer par une personne liée par ses instructions. 
3 S’il y a lieu de craindre que l’auteur commette des infractions dans 
l’exercice de son activité alors même qu’il agit selon les instructions et 
sous le contrôle d’un supérieur ou d’un surveillant, le juge lui interdit 
totalement l’exercice de cette activité.  
4 Dans les cas visés à l’art. 50, al. 3 et 4, l’activité est toujours totale-
ment interdite. 

Art. 50b 
1 Si l’auteur a commis un crime ou un délit contre une ou plusieurs 
personnes déterminées ou contre les membres d’un groupe déterminé, 
le juge peut ordonner une interdiction de contact ou une interdiction 
géographique d’une durée de cinq ans au plus, s’il y a lieu de craindre 
qu’il commette un nouveau crime ou délit en cas de contact avec ces 
personnes. 
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2 Par l’interdiction de contact ou l’interdiction géographique, il peut 
interdire à l’auteur: 

a. de prendre contact avec une ou plusieurs personnes détermi-
nées ou des membres d’un groupe déterminé notamment par 
téléphone, par écrit ou par voie électronique, de les employer, 
de les héberger, de les former, de les surveiller, de leur prodi-
guer des soins ou de les fréquenter de toute autre manière; 

b. d’approcher une personne déterminée ou d’accéder à un péri-
mètre déterminé autour de son logement; 

c. de fréquenter certains lieux, notamment des rues, des places 
ou des quartiers déterminés. 

3 L’autorité compétente peut prévoir l’utilisation d’un appareil techni-
que fixé à l’auteur pour l’exécution de l’interdiction. Cet appareil peut 
notamment servir à localiser l’auteur. 
4 Le juge peut ordonner une assistance de probation pour toute la 
durée de l’interdiction. 
5 Il peut prolonger l’interdiction de cinq ans en cinq ans au plus à la 
demande des autorités d’exécution, lorsque cette prolongation est 
nécessaire pour empêcher l’auteur de commettre un nouveau crime ou 
délit contre un mineur ou une autre personne particulièrement vulné-
rable. 

Art. 50c 
1 L’interdiction prononcée a effet à partir du jour où le jugement entre 
en force. 
2 La durée de l’exécution d’une peine privative de liberté ou d’une 
mesure entraînant une privation de liberté (art. 59 à 61 et 64 CP16) 
n’est pas imputée sur celle de l’interdiction. 
3 Si l’auteur n’a pas subi la mise à l’épreuve avec succès et que la 
peine prononcée avec sursis est exécutée ou que la réintégration dans 
l’exécution d’une peine ou une mesure est ordonnée, la durée de 
l’interdiction court dès le jour où l’auteur est libéré conditionnelle-
ment ou définitivement ou dès le jour où la sanction est remise ou 
levée. 
4 Si l’auteur a subi la mise à l’épreuve avec succès, l’autorité compé-
tente se prononce sur la levée de l’interdiction au sens de l’art. 50, 
al. 1, ou de l’art. 50b ou sur la limitation de sa durée ou de son con-
tenu. 
5 L’auteur peut demander à l’autorité compétente de lever l’inter-
diction ou d’en limiter la durée ou le contenu: 

  

16 RS 311.0 
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a. pour les interdictions au sens des art. 50, al. 1, et 50b: après 
une période d’exécution d’au moins deux ans; 

b. pour les interdictions de durée limitée au sens de l’art. 50, 
al. 2: après la moitié de la durée de l’interdiction, mais après 
une période d’exécution d’au moins trois ans; 

c. pour les interdictions de durée limitée au sens de l’art. 50, al. 3 
et 4: après une période d’exécution d’au moins cinq ans; 

d. pour les interdictions à vie au sens de l’art. 50, al. 2, 3 ou 4: 
après une période d’exécution d’au moins dix ans. 

6 S’il n’y a plus lieu de craindre que l’auteur commette un nouveau 
crime ou délit dans l’exercice de l’activité concernée ou en cas de 
contact avec des personnes déterminées ou des membres d’un groupe 
déterminé et s’il a réparé le dommage qu’il a causé autant qu’on 
pouvait l’attendre de lui, l’autorité compétente lève l’interdiction dans 
les cas prévus aux al. 4 et 5. 
7 Si le condamné enfreint une interdiction d’exercer une activité, une 
interdiction de contact ou une interdiction géographique, s’il se sous-
trait à l’assistance de probation dont est assortie l’interdiction ou 
encore si l’assistance de probation ne peut pas être exécutée ou n’est 
plus nécessaire, l’autorité compétente présente un rapport au juge ou à 
l’autorité d’exécution. Le juge ou l’autorité d’exécution peut lever 
l’assistance de probation ou en ordonner une nouvelle. 
8 Si le condamné se soustrait à l’assistance de probation durant le délai 
d’épreuve, l’art. 95, al. 4 et 5, CP est applicable. 
9 Si le condamné enfreint une interdiction d’exercer une activité, une 
interdiction de contact ou une interdiction géographique durant le 
délai d’épreuve, l’art. 294 CP et les dispositions du CP sur la révoca-
tion du sursis ou du sursis partiel et sur la réintégration dans 
l’exécution de la peine ou de la mesure sont applicables. 

Art. 50d 
1 S’il s’avère, pendant l’exécution d’une interdiction d’exercer une 
activité, d’une interdiction de contact ou d’une interdiction géographi-
que, que l’auteur réunit les conditions d’une extension de l’interdic-
tion ou d’une interdiction supplémentaire de ce type, le juge peut, 
ultérieurement, étendre l’interdiction ou en ordonner une nouvelle à la 
demande des autorités d’exécution. 
2 S’il s’avère, pendant l’exécution d’une peine privative de liberté ou 
d’une mesure entraînant une privation de liberté, que l’auteur réunit 
les conditions d’une interdiction au sens de l’art. 50, al. 1 ou 2, ou de 
l’art. 50b, le juge peut, ultérieurement, ordonner cette interdiction à la 
demande des autorités d’exécution. 

Modification 
d’une interdic-
tion ou prononcé 
ultérieur d’une 
interdiction  
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Art. 50e 

Ancien art. 50abis 

Art. 50f 

Ancien art. 50b 

Art. 60b, al. 3 
3 Les mesures entraînant une privation de liberté (art. 59 à 61 et 64 
CP17), l’interdiction d’exercer une activité (art. 50), l’interdiction de 
contact et l’interdiction géographique (art. 50b) ainsi que la publica-
tion du jugement (art. 50f) ne peuvent être ordonnées que dans les cas 
expressément prévus par la loi. 

3. Droit pénal des mineurs du 20 juin 200318 

Art. 16a Interdiction d’exercer une activité, interdiction 
de contact et interdiction géographique 

1 L’autorité de jugement peut interdire au mineur d’exercer une activité profes-
sionnelle ou une activité non professionnelle organisée s’il y a lieu de craindre qu’il 
commette des actes d’ordre sexuel avec des mineurs ou d’autres personnes 
particulièrement vulnérables dans l’exercice de cette activité. 
2 S’il y a lieu de craindre que le mineur commette une infraction s’il est en contact 
avec une ou plusieurs personnes déterminées ou avec les membres d’un groupe 
déterminé, l’autorité de jugement peut lui interdire de prendre contact avec ces 
personnes ou de fréquenter certains lieux. 
3 L’autorité d’exécution désigne une personne dotée des compétences requises qui 
accompagne le mineur pendant l’interdiction et fait rapport à cette autorité. 
4 L’autorité compétente peut ordonner l’utilisation d’un appareil technique fixé à 
l’auteur pour l’exécution de l’interdiction visée à l’al. 2. Cet appareil peut 
notamment servir à localiser l’auteur. 

Art. 19, al. 4  
4 Si la levée d’une interdiction au sens de l’art. 16a compromet gravement la 
sécurité d’autrui, l’autorité d’exécution demande en temps utile au juge du domicile 
de la personne concernée d’examiner si les conditions d’une interdiction au sens de 
l’art. 67 ou 67b CP19 sont réunies. Si tel est le cas, le juge prononce une interdiction 
au sens du droit pénal applicable aux adultes. Si les conditions d’une interdiction au 

  

17 RS 311.0 
18 RS 311.1 
19 RS 311.0 

155



Interdiction d’exercer une activité, interdiction de contact et 
interdiction géographique. LF 

8714 

sens de l’art. 67, al. 3 ou 4, CP sont réunies, la durée de l’interdiction est de un à 
dix ans. 

II 

Modification du droit en vigueur 

La modification du droit en vigueur est réglée en annexe. 

III 

1 La présente loi est sujette au référendum. 
2 Le Conseil fédéral fixe la date de l’entrée en vigueur. 

Conseil national, 13 décembre 2013 Conseil des Etats, 13 décembre 2013

Le président: Ruedi Lustenberger  
Le secrétaire: Pierre-Hervé Freléchoz 

Le président: Hannes Germann 
La secrétaire: Martina Buol 

Date de publication: 27 décembre 201320 

Délai référendaire: 6 avril 2014 
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Annexe 
(ch. II) 

Modification du droit en vigueur 

Les actes mentionnés ci-après sont modifiés comme suit: 

1. Code de procédure pénale21 

Art. 214, al. 4, 1re phrase 
4 A moins qu’elle ne s’y soit expressément opposée, la victime est informée de la 
mise en détention provisoire ou en détention pour des motifs de sûreté du prévenu, 
ou d’une mesure de substitution au sens de l’art. 237, al. 2, let. c ou g, de sa 
libération de cette mesure de contrainte ou de son évasion. … 

Art. 352, al. 2 
2 Chacune de ces peines peut être ordonnée conjointement à une mesure au sens des 
art. 66 et 67e à 73 CP22. 

Art. 374, al. 1 
1 Si le prévenu est irresponsable et que la punissabilité au sens de l’art. 19, al. 4, ou 
263 CP23 n’entre pas en ligne de compte, le ministère public demande par écrit au 
tribunal de première instance de prononcer une mesure au sens des art. 59 à 61, 63, 
64, 67, 67b ou 67e CP, sans prononcer le classement de la procédure pour 
irresponsabilité du prévenu. 

2. Procédure pénale applicable aux mineurs du 20 mars 200924 

Art. 26, al. 1, let. c 
1 L’autorité d’instruction est compétente pour ordonner: 

c. à titre provisionnel, les mesures de protection prévues aux art. 12 à 15 et 16a 
DPMin25; 

  

21 RS 312.0 
22 RS 311.0 
23 RS 311.0 
24 RS 312.1 
25 RS 311.1 
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3. Procédure pénale militaire du 23 mars 197926 

Art. 119, al. 2, let. e 
2 La procédure par ordonnance de condamnation est exclue dans les cas suivants: 

e. une dégradation (art. 35 CPM), une exclusion de l’armée (art. 48 et 49 CPM) 
ou une mesure prévue aux art. 47, 50 ou 50b CPM entre en considération. 

4. Loi du 20 juin 2003 sur les profils d’ADN27 

Art. 16, al. 1, let. l 
1 L’office efface les profils d’ADN établis en vertu des art. 3 et 5: 

l. dix ans après la fin de l’interdiction d’exercer une activité, de l’interdiction 
de contact ou de l’interdiction géographique au sens des art. 67 et 67b CP28, 
des art. 50 et 50b du code pénal militaire du 13 juin 192729 ou de l’art. 16a 
DPMin, sous réserve d’un effacement ultérieur au sens de l’al. 4. 

  

26 RS 322.1 
27 RS 363 
28 RS 311.0 
29 RS 321.0 
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Legge federale 
sullʼinterdizione di esercitare unʼattività e sul divieto  
di avere contatti e di accedere ad aree determinate 
(Modifica del Codice penale, del Codice penale militare e del diritto 
penale minorile) 

del 13 dicembre 2013 

 
LʼAssemblea federale della Confederazione Svizzera, 

visto il messaggio del Consiglio federale del 10 ottobre 20121, 

decreta: 

I 

Le seguenti leggi federali sono modificate come segue: 

1. Codice penale2 

Art. 19 cpv. 3 
3 Possono  tuttavia  essere  disposte  le misure  previste  negli  arti-
coli 59–61, 63, 64, 67, 67b e 67e. 

Art. 67 
1 Se alcuno, nellʼesercizio di unʼattività professionale o extraprofes-
sionale organizzata, ha commesso un crimine o un delitto per il quale 
è stato condannato a una pena detentiva superiore a sei mesi o a una 
pena pecuniaria di oltre 180 aliquote giornaliere, e sussiste il rischio 
che abusi della sua attività per commettere altri crimini o delitti, il 
giudice può interdirgli in tutto o in parte lʼesercizio di tale attività o di 
altre attività analoghe per un tempo da sei mesi a cinque anni. 
2 Se alcuno ha commesso un crimine o un delitto contro un minorenne 
o contro unʼaltra persona particolarmente vulnerabile e sussiste il 
rischio che commetta altri reati analoghi nellʼesercizio di unʼattività 
professionale o extraprofessionale organizzata implicante un contatto 
regolare con minorenni o con altre persone particolarmente vulnera-
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2 RS 311.0 

2. Interdizione  
di esercitare 
unʼattività e 
divieto di avere 
contatti e di 
accedere ad aree 
determinate. 
a. Interdizione  
di esercitare 
unʼattività, 
condizioni 

159

thomas.andrey
Textfeld
Non sottomesso alla votazione del 18.05.2014



Interdizione di esercitare un’attività e divieto di avere contatti e di accedere   
ad aree determinate. LF 

8346 

bili, il giudice può interdirgli lʼesercizio di tale attività per un tempo 
da uno a dieci anni. 
3 Se alcuno è stato condannato a una pena detentiva superiore a sei 
mesi, a una pena pecuniaria di oltre 180 aliquote giornaliere o a una 
delle misure di cui agli articoli 59–61 o 64 per aver commesso uno dei 
reati seguenti, il giudice gli interdice per dieci anni lʼesercizio di 
qualsiasi attività professionale o extraprofessionale organizzata impli-
cante un contatto regolare con minorenni: 

a. tratta di esseri umani (art. 182), coazione sessuale (art. 189), 
violenza carnale (art. 190), atti sessuali con persone incapaci 
di discernimento o inette a resistere (art. 191), atti sessuali con 
persone ricoverate, detenute od imputate (art. 192), sfrutta-
mento dello stato di bisogno (art. 193) o promovimento della 
prostituzione (art. 195), se la vittima è minorenne; 

b. atti sessuali con fanciulli (art. 187) o atti sessuali con persone 
dipendenti (art. 188); 

c. pornografia qualificata (art. 197 n. 3), se gli oggetti o le rap-
presentazioni vertono su atti sessuali con fanciulli.  

4 Se alcuno è stato condannato a una pena detentiva superiore a sei 
mesi, a una pena pecuniaria di oltre 180 aliquote giornaliere o a una 
delle misure di cui agli articoli 59–61 o 64 per aver commesso uno dei 
reati seguenti su un maggiorenne particolarmente vulnerabile, il giudi-
ce gli interdice per dieci anni lʼesercizio di qualsiasi attività professio-
nale o extraprofessionale organizzata implicante un contatto regolare 
con maggiorenni particolarmente vulnerabili: tratta di esseri umani 
(art. 182), coazione sessuale (art. 189), violenza carnale (art. 190), atti 
sessuali con persone incapaci di discernimento o inette a resistere 
(art. 191), atti sessuali con persone ricoverate, detenute od imputate 
(art. 192), sfruttamento dello stato di bisogno (art. 193) o promovi-
mento della prostituzione (art. 195).  
5 Se lʼautore è condannato nel medesimo procedimento a una pena o 
misura per aver commesso più reati, il giudice stabilisce quale parte 
della pena o quale misura è inflitta per un reato passibile dellʼinterdi-
zione di esercitare unʼattività. Tale parte della pena, la misura e il 
reato sono determinanti per stabilire se pronunciare unʼinterdizione di 
esercitare unʼattività secondo il capoverso 1, 2, 3 o 4. Le parti di pena 
inflitte per più reati passibili di interdizione sono addizionate. È possi-
bile pronunciare più interdizioni di esercitare unʼattività.  
6 Il giudice può pronunciare le interdizioni di cui ai capoversi 2, 3 e 4 
a vita, se vi è da attendersi che una durata di dieci anni non sia suffi-
ciente a garantire che lʼautore non costituisca più un pericolo. Su 
proposta dellʼautorità di esecuzione, il giudice può prorogare di volta 
in volta di cinque anni al massimo le interdizioni di durata determinata 
di cui ai capoversi 2, 3 e 4, se è necessario per trattenere lʼautore dal 
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commettere un nuovo crimine o delitto analogo a quello che ha deter-
minato lʼinterdizione.  
7 Il giudice può ordinare unʼassistenza riabilitativa per la durata 
dellʼinterdizione. Ordina in ogni caso tale assistenza se è stata pronun-
ciata unʼinterdizione in seguito a un reato di cui al capoverso 3 o 4.  

Art. 67a 
1 Sono considerate attività professionali ai sensi dellʼarticolo 67 le 
attività svolte nellʼesercizio, a titolo principale o accessorio, di una 
professione, di unʼindustria o di un commercio. Sono considerate at-
tività extraprofessionali organizzate le attività svolte senza scopo di 
lucro o senza prevalente scopo di lucro nellʼambito di unʼassociazione 
o di unʼaltra organizzazione. 
2 Lʼinterdizione ai sensi dellʼarticolo 67 vieta allʼautore di esercitare 
attività a titolo indipendente o in veste di organo di una persona giuri-
dica o di una società commerciale, nonché di mandatario o rappresen-
tante di terzi, come pure di farle esercitare da una persona sottoposta 
alle sue istruzioni. 
3 Se sussiste il rischio che lʼautore abusi della sua attività per commet-
tere reati anche se sottoposto alle istruzioni e al controllo di un supe-
riore o di un sorvegliante, lʼinterdizione verte sulla totalità dellʼattività 
considerata.  
4 Le interdizioni di cui allʼarticolo 67 capoversi 3 e 4 vertono sempre 
sulla totalità dellʼattività considerata.  

Art. 67b 
1 Se alcuno ha commesso un crimine o un delitto contro una o più 
persone determinate o contro i membri di un gruppo determinato e 
sussiste il rischio che commetta altri crimini o delitti nel caso in cui 
abbia contatti con tali persone, il giudice può pronunciare nei suoi 
confronti un divieto di avere contatti e di accedere ad aree determinate 
per un tempo di cinque anni al massimo. 
2 Pronunciando il divieto di avere contatti e di accedere ad aree deter-
minate il giudice può vietare allʼautore di: 

a. mettersi in contatto, direttamente o tramite terzi, con una o più 
persone determinate o con i membri di un gruppo determinato, 
in particolare per telefono, per scritto o per via elettronica, im-
piegarle, alloggiarle, formarle, sorvegliarle, curarle o frequen-
tarle in altro modo; 

b. avvicinarsi a una determinata persona o accedere a un perime-
tro determinato attorno alla sua abitazione; 

Contenuto e 
portata 

b. Divieto di 
avere contatti e 
di accedere ad 
aree determinate 
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c. trattenersi in determinati luoghi, in particolare vie, piazze o 
quartieri. 

3 Per eseguire il divieto, lʼautorità competente può impiegare apparec-
chi tecnici fissati sullʼautore. Tali apparecchi possono servire in parti-
colare a localizzare lʼautore. 
4 Il giudice può ordinare unʼassistenza riabilitativa per la durata del 
divieto. 
5 Se necessario per trattenere lʼautore dal commettere nuovi crimini o 
delitti contro un minorenne o una persona particolarmente vulnerabile, 
su proposta dellʼautorità di esecuzione il giudice può prorogare il 
divieto di volta in volta per cinque anni al massimo. 

Art. 67c  
1 Lʼinterdizione o il divieto ha effetto dal giorno in cui la sentenza 
passa in giudicato. 
2 La durata dellʼesecuzione di una pena detentiva o di una misura 
privativa della libertà (art. 59–61 e 64) non è computata nella durata 
dellʼinterdizione o del divieto. 
3 Se lʼautore non ha superato il periodo di prova, con conseguente 
revoca della sospensione condizionale della pena detentiva ovvero  
ripristino di una pena o di una misura, la durata dellʼinterdizione o del 
divieto si conta soltanto dal giorno della liberazione condizionale o 
definitiva ovvero da quello in cui la sanzione è stata soppressa o 
condonata. 
4 Se lʼautore ha superato con successo il periodo di prova, lʼautorità 
competente decide se lʼinterdizione di cui allʼarticolo 67 capoverso 1 
o il divieto di cui allʼarticolo 67b debbano essere attenuati quanto a 
durata e contenuto oppure soppressi.  
5 Lʼautore può chiedere allʼautorità competente di ridurre la durata o 
attenuare il contenuto di unʼinterdizione o di un divieto oppure di 
sopprimerli: 

a. dopo almeno due anni di esecuzione, nel caso di unʼinterdi-
zione di cui allʼarticolo 67 capoverso 1 o di un divieto di cui 
allʼarticolo 67b; 

b. trascorsa la metà della durata dellʼinterdizione, ma dopo alme-
no tre anni di esecuzione, nel caso di unʼinterdizione di durata 
determinata di cui allʼarticolo 67 capoverso 2;  

c. dopo almeno cinque anni di esecuzione, nel caso di unʼinter-
dizione di durata determinata di cui allʼarticolo 67 capoverso 3 
o 4;  

c. Disposizioni 
comuni.  
Esecuzione 
dellʼinterdizione 
o del divieto 
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d. dopo almeno dieci anni di esecuzione, nel caso di unʼinterdi-
zione a vita di cui allʼarticolo 67 capoverso 2, 3 o 4.  

6 Nei casi di cui al capoverso 4 o 5, lʼautorità competente sopprime 
lʼinterdizione o il divieto se non vi è da temere che lʼautore commetta 
altri crimini o delitti nellʼesercizio dellʼattività in questione o nel caso 
in cui abbia contatti con determinate persone o con i membri di un 
gruppo determinato e se lʼautore ha, per quanto si potesse ragionevol-
mente pretendere, risarcito il danno da lui causato. 
7 Se il condannato disattende unʼinterdizione di esercitare unʼattività o 
un divieto di avere contatti e di accedere ad aree determinate o si 
sottrae allʼassistenza riabilitativa connessa o se tale assistenza si rivela 
inattuabile o non più necessaria, lʼautorità competente ne riferisce al 
giudice o alle autorità di esecuzione. Il giudice o lʼautorità di esecu-
zione può porre fine allʼassistenza riabilitativa o disporne una nuova. 
8 Se il condannato si sottrae allʼassistenza riabilitativa durante un 
periodo di prova, è applicabile lʼarticolo 95 capoversi 4 e 5. 
9 Se, durante il periodo di prova, il condannato disattende unʼinter-
dizione di esercitare unʼattività o un divieto di avere contatti e di 
accedere ad aree determinate, sono applicabili lʼarticolo 294 e le 
disposizioni sulla revoca della sospensione condizionale totale o 
parziale della pena, nonché sul ripristino dellʼesecuzione della pena o 
della misura. 

Art. 67d  
1 Se durante lʼesecuzione di unʼinterdizione di esercitare unʼattività 
o  di un divieto di avere contatti e di accedere ad aree determinate 
si  constata che lʼautore adempie le condizioni per unʼestensione del-
lʼinterdizione o del divieto o per unʼinterdizione o un divieto aggiunti-
vi, il giudice può ordinarli a posteriori su proposta dellʼautorità di 
esecuzione. 
2 Se durante lʼesecuzione di una pena detentiva o di una misura priva-
tiva della libertà si constata che lʼautore adempie le condizioni per 
unʼinterdizione di cui allʼarticolo 67 capoverso 1 o 2 oppure per un 
divieto di cui allʼarticolo 67b, il giudice può ordinarli a posteriori su 
proposta dellʼautorità di esecuzione. 

Art. 67e  

Ex art. 67b 

Art. 95 cpv. 1, primo periodo, e cpv. 3  
1 Prima di decidere circa lʼassistenza riabilitativa e le norme di con-
dotta, il giudice e lʼautorità preposta allʼesecuzione delle pene possono 

Modifica o 
pronuncia a 
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unʼinterdizione  
o di un divieto 
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chiedere una relazione allʼautorità cui competono lʼassistenza mede-
sima, il controllo delle norme di condotta o lʼesecuzione dellʼinter-
dizione di esercitare unʼattività o del divieto di avere contatti e di 
accedere ad aree determinate. … 
3 Concerne soltanto il testo francese 

Art. 105 cpv. 3 
3 Le misure privative della libertà (art. 59–61 e 64), lʼinterdizione di 
esercitare unʼattività (art. 67), il divieto di avere contatti e di accedere 
ad aree determinate (art. 67b) nonché la pubblicazione della sentenza 
(art. 68) sono ammessi soltanto nei casi espressamente previsti dalla 
legge. 

Art. 187 n. 3 

3.  Se il colpevole, al momento dellʼatto o del primo atto, non aveva 
ancora compiuto ventʼanni e sussistono circostanze particolari o se la 
vittima ha contratto con lui matrimonio o unʼunione domestica regi-
strata, lʼautorità competente può prescindere dal procedimento penale, 
dal rinvio a giudizio o dalla punizione. 

Art. 294 
1 Chiunque esercita unʼattività il cui esercizio gli è stato interdetto 
conformemente allʼarticolo 67, allʼarticolo 50 del Codice penale mili-
tare del 13 giugno 19273 (CPM) o allʼarticolo 16a DPMin4, è punito 
con una pena detentiva sino ad un anno o con una pena pecuniaria. 
2 Chiunque si mette in contatto con una o più persone determinate o 
con i membri di un gruppo determinato, vi si avvicina o si trattiene in 
determinati luoghi sebbene un divieto di avere contatti e di accedere 
ad aree determinate ai sensi dellʼarticolo 67b, dellʼarticolo 50b CPM o 
dellʼarticolo 16a DPMin glielo vieti, è punito con una pena detentiva 
sino ad un anno o con una pena pecuniaria. 

Art. 295  

Chiunque si sottrae allʼassistenza riabilitativa o disattende le norme di 
condotta impartite dal giudice o dallʼautorità di esecuzione è punito 
con la multa. 
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Art. 366 cpv. 3 e 3bis 
3 Le sentenze pronunciate contro minori per un crimine o un delitto 
sono iscritte se la sanzione inflitta è: 

a. una privazione della libertà (art. 25 DPMin5); 

b. un collocamento (art. 15 DPMin);  

c. un trattamento ambulatoriale (art. 14 DPMin); o 

d. unʼinterdizione di esercitare unʼattività o un divieto di avere 
contatti e di accedere ad aree determinate (art. 16a DPMin). 

3bis Le sentenze pronunciate contro minori per una contravvenzione 
sono iscritte se la sanzione inflitta è unʼinterdizione di esercitare 
unʼattività o un divieto di avere contatti e di accedere ad aree determi-
nate (art. 16a DPMin). 

Art. 369 cpv. 4ter 
4ter Le condanne unicamente a una misura secondo gli articoli 66 ca-
poverso 1, 67 capoverso 1 o 67e oppure gli articoli 48, 50 capoverso 1 
o 50e CPM6 sono eliminate dʼufficio dopo dieci anni. 

Art. 369a  

Le sentenze che contengono unʼinterdizione di esercitare unʼattività o 
un divieto di avere contatti e di accedere ad aree determinate secondo 
gli articoli 67 capoverso 2, 3 o 4 o 67b oppure secondo gli articoli 50 
capoversi 2, 3 o 4 o 50b CPM7 o lʼarticolo 16a DPMin8 sono elimina-
te dopo dieci anni dalla fine dellʼinterdizione o del divieto. Fanno 
stato i termini di cui allʼarticolo 369, se sono più lunghi.  

Art. 371, titolo marginale, e cpv. 1 
1 Ognuno può chiedere al Casellario giudiziale centrale svizzero un 
estratto scritto delle iscrizioni che lo concernono. Nellʼestratto figura-
no le sentenze pronunciate per crimini e delitti; le condanne per con-
travvenzioni vi figurano soltanto se è stata pronunciata unʼinterdizione 
di esercitare unʼattività o un divieto di avere contatti e di accedere ad 
aree determinate secondo gli articoli 67 o 67b, secondo gli articoli 50 
o 50b CPM9 o secondo lʼarticolo 16a DPMin10. 
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Art. 371a  
1 Chiunque si candida per unʼattività professionale o per unʼattività 
extraprofessionale organizzata implicante il contatto regolare con mi-
norenni o altre persone particolarmente vulnerabili o esercita una 
siffatta attività può chiedere al casellario giudiziale un estratto specifi-
co delle iscrizioni che lo concernono. 
2 Alla domanda deve allegare unʼattestazione scritta del datore di 
lavoro o dellʼorganizzazione che esige la presentazione dellʼestratto 
specifico per privati, nella quale si conferma che: 

a. il richiedente si candida per unʼattività di cui al capoverso 1 o 
svolge tale attività; e 

b. il richiedente deve presentare lʼestratto specifico per privati 
per svolgere una nuova attività o per continuare a svolgere 
lʼattività considerata. 

3 Nellʼestratto specifico per privati figurano: 

a. le sentenze che contengono unʼinterdizione di esercitare unʼat-
tività secondo lʼarticolo 67 capoversi 2, 3 o 4 oppure lʼarti-
colo 50 capoversi 2, 3 o 4 CPM11;  

b. le sentenze che contengono un divieto di avere contatti e di 
accedere ad aree determinate secondo lʼarticolo 67b o lʼarti-
colo 50b CPM, se tale divieto è stato pronunciato a tutela di 
minorenni o di altre persone particolarmente vulnerabili; 

c. le sentenze emanate nei confronti di minori che contengono 
unʼinterdizione di esercitare unʼattività secondo lʼarticolo 16a 
capoverso 1 DPMin12 o un divieto di avere contatti e di acce-
dere ad aree determinate secondo lʼarticolo 16a capoverso 2 
DPMin, pronunciati a tutela di minori o di altre persone parti-
colarmente vulnerabili. 

4 Una sentenza contenente unʼinterdizione o un divieto ai sensi del 
capoverso 3 figura nellʼestratto specifico per privati fintanto che 
lʼinterdizione o il divieto ha effetto. 
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2. Codice penale militare del 13 giugno 192713 

Ingresso, primo comma 

visti gli articoli 60 e 123 capoversi 1 e 3 della Costituzione federale14; 

Art. 50 
1 Se alcuno, nellʼesercizio di unʼattività professionale o extraprofes-
sionale organizzata, ha commesso un crimine o un delitto per il quale 
è stato condannato a una pena detentiva superiore a sei mesi o a una 
pena pecuniaria di oltre 180 aliquote giornaliere, e sussiste il rischio 
che abusi della sua attività per commettere altri crimini o delitti, il 
giudice può interdirgli in tutto o in parte lʼesercizio di tale attività o di 
altre attività analoghe per un tempo da sei mesi a cinque anni. 
2 Se alcuno ha commesso un crimine o un delitto contro un minorenne 
o contro unʼaltra persona particolarmente vulnerabile e sussiste il 
rischio che commetta altri reati analoghi nellʼesercizio di unʼattività 
professionale o extraprofessionale organizzata implicante un contatto 
regolare con minorenni o con altre persone particolarmente vulnerabi-
li, il giudice può interdirgli lʼesercizio di tale attività per un tempo da 
uno a dieci anni. 
3 Se alcuno è stato condannato a una pena detentiva superiore a sei 
mesi, a una pena pecuniaria di oltre 180 aliquote giornaliere o a una 
misura ai sensi degli articoli 59–61 o 64 del Codice penale svizzero15 
per aver commesso uno dei reati seguenti, il giudice gli interdice per 
dieci anni lʼesercizio di qualsiasi attività professionale o extraprofes-
sionale organizzata implicante un contatto regolare con minori: 

a. coazione sessuale (art. 153), violenza carnale (art. 154), atti 
sessuali con persone incapaci di discernimento o inette a resi-
stere (art. 155), abuso della posizione militare (art. 157), se la 
vittima è minorenne; 

b. atti sessuali con fanciulli (art. 156).  
4 Se alcuno è stato condannato a una pena detentiva superiore a sei 
mesi, a una pena pecuniaria di oltre 180 aliquote giornaliere o a una 
delle misure di cui agli articoli 59–61 o 64 del Codice penale svizzero 
per aver commesso uno dei reati seguenti su un maggiorenne partico-
larmente vulnerabile, il giudice gli interdice per dieci anni lʼesercizio 
di qualsiasi attività professionale o extraprofessionale organizzata 
implicante un contatto regolare con maggiorenni particolarmente 
vulnerabili: coazione sessuale (art. 153), violenza carnale (art. 154), 
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atti sessuali con persone incapaci di discernimento o inette a resistere 
(art. 155), abuso della posizione militare (art. 157). 
5 Se lʼautore è condannato nel medesimo procedimento a una pena o 
misura per aver commesso più reati, il giudice stabilisce quale parte 
della pena o quale misura è inflitta per un reato passibile dellʼinter-
dizione di esercitare unʼattività. Tale parte della pena, la misura e il 
reato sono determinanti per stabilire se pronunciare unʼinterdizione di 
esercitare unʼattività secondo il capoverso 1, 2, 3 o 4. Le parti di pena 
inflitte per più reati passibili di interdizione sono addizionate. È possi-
bile pronunciare più interdizioni di esercitare unʼattività.  
6 Il giudice può pronunciare le interdizioni ai sensi dei capoversi 2, 3 
e 4 a vita, se vi è da attendersi che una durata di dieci anni non sia 
sufficiente a garantire che lʼautore non costituisca più un pericolo. Su 
proposta dellʼautorità di esecuzione, il giudice può prorogare di volta 
in volta di cinque anni al massimo le interdizioni di durata determinata 
di cui ai capoversi 2, 3 e 4, se è necessario per trattenere lʼautore dal 
commettere un nuovo crimine o delitto analogo a quello che ha deter-
minato lʼinterdizione.  
7 Il giudice può ordinare unʼassistenza riabilitativa per la durata del-
lʼinterdizione. Ordina in ogni caso tale assistenza se è stata pronuncia-
ta unʼinterdizione in seguito a un reato di cui al capoverso 3 o 4.  

Art. 50a 
1 Sono considerate attività professionali ai sensi dellʼarticolo 50 le 
attività svolte nellʼesercizio, a titolo principale o accessorio, di una 
professione, di unʼindustria o di un commercio. Sono considerate at-
tività extraprofessionali organizzate le attività svolte senza scopo di 
lucro o senza prevalente scopo di lucro nellʼambito di unʼassociazione 
o di unʼaltra organizzazione. 
2 Lʼinterdizione ai sensi dellʼarticolo 50 vieta allʼautore di esercitare 
attività a titolo indipendente o in veste di organo di una persona giuri-
dica o di una società commerciale, nonché di mandatario o rappresen-
tante di terzi, come pure di farle esercitare da una persona sottoposta 
alle sue istruzioni. 
3 Se sussiste il rischio che lʼautore abusi della sua attività per commet-
tere reati anche se sottoposto alle istruzioni e al controllo di un supe-
riore o di un sorvegliante, lʼinterdizione verte sulla totalità dellʼattività 
considerata.  
4 Le interdizioni di cui allʼarticolo 50 capoversi 3 e 4 vertono sempre 
sulla totalità dellʼattività considerata.  

Contenuto e 
portata 
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Art. 50b  
1 Se alcuno ha commesso un crimine o un delitto contro una o più 
persone determinate o contro i membri di un gruppo determinato e 
sussiste il rischio che commetta altri crimini o delitti nel caso in cui 
abbia contatti con tali persone, il giudice può pronunciare nei suoi 
confronti un divieto di avere contatti o di accedere ad aree determinate 
per un tempo di cinque anni al massimo. 
2 Pronunciando il divieto di avere contatti o di accedere ad aree deter-
minate il giudice può vietare allʼautore di: 

a. mettersi in contatto direttamente o tramite terzi con una o più 
persone determinate o con i membri di un gruppo determinato, 
in particolare per telefono, per scritto o per via elettronica, im-
piegarle, alloggiarle, formarle, sorvegliarle, curarle o frequen-
tarle in altro modo; 

b. avvicinarsi a una determinata persona o accedere a un perime-
tro determinato attorno alla sua abitazione; 

c. trattenersi in determinati luoghi, in particolare vie, piazze o 
quartieri. 

3 Per eseguire il divieto, lʼautorità competente può impiegare apparec-
chi tecnici fissati sullʼautore. Tali apparecchi possono servire in parti-
colare a localizzare lʼautore. 
4 Il giudice può ordinare unʼassistenza riabilitativa per la durata del 
divieto. 
5 Se necessario per trattenere lʼautore dal commettere nuovi crimini o 
delitti contro un minorenne o una persona particolarmente vulnerabile, 
su proposta dellʼautorità di esecuzione il giudice può prorogare il 
divieto di volta in volta per cinque anni al massimo. 

Art. 50c  
1 Lʼinterdizione o il divieto ha effetto dal giorno in cui la sentenza 
passa in giudicato. 
2 La durata dellʼesecuzione di una pena detentiva o di una misura 
privativa della libertà (art. 59–61 e 64 del Codice penale svizzero16) 
non è computata nella durata dellʼinterdizione o del divieto. 
3 Se lʼautore non ha superato il periodo di prova, con conseguente 
revoca della sospensione condizionale della pena detentiva ovvero 
ripristino di una pena o di una misura, la durata dellʼinterdizione o del 
divieto si conta soltanto dal giorno della liberazione condizionale o 
definitiva, ovvero da quello in cui la sanzione è stata soppressa o 
condonata. 
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4 Se lʼautore ha superato con successo il periodo di prova, lʼautorità 
competente decide se lʼinterdizione di cui allʼarticolo 50 capoverso 1 
o il divieto di cui allʼarticolo 50b debbano essere attenuati quanto a 
durata e contenuto oppure soppressi. 
5 Lʼautore può chiedere allʼautorità competente di ridurre la durata o 
attenuare il contenuto di unʼinterdizione o di un divieto oppure di 
sopprimerli: 

a. dopo almeno due anni di esecuzione, nel caso di unʼinter-
dizione di cui allʼarticolo 50 capoverso 1 o di un divieto di cui 
allʼarticolo 50b; 

b. trascorsa la metà della durata dellʼinterdizione, ma dopo alme-
no tre anni di esecuzione, nel caso di unʼinterdizione di durata 
determinata di cui allʼarticolo 50 capoverso 2;  

c. dopo almeno cinque anni di esecuzione, nel caso di unʼinter-
dizione di durata determinata di cui allʼarticolo 50 capoverso 3  
o 4;  

d. dopo almeno dieci anni di esecuzione, nel caso di unʼinterdi-
zione a vita di cui allʼarticolo 50 capoverso 2, 3 o 4.  

6 Nei casi di cui al capoverso 4 o 5, lʼautorità competente sopprime 
lʼinterdizione o il divieto se non vi è da temere che lʼautore commetta 
altri crimini o delitti nellʼesercizio dellʼattività in questione o nel caso 
in cui abbia contatti con determinate persone o con i membri di un 
gruppo determinato e se lʼautore ha, per quanto si potesse ragionevol-
mente pretendere, risarcito il danno da lui causato. 
7 Se il condannato disattende unʼinterdizione di esercitare unʼattività o 
un divieto di avere contatti e di accedere ad aree determinate oppure si 
sottrae allʼassistenza riabilitativa connessa o se tale assistenza si rivela 
inattuabile o non più necessaria, lʼautorità competente ne riferisce al 
giudice o alle autorità di esecuzione. Il giudice o lʼautorità di esecu-
zione può porre fine allʼassistenza riabilitativa o disporne una nuova. 
8 Se il condannato si sottrae allʼassistenza riabilitativa durante un 
periodo di prova, è applicabile lʼarticolo 95 capoversi 4 e 5 del Codice 
penale svizzero. 
9 Se, durante il periodo di prova, il condannato disattende unʼinterdi-
zione di esercitare unʼattività o un divieto di avere contatti e di acce-
dere ad aree determinate, sono applicabili lʼarticolo 294 e le disposi-
zioni sulla revoca della sospensione condizionale totale o parziale 
della pena, nonché sul ripristino dellʼesecuzione della pena o della 
misura. 
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Art. 50d  
1 Se durante lʼesecuzione di unʼinterdizione di esercitare unʼattività 
o  di un divieto di avere contatti e di accedere ad aree determinate 
si  constata che lʼautore adempie le condizioni per unʼestensione del-
lʼinterdizione o del divieto o per unʼinterdizione o un divieto aggiunti-
vi, il giudice può ordinarli a posteriori su proposta dellʼautorità di 
esecuzione. 
2 Se durante lʼesecuzione di una pena detentiva o di una misura priva-
tiva della libertà si constata che lʼautore adempie le condizioni per 
unʼinterdizione di cui allʼarticolo 50 capoverso 1 o 2 oppure per un 
divieto di cui allʼarticolo 50b, il giudice può ordinarli a posteriori su 
proposta dellʼautorità di esecuzione. 

Art. 50e 

Ex art. 50abis 

Art. 50f 

Ex art. 50b 

Art. 60b cpv. 3 
3 Le misure privative della libertà (art. 59–61 e 64 del Codice penale 
svizzero17), lʼinterdizione di esercitare unʼattività (art. 50), il divieto di 
avere contatti e di accedere ad aree determinate (art. 50b) nonché la 
pubblicazione della sentenza (art. 50f) sono ammessi soltanto nei casi 
espressamente previsti dalla legge. 

3. Diritto penale minorile del 20 giugno 200318 

Art. 16a  Interdizione di esercitare unʼattività e divieto di avere  
 contatti e di accedere ad aree determinate 

1 Lʼautorità giudicante può vietare al minore di esercitare determinate attività pro-
fessionali o extraprofessionali organizzate, se sussiste il rischio che abusi di tali 
attività per commettere reati sessuali su minori o su altre persone particolarmente 
vulnerabili. 
2 Se sussiste il rischio che il minore commetta reati nel caso in cui abbia contatti con 
persone determinate o con i membri di un gruppo determinato, lʼautorità giudicante 
può vietargli di avere contatti con tali persone o di trattenersi in determinati luoghi. 
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3 Lʼautorità dʼesecuzione designa una persona idonea che accompagni il minore 
durante unʼinterdizione o un divieto e le faccia rapporto. 
4 Per eseguire il divieto o lʼinterdizione di cui al capoverso 2, lʼautorità dʼesecuzione 
può impiegare apparecchi tecnici fissati sul minore. Tali apparecchi possono servire 
in particolare a localizzare il minore. 

Art. 19 cpv. 4  
4 Qualora la soppressione di unʼinterdizione o di un divieto secondo lʼarticolo 16a 
comporti gravi svantaggi per la sicurezza altrui, lʼautorità dʼesecuzione chiede per 
tempo al giudice del domicilio del minore di stabilire se siano adempiuti i pre-
supposti di unʼinterdizione o di un divieto ai sensi degli articoli 67 o 67b CP19. In 
caso affermativo, il giudice pronuncia unʼinterdizione o un divieto conformemente 
al diritto applicabile agli adulti. Se sono adempiuti i presupposti per unʼinterdizione 
secondo lʼarticolo 67 capoverso 3 o 4 CP, il giudice fissa una durata dellʼinterdi-
zione compresa tra uno e dieci anni. 

II 

Modifica del diritto vigente 

La modifica del diritto vigente è disciplinata nellʼallegato. 

III 

1 La presente legge sottostà a referendum facoltativo. 
2 Il Consiglio federale ne determina lʼentrata in vigore. 

Consiglio nazionale, 13 dicembre 2013 Consiglio degli Stati, 13 dicembre 2013 

Il presidente: Ruedi Lustenberger 
Il segretario: Pierre-Hervé Freléchoz 

Il presidente: Hannes Germann 
La segretaria: Martina Buol 

Data della pubblicazione: 27 dicembre 201320 

Termine di referendum: 6 aprile 2014 
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Allegato 
(cifra II) 

Modifica del diritto vigente 

Le leggi federali qui appresso sono modificate come segue: 

1. Codice di procedura penale21 

Art. 214 cpv. 4, primo periodo 
4 La vittima viene informata in merito alla disposizione o alla revoca della carce-
razione preventiva o di sicurezza e di una misura sostitutiva di cui allʼarticolo 237 
capoverso 2 lettera c o g come pure circa unʼeventuale fuga dellʼimputato, eccetto 
che vi abbia espressamente rinunciato. … 

Art. 352 cpv. 2 
2 Ciascuna delle pene di cui al capoverso 1 può essere cumulata con una misura di 
cui agli articoli 66 e 67e–73 CP22. 

Art. 374 cpv. 1 
1 Se lʼimputato non è penalmente imputabile e se lʼapplicazione degli articoli 19 
capoverso 4 o 263 CP23 non entra in considerazione, il pubblico ministero propone 
per scritto al tribunale di primo grado una misura di cui agli articoli 59–61, 63, 64, 
67, 67b o 67e CP, senza prima abbandonare il procedimento per incapacità penale 
dellʼimputato. 

2. Procedura penale minorile del 20 marzo 200924 

Art. 26 cpv. 1 lett. c 
1 Lʼautorità inquirente è competente per ordinare: 

c. le misure protettive cautelari di cui agli articoli 12–15 e 16a DPMin25; 
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3. Procedura penale militare del 23 marzo 197926 

Art. 119 cpv. 2 lett. e 
2 La procedura del decreto dʼaccusa non ha luogo: 

e. se entra in linea di conto una degradazione (art. 35 CPM), unʼesclusione 
dallʼesercito (art. 48 e 49 CPM) o una misura secondo gli articoli 47, 50 
o 50b CPM. 

4. Legge del 20 giugno 200327 sui profili del DNA 

Art. 16 cpv. 1 lett. l 
1 LʼUfficio federale cancella i profili del DNA di una persona allestiti giusta gli 
articoli 3 e 5: 

l. dieci anni dopo la fine dellʼinterdizione di esercitare unʼattività o del divieto 
di avere contatti e di accedere ad aree determinate ai sensi degli articoli 67 
e 67b CP28, 50 e 50b del Codice penale militare del 13 giugno 192729 o 16a 
DPMin, fatta salva una cancellazione successiva secondo il capoverso 4. 

  

26 RS 322.1 
27 RS 363 
28 RS 311.0 
29 RS 321.0 
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